Landesentwicklungsplan 2013

Verordnung
der Sachsischen Staatsregierung
uber den Landesentwicklungsplan Sachsen
(Landesentwicklungsplan 2013 - LEP 2013) 1

Vom 14. August 2013

Aufgrund von § 7 Abs. 1 des Gesetzes zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen
(Landesplanungsgesetz - SachsLPIG) vom 11. Juni 2010 (SachsGVBI. S. 174), das zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (SachsGVBI. S. 451, 468) geandert worden ist, wird verordnet:

§1
Landesentwicklungsplan

Der Landesentwicklungsplan 2013 (LEP 2013) wird gemaR Anlage erlassen.

§2
Inkrafttreten und AuBBerkrafttreten

!Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiindung in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung der
Sachsischen Staatsregierung Uber den Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP 2003) vom
16. Dezember 2003 (SachsGVBI. S. 915) aulRer Kraft.

Dresden, den 14. August 2013

Der Ministerprasident
Stanislaw Tillich

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig

Anlage
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Einleitung

Rechtsgrundlagen, Aufgabe und Inhalt des Landesentwicklungsplanes

Der Landesentwicklungsplan ist das zusammenfassende, Uberdrtliche und fachUbergreifende
landesplanerische Gesamtkonzept der Staatsregierung zur raumlichen Ordnung und Entwicklung des
Freistaates Sachsen. Im Landesentwicklungsplan sind die Ziele und Grundsatze der Raumordnung fir die
raumliche Ordnung und Entwicklung des Freistaates Sachsen auf der Grundlage einer Bewertung des
Zustandes von Natur und Landschaft sowie der Raumentwicklung festgelegt.

Die Staatsregierung ist verpflichtet, den fir einen mittelfristigen Zeitraum zu erstellenden
Landesentwicklungsplan durch Fortschreibung an die zwischenzeitlichen Entwicklungen anzupassen. Der
Landesentwicklungsplan wird als Rechtsverordnung der Staatsregierung beschlossen.

Flr das Aufstellungsverfahren des Landesentwicklungsplanes als Raumordnungsplan gelten die
Bestimmungen des Gesetzes zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen
(Landesplanungsgesetz - SachsLPIG) vom 11. Juni 2010 (SachsGVBI. S. 174), zuletzt gedndert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (SachsGVBI. S. 451, 468), und des Raumordnungsgesetzes (
ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2986), zuletzt gedndert durch Artikel 9 des Gesetzes vom

31. Juli2009 (BGBLI. | S. 2585, 2617), insbesondere § 6 SachsLPIG sowie §§ 9 und 10 ROG.

Ein wesentlicher inhaltlicher MaBstab fur die Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes sind die in § 2
Abs. 2 ROG festgelegten (bundesweiten) Grundsatze der Raumordnung, die im Sinne der Leitvorstellung
einer nachhaltigen Raumentwicklung anzuwenden und, soweit dies erforderlich ist, durch Festlegungen in
den Raumordnungsplanen der Lander zu konkretisieren sind.

Mit dem Landesentwicklungsplan 2013 (LEP 2013) wird der von der Staatsregierung am

16. Dezember 2003 als Rechtsverordnung beschlossene Landesentwicklungsplan Sachsen (LEP 2003)
fortgeschrieben. Aus diesem wurden die zur Zeit der Fortschreibung geltenden Regionalplane entwickelt.
Die aus den Jahren 2001 bis 2003 stammenden planerischen Grundlagen fir den LEP 2003 haben sich
geandert und sind der fortschreitenden Entwicklung und den neuen Herausforderungen anzupassen.
Der Landesentwicklungsplan steht im engen Zusammenhang mit dem Landesverkehrsplan Sachsen 2025
(www.verkehr. sachsen.de/8510.html). Der Landesverkehrsplan ist der Fachplan fur die Entwicklung der
einzelnen Verkehrstrager und die Entwicklung des Gesamtverkehrssystems in Sachsen. Soweit die darin
vorgesehenen Projekte einer raumordnerischen Sicherung bedlrfen, werden diesbezlglich Regelungen im
Landesentwicklungsplan getroffen. Der 1999 in Kraft getretene, als Raumordnungsplan aufgestellte
Fachliche Entwicklungsplan Verkehr (FEV), ist nach § 20 SachsLPIG am 31. Dezember 2011 ausgelaufen.
Das unter Gliederungspunkt | verankerte Leitbild fUr die Entwicklung des Freistaates Sachsen als Lebens-,
Kultur- und Wirtschaftsraum entwirft eine raumliche Gesamtvision zu wesentlichen Aspekten der
raumlichen Entwicklung, die MalRstab und strategische Zielrichtung flir die Inhalte der konkreten Ziele und
Grundsatze des Landesentwicklungsplanes sind. Das Leitbild und der Landesentwicklungsplan insgesamt
sind, wie die derzeitige 5. Regionalisierte Bevolkerungsprognose, auf den Zeithorizont 2025 ausgerichtet.
Die der Fortschreibung zu Grunde liegenden neuen Herausforderungen flr die nachhaltige
Raumentwicklung im Freistaat Sachsen sind unter Gliederungspunkt Il ausgefuhrt.

Der Gliederungspunkt Il enthalt die textlichen Festlegungen der Raumordnung (Ziele und Grundsatze der
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Raumordnung) flr den Freistaat Sachsen einschlieBlich deren Begrindungen. Ziele der Raumordnung sind
gekennzeichnet mit Z. Grundsatze der Raumordnung sind gekennzeichnet mit G.

Dem Textteil des Landesentwicklungsplanes sind ein Abklrzungsverzeichnis sowie ein Glossar mit
Erlduterungen zu wesentlichen im Plan verwendeten Fachbegriffen der Raumordnung beigeftgt.

Der Gliederungspunkt IV enthalt die Zusammenfassende Erklarung, die dem Landesentwicklungsplan nach
§ 11 Abs. 3 ROG beizufligen ist (siehe Umweltprifung).

Der Kartenteil (Anlagen zu Ill) enthalt die Karten 1, 3, 4 und 5 mit zeichnerischen Festlegungen. Die
Erlduterungskarten (Karten 2 und 6 bis 11), die den gegenwartigen Stand der Fachdaten, insbesondere flr
die ErfUllung der im Landesentwicklungsplan festgelegten Auftrage an die Trager der Regionalplanung,
darstellen, dienen lediglich der Veranschaulichung. Bei der konkreten Umsetzung sind die dann aktuellen
Daten des jeweiligen Fachinformationssystems heranzuziehen. DarUber hinaus ist eine Karte (Karte 12) mit
der Abgrenzung des sorbischen Siedlungsgebietes und den sorbischen Gemeindenamen beigefigt.

Primarintegration des Landschaftsprogramms

Nach dem Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege im Freistaat Sachsen (Sachsisches
Naturschutzgesetz - SachsNatSchG) vom 6. Juni 2013 (SachsGVBI. S. 451) Ubernimmt der
Landesentwicklungsplan die Funktion des Landschaftsprogramms. Durch die frihzeitige Integration wird
gewahrleistet, dass die raumordnerischen Festlegungen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
durch Grundsatze und Ziele der Raumordnung gesichert werden kénnen. Die nicht raumordnerisch
relevanten Inhalte der Landschaftsplanung, deren Bindungswirkung sich aus dem Sachsischen
Naturschutzgesetz ergibt, sind dem Landesentwicklungsplan als Anhang A 1 einschlieBlich eines Kartenteils
beigefugt.

Umweltprifung

Nach § 9 Abs. 1 ROG und § 2 Abs. 2 S&chsLPIG ist bei der Aufstellung und Anderung von
Raumordnungsplanen eine Umweltprifung durchzuflihren. In dem dabei zu erstellenden Umweltbericht
sind die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen, die die Durchfihrung des Raumordnungsplanes auf
die Umwelt haben wird, sowie anderweitige Planungsmaéglichkeiten zu ermitteln, zu beschreiben und zu
bewerten. Da der Landesentwicklungsplan zugleich auch die Funktion des Landschaftsprogramms
Ubernimmt, dokumentiert der Umweltbericht gleichermalRen die Umweltprifung des
Landschaftsprogramms. Gemal § 2 Abs. 2 SachsLPIG umfasst die Umweltprifung zugleich die Prifung
der Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen der Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung und

der Europaischen Vogelschutzgebiete. Die Ziele und Grundsatze des Landesentwicklungsplanes wurden
unter Berucksichtigung der Ergebnisse des Umweltberichtes festgelegt. Neu ist gegentiber vergleichbaren
Umweltprifungen, dass in den Umweltbericht zudem ein , Klimacheck” integriert wurde. Damit wird
vertiefend geprift, welchen Beitrag der Landesentwicklungsplan zum Klimaschutz und zur vorsorgenden
Anpassung an sich abzeichnende klimatische Veranderungen leistet.

Der Umweltbericht liegt als gesonderter Teil der Begrindung als Anhang A 2 dem Plan bei.

Verhaltnis Raumordnungsplanung und Fachplanung

Die Raumordnungsplanung hat tberdrtlichen und fachlbergreifenden Charakter und ist daher von
Fachplanungen abzugrenzen. Lediglich bei Raumbezogenheit erlangen fachplanerische Inhalte im Rahmen
des Landesentwicklungsplanes Relevanz. Soweit die Fachplanungen raumbedeutsame Inhalte aufweisen,
sind die Trager dieser Fachplanungen an die Ziele und Grundsatze der Raumordnung nach § 4 ROG und
gegebenenfalls nach den im jeweiligen Fachrecht enthaltenen besonderen Raumordnungsklauseln
gebunden. Eine wichtige Raumordnungsklausel enthalt das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548). Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane der Gemeinden
an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung sind von den Gemeinden zu
beachten und unterliegen daher nicht der bauleitplanerischen Abwagung wie zum Beispiel die
Stellungnahmen der Trager 6ffentlicher Belange. Den rechtlichen Méglichkeiten, die kommunale
Planungshoheit einzuschranken, stehen Mitwirkungsrechte der Gemeinden bei der Aufstellung des
Landesentwicklungsplanes und der Regionalplane gegentber.

Bindungswirkung der Festlegungen der Raumordnung

Ziele der Raumordnung sind zu beachten sowie Grundsatze der Raumordnung in Abwagungs- oder
Ermessensentscheidungen zu berlcksichtigen. Gemals § 4 Abs. 1 ROG gelten die Ziele und Grundsatze far
offentliche Stellen und fur private Stellen, die 6ffentliche Aufgaben wahrnehmen, an denen 6ffentliche
Stellen mehrheitlich beteiligt sind oder deren jeweilige Planungen und MaBnahmen Uberwiegend mit
Offentlichen Mitteln finanziert werden, unmittelbar. Bei behdérdlichen Entscheidungen Gber Planungen und
MaRnahmen sonstiger Privater gelten die Ziele und Grundsatze der Raumordnung, wenn es sich um
Planfeststellungen oder Genehmigungen mit der Wirkung von Planfeststellungen handelt, und bei anderen
Entscheidungen nach MalRgabe der fir diese Entscheidungen geltenden Bestimmungen. Die Ziele und
Grundsatze der Raumordnung erlangen daruber hinaus Geltung Uber die sogenannten
Raumordnungsklauseln in Fachgesetzen und -verordnungen.
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Ziele und Grundsatze der Raumordnung unterstitzen einen effizienten und zielgerichteten MaRnahmen-
und Férdermitteleinsatz. Die konkrete Mittelbewiligung, Bewertung - auch unter Kosten-Nutzen-Aspekten -
und zeitliche Einordnung der Mallnahmen obliegt der Fachplanung. Insoweit haben Ziele und Grundsatze
der Raumordnung keine prajudizierende Wirkung fur die Bereitstellung von Haushaltsmitteln des Landes
oder anderer Stellen beziehungsweise den Zeitpunkt der Realisierung. Ein Anspruch, insbesondere gegen
den Freistaat Sachsen oder kommunale Kérperschaften, auf Realisierung, Finanzierung oder finanzielle
Férderung kann aus den Zielen und Grundsatzen der Raumordnung nicht abgeleitet werden.

Zusammenhang mit dem Landesentwicklungsbericht

Gemall § 17 Abs. 1 SachsLPIG ist zur Unterrichtung des Landtages in jeder Legislaturperiode ein Bericht
Uber den Stand der Landesentwicklung, Uber die Verwirklichung der Raumordnungsplane und tber
Entwicklungstendenzen zu erstellen. Der Landesentwicklungsbericht 2010 beinhaltet eine Evaluierung der
Grundsatze und Ziele der Raumordnung aus dem LEP 2003 und bildet somit eine wichtige Grundlage flr
dessen Fortschreibung.

l.
Leitbild fir die Entwicklung des Freistaates Sachsen als Lebens-, Kultur- und
Wirtschaftsraum

Sachsen 2025 - ein attraktiver Lebens-, Kultur- und Wirtschaftsraum

Der Freistaat Sachsen prasentiert sich auch im Jahr 2025 auf der Grundlage einer raumlich ausgewogenen
und nachhaltigen Entwicklung als weltoffener, attraktiver Lebens-, Kultur- und Wirtschaftsraum. Er baut
die raumlichen Voraussetzungen daftr im Rahmen der finanziellen Méglichkeiten zukunftsweisend auch
unter den Bedingungen des demografischen Wandels, des globalen Wettbewerbes und sich andernder
klimatischer Verhaltnisse sowie des Umbaus des Energiesystems weiter aus. Geschlechtergerechtigkeit,
Familienfreundlichkeit, Barrierefreiheit, die Integration von Zuwanderern und ein gleichberechtigtes
Miteinander der Generationen sind wichtige Grundprinzipien der gesellschaftlichen Entwicklung.

In allen Landesteilen des Freistaates Sachsen kénnen sich die Menschen grundsatzlich entsprechend ihren
unterschiedlichen Ansprichen an die eigene Lebensgestaltung verwirklichen und in einer intakten Umwelt
wohlfthlen. Die chancengleiche Teilhabe aller Bevolkerungsgruppen an der gesellschaftlichen Entwicklung
ist Uberall gewahrleistet. Dies und eine in weiten Teilen erneuerte Infrastruktur machen den Freistaat
Sachsen auch fur die Wirtschaft weiterhin attraktiv. Gleichwertige Lebensverhaltnisse werden in allen
Landesteilen angestrebt.

Eine wesentliche Grundlage fur die Zukunftsfahigkeit Sachsens und zugleich ein wichtiger Standortvorteil
sind die regionale Vielfalt und gleichzeitig eine ausgewogene Raum- und Siedlungsstruktur. Auch wenn sie
unterschiedliche Entwicklungsmdglichkeiten aufweisen, so wird doch keine Region von der
gesellschaftlichen Entwicklung abgekoppelt. Bei der zukUnftigen Entwicklung wird neben den
unterschiedlichen Potenzialen aller Regionen auch die Leistungsfahigkeit inrer Gemeinden berucksichtigt.
Die raumliche Differenzierung ist dabei auch als Chance zu nutzen, begrindet aber ebenso
unterschiedliche Herangehensweisen in den Regionen.

Das Zentrale-Orte-System als grundlegendes und pragendes Grundgerust der Raumstruktur mit einem
ausgewogenen Netz von leistungsfahigen Ober-, Mittel- und Grundzentren in den Verdichtungsraumen
und im landlichen Raum hat sich bewahrt. Flr die Erreichbarkeit der Zentralen Orte sind die
Verkehrstrassen gemaR den jeweiligen regionalen Erfordernissen ausgebaut und der Offentliche
Personennahverkehr (OPNV) entsprechend darauf ausgerichtet.

Im Ergebnis einer konsequenten Strategie der Stadtentwicklung, die der Innen- vor der AulRenentwicklung
den Vorzug einrdaumt, konnte in den letzten Jahren die Attraktivitat der Innenstadte und ihre
Anziehungskraft als Wohnstandorte, Handels- und Kulturzentren, insbesondere auch fir junge Menschen
und Fachkrafte, gesteigert werden. Die Position der Stadte sowohl im landlichen Raum wie in den
Verdichtungsraumen wird stabilisiert und weiter gestarkt. Den Stadten kommt als Zentren des
gesellschaftlichen Lebens im Siedlungsgeflige eine zentrale Rolle zu.

Die Stadte und ihr Umland sind dabei keine Gegensatze, sondern bilden gemeinsame Lebens-, Kultur- und
Wirtschaftsraume. Nur in diesem Verstandnis raumlicher Arbeitsteilung und Kooperation sind die
bevorstehenden Entwicklungsaufgaben in Zusammenarbeit zu bewaltigen. Das trifft vor allem fir den
ldndlichen Raum zu. Die aktive Einbeziehung aller regionalen Akteure und die gemeinsame Umsetzung
integrierter, regional abgestimmter Entwicklungskonzepte sorgen fir eine raumlich ausgewogene und
nachhaltige Entwicklung.

W esentliche Grundvoraussetzung fUr attraktive Lebensraume ist deren Ausstattung mit
Erwerbsmaoglichkeiten. Darauf aufbauend stehen vor allem Bildung, Gesundheit und Sicherung der
Erreichbarkeit im Mittelpunkt der Gewahrleistung der 6ffentlichen Daseinsvorsorge in der Flache.
Insbesondere in den Raumen, wo die finanzielle Tragfahigkeit von baulichen Einrichtungen der
Daseinsvorsorge nicht mehr gegeben ist, sichern bedarfsgerechte, flexible und innovative L6sungen und
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kreative Mobilitatskonzepte die Teilhabe an der gesellschaftlichen Entwicklung. Verdichtungsraume und der
ldndliche Raum mit seinen Teilrdumen werden gleichermalien bericksichtigt und miteinander vernetzt.

Der Freistaat Sachsen sorgt in allen Landesteilen auch weiterhin far hervorragende Standort- und
Rahmenbedingungen zur Férderung der einheimischen Wirtschaft, zur Neuansiedlung von Unternehmen
aus dem In- und Ausland und zur Schaffung beziehungsweise Sicherung von Arbeitsplatzen. Eine unter
Berucksichtigung integrierter Verkehrskonzepte bedarfsgerecht und umweltvertraglich ausgebaute und
effiziente Verkehrsinfrastruktur ist ein wesentlicher Standortfaktor fir Wirtschaft, Wohlstand und
Lebensqualitat und starkt die Position Sachsens im Wettbewerb der Regionen.

Der Freistaat Sachsen bringt sich als attraktiver und aktiver Partner mit seiner kulturellen Vielfalt und
wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit in die Entwicklung der Europaischen Union ein. In der Mitte Europas
nutzt Sachsen seine Chancen, insbesondere mit seinen Oberzentren als wichtige Standorte von Wirtschaft
und Wissenschaft und wird seine Briickenfunktion nach Osteuropa durch gute Nachbarschaft, eine
kontinuierliche Weiterentwicklung der grenzibergreifenden Zusammenarbeit und Intensivierung der
wirtschaftlichen Beziehungen weiter starken.

Die Einbindung Sachsens in die transeuropaischen Schienen- und StralRennetze wird weiter ausgebaut.
Verbesserte Erreichbarkeiten sichern den zukunftsfahigen Zugang zu den nationalen und europaischen
Entwicklungszentren.

Wenn auch die Wachstumsaussichten einzelner landlicher Teilrdume unterschiedlich bewertet sind, so
haben dennoch alle Teilrdume ihre spezifischen eigenen Potenziale, die gezielt unterstitzt werden. Der
Freistaat Sachsen Uberldsst seinen Regionen bewusst Spielrdume, die eigenen Kompetenzen zu nutzen
und Potenziale zu identifizieren, nach kreativen Entwicklungsmdglichkeiten zu suchen und die Prioritaten
eigenverantwortlich zu setzen. Partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Kommunen, Wirtschaft,
Vereinen sowie den Blrgerinnen und Bilrgern tragen zur Starkung des Gemeinwesens bei. Auch im
landlichen Raum gibt es weiterhin attraktive und entsprechend leistungsfahige Gemeinden, die ihre
spezifischen Standortvorteile, zu denen auch eine lebendige Sozialstruktur, Traditionsverbundenheit sowie
die natlrliche Ausstattung gehdéren, nutzen und pflegen.

Sachsen bietet attraktive, vielfaltig genutzte Kulturlandschaften mit regionaltypischen Eigenarten, deren
historische Entwicklung erlebbar ist. Die Entwicklung Sachsens als attraktiver Kunst-, Kultur- und
Tourismusstandort, die Bewahrung und Pflege des reichen Bestandes an Kulturdenkmalen, die
Anerkennung und Starkung lokaler und regionaler Identitat, auch unter Berlcksichtigung der besonderen
Interessen des sorbischen Volkes, sind Eckpfeiler der Landes- und Regionalentwicklung.

Durch angepasste Landnutzungen und den Schutz vor vermeidbaren Beeintrachtigungen werden die
nachhaltige Sicherung der natirlichen Lebensgrundlagen, die langfristige Nutzbarkeit der nattrlichen
Ressourcen (Boden, Wasser, Luft, biologische Vielfalt) und damit die Lebensqualitat und Versorgung der
Bevolkerung auch flr zuklnftige Generationen gewahrleistet.

Die naturliche biologische Vielfalt wird durch ausreichende Anteile von Landschaftsstrukturen und Biotopen
in hinreichender Qualitat, einen funktionsfahigen Biotopverbund und angepasste Landbewirtschaftung
gesichert und geférdert.

Far die vielfaltig strukturierte Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, flr die Erholung sowie fUr eine
Gewinnung von Rohstoffen steht ausreichend Raum zur Verfligung. Die Neuinanspruchnahme von
Freiflachen flur Siedlungs- und Verkehrszwecke wird in Anpassung an den Bevoélkerungsrickgang und
unter Berucksichtigung der Folgen des Klimawandels kontinuierlich reduziert, ohne jedoch die Spielraume
fur die Entwicklung der Siedlungs-, Wirtschafts- und Verkehrsstruktur unangemessen einzuengen.

Durch die verstarkte Nutzung regenerativer Energietrager und die effiziente Nutzung der heimischen
Braunkohle ist eine umweltgerechte, sichere und bezahlbare Energieversorgung gesichert. Das Potenzial
zum Ausbau der Erneuerbaren Energien ist durch die raumvertragliche Festlegung von Gebieten zur
Konzentration der Windenergienutzung erhéht worden. Die Méglichkeiten der Energieeinsparung, der
Steigerung der Energieeffizienz sowie der Nutzung von Energiepotenzialen werden im Rahmen regionaler
Energiekonzepte weiter ausgebaut. Waldmehrung, Waldumbau sowie AnpassungsmaRnahmen der
Landwirtschaft und NaturschutzmaBnahmen stabilisieren die Okosysteme und unterstiitzen die Bindung
von CO:2 aus der Atmosphare.

Um in Sachsen die absehbaren Auswirkungen des Klimawandels soweit wie mdéglich zu kompensieren,
werden die Nutzungen des Raumes weiter entsprechend angepasst. Dadurch wird die Anfalligkeit
gegenuber Extremereignissen, wie Starkregen mit Hochwasserfolgen, Sturm und Hitzeperioden verringert.
Eine hohe Bedeutung hat bei der Hochwasservorsorge neben der Eigenvorsorge die Sicherung und soweit
mdglich auch die Riickgewinnung natirlicher Uberschwemmungsbereiche. Das Hochwasserrisiko fiir die
Bevolkerung ist durch eine der Hochwassergefahr angepasste Siedlungsentwicklung und Flachennutzung,
die Umsetzung von HochwasserschutzmafRnahmen sowie einen effektiven Hochwassernachrichten- und
Alarmdienst weiter reduziert worden.

1.
Neue Herausforderungen fir die nachhaltige Raumentwicklung des Freistaates Sachsen
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Seit der letzten Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes im Jahr 2003 haben sich die
Rahmenbedingungen auf internationaler und nationaler Ebene, aber auch die teiraumlichen
Herausforderungen fir die réumliche Entwicklung im Freistaat Sachsen selbst weiter verandert.

Die aktuelle Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes greift diese Entwicklungen und
Herausforderungen auf. Sie setzt damit einen den LEP 2003 im Sinne von verlasslicher Planungskontinuitat
fortentwickelnden Rahmen fur die rdumliche Entwicklung in partnerschaftlicher Verantwortung aller
Ebenen der raumlichen Planung und der raumrelevanten Fachplanungen.

Die folgenden Handlungsschwerpunkte fassen die im Vergleich zum LEP 2003 neuen beziehungsweise
zunehmenden Herausforderungen zusammen und geben einen Uberblick (iber die damit verbundenen
wesentlichen Ziele und Grundsatze der Raumordnung, wie sie im Gliederungspunkt Ill verankert sind. Sie
stellen aber nicht die gesamte Komplexitat der raumordnerischen Erfordernisse dar, wie sie sich aus
Gliederungspunkt lll mit den Zielen und Grundsatzen der Raumordnung ergeben. Auch ist damit keine
Prioritatensetzung verbunden. Die Handlungsschwerpunkte der Fortschreibung des
Landesentwicklungsplanes orientieren sich an den von der Staatsregierung am 16. Marz 2010
beschlossenen sechs Eckpunkten zur Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes.

Handlungsschwerpunkte der Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes
Einbindung Sachsens in die europaische Raumentwicklung

Veranlassung

Mit der Erweiterung der Europaischen Union um zunachst zehn, vor allem 6stliche Mitgliedstaaten

im Mai 2004 sowie um Rumanien und Bulgarien im Januar 2007 verlor der Freistaat Sachsen seine frihere
Randlage an der EU-AuRengrenze und liegt nun ,in der Mitte Europas”. Damit hat die Europaische
Struktur- und Kohasionspolitik fir Sachsen eine neue Dimension erlangt. Die Starkung der traditionellen
Funktion als Tor zu Mittel-, Ost- und Stdosteuropa ist eine wichtige Grundlage, um den Freistaat Sachsen
als attraktiven Lebens-, Kultur- und Wirtschaftsraum in einem zusammenwachsenden Europa modern und
zukunftsfahig zu entwickeln.

Am 19. Mai 2011 wurde die neue Territoriale Agenda der Europaischen Union 2020 (TA 2020)
verabschiedet, in der insbesondere die Beachtung der territorialen Dimension in der Kohasionspolitik und
fur die Erreichung der Ziele der Strategie ,,Europa 2020“ betont wird.

Die TA 2020 benennt sechs Territoriale Prioritaten bei der Entwicklung der EU:

- Férderung einer polyzentrischen und ausgewogenen Raumentwicklung,
- Férderung der integrierten Entwicklung in Stadten, landlichen Gebieten und Sonderregionen,
- Territoriale Integration in grenzubergreifenden und transnationalen funktionalen Regionen,

- Gewahrleistung der globalen W ettbewerbsfahigkeit von Regionen durch eine starke lokale
Wirtschaft,

- Verbesserung der territorialen Anbindung flr den Einzelnen, fir Gemeinden und Unternehmen,
- Verwaltung und Verknlpfung der Umwelt-, Landschafts- und Kulturglter von Regionen.

Noch vor der TA 2020 war bereits mit der Strukturfondsperiode von 2007 bis 2013 die raumliche
Dimension als eigenstandiges Ziel Europaische Territoriale Zusammenarbeit (Ziel 3) neben dem Ziel der
Konvergenz (Ziel 1) und dem Ziel Wettbewerbsfahigkeit und Beschaftigung (Ziel 2) festgelegt worden.
Auch im Vertrag von Lissabon wurde neben dem wirtschaftlichen und sozialen nun auch der Territoriale
Zusammenhalt neu verankert (Artikel 3 EUV).

Die Vertiefung und Ausweitung der EU-Integration sowie die wachsende wechselseitige Abhangigkeit der
Regionen stellen die EU vor neue Herausforderungen, denn Ungleichheiten und Unterschiede in
Rechtsordnungen sowie in den politischen und sozialen Systemen haben noch immer erhebliche
Auswirkungen auf die Regionen.

Die Verbesserung des Territorialen Zusammenhaltes erfordert eine wirksame Koordinierung verschiedener
Politikbereiche, Akteure, Planungsmechanismen sowie die Erzeugung und gemeinsame Nutzung von
gebietsspezifischem Wissen und insbesondere die vertikale und horizontale Koordinierung zwischen
Entscheidungsgremien auf verschiedenen Ebenen und sektorbezogenen MaBhahmen. MaBnahmen auf
grenzibergreifender, transnationaler und interregionaler Ebene wird bei der Umsetzung der TA 2020 eine
zentrale Rolle beigemessen.

Die mit Hilfe der Férderinstrumente der EU-Struktur- und Kohasionspolitik (Europaische Territoriale
Zusammenarbeit) durchgefthrten Projekte haben erheblich zu einer positiven Raumentwicklung
beigetragen. Hier gilt es auch weiterhin der traditionellen Briickenfunktion als Tor zu Ost- und
Sudosteuropa Rechnung zu tragen sowie den Ausbau und die Gestaltung der transeuropaischen Netze zu
gewahrleisten.

Dies bedeutet flr Sachsen, dass die Zusammenarbeit Uber Lander- und Staatsgrenzen hinweg ohne
Alternative ist, um die menschlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und 6kologischen Ressourcen der
Grenzregionen voll auszuschdépfen und in Wert zu setzen.
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Handlungsschwerpunkte:

- Verbesserung der Vernetzung der sachsischen Stadte der Metropolregion Mitteldeutschland
untereinander und mit den angrenzenden Regionen und Metropolregionen benachbarter Lander und
Nachbarstaaten durch leistungsfahige Verkehrsverbindungen und die Einbindung in die
transeuropaischen Netze und groBraumige Verkehrskorridore (Kapitel 1.6 Landerubergreifende
Zusammenarbeit und Europaische Metropolregion Mitteldeutschland),

- Entwicklung und Verstetigung der Kooperationsnetzwerke auch Landes- und Staatsgrenzen
Ubergreifend unter Einbeziehung der Wirtschaft und anderer regionaler Akteure zur Starkung der
regionalen Handlungsfahigkeit (Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation),

- Raumordnerische Zusammenarbeit der Trager der Regionalplanung insbesondere zur Realisierung
von besonderen grenzibergreifenden Entwicklungserfordernissen (Kapitel 2.1.1 Regionale
Kooperation),

- Entwicklung der Wirtschafts- und Kulturregion Sachsen-B6hmen-Niederschlesien (Kapitel 2.1.2
Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale Zusammenarbeit),

- Verbesserung der Einbindung Sachsens in die groBraumigen europaischen Verkehrskorridore und
transeuropaischen Netze (Kapitel 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale
Zusammenarbeit),

- Abstimmung und Umsetzung von Planungen und MalBhahmen mit grenzUberschreitenden
Auswirkungen nach den Grundsatzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit (Kapitel 2.1.2
Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale Zusammenarbeit),

- weitere Starkung der Zusammenarbeit mit der Republik Polen und der Tschechischen Republik
durch die Trager der Regionalplanung und Erarbeitung gemeinsamer Strategien und
Entwicklungskonzepte (Kapitel 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale
Zusammenarbeit),

- Festlegung von , Grenznahen Gebieten” als Raume mit besonderem Handlungsbedarf (Kapitel 2.1.3
Raume mit besonderem Handlungsbedarf),

- Abbau von lagebedingten Nachteilen (Kapitel 2.1.3 Radume mit besonderem Handlungsbedarf),

- W eiterentwicklung von Teilrdumen entlang des Grenzraumes auf Grundlage ihrer
regionsspezifischen Potenziale (Kapitel 2.1.3 Raume mit besonderem Handlungsbedarf),

- Nachhaltige Entwicklung der traditionellen Tourismusgebiete Erzgebirge, Oberlausitzer Bergland,
Sachsische Schweiz, Vogtland und Zittauer Gebirge unter Berucksichtigung von
grenzlbergreifenden Tourismusangeboten (Kapitel 2.1.3 Raume mit besonderem Handlungsbedarf
und Kapitel 2.3.3 Tourismus und Erholung),

- Schaffung der Voraussetzungen fur eine abgestimmte, grenziiberschreitende Pflege und
Entwicklung der Sachsisch-Béhmischen-Schweiz (Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur
und Landschaft),

- Gewahrleistung eines auch grenzubergreifend abgestimmten Hochwasserschutzes (Kapitel 4.1.2
Grundwasser-, Oberflachenwasser-, Hochwasserschutz),

- Vernetzung von Kultureinrichtungen und -initiativen sowie Intensivierung des grenzuberschreitenden
Kulturaustausches und der grenzuberschreitenden Kulturpflege (Kapitel 6.4 Kultur und Sport).

Forderung von Innovation und Wachstum - Sicherung der raumlichen Rahmenbedingungen
fir die Wirtschaft

Veranlassung

Der Freistaat Sachsen sieht sich, wie viele andere europaische Regionen, groRen Herausforderungen an
die Wirtschaft, Wettbewerbsfahigkeit und den sozialen Zusammenhalt im Rahmen der Globalisierung
gegenUlber. Der europaische Integrationsprozess und rasanter technologischer Fortschritt pragen ebenso
die Rahmenbedingungen fur Arbeit und Kapital wie die zunehmende Verknappung und Verteuerung von
Ressourcen oder das Erfordernis verstarkter Vernetzung zwischen Wirtschaft, Wissenschaft und Bildung.
Um fUr den Freistaat Sachsen eine adaquate raumliche Strategie zum Umgang mit den Herausforderungen
abzuleiten, ist es erforderlich, die spezifische Raum- und Wirtschaftsstruktur seiner unterschiedlichen
Teilrdume mit ihren Entwicklungspotenzialen und Starken zu beachten, aber auch vorhandenen
Schwachen entgegenzuwirken.

Die Unternehmenslandschaft im Freistaat Sachsen ist nach wie vor von kleineren und mittleren
Unternehmen gepragt. Bindelung und Vernetzung (,,Clusterbildung”) sind Voraussetzungen, um an der
technologischen Entwicklung teilzuhaben. Wachsender Innovationsbedarf ergibt sich auch aus der
tendenziell zunehmenden Ressourcenknappheit und Ressourcenverteuerung, aus dem Klimawandel und
aus dem demografischen Wandel.
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Zu den erforderlichen Standort- und Rahmenbedingungen gehéren vor allem:

- eine leistungsfahige und moderne Infrastruktur,

- ausreichende Flachenangebote zur Sicherung von Wirtschaftsstandorten und neuen
Entwicklungsoptionen fir Wirtschaft und Wissenschaft,

- eine sichere, bezahlbare und umweltgerechte Energieversorgung,

- ein verlasslicher Rahmen flr eine nachhaltige Rohstoffnutzung und -versorgung,
- ein hohes und weit gefachertes Bildungsniveau,

- die ErschlieBung von erforderlichem Fachkraftepotenzial,

- attraktive weiche Standortfaktoren (wie Wohn- und Umweltqualitdt, Kultur und Freizeit, medizinische
Versorgung),

- eine enge Vernetzung zwischen Wirtschaft und Wissenschaft,
- die ErschlieBung und Vernetzung touristischer Potenziale,

- die Intensivierung der grenzibergreifenden Zusammenarbeit mit der Republik Polen und der
Tschechischen Republik,

- ein investitionsfreundliches Klima fir Wachstum und Beschaftigung durch Beschleunigung und
Vereinfachung von Verwaltungs- und Verfahrensablaufen.

Handlungsschwerpunkte:

- Erhalt und Schaffung der raumlichen Voraussetzungen fir eine vielfaltig strukturierte Land-, Forst-
und Fischereiwirtschaft (Kapitel 4.1 Freiraumschutz und Kapitel 4.2 Freiraumnutzung) sowie
Erweiterung der Erwerbsgrundlagen auRerhalb dieser Bereiche im landlichen Raum (Kapitel 1.2
Raumkategorien),

- Starkung der Zentralen Orte als Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens
im Freistaat (Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbinde),

- Steigerung der Wahrnehmung der Europaischen Metropolregion Mitteldeutschland als bedeutende
Wirtschafts- und Technologieregion und Intensivierung der Zusammenarbeit innerhalb und
umlandbezogen (Kapitel 1.6 LanderUtbergreifende Zusammenarbeit und Europaische Metropolregion
Mitteldeutschland),

- Sicherung und Nutzung der Potenziale der unterschiedlich strukturierten Teilrdume Sachsens und
gezielte Starkung benachteiligter Regionen (Kapitel 1.1 Allgemeine raumstrukturelle Entwicklung,
Kapitel 1.2 Raumkategorien und Kapitel 2.1.3 Rdume mit besonderem Handlungsbedarf),

- weitere Verbesserung der raumlichen Voraussetzungen fur die Entwicklung Sachsens als
europaischer Wirtschaftsraum in seiner Brickenfunktion von West- und Ost- sowie Nord- und
Sudeuropa und als Bestandteil eines neu zu entwickelnden Wirtschaftsraumes in Europa sowie
Ausweitung der grenziubergreifenden Zusammenarbeit mit der Republik Polen und der
Tschechischen Republik (Kapitel 2.1.2 Einbindung Sachsen in Europa und Europaische Territoriale
Zusammenarbeit und Kapitel 2.1.3 Radume mit besonderem Handlungsbedarf),

- Verbesserung der Rahmenbedingungen flr die Wirtschaft durch eine entsprechende
Standortvorsorge mit Anbindung an eine leistungsfahige Infrastruktur (Kapitel 2.3.1 Gewerbliche
Wirtschaft und Kapitel 3 Verkehrsentwicklung),

- Starkung der Tourismuswirtschaft, vor allem in qualitativer Hinsicht, und Beseitigung von
bestehenden Licken in der infrastrukturellen Ausstattung der Regionen (Kapitel 2.3.3 Tourismus
und Erholung),

- Raumordnerische Sicherung der einheimischen Rohstoffvorkommen (Kapitel 4.2.3 Bergbau und
Rohstoffsicherung),

- Schaffung der rdumlichen Voraussetzungen zum Ausbau der Nutzung Erneuerbarer Energien
(Kapitel 5.1 Energieversorgung) und der Braunkohle (Kapitel 4.2.3 Bergbau und Rohstoffsicherung).

Sicherung der Daseinsvorsorge unter den Bedingungen des demografischen Wandels

Veranlassung

Ein langfristiger Rickgang der Bevdlkerungsanzahl sowie die Alterung der Bevélkerung sind die
wesentlichen Merkmale des demografischen Wandels in Sachsen. Die demografischen Veranderungen
verlaufen dabei, verglichen mit dem bundesdeutschen Durchschnitt auf hohem Niveau und regional sehr
differenziert, wobei der landliche Raum mit seinen Teilraumen starker als die Verdichtungsraume von
diesen Entwicklungen betroffen ist. Grundlage fir eine Einschatzung der kinftigen demografischen
Entwicklung ist die jeweils giltige Bevolkerungsprognose. Derzeit gilt die 5. Regionalisierte
Bevélkerungsprognose des Statistischen Landesamtes Sachsen vom 30. November 2010 mit einem
Prognosehorizont bis zum Jahr 2025 (www.statistik.sachsen.de/bevprog).
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Die Veranderungen durch eine altere, abnehmende und raumlich zunehmend ungleich verteilte
Bevolkerung wirken in alle Lebensbereiche hinein. Der demografische Wandel beeinflusst die 6ffentlichen
Haushalte. Einerseits verringert der Rickgang der Bevolkerung die Einnahmeseite des Landes und der
Kommunen. Andererseits kann man aber auch die notwendigen Anpassungsprozesse und Strategien des
Gegensteuerns als eine Chance fur eine Erneuerung und Qualitdtsverbesserung, zum Beispiel
infrastruktureller Leistungen und des ehrenamtlichen Engagements, begreifen. Die Gegenstrategien zielen
vor allem darauf ab, die Geburtenraten und die Zuwanderungsrate zu erhéhen beziehungsweise die
Abwanderung zu verringern. Hier greifen vor allem lokale Wachstumsstrategien mit wirtschaftlichen
MalBnahmen, wie der Schaffung eines ausreichenden und attraktiven Arbeitsplatzangebotes, Investitionen
im Bildungsbereich, MaBnahmen zur Familienfreundlichkeit und Frauenférderung sowie die Starkung
weiterer weicher Standortfaktoren, zum Beispiel in den Bereichen Kultur und Freizeit.

Im Bereich der Daseinsvorsorge geht es vor allem darum, den Menschen im Interesse der
Chancengerechtigkeit und der gleichwertigen Lebensbedingungen in allen Teilrdumen einen barrierefreien
Zugang zu den Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge auch unter den sich verandernden
demografischen Bedingungen, und damit auch reduzierten finanziellen Ressourcen, zu gewahrleisten.
Wesentliche Herausforderungen sind die Gefahrdung der Tragfahigkeit von sozialen Einrichtungen sowie
der technischen Infrastrukturen als auch die veranderten Bedarfe infolge der veranderten
Altersstrukturen, insbesondere des erhéhten Anteils alterer Menschen. Unter Bertcksichtigung der
raumlichen Differenzierung des demografischen Wandels sowie auch der unterschiedlichen Potenziale der
Teilrdume in Sachsen mUissen regionale Spielrdume geschaffen werden, indem flexible, nachfragegerechte
und auf den jeweiligen Teilraum zugeschnittene Lésungen zur Sicherung der Daseinsvorsorge ermdglicht
werden. Blindelung, Vernetzung, Kooperation, Nutzung neuer Medien, E-Government, die flexible
Handhabung von Standards, die Bereitstellung von Leistungen anstelle von Einrichtungen und die
zeitgemale Anpassung von Inhalten und Organisationsformen seien hier als wesentliche Lésungsansatze
genannt.

Beide Strategieoptionen, die Anpassung und das Gegensteuern, schlieBen sich einander grundsatzlich
nicht aus, sondern kénnen auch gleichzeitig verfolgt und kombiniert werden.

Handlungsschwerpunkte:

- Berucksichtigung der kunftigen demografischen Rahmenbedingungen bei Infrastrukturinvestitionen
(Kapitel 1.1 Allgemeine raumstrukturelle Entwicklung),

- Intensivierung der interkommunalen Zusammenarbeit, insbesondere auch zur Bewaltigung von
Herausforderungen, die sich aus dem demografischen Wandel ergeben (Kapitel 1.2 Raumkategorien
und Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation),

- Starkung der Zentralen Orte als Standorte fUr Einrichtungen der Daseinsvorsorge (Kapitel 1.3
Zentrale Orte und Verbunde),

- Auftrag an die Trager der Regionalplanung, die Vorbereitung und Begleitung der Umsetzung von
Konzepten zur Sicherung der Daseinsvorsorge sowie fur 6ffentliche Aufgaben im Stadt-Umland-
Bereich zu Gibernehmen (Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation),

- Zusammenarbeit im Bereich der Daseinsvorsorge in grenznahen Gebieten (Kapitel 2.1.3 Raume mit
besonderem Handlungsbedarf),

- Konzentrationsgebot der Siedlungsentwicklung auf die Verknipfungspunkte des OPNV/SPNV sowie
Konzentrationsgebot von zentraldrtlichen Einrichtungen auf die Versorgungs- und Siedlungskerne
der Zentralen Orte (Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- dem demografischen Wandel angemessene Stadtentwicklung und Stadtumbau (Kapitel 2.2.2 Stadt-
und Dorfentwicklung),

- Innovative Lésungen zur Sicherung der Daseinsvorsorge in vom demografischen Wandel besonders
betroffenen Dérfern (,,Dorfumbau” - Kapitel 2.2.2 Stadt- und Dorfentwicklung),

- Erhalt und Ausbau des bestehenden Strallennetzes und bedarfsgerechte SchlieBung bestehender
Licken (Kapitel 3.2 Straenverkehr),

- bedarfsgerechte Weiterentwicklung des OPNV in allen Regionen (Kapitel 3.4 Offentlicher
Personennahverkehr und Regionale Eisenbahninfrastruktur),

- Verkniipfung des OPNV mit anderen Verkehrstréagern im Rahmen integrierter Verkehrssysteme
(Kapitel 3.4 Offentlicher Personennahverkehr und Regionale Eisenbahninfrastruktur),

- Weiterentwicklung des Radverkehrsnetzes und Starkung des Radverkehrs, insbesondere unter
Berucksichtigung der Elektromobilitat (Kapitel 3.8 Fahrrad- und FuBRgangerverkehr),

- flachendeckende Versorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen in allen Landesteilen
(Kapitel 5.3 Telekommunikation),

- Festlegungen zur Sicherung der Daseinsvorsorge (Kapitel 6.1 Sicherung der Daseinsvorsorge),
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dabei:
- Blndelung in den Zentralen Orten,
- Sicherung der Barrierefreiheit,
- Eigenverantwortliche Sicherung der Daseinsvorsorge durch die Zentralen Orte,

- Vernetzung, Kooperation und Abstimmung 6ffentlicher, freier und privat-gewerblicher Trager der
Daseinsvorsorge,

- flexible und bedarfsgerechte Lésungen zur Sicherung der Daseinsvorsorge im landlichen Raum,
- malfigebliche Einbeziehung lokaler Akteure und burgerschaftlichen Engagements,

- Sicherung eines breiten, gleichwertigen und bedarfsgerechten Angebotes von Diensten und
Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens in allen Landesteilen; regionale Vernetzung der
Beratungs-, Unterstitzungs- und Hilfsangebote im Sozial-, Gesundheits- und Bildungswesen;
Zentrale Orte als Standorte fUr Krankenhauser; Sicherung der medizinischen und pflegerischen
Versorgung insbesondere im landlichen Raum; flachendeckende Stabilisierung der ambulanten
arztlichen und zahnarztlichen Versorgung (Kapitel 6.2 Gesundheits- und Sozialwesen),

- Ausrichtung der Standorte der Schulen am System der Zentralen Orte (Kapitel 6.3 Erziehungs- und
Bildungswesen, Wissenschaft),

- Verknupfung der Kultureinrichtungen von regionaler Bedeutung mit dem Standortsystem der
Zentralen Orte; Vernetzung von Kultureinrichtungen (Kapitel 6.4 Kultur und Sport),

- flachendeckendes Netz von Sportanlagen und -einrichtungen in allen Landesteilen in zumutbarer
Erreichbarkeit; Zentrale Orte als Standorte fr Anlagen mit Uberértlicher Bedeutung; regional
abgestimmte Konzepte zur Sportstattenentwicklungsplanung; gemeindeltbergreifender
Betrieb/Sanierung/Neubau von Sportanlagen (Kapitel 6.4 Kultur und Sport),

- Verteilung von Einrichtungen der 6ffentlichen Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Sicherheit und Ordnung
derart, dass in allen Landesteilen eine ausreichende und birgernahe Versorgung gewahrleistet ist;
Zentrale Orte als Standorte fir Einrichtungen des Uberértlichen Bedarfs (Kapitel 6.5 Offentliche
Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Sicherheit und Ordnung, Verteidigung).

Ressourcenschonende Mobilitat und integrierte Verkehrsentwicklung.

Veranlassung

Trotz wesentlicher Fortschritte beziehungsweise Erfolge bei der Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur
sind auch zukUnftig unter Berlcksichtigung 6kologischer, 6konomischer und sozialer Anforderungen
erhebliche Anstrengungen zur weiteren Optimierung der Verkehrsinfrastruktur erforderlich.

Ein leistungsfahiges und effizientes Verkehrssystem ist Voraussetzung flr die Starkung der Position des
Freistaates Sachsen im Wettbewerb der Regionen und unter den Bedingungen der Globalisierung. Dazu
gehdren eine bedarfsgerecht ausgebaute und instand gehaltene Verkehrsinfrastruktur, die gleichzeitig
essenzieller Standortfaktor fur Wirtschaft, Wohlstand und Lebensqualitat ist, sowie integrierte
Verkehrskonzepte als Grundlage fur eine effektive und vertragliche Verkehrsentwicklung.

Sachsens Position als Logistikstandort, als Drehscheibe und Standort beziehungsweise Vorreiter flr
innovative nachhaltige Verkehrslésungen innerhalb Europas ist zu starken und auszubauen.

Um das weitere Zusammenwachsen Europas zu férdern, sind die sachsischen Verkehrsnetze mit den
Transeuropaischen Netzen leistungsfahig und bedarfsgerecht zu verflechten. Dabei sind der groBraumige
Leistungsaustausch zwischen den Teilrdumen Sachsens, insbesondere zwischen den Stadten der
Metropolregion Mitteldeutschland, sowie der Leistungsaustausch zu anderen deutschen Metropolregionen
und zu europaischen Wirtschaftsraumen zu unterstitzen.

Bei Neubau von VerkehrsinfrastrukturmalBnahmen ist auf effiziente Flachennutzung und eine Reduzierung
der Flacheninanspruchnahme zu achten, wobei zuklnftig der Erhaltung der Infrastruktur ein immer
hoéherer Stellenwert zukommen wird (Erhaltung vor Aus- und Neubau).

Die Sicherung der Mobilitat fir alle Einwohner ist im Freistaat Sachsen mit seinen unterschiedlichen
regionalen Bedingungen ein entscheidender Faktor flr die Lebensqualitat der Bevdlkerung in allen
Landesteilen. Unter Berlicksichtigung der demografischen Entwicklungen und der daraus resultierenden,
regional unterschiedlichen Entwicklung der Verkehrsnachfrage muss mit einer differenzierten,
bedarfsgerechten Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur, auch far den Fahrrad- und Ful8gangerverkehr,
und einer angepassten Angebotspolitik des OPNV reagiert werden. Zwischen den einzelnen
Verkehrsangeboten ist ein diskriminierungsfreier Wettbewerb zu schaffen.

Es sind verkehrspolitische Lésungen zu entwickeln, die Mobilitat nachhaltig organisieren. Der Einsatz von
Elektromobilitat bietet dabei groRe Potenziale zur Reduzierung von Schadstoffemissionen und ist deshalb
am Automobilstandort Sachsen zu starken. Innovative Fahrzeugkonzepte sollen den Transportraum
besser auslasten. Durch den Einsatz moderner intermodaler Verkehrsmanagementsysteme soll eine
effiziente und starkere verkehrstragertbergreifende Vernetzung erreicht werden.

Mobilitat ist ein Burgerrecht. Voraussetzung fur die Verwirklichung dieses Burgerrechts ist eine
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verkehrstragerubergreifende Verkehrspolitik. Gleichzeitig ist die Erhdhung der Verkehrssicherheit fur alle
Verkehrsarten und alle Verkehrsteilnehmer bei der Infrastrukturentwicklung ein wichtiges Ziel.

Handlungsschwerpunkte:

- Erhaltung und Verbesserung des StraBennetzes und Sicherung der hierfir erforderlichen Trassen
und Korridore in Sachsen (Kapitel 3.2 StraBenverkehr),

- Entwicklung der Uberregionalen Eisenbahninfrastruktur, sodass Sachsen bestmaglich an das
nationale und europaische Eisenbahnnetz angebunden wird (Kapitel 3.3 Uberregionale
Eisenbahninfrastruktur, Transeuropaische Netze und Schienenpersonenfernverkehr),

- organisatorische und infrastrukturelle Weiterentwicklung des gesamten OPNV (Kapitel 3.4
Offentlicher Personennahverkehr und Regionale Eisenbahninfrastruktur),

- Schaffung eines integrierten Verkehrssystems (Kapitel 3.4 Offentlicher Personennahverkehr und
Regionale Eisenbahninfrastruktur),

- Weiterentwicklung von qualitativ hochwertigen, tariflich weitgehend einheitlichen und
benutzerfreundlichen Nahverkehrssystemen (Kapitel 3.4 Offentlicher Personennahverkehr und
Regionale Eisenbahninfrastruktur),

- Sicherung und bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Verkehrsflughafen Leipzig und Dresden
(Kapitel 3.5 Luftverkehr),

- Sicherung der Binnenschifffahrt auf der Elbe im Rahmen der Unterhaltung mit Mindesttiefen der
Fahrrinnen und bedarfsgerechte Weiterentwicklung der sachsischen Hafen (Kapitel 3.6
Binnenschifffahrt),

- bedarfsgerechte Weiterentwicklung der Guterverkehrszentren und bedarfsgerechter Ausbau von
Terminals fur den kombinierten Verkehr (Kapitel 3.7 Guterverkehr),

- Entwicklung eines landesweiten Radverkehrsnetzes unter Bericksichtigung des Alltagsradverkehrs,
des Schiulerradverkehrs und des Radverkehrstourismus (Kapitel 3.8 Fahrrad- und
FulBgangerverkehr).

Effiziente Flachennutzung und Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme

Veranlassung

Die Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme und eine wirtschaftlich effiziente Flachennutzung,
welche von zahlreichen Faktoren beeinflusst wird, ist eine wichtige Aufgabe der weiteren Entwicklung des
Freistaates Sachsen. Dazu werden drei Strategien verfolgt: Vermeiden (Aktiver Freiflachenschutz und
Flachensparendes Bauen), Mobilisieren (Aktivierung von Baullicken, Entsiegelung im Bestand) und
Revitalisieren (Revitalisierung beziehungsweise Rekultivierung von Brachflachen und Stadtumbau).

Das Ziel einer Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme kann aber nicht durch vélligen Verzicht auf
Neuausweisungen realisiert werden. Um die wirtschaftliche Wettbewerbsfahigkeit durch die Ansiedelung
oder Erweiterung von Industrie und Gewerbe sowie durch Verkehrs- und Logistikinfrastruktur zu erhalten
und um den Bedurfnissen nach attraktiven und kostenglnstigen Wohnverhaltnissen Rechnung zu tragen,
ist entsprechend begrindeter Flachenbedarf weiterhin zu bertcksichtigen.

Handlungsschwerpunkte:

- Koordinierung der Flachennutzungsanspriche und einer effizienten Fldachennutzung fur die
nachhaltige Sicherung der Leistungsfahigkeit von Wirtschaft einschlieBlich Landwirtschaft und
Infrastruktur in den Verdichtungsraumen (Kapitel 1.2 Raumkategorie),

- Verminderung der Neuinanspruchnahme von Freiflachen fur Siedlungs- und Verkehrszwecke
(Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Konzentration der Siedlungstatigkeit im Bereich von Verkniipfungspunkten des OPNV (Kapitel 2.2.1
Siedlungswesen),

- Konzentration der zentralértlichen Einrichtungen in den Versorgungs- und Siedlungskernen sowie
neuer Wohnbaugebiete in zumutbarer Entfernung zum Versorgungs- und Siedlungskern
(Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Beschrankung der baulichen Entwicklung in den Gemeinden auf die Eigenentwicklung; Zulassigkeit
einer Uber die Eigenentwicklung hinausgehenden baulichen Entwicklung in den Zentralen Orten und
Gemeinden mit besonderen Gemeindefunktionen (Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Beplanungsgebot von Brachflachen, sofern Marktfahigkeit gegeben ist; Rekultivierung
beziehungsweise Renaturierung von Brachflachen im AulBenbereich sowie von nicht revitalisierbaren
Brachen (Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Zulassigkeit der Ausweisung von Baugebieten im AulBenbereich nur in Ausnahmefallen, wenn
geeignete Flachen im Innenbereich nicht ausreichend vorhanden sind. Anbindung solcher Baugebiete
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an vorhandene im Zusammenhang bebaute Ortsteile (Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Auftrag an die Trager der Regionalplanung zur Hinwirkung auf ein Regionales Flachenmanagement
unter Einbeziehung der kommunalen Ebene (Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Freihaltung von Regionalen Griinztigen und Grlinzasuren von Bebauung und von anderen
funktionswidrigen Nutzungen (Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Gewahrleistung einer energiesparenden integrierten Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung bei
der Entwicklung der Stadte und Dorfer (Kapitel 2.2.2 Stadt- und Dorfentwicklung),

- Rlckbau beziehungsweise Zwischennutzung von leerstehender Bausubstanz einschlieSlich eines
Leerstandsmanagements bei Dorfern mit hohem Gebaudeleerstand (Kapitel 2.2.2 Stadt- und
Dorfentwicklung),

- Bedarfsgerechte Bereitstellung von gewerblichen Bauflachen zur Sicherung der Eigenentwicklung
unter Prufung der Moéglichkeiten einer interkommunalen Kooperation (Kapitel 2.3.1 Gewerbliche
Wirtschaft),

- Schutz vor beziehungsweise Beschrankung von Zerschneidung in unzerschnittenen verkehrsarmen
Raumen einschlieBlich Rickbau von nicht mehr bendtigten zerschneidend wirkenden Elementen in
angrenzenden Bereichen (Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft),

- Lenkung der unvermeidbaren Neuinanspruchnahme von Flachen auf anthropogen vorbelastete
Bdden beziehungsweise auf Boden mit geringer Bedeutung fir die landwirtschaftliche Produktion,
den Arten- und Biotopschutz, als natur- und kulturgeschichtliche Urkunden oder fur die
Regeneration der Ressource Wasser (Kapitel 4.1.3 Bodenschutz, Altlasten),

- Sicherung von siedlungsklimatisch bedeutsamen Bereichen und Freihaltung von Neubebauung und
Versiegelung (Kapitel 4.1.4 Siedlungsklima),

- Sicherung von Bdden besonderer Funktionalitdt, insbesondere flr die landwirtschaftliche Produktion
(Kapitel 4.1.3 Bodenschutz, Altlasten und Kapitel 4.2.1 Landwirtschaft),

- Schutz von Waldern mit besonderer Bedeutung (Kapitel 4.2.2 Forstwirtschaft),

- Auftrag an die Trager der Regionalplanung zur Hinwirkung auf einen flachensparenden, effizienten
und umweltvertraglichen Ausbau der Nutzung der Erneuerbaren Energien (Kapitel 5.1
Energieversorgung),

- dezentrale Konzentration der Windenergienutzung durch Festlegung von Vorrang- und
Eignungsgebieten (Kapitel 5.1 Energieversorgung).

Einbindung von Strategien zum Klimaschutz und zur vorausschauenden Anpassung an die
Folgen des Klimawandels

Veranlassung

Der Klimawandel stellt eine der groRen Herausforderungen fur unsere heutige Gesellschaft sowie fur
zukinftige Generationen dar.

Um diese Herausforderung bewaltigen zu kénnen, ist es erforderlich

- die Méglichkeiten zur Reduzierung des CO 5 -AusstoRes durch eine angepasste Siedlungs- und

Verkehrsflachenentwicklung sowie den Ausbau Erneuerbarer Energien und damit verbundene
Netzanpassungsmalnahmen und die Entwicklung von Kohlenstoffspeichern und -senken
konsequent zu nutzen und,

- Anpassungsmalnahmen, die eine Bewaltigung der Folgen des Klimawandels beférdern, zu
entwickeln und umzusetzen. Dazu gehoért insbesondere die Risikovorsorge durch Anpassung an die
Zunahme der Intensitat und Haufigkeit von Extremwetterlagen (Hitze, Starkregen, Sturm) sowie
Anpassung an den Landschaftswandel und an eine mdgliche Einschrankung der Nutzbarkeit
naturlicher Ressourcen.

Von den Auswirkungen des Klimawandels sind viele Bereiche der natlrlichen Umwelt, wie Wasser, Natur
und Landschaft, des sozialen Umfeldes und der menschlichen Gesundheit, aber auch der Wirtschaft, der
Land- und Forstwirtschaft und des Tourismus betroffen. Die komplexen Veranderungen und absehbaren
Nutzungskonflikte erfordern schon jetzt strategische und integrative Planungsansatze, wie sie die
Raumordnung als fach- und raumubergreifende Planung liefern kann.

Dass sich die Raumordnung der Koordinationsverantwortung bei der Bewaltigung des Klimawandels stellen
will, wird auch in dem Grundsatz des Raumordnungsgesetzes nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG deutlich, wonach
den rdumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes Rechnung zu tragen ist, sowohl durch MalSnahmen, die
dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.
Regionale Klimaprojektionen zeigen, mit welchen Auswirkungen des Klimawandels in Sachsen zu rechnen
ist (vergleiche Kapitel 1.3 ,Klinftige Herausforderungen: Klimawandel in Sachsen” der Anlage A 2
LUmweltbericht mit Klimacheck”):
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- deutliche Erwarmungstendenz im 21. Jahrhundert

- weniger Frosttage, weniger Schnee im Winter,

- haufigere und langere Hitzeperioden im Sommer,
- generelle Abnahme des Jahresniederschlages

- insbesondere zunehmende Sommertrockenheit,

- Ruckgang der Niederschlage, vor allem in Nord- und Ostsachsen (eine sich von Westen nach
Osten verscharfende Abnahme der Wasserbilanz),
- haufigeres Auftreten von Extremereignissen.
Handlungsschwerpunkte:
Energiesparende, integrierte Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung durch:

- raumliche Steuerung der Siedlungsentwicklung (Kapitel 2.2.2 Stadt- und Dorfentwicklung),

- Abstimmung der Siedlungsentwicklung mit der Verkehrsinfrastruktur (Kapitel 2.2.2 Stadt- und
Dorfentwicklung und Kapitel 3 Verkehrsentwicklung).

Klimavertragliche Energieversorgung durch:

- Sicherung geeigneter Flachen flur die Windenergienutzung entsprechend den neuen Zielstellungen
der sachsischen Energie- und Klimapolitik (Kapitel 5.1 Energieversorgung),

- Auftrag zur Erstellung Regionaler Energie- und Klimaschutzkonzepte als Grundlage fur den Ausbau
der Erneuerbaren Energien (Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation und Kapitel 5.1 Energieversorgung).
Entwicklung naturlicher Kohlenstoffspeicher und -senken durch:
- Vorgaben fur die Sicherung/Entwicklung/Renaturierung von Feuchtgebieten und Mooren
(Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft),

- Vorgaben zu Waldmehrung und Waldumbau zu standortgerechten Mischwaldern mit einer hohen
Anpassungsfahigkeit an die Folgen des Klimawandels unter Verwendung eines hinreichenden Anteils
standortheimischer Baumarten (Kapitel 4.2.2 Forstwirtschaft),

- Hinwirkung auf die Stabilisierung der Umweltsituation landwirtschaftlich genutzter Béden
(Kapitel 4.2.1 Landwirtschaft).

Vorbeugender Hochwasserschutz und Hochwasservorsorge durch:
- Sicherung und Rickgewinnung von Retentionsraumen und Verbesserung des

Wasserruckhaltevermdgens in der Landschaft (Kapitel 4.1.2 Grundwasser-, Oberflachenwasser,
Hochwasserschutz),

- Risikovorsorge in potenziellen Uberflutungsbereichen, die bei Versagen bestehender
Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhochwasser Uberschwemmt werden kénnen
(Kapitel 4.1.2 Grundwasser-, Oberflachenwasser-, Hochwasserschutz),

- technische SchutzmalBnahmen wie Deiche, Hochwasser- und Regenrickhaltebecken, sonstige
Hochwasserschutzanlagen (Kapitel 4.1.2 Grundwasser-, Oberflachenwasser-, Hochwasserschutz).

Minimierung bioklimatischer Belastungen, insbesondere in Siedlungsbereichen, durch:

- Schutz und Entwicklung klimawirksamer Ausgleichsradume (Kapitel 4.1.4 Siedlungsklima),

- raumliche Steuerung der Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung (Kapitel 2.2 Siedlungsentwicklung
und Kapitel 3 Verkehrsentwicklung),

- raumliche Prioritdtensetzung der Waldmehrung in Bezug auf Siedlungsbereiche (Kapitel 4.2.2
Forstwirtschaft),

- Fortsetzung klimarelevanter Siedlungsstrukturen innerhalb des Siedlungsgefliges (Kapitel 4.1.4
Siedlungsklima).

Sicherung der Wasserversorgung durch:

- nachhaltige Sicherung geeigneter Grundwasservorkommen zur 6ffentlichen Wasserversorgung
(Kapitel 5.2 Wasserversorgung),

- Unterstltzung der Erhaltung beziehungsweise der Verbesserung des Wasserhaushaltes der Boden
(Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft, Kapitel 4.1.2 Grundwasser-,
Oberflachenwasser-, Hochwasserschutz, Kapitel 4.1.3 Bodenschutz, Altlasten und Kapitel 4.2.1
Landwirtschaft).

Anpassung der Land- und Forstwirtschaft durch:

- Hinwirkung auf raumliche Schwerpunktsetzung von Anpassungsmaflnahmen der Landwirtschaft an
die Folgen des Klimawandels (Kapitel 4.2.1 Landwirtschaft),
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- Vorgaben fur den Waldumbau zu standortgerechten Mischwaldern mit einer hohen
Anpassungsfahigkeit an die Folgen des Klimawandels und landesweite raumliche
Schwerpunktsetzung (Kapitel 4.2.2 Forstwirtschaft).

Ermdglichung von Wanderungsbewegungen fir Tiere und Pflanzen durch:

- den Ausbau des groBraumig Ubergreifenden Biotopverbundsystems (Kapitel 4.1.1 Schutz und
Entwicklung von Natur und Landschaft),

- Sicherung von unzerschnittenen verkehrsarmen Raumen (Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von
Natur und Landschaft),

- Erhaltung und Entwicklung von naturnahen Quellbereichen, FlieR- und Standgewassern mit ihren
Auen und Ufern (Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft),

- Erhaltung beziehungsweise Neuanlage von landschaftspragenden Geholzen und Baumbestanden an
StraBBen, Wegen und Gewassern (Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft),

- Erhaltung beziehungsweise Renaturierung/Revitalisierung von grundwasserabhangigen
Landb6kosystemen und Mooren (Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft),

- Schwerpunktsetzung fir Waldmehrungsgebiete (Kapitel 4.2.2 Forstwirtschaft),

- Beitrag der Landwirtschaft zur Eindammung des Biodiversitatsverlustes (Kapitel 4.2.1
Landwirtschaft).

Darlber hinaus erfolgt mit der Durchfuhrung eines Klimachecks im Rahmen der Umweltprifung eine
Prufung aller landesplanerischen Festlegungen auf ihre Resilienz gegenlber den Auswirkungen des
Klimawandels (siehe Anhang A 2 Umweltbericht).

1.
Ziele und Grundsatze der Raumordnung

1 Raumstrukturelle Entwicklung
1.1 Allgemeine raumstrukturelle Entwicklung

G1l.1l.1 Die Teilraume des Freistaates Sachsen sollen sich in thren Funktionen so
erganzen, dass sie gemeinsam zur Starkung der Wirtschaftskraft und zur
Verbesserung der Lebensqualitat im Freistaat Sachsen beitragen.

G 1l.1.2 Die lokale und regionale Identitat in den Teilraumen soll bewahrt und gestarkt
werden. Dabei sind der besondere Charakter des sorbischen Siedlungsgebietes
und die Interessen des sorbischen Volkes zu beriucksichtigen.

G1l.1.3 Die innerhalb der Teilraume bestehenden unterschiedlichen infrastrukturellen,
wirtschaftlichen und naturraumlichen Gegebenheiten und Potenziale sollen bei
allen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen beritcksichtigt und durch
den abgestimmten Einsatz der Planungsinstrumente sowie durch eine gezielte
Regionalentwicklung erschlossen werden.

Z1.1.4 Bei mit o6ffentlichen Mitteln geforderten Infrastrukturinvestitionen ist die
wirtschaftliche Tragfahigkeit unter den Bedingungen des demografischen
Wandels zu beachten.

Begrindung zu 1.1 Allgemeine raumstrukturelle Entwicklung

zu Grundsatz 1.1.1

Eine ausgewogene Entwicklung und Zusammenarbeit im Sinne einer Verantwortungsgemeinschaft von
Verdichtungsraumen und landlichem Raum mit seinen Teilrdumen ist Grundlage flr eine nachhaltige
raumliche Entwicklung des gesamten Landes. Fur die nachhaltige Raumentwicklung gemaR der
Leitvorstellung nach § 2 Abs. 2 ROG bedarf es daher der Funktionsfahigkeit und der Zusammenarbeit aller
unterschiedlich strukturierten Teilrdaume. In beidseitigem Interesse und Verantwortung muissen sich die
Verdichtungsraume und der landliche Raum mit seinen Teilrdumen in ihren Funktionen und Potenzialen
erganzen und partnerschaftlich kooperieren (siehe auch Kapitel 1.2 Raumkategorien, Kapitel 1.6
LanderUbergreifende Zusammenarbeit und Europaische Metropolregion Mitteldeutschland und Kapitel 2.1
Regionalentwicklung).

zu Grundsatz 1.1.2

Die Bewahrung und Starkung lokaler und regionaler Identitat ist eine wesentliche Saule einer auf
Nachhaltigkeit ausgerichteten Gesellschaft und tragt zur Sicherung und Verbesserung der Lebensqualitat
in allen Teilrdumen bei. Lokale und regionale Identitat definiert sich sowohl zum Beispiel durch Ortsbilder,
Landschaftsbilder oder regional vorhandene Eigenheiten, aber auch im Sinne eines lokalen oder regionalen
Bewusstseins. Zur Bewahrung und Starkung lokaler und regionaler Identitat im Freistaat Sachsen gehdrt
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auch, die Belange des sorbischen Volkes und die regionalen Besonderheiten im zweisprachigen sorbischen
Siedlungsgebiet zu berlcksichtigen. Das sorbische Siedlungsgebiet mit den sorbischen Gemeindenamen ist
in Karte 12 dargestellt.

zu Grundsatz 1.1.3

Die gesellschaftlichen Entwicklungsprozesse fuhren zu einer zunehmenden sozialen und wirtschaftlichen
Verflechtung von Stadtregionen und geringer verdichteten landlichen Teilrdumen. Hinsichtlich der
bevdlkerungs- und siedlungsstrukturellen Merkmale bestehen zwar weiterhin Unterschiede, die sich auch
auf die infrastrukturelle Ausstattung und die Wirtschaftsstruktur auswirken (siehe Kapitel 1.2
Raumkategorien). Wachstum und Schrumpfung von Bevélkerung finden aber sowohl in den
Verdichtungsraumen als auch im landlichen Raum mit seinen Teilrdumen im unterschiedlichen MalSe, oft
auch in raumlicher Nahe, statt. Dabei gelten die wesentlichen, auf die Zukunft gerichteten
Herausforderungen (siehe Gliederungspunkt Il) fur alle Teilrdume gleichermafien, jedoch unterscheiden
sich die Rahmenbedingungen und Aufgaben, um den Herausforderungen gerecht zu werden. Jeder
Teilraum braucht seine spezifische raumbezogene und problemorientierte Entwicklungsstrategie, die von
den endogenen Potenzialen der jeweiligen Region ausgeht (,,Starken starken”). Die Trager der
Regionalplanung sollen dazu beitragen, diese differenzierten Potenziale der Teirdume aufzuzeigen und
regionale Partnerschaften mit Strategien (siehe auch Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation), unter anderem
Grundlage von regionalen Leitbildern gemals § 4 Abs. 1 SachsLPIG , zu unterstitzen.

zu Ziel 1.1.4

Demografische Veranderungen betreffen, wenn auch im unterschiedlichen MalSe, den landlichen Raum
ebenso wie die Verdichtungsraume. Sie berthren alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens und
verlangen ressort- und ebenentbergreifendes Denken und Handeln. Insbesondere in den Bereichen der
technischen und sozialen Infrastruktur fUhren sich verandernde Nutzerzahlen und -gruppen (zum Beispiel
durch die Alterung der Bevélkerung) zu gednderten qualitativen und quantitativen Anforderungen an
Einrichtungen und Leistungen.

Die Staatsregierung hat am 11. Januar 2011 einen Kabinettsbeschluss zur Einfihrung eines
Demografietests gefasst, wonach klinftig bei allen relevanten Zuwendungsverfahren sowie bei staatlichen
Bauvorhaben die demografische Tragfahigkeit zu prifen und zu bericksichtigen ist
(www.demografie.sachsen.de). Die Berucksichtigung von klinftigen demografischen Rahmenbedingungen
ist sowohl auf der Ebene des Landes als auch der Regionen und Kommunen eine fach- und
ebenenlbergreifende Querschnittsaufgabe. Insoweit richtet sich diese Festlegung sowohl an die
MaRnahmentrager als auch an die Fordermittelgeber. Die Ermittlung der demografischen Tragfahigkeit von
raumbedeutsamen Infrastrukturinvestitionen schliet die Ermittlung des kinftigen Bedarfs, der Folge- und
Unterhaltungskosten und der Kostenbelastung fur kinftige Nutzer und somit die Wirtschaftlichkeit ein.
Vorhaben unter den Bedingungen des demografischen Wandels kdnnen sowohl Vorhaben zur
kontrollierten Anpassung an die Auswirkungen des demografischen Wandels sein, wie zum Beispiel zum
Umbau der Versorgungsstruktur. Es kénnen aber auch Vorhaben sein, die zur Stabilisierung kommunaler
Strukturen beitragen und weiteren Schrumpfungsprozessen entgegensteuern, wie zum Beispiel
MaRnahmen fir eine bessere Kinder- und Familienfreundlichkeit und zu einem generationenibergreifenden
Miteinander. Dabei kénnen Entscheidungen zum Ausbau, zur Anpassung, aber auch zur Gestaltung eines
unabwendbaren Rickbaus von Infrastruktur, nur im Ergebnis eines breiten Kommunikationsprozesses mit
der Burgerschaft und lokalen beziehungsweise regionalen Akteuren sowie Kooperationsprozessen
getroffen werden, um passfahige lokale, aber auch regional abgestimmte und wirtschaftliche Lésungen zu
finden (siehe auch Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation und Kapitel 6 Daseinsvorsorge). Bei der Beurteilung
eines Vorhabens hinsichtlich wirtschaftlicher Tragfahigkeit und Geeignetheit der Planung oder MaRnahme
entsprechend der konkreten demografischen Situation sind auch weitere Aspekte, wie
Ressourcenschonung, Energieeffizienz, die geografischen Gegebenheiten, sowie die Bedurfnisse der
Bevolkerung und der regionalen Wirtschaft heranzuziehen. Bei der Beurteilung der demografischen
Tragfahigkeit ist die jeweils gultige Bevdlkerungsprognose zu Grunde zu legen. Derzeit gilt die ,,5.
Regionalisierte Bevolkerungsprognose flr den Freistaat Sachsen bis 2025 als einheitliche Planungs- und
Entscheidungsgrundlage fir die Raumordnung und die Fachplanungen im Freistaat Sachsen.

1.2 Raumkategorien
Karte: Die Abgrenzung der Raumkategorien ist in der Karte 1 ,Raumstruktur” festgelegt.

G1l.2.1 Die Verdichtungsraume sollen in ihren Potenzialen zur Mobilisierung von
Innovation und Wachstum als landesweit und iiberregional bedeutsame
Leistungstrager weiter gestarkt werden. Dazu sollen

- Siedlungs- und Verkehrsentwicklung sowie der Stadtebau so erfolgen, dass
verdichtungs- und verkehrsbedingte Umweltbelastungen und
Standortbeeintrachtigungen vermieden beziehungsweise abgebaut,

- durch Koordinierung der Flachennutzungsanspruche und eine effiziente
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Flachennutzung die Leistungsfahigkeit von Wirtschaft und Infrastruktur
nachhaltig gesichert,

- die Zusammenarbeit in den Stadt-Umland-Raumen der Zentralen Orte
intensiviert sowie,

- die Vernetzung mit den landlichen Teilraumen weiter ausgebaut
werden.

G 1l.2.2 Der landliche Raum soll unter Beriicksichtigung seiner siedlungsstrukturellen
Besonderheiten und seiner Vielfalt als attraktiver Lebens-, Wirtschafts-, Kultur-
und Naturraum weiterentwickelt und gestarkt werden. Hierzu sollen

- die Siedlungsstruktur des landlichen Raumes durch die funktionale Starkung
seiner Zentralen Orte gefestigt,

- die Erreichbarkeit der Zentralen Orte aus ihren Verflechtungsbereichen
gesichert,

- die besonderen Herausforderungen des demografischen Wandels im
landlichen Raum, insbhesondere im Hinblick auf die Sicherung der
Daseinsvorsorge, sowohl durch Anpassung als auch durch Gegenstrategien
bewaltigt sowie,

- staatliches, kommunales und privates Handeln starker miteinander vernetzt
werden.

G 1l.2.3 Zur Entwicklung des landlichen Raumes und seiner eigenstandigen Potenziale
sollen insbesondere Planungen und MaBnahmen unterstitzt werden, die

- die raumlichen Voraussetzungen fiir die Erhaltung, Starkung und zeitgemaRe
Fortentwicklung einer vielfaltig strukturierten Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft und der damit verbundenen Arbeitsplatze schaffen,

- die Erwerbsgrundlagen fir Gewerbe, Handwerk und Dienstleistungen
erweitern,

- zur Starkung der Funktionen als Freizeit- und Erholungsraum beitragen,
- die regionale Handlungsfahigkeit und Verantwortung starken und,
- die Eigeninitiative und das lokale Engagement der Bevolkerung befordern.

G1l.2.4 Die verdichteten Bereiche im lindlichen Raum sollen als Siedlungs-, Wirtschafts-
und Versorgungsraume mit ihren Zentralen Orten in ihrer Leistungskraft so
weiterentwickelt werden, dass von ihnen in Erganzung zu den
Verdichtungsraumen Entwicklungsimpulse in den landlichen Raum insgesamt
ausgehen.

G 1.2.5 In den verdichteten Bereichen im landlichen Raum soll die Infrastruktur fur den
Personen- und Giiterverkehr so gestaltet werden, dass sowohl ihre innere
ErschlieBung als auch die Erreichbarkeit der Verdichtungsraume gewahrleistet
wird.

Begrindung zu 1.2 Raumkategorien

Die gemals § 3 Abs. 2 SachsLPIG festzulegenden Raumkategorien bilden ein raumordnerisches
Gebietsraster zur raumlichen Bewertung von Entwicklungsprozessen und zur Ableitung landeseinheitlicher
raumordnerischer Mal3stabe, die den allgemeinen strukturellen Unterschieden Rechnung tragen, ohne
jedoch die spezifischen Gegebenheiten der Teiraume auBer Acht zu lassen. Raumkategorien sind vor allem
siedlungsstrukturell abgegrenzte Raume.

Die Suburbanisierungsprozesse und damit die siedlungsstrukturelle Verdichtung im Umland der
Oberzentren waren bereits bei der letzten Fortschreibung des Landesentwicklungsplanes weitgehend
abgeschlossen. Wesentliche siedlungsstrukturelle Veranderungen beschranken sich seitdem auf
grofl3flachige Verkehrsbauten und Industrie- und Gewerbegebiete, die aber gréBtenteils innerhalb der
bereits bestehenden Verdichtungsraume erfolgen. Veranderungen bei der Abgrenzung der
Verdichtungsraume betreffen daher lediglich einzelne Gemeinden im Randbereich zum landlichen Raum.
Um Gemeinden konkret einer Raumkategorie zuordnen zu kénnen, werden Raumkategorien
gemeindescharf abgegrenzt. Zur Vermeidung von Insellagen sowie zur sinnvollen Arrondierung werden in
Einzelfallen Gemeinden, die die Kriterien nicht oder nur teilweise erflllen, der sie umgebenden Kategorie
zugeordnet.

Verdichtungsraume
Die Abgrenzung der Verdichtungsraume wird unter Berlcksichtigung bundesweit vergleichbarer
Schwellenwerte (Beschluss des Hauptausschusses der MKRO 1993 zur Ausweisung von
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Verdichtungsraumen) nach folgenden Kriterien vorgenommen (Quelle: Statistisches Landesamt):

- Anteil der Siedlungs- und Verkehrsflache (2010) groBer als 11,6 Prozent,
- Einwohnerdichte gréRer als 200 Einwohner je kmz,
- Siedlungsdichte grdéfer als 2 000 Einwohner je km? Siedlungsflache

Mindestens zwei dieser Kriterien missen erfllit werden. Voraussetzung zur Abgrenzung eines
Verdichtungsraumes ist ein zusammenhangender Raum mit mindestens 150 000 Einwohnern.

Demnach sind die Verdichtungsraume grofflachige Gebiete um die Oberzentren der Metropolregion
Mitteldeutschland, wobei die Oberzentren Chemnitz und Zwickau einen gemeinsamen Verdichtungsraum
ausbilden.

Die Verdichtungsraume sind durch eine hohe Konzentration von Bevélkerung, Wohn- und Arbeitsstatten,
Trassen, Anlagen und Einrichtungen der technischen und sozialen Infrastruktur sowie durch hohe innere
Verflechtungen gekennzeichnet. Neben den Kernstadten und stadtisch gepragten Ortsteilen befinden sich
in den Verdichtungsraumen auch einzelne Ortsteile mit dérflichen Siedlungsstrukturen, deren
landschaftspragende Eigenarten bei der spezifischen Ordnung und Entwicklung zu berlcksichtigen sind.

Landlicher Raum

Der landliche Raum umfasst die Teile Sachsens, die im Vergleich zu den Verdichtungsraumen dinnere
Besiedlung und geringere bauliche Verdichtung aufweisen. Er wird durch spezifische Besonderheiten
seiner Teilrdume, ein differenziertes Netz von stadtisch und dorflich gepragten Siedlungen mit funktionalen
Verflechtungen, durch unterschiedliche 6konomische und soziokulturelle sowie 6kologische
Standortfaktoren und Potenziale gekennzeichnet. Der landliche Raum umfasst sowohl besonders dinn
besiedelte Teilraume, Teilrdume mit einer hohen Dichte von Kleinstsiedlungen, Teilrdume mit vergleichsweise
peripherer Lage zu den Oberzentren der Metropolregion, als auch Teilrdume mit einem héheren Anteil
stadtisch gepragter Siedlungen.

Verdichtete Bereiche im landlichen Raum

Um den unterschiedlichen Gegebenheiten und Herausforderungen Rechnung zu tragen, werden innerhalb
des landlichen Raumes verdichtete Bereiche mit Uberdurchschnittichem Anteil an Siedlungs- und
Verkehrsflache bestimmt.

Die Abgrenzung dieser Bereiche wird nach folgenden Kriterien (Quelle: Statistisches Landesamt/IOR-
Monitor) vorgenommen:

- Siedlungs- und Verkehrsflachenanteil groer als 10 Prozent (2010),
- Randbereich eines Verdichtungsraumes oder
- zusammenhangender Raum mit mindestens 10 000 Einwohnern.

Die Raumkategorien ,Verdichtungsraume” und ,landlicher Raum* einschlieBlich seiner verdichteten
Bereiche sind nicht per se Férdergebietskulissen. Eine eventuelle Eignung dieser Raume oder davon
abweichender Teilrdume als rdumliche Férderschwerpunkte, auch durch Blndelung von Fachférderungen,
zur Unterstltzung ihrer spezifischen Potenziale und Loésung spezieller Probleme ist im Rahmen der
jeweiligen Fachférderung zu entscheiden.

zu Grundsatz 1.2.1

Die Potenziale der Verdichtungsraume, die sich aus der Bevdlkerungs- und Wirtschaftskonzentration
ergeben, gilt es flr die Entwicklung des gesamten Landes zu sichern. Die Verdichtungsraume sind im
unterschiedlichen MalSe auch von Alterung und Abwanderung, aber auch von Zuwanderung,
Internationalisierung der Gesellschaft und Veranderung der Haushaltsformen sowie anderen
Herausforderungen des demografischen Wandels betroffen. Suburbanisierungsprozesse und die
Umgestaltung der Wirtschaft sowie der Infrastruktur haben dazu gefliihrt, dass sich die traditionellen
Gegensatze zwischen Zentrum und Peripherie weiter auflésen. Die Raume entwickeln sich zunehmend zu
Stadtregionen mit einem vernetzten Sozial-, Wirtschafts- und Kulturraum. Diese Potenziale fur
Wirtschaftswachstum auf der einen Seite, aber auch die notwendige Ressourcenschonung hinsichtlich der
Flacheninanspruchnahme auf der anderen Seite gilt es durch eine abgestimmte Siedlungs- und
Verkehrsentwicklung, durch entsprechende stadtebauliche MaRnahmen sowie durch passfahige
stadtregionale Kooperationsstrukturen zu unterstiitzen. Deshalb stehen in den Verdichtungsraumen
neben Entwicklungs- und Sanierungsaufgaben zur Starkung als Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort
insbesondere auch Ordnungsaufgaben hinsichtlich einer zweckmaBigen und umweltvertraglichen
Flachennutzung im Vordergrund.

Die Zentralen Orte in den Verdichtungsraumen stehen in engen wechselseitigen Verflechtungen mit ihrem
Umland. Diesem besonderen Abstimmungs- und Koordinierungsbedarf ist durch geeignete Formen der
Zusammenarbeit zu entsprechen.

Der weitere Ausbau der Vernetzung und der Zusammenarbeit der Verdichtungsraume mit den landlichen
Teilrdumen ist eine Chance, die Wirtschafts-, Wachstums-, Innovations-, Ausgleichs-, Erholungs- und
kulturellen Funktionen der Teilrdume zu starken und gegenseitig nutzbar zu machen.
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zu Grundsatz 1.2.2 und Grundsatz 1.2.3

Der landliche Raum mit seinen Teilraumen ist als eigenstandiger Lebens-, Wirtschafts-Kultur- und
Naturraum mit seinen gewachsenen Strukturen langfristig zu sichern und weiterzuentwickeln. Seine
dezentrale Siedlungsstruktur mit Stadten und Doérfern sowie seine vielfaltigen Kulturlandschaften pragen
weite Teile des Freistaates Sachsen. Die regionale Vielfalt seiner Teiraume und die unterschiedlichen
naturrdaumlichen und siedlungsstrukturellen Bedingungen sowie die differenzierten Erfordernisse flr eine
verbesserte Erreichbarkeit der Ober- und Mittelzentren sind bei den Festlegungen der Raumordnung sowie
bei den raumbezogenen Fachplanungen zu berticksichtigen.

Zielstellung ist es, die sich aus der regionalen Vielfalt ergebenden Potenziale des landlichen Raumes zu
erschlieBen, seine naturlichen Lebensgrundlagen zu sichern, die Erholungseignung der Landschaft zu
erhalten und die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft in ihrer jeweiligen strukturellen Vielfalt und als
wichtigen Wirtschaftszweig zu starken. Zu den Wertschdépfungspotenzialen zahlen Erzeugung und
Verarbeitung in regionalen Wirtschaftskreisldufen genauso wie die Gemeinwohlleistungen zur Pflege und
Erhaltung der Kulturlandschaften. W eitere Potenziale auBerhalb dieser Bereiche liegen in der Ansiedlung
und Bestandspflege von Gewerbe, Handwerk und Dienstleistungen, einschlieBlich touristischer
Infrastruktur, sowie in der Nutzung als Freizeit- und Erholungsraum fir die in den Verdichtungsraumen
lebende Bevdlkerung.

Eine wichtige Voraussetzung fir eine Starkung dieser Potenziale ist auch die Verbesserung der
Versorgung mit modernen Kommunikationstechnologien und -netzen (siehe Kapitel 5.3
Telekommunikation).

Die Leitvorstellung zur Gewahrleistung gleichwertiger Lebensverhaltnisse gemaR § 1 Abs. 2 ROG steht
nicht zur Disposition. Sie darf aber nicht auf den bloBen Ressourcentransfer zwischen den Regionen
reduziert werden. Anpassungen durch Schrumpfung und Rickbau (,,Dorfumbau*) sind daher ebenso wie
Stabilisierung, Umbau und Wachstum Entwicklungsstrategien fur den landlichen Raum (siehe Kapitel 2.2.2
Stadt- und Dorfentwicklung).

Im landlichen Raum mit seinen Teilrdaumen stehen vor allem Entwicklungsaufgaben und
Sicherungsaufgaben im Vordergrund. Von besonderer Bedeutung fur den landlichen Raum sind seine
Zentralen Orte mit wichtigen Funktionen fir ihr Umland. Die ErschlieBung der Vorteile zentralortlicher
Blndelung und Konzentration von Funktionen der Daseinsvorsorge im landlichen Raum ist ein Auftrag an
die Regionen, die kommunalen Gebietskdrperschaften und die Fachplanungen. In ihrer Verantwortung sind
die erforderlichen Angebote unter den Bedingungen zurtickgehender 6ffentlicher Mittel, aber auch
ausgerichtet an den unterschiedlichen BedUrfnissen einer sich andernden Bevdlkerungsstruktur, kinftig
gezielt und bedarfsgerecht zu gewahrleisten (siehe Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbinde).

Auf die Herausforderungen im landlichen Raum ist mit einem MaBnahmebundel durch die genannte
Doppelstrategie zu reagieren: Vorausschauende Anpassung der regionalen Strukturen an die Abnahme
der Bevdlkerungszahl und an die Alterung (zum Beispiel durch altersgerechtes Wohnen, Ruckbau und
Funktionswandel von Gebauden und bedarfsgerechte Anpassung der Infrastruktur, Weiterbildung)
einerseits und gezieltes Entgegenwirken hinsichtlich der demografischen Entwicklung (zum Beispiel
Erhéhung der Innovationskraft der regionalen Wirtschaft und Starkung regionaler wirtschaftlicher
Potenziale, Attraktivierung der Zentralen Orte als Motoren fir die regionale Entwicklung, innovative
Angebotsformen fir die Daseinsvorsorge, Schaffung eines kinder- und familiengerechten Umfeldes zur
Sicherung und Verbesserung der Lebensqualitat vor Ort, familienunterstiutzende Lebens- und
Arbeitsbedingungen, blrgerschaftliches Engagement und Partizipation, Erhalt und Verbesserung der
Mobilitat) andererseits.

Fur die Gewahrleistung der Erreichbarkeit von Einrichtungen der Daseinsvorsorge, vor allem in Zentralen
Orten aus ihren Verflechtungsbereichen, die Teilhabe der Menschen am gesellschaftlichen Leben und als
wichtiger Wirtschaftsfaktor, ist die Sicherung einer der Nachfrage entsprechenden Verkehrsanbindung
und Verkehrsbedienung im landlichen Raum von Bedeutung (siehe Kapitel 3 Verkehrsentwicklung).

Der landliche Raum und vor allem die besonders dunn besiedelten Teilrdume stehen vor zunehmenden
Herausforderungen bei der Sicherung der Daseinsvorsorge. Die Staatsregierung nimmt sich den
besonderen Stabilisierungs- und Entwicklungserfordernissen des landlichen Raumes an, um durch ein
ressortlibergreifendes Handlungs- und Steuerungsverstandnis das Zusammenspiel staatlichen,
kommunalen und privaten Handelns zu beférdern. Diese Zielstellung wird auch unterstitzt durch die
,Leitlinien fir die Entwicklung des landlichen Raums im Freistaat Sachsen”. Dazu bedarf es in Anerkennung
der jeweiligen spezifischen Bedingungen bedarfsgerechter kreativer, praxisnaher und effizienter L6sungen.
Unterschiedliche Losungsansatze sind bewusst zuzulassen. Dabei soliten auch Méglichkeiten der
Abweichung von Standards beziehungsweise zur Flexibilisierung von Standards gepruft werden.
Zielstellung ist, die Daseinsvorsorge auf angemessenem Niveau zu sichern.

Fur den landlichen Raum ist neben dem Zusammenwirken der berthrten staatlichen Stellen die Einbindung
der kommunalen Gebietskdrperschaften, der Verbande und regionalen Trager sowie der Blrgerinnen und
Burger und der Wirtschaft von besonderer Bedeutung. So leben gerade die kleineren Orte im landlichen
Raum vom Engagement ihrer Bewohner und der oértlichen Wirtschaft.
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Der ganzheitliche Ansatz der MaBnahmen der Integrierten Landlichen Entwicklung beruht auf passfahigen,
auch mit der Stadtentwicklung abgestimmten Konzepten. Er ist ein wesentlicher Beitrag zur Sicherung und
Verbesserung der Standortattraktivitat des landlichen Raumes und somit des gesamten Freistaates. Damit
werden die regionale Kompetenz und das kooperative Handeln gestarkt. Zu den Gegenstrategien zur
Stimulierung von endogenen Wachstumspotenzialen gehért auch die Mobilisierung der
kulturlandschaftlichen Besonderheiten und der 6kologischen Potenziale als weiche Standortfaktoren (siehe
Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft).

FUr die bessere Inwertsetzung der unterschiedlichen endogenen Entwicklungspotenziale ist die Starkung
der regionalen Entscheidungsebene und des ehrenamtlichen Engagements unabdingbar.

Im ldndlichen Raum werden zur Unterstitzung der interkommunalen Zusammenarbeit und zur Aktivierung
regionaler Netzwerke durch die LEADER- und ILE-Regionen Integrierte Landliche Entwicklungskonzepte
(ILEK) erarbeitet und umgesetzt. Die Inhalte dieser teiraumlichen Strategien und Konzepte bestimmen
diese Regionen entsprechend ihrer teilraumspezifischen Handlungserfordernisse und endogenen
Entwicklungspotenziale weitgehend selbst. Sie definieren auch die Gebietskulisse ihrer Regionen. Die Trager
der Regionalplanung unterstitzen diese regionalen Abstimmungsprozesse und bringen sich in die
Koordinierung gebietsiibergreifender Themenstellungen und Projekte, in Vernetzung mit den
Akteursstrukturen der landlichen Entwicklung, aber auch in Vernetzung mit Aktivitdten der
Regionalentwicklung in den Verdichtungsraumen ein. Sofern sich aus den regionsspezifischen
Entwicklungs- und Anpassungsprozessen raumordnerische Regelungserfordernisse ableiten, sind diese
durch die Trager der Regionalplanung raumlich und sachlich zu konkretisieren.

zu Grundsatz 1.2.4

Die verdichteten Bereiche im landlichen Raum, die in der Regel durch eine kleinrdumige Konzentration von
Industrie und Gewerbe gekennzeichnet sind, bilden wichtige wirtschaftliche Kristallisationspunkte innerhalb
des landlichen Raumes. In den Randbereichen zu den Verdichtungsraumen weisen sie starkere arbeits-
und funktionsraumliche Verflechtungsbeziehungen zu den Verdichtungsraumen auf.

Interkommunal abgestimmte Planungen sollen dazu beitragen, die von den verdichteten Bereichen im
ldndlichen Raum ausgehende regionale Impulsgeberfunktion und die Profilierung dieser Teilrdume starker
zum Tragen zu bringen.

zu Grundsatz 1.2.5

Zur Realisierung der Impulsgeberfunktion sind bedarfsgerechte Verkehrsverbindungen zum benachbarten
ldndlichen Raum und zu den Verdichtungsraumen sowie eine leistungsfahige und standardgerechte
Einbindung in die Uberregionalen Verkehrs-, Energie- und Kommunikationsnetze notwendig. Der Erhalt und
der Ausbau des OPNV, insbesondere auch zur Sicherstellung der Erreichbarkeit der benachbarten
Oberzentren, ist dabei eine wichtige Zielsetzung.

1.3 Zentrale Orte und Verbiinde

Karte: Die Oberzentren und die Mittelzentren sind in der Karte 1 ,Raumstruktur” festgelegt. Die
mittelzentralen Verflechtungsbereiche sind in der Karte 2 ,Mittelbereiche” dargestellt.

Z1.3.1 Die Zentralen Orte sind so zu entwickeln, dass sie

- ihre Aufgaben als Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Lebens im Freistaat Sachsen wahrnehmen kénnen und

- zur Sicherung der Daseinsvorsorge die Versorgung der Bevélkerung ihres
Verflechtungsbereiches mit Gitern und Dienstleistungen biindeln und in
zumutbarer Entfernung sicherstellen.

Z1.3.2 Die Zentralen Orte der hoheren Stufen iibernehmen auch die Aufgaben der
Zentralen Orte der jeweils niedrigeren Stufe fiir die entsprechenden
Verflechtungsbereiche.

Z1.3.3 Planungen und MaBnahmen in den Zentralen Orten, die die Funktionsfahigkeit
anderer Zentraler Orte beeintrachtigen, sind zu vermeiden.

Z13.4 Die Erreichbarkeit der Zentralen Orte fur die Bevolkerung ihrer
Verflechtungsbereiche ist zu sichern.

Z1.3.5 Die Ausiibung von zentralortlichen Funktionen im zentralortlichen Verbund von
Gemeinden ist nur zulassig, wenn gewabhrleistet ist, dass die
Aufgabenwahrnehmung funktionsteilig erfolgt.

Z 1.3.6 Oberzentren sind die Stadte Dresden, Leipzig, Chemnitz, Zwickau und Plauen.
Oberzentrum in Funktionsteilung ist der Oberzentrale Stadteverbund
Bautzen/Budysin-Goérlitz/Zhorjelc-Hoyerswerda/Wojerecy. Die Oberzentren sind
als uberregionale Wirtschafts-, Innovations-, Bildungs-, Kultur- und
Verwaltungszentren weiter zu entwickein.

Z 1.3.7 Mittelzentren sind die Stadte Annaberg-Buchholz, Borna, Coswig, Crimmitschau,
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Delitzsch, Dippoldiswalde, Dobeln, Eilenburg, Freiberg, Freital, Glauchau, Grimma,
GroBRenhain, Kamenz/Kamjenc, Limbach-Oberfrohna, Lobau, Marienberg,
Markkleeberg, MeiRen, Mittweida, Niesky, Oelsnitz/Vogtl., Oschatz, Pirna,
Radeberg, Radebeul, Reichenbach im Vogtland, Riesa, Schkeuditz,
Stollberg/Erzgeb., Torgau, WeiBwasser/O.L./Béla Woda, Werdau, Wurzen und
Zittau sowie die Stadteverbiinde ,,Goltzschtal“ (Auerbach/Vogtl., Ellefeld,
Falkenstein/Vogtl. und Rodewisch), ,Sachsenring“ (Hohenstein-Ernstthal,
Lichtenstein/Sa. und Oberlungwitz) und ,,Silberberg“ (Aue, Lauter-Bernsbach,
LoBnitz, Bad Schlema, Schneeberg und Schwarzenberg/Erzgeb.). Die
Mittelzentren sind als regionale Wirtschafts-, Bildungs-, Kultur-, und
Versorgungszentren, insbesondere zur Stabilisierung des landlichen Raumes, zu
sichern und zu starken.

Z 1.3.8 Grundzentren sind in den Regionalplanen zur Erganzung der Ober- und
Mittelzentren festzulegen, wenn die Festlegung zur Netzerganzung der
grundzentralen Versorgung in zumutbarer Entfernung erforderlich ist. Hierzu sind
in den Regionalplanen auf der Grundlage sozio6konomischer Daten Nahbereiche
darzustellen. Die Festlegung von Grundzentren ist nur zulassig, wenn diese
Gemeinden hinreichend leistungsfahige Versorgungs- und Siedlungskerne
aufweisen, eine Funktion als OPNV-Knotenpunkt erfiillen und die nachfolgenden
Einwohnerzahlen nicht unterschreiten:

- mindestens 15 000 Einwohner im Verflechtungsbereich innerhalb des
Verdichtungsraumes,

- mindestens 7 000 Einwohner im Verflechtungsbereich im landlichen Raum.

Diese Einwohnergrenzen dirfen dann unterschritten werden, wenn besondere
raumstrukturelle Bedingungen die Festlegung des Grundzentrums erfordern und
eine angemessene grundzentrale Versorgung auf andere Weise nicht gesichert
werden kann.

Begriindung zu 1.3 Zentrale Orte und Verbinde

Zentrale Orte sind Gemeinden, die Uber leistungsfahige Versorgungs- und Siedlungskerne (siehe

Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen) verfligen und die auf Grund ihrer Einwohnerzahl und der GréRe ihres
Verflechtungsbereiches, ihrer Lage im Raum, ihrer Funktion und der Komplexitat ihrer Ausstattung
Schwerpunkte des wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens im Freistaat Sachsen bilden. Sie
Uubernehmen entsprechend ihrer Funktion auch Aufgaben fur ihre jeweiligen Verflechtungsbereiche. Der
Zentrale Ort wird dem Gebiet einer Gemeinde gleichgesetzt (WUrdigung der kommunalen Planungshoheit).
Dabei schlielSt der Verflechtungsbereich eines Zentralen Ortes auch das Gemeindegebiet der jeweiligen
zentraldrtlichen Gemeinde ein.

Die Zuordnung von Stadten und Gemeinden zu einem hierarchisch aufgebauten System von Zentralen
Orten ergibt insgesamt das Zentrale-Orte-Konzept.

Im Landesentwicklungsplan werden die Oberzentren sowie die Mittelzentren und in den Regionalplanen die
Grundzentren festgelegt.

zu Ziel 1.3.1

Die Sicherung der Daseinsvorsorge und die Schaffung der erforderlichen wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen sind ein wichtiger Beitrag, um gleichwertige Lebensverhaltnisse in allen Teilrdumen
des Freistaates Sachsen zu gewahrleisten. Ein ausgewogenes raumstrukturelles Netz der Zentralen Orte
soll dazu beitragen, dass in allen Teirdumen des Freistaates die Bevolkerung Einrichtungen der
Daseinsvorsorge in zumutbarer Entfernung zu ihrem Wohnort erreichen kann.

Die Standortvorteile der Zentralen Orte im Freistaat Sachsen bestehen insbesondere in Synergieeffekten
durch die raumliche Konzentration ihrer vielfaltigen Funktionen fir Wohnen und Infrastruktur sowie als
wirtschaftliche Schwerpunkte und Verkehrsknoten. Diese Funktionen bieten sie nicht nur far ihre eigene
Bevolkerung, sondern auch fur die Bevélkerung und die Wirtschaft in ihrem Verflechtungsbereich. Das
Netz der Zentralen Orte soll verlassliche Rahmenbedingungen flr die Wirtschaft sowie fur private und
offentliche Trager der Daseinsvorsorge bei ihren Standort- und Investitionsentscheidungen bieten.
GemaR § 8 Abs. 5 Nr. 1 ROG und § 3 Abs. 2 SachsLPIG sind in Raumordnungsplanen Festlegungen zur
Raumstruktur zu treffen und in diesem Zusammenhang auch Zentrale Orte festzulegen. Mit den einzelnen
Festlegungen zu den Zentralen Orten wird den Grundsatzen der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 3
des ROG entsprochen

- die Siedlungstatigkeit vorrangig auf vorhandene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und
Zentrale Orte auszurichten,

- die soziale Infrastruktur vorrangig in Zentralen Orten zu biindeln sowie
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- die Erreichbarkeits- und Tragfahigkeitskriterien des Zentrale-Orte-Konzepts flexibel an regionalen
Erfordernissen auszurichten.

Das Konzept der Zentralen Orte als Mittel zur Erreichung landesentwicklungspolitischer Zielsetzungen
bezieht sich auf die folgenden drei Teilziele der Nachhaltigkeit:

- Das Teilziel ,sozial” stellt auf die gerechte Verteilung von Ressourcen ab und erflllt damit den
Auftrag zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse in allen Teilrdumen. Insbesondere in
ldndlichen Raumen soll das Zentrale-Orte-System ein Mindestmal® an Versorgungsgerechtigkeit
sicherstellen und das Versorgungsnetz stabilisieren.

- Das Teilziel ,,6konomisch” bezieht sich auf die Tragfahigkeit und Auslastung von
Infrastruktureinrichtungen und den effizienten Einsatz ffentlicher Mittel.

- Das Teilziel ,6kologisch” zielt auf die Begrenzung des Ressourcenverbrauchs, den sparsamen
Umgang mit Flachen und die Minimierung 6kologischer Belastungen. Dazu gehdrt auch eine an der
Verkehrsvermeidung (beziehungsweise Verkehrsminimierung) orientierte Siedlungsentwicklung.

Im LEP 2003 wurden die bereits im Landesentwicklungsplan 1994 festgelegten Oberzentren beibehalten.
Die Mittelzentren wurden neu bewertet, zahlenmaBig reduziert und auf der Grundlage der
arbeitsraumlichen Verflechtungen unter Bericksichtigung der GroRe des Einzugsgebietes und der GroRe
der jeweiligen Stadt sowie der Lage im Raum differenziert. Mit der Fortschreibung der Regionalplane
wurden auf der Grundlage der Kriterien des Landesentwicklungsplanes 2003 landesweit die Grundzentren
festgelegt.

Grundsatzlich hat sich das dreistufige zentralértliche Konzept der Ober-, Mittel und Grundzentren im
Freistaat Sachsen als raumstrukturelles Organisationsprinzip der flr Sachsen vorteilhaften dezentralen
Siedlungsstruktur und als Standortsystem zur Sicherung der Daseinsvorsorge bewahrt. Auf der Ebene
des Landesentwicklungsplanes wird daher an der Festlegung der Ober- und Mittelzentren, die der

LEP 2003 getroffen hat, festgehalten. Vor dem Hintergrund des fortschreitenden demografischen
Wandels und der Verminderung finanzieller Ressourcen ist es als zentrales Steuerungsinstrument der
Daseinsvorsorge weiter zu gestalten (siehe Kapitel 6 Daseinsvorsorge).

zu Ziel 1.3.2

Hoéherrangige Zentrale Orte nehmen zugleich die Aufgaben der nachrangigen Stufen wahr. So nimmt ein
Oberzentrum neben den oberzentralen Versorgungsfunktionen auch die Aufgaben eines Mittelzentrums
fur einen Mittelbereich beziehungsweise grundzentrale Aufgaben (grundzentraler Nahbereich) wahr. Ein
Mittelzentrum nimmt neben den mittelzentralen Versorgungsfunktionen auch die Aufgaben eines
Grundzentrums fur seinen grundzentralen Nahbereich wahr. Bei entsprechendem Nachfragepotenzial und
wirtschaftlicher Tragfahigkeit konnen zentraldrtliche Einrichtungen auch in Zentralen Orten niedriger
Stufen vorhanden sein. Abgeleitet vom Nachfrageverhalten und der Erreichbarkeit werden den Zentralen
Orten Verflechtungsbereiche zugeordnet, die aufzeigen, welche Stadte und Gemeinden vorrangig durch
die jeweilige zentraldrtliche Ausstattung mitversorgt werden. Durch den hohen Mobilitatsgrad der
Bevdlkerung und den Strukturwandel lockern sich die zentraldrtlichen Standortbindungen, sodass nicht
immer funktional eindeutige Zuordnungen gegeben sind. Jedoch sprechen ordnungspolitische Aspekte
sowie verkehrspolitische Grinde flr die Darstellung der Mittel- und Nahbereiche als radumliche
Bezugsrahmen.

Jedem Zentralen Ort wird ein Nahbereich zugeordnet. Die Nahbereiche aller Zentralen Orte werden in den
Regionalplanen als Teil der Begrindung dargestellt und dienen dort als Begrindung der Festlegung der
jeweiligen Grundzentren.

Den Mittel- und Oberzentren werden Mittelbereiche zugeordnet, die jeweils mehrere Nahbereiche umfassen
kdnnen. Sie sind in Karte 2 (Erldauterungskarte) dargestellt. Zur Abgrenzung der Mittelbereiche wurden
funktionsraumliche Verflechtungen herangezogen, die haufig historisch gewachsen sind und daher zum
Teil alte Kreisstrukturen abbilden. Bei der Wichtung der funktionsraumlichen Beziehungen untereinander
lag der Schwerpunkt auf den Pendlerverflechtungen. Dabei ergeben sich in vielen Fallen auch
Uberschneidungen zwischen zwei Mittelbereichen.

Oberbereiche, das heilt Verflechtungsbereiche der Oberzentren, werden im Landesentwicklungsplan nicht
dargestellt. Sie lassen sich auf Grund der groRréaumigen Uberschneidungen der funktionsbezogenen
Einzugsbereiche nicht eindeutig abgrenzen. AulRerdem gehen diese Funktionsbereiche zum Teil weit Gber
die Landesgrenzen des Freistaates Sachsen hinaus (siehe auch Kapitel 1.6 LanderlUbergreifende
Zusammenarbeit und Europaische Metropolregion Mitteldeutschland).

zu Ziel 1.3.3

Das Zentrale-Orte-Konzept ist in seinen Zielsetzungen nicht einseitig auf Wachstum oder Schrumpfung
ausgerichtet, sondern halt mit seinen Prinzipien der raumlichen und funktionalen Blindelung im Raum
Strategien gleichermalf3en fir Wachstums- oder Schrumpfungsprozesse offen. Gerade vor dem
Hintergrund der kinftigen demografischen Entwicklung kommt jedoch den Zentralen Orten als
verbleibenden Kristallisationskernen im landlichen Raum eine wachsende Bedeutung zu.
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Im Hinblick auf die raumliche Nahe der Zentralen Orte zueinander und mdégliche Beeintrachtigungen
bestimmter Funktionen, zum Beispiel im gro3flachigen Einzelhandel, ist eine entsprechende Abstimmung
und Zusammenarbeit der Zentralen Orte, insbesondere in den Verdichtungsraumen, geboten.

Im landlichen Raum ist dieses Gebot insbesondere im Hinblick auf ein funktionsfahiges Netz Zentraler Orte
in allen Teilraumen zu beachten. Damit Entwicklungen einzelner Zentraler Orte nicht zu Lasten der
Funktionsfahigkeit und des Versorgungsauftrages anderer Zentraler Orte gehen, kénnen die Trager der
Regionalplanung im regionalen Gesamtinteresse spezifische Abstimmungs- und
Kooperationserfordernisse, auch hinsichtlich einer arbeitsteiligen Erflllung bestimmter Aufgaben, zwischen
den Zentralen Orten sowohl gleicher als auch unterschiedlicher Hierarchiestufen festlegen.

zu Ziel 1.3.4

Die Erreichbarkeit der Zentralen Orte verschiedener Stufen aus ihrem jeweiligen Verflechtungsbereich ist
durch entsprechende Gestaltung des Verkehrsnetzes zu sichern. Dies beinhaltet auch die Ausgestaltung
des OPNV sowie des Einsatzes von Nahverkehrsmitteln oder alternativer Bedienungssysteme hinsichtlich
Bedienhaufigkeit und zumutbarem Zeitaufwand. Damit sollen die Zugangsmaoglichkeiten fur alle
Bevolkerungsgruppen zu den Einrichtungen der Daseinsvorsorge sowie zu den Arbeitsstatten in den
Zentralen Orten verbessert werden. Mit der Sicherstellung der Erreichbarkeit Zentraler Orte aus den
Verflechtungsbereichen soll Giber deren Funktion als OPNV-Knotenpunkte auch die Erreichbarkeit
hoéherrangiger Zentraler Orte unterstutzt werden. Durch die Sicherstellung der Erreichbarkeit von
Einrichtungen in Zentralen Orten wird auch die wirtschaftliche Tragfahigkeit dieser Einrichtungen
gewahrleistet.

Im Landesverkehrsplan Sachsen 2025 (LVP) wird festgestellt, dass im Jahr 2010 von allen Gemeinden ein
sachsisches Mittel- oder Oberzentrum in weniger als 45 Minuten PKW-Fahrzeit erreichbar ist (siehe
Kapitel 3.1 LVP).

Die zurlick gegangene Auslastung des Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) und die daraus folgende
Anpassung der Angebote in der Flache stellen allerdings neue Herausforderungen an die 6ffentliche
VerkehrserschlieBung vor allem dinn besiedelter landlicher Regionen (vergleiche hier auch Kapitel 1.2
Raumkategorien und Kapitel 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale
Zusammenarbeit). Grundsatzlich wird im 6ffentlichen Verkehr eine Erreichbarkeit des nachsten
Mittelzentrums vom Wohnstandort in maximal 45 Minuten und eine Erreichbarkeit des nachsten
Oberzentrums vom Wohnstandort in maximal 90 Minuten angestrebt. Diese Orientierungswerte
entsprechen der Richtlinie flr integrierte Netzgestaltung (RIN 2008).

zu Ziel 1.3.5

Um die Steuerungsfunktion des mit dem Zentrale-Orte-Konzept verfolgten Konzentrationsprinzips nicht zu
gefahrden, stellt die Festlegung zentralortlicher Verbinde grundsatzlich den Ausnahmefall dar, der sich
nur durch eine vereinbarte und praktizierte Funktionsteilung rechtfertigen lasst.

Die gemeinsame Wahrnehmung zentralortlicher Funktionen durch mehrere Gemeinden setzt daher eine
Abstimmung und interkommunale Zusammenarbeit voraus, die in einer entsprechenden vertraglichen
Regelung, zum Beispiel mittels eines landesplanerischen Vertrages nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 ROG, zu fassen
ist. Die Einhaltung der gemeinschaftlich zu erflillenden Merkmale flr die Festlegung als Zentraler Ort in
Funktionsteilung ist zu evaluieren.

Die Stadte Bautzen/Budysin, Gorlitz/Zhorjelc und Hoyerswerda/W ojerecy kénnen auf Grund ihrer
jeweiligen, Uber mittelzentrale Funktionen hinausgehenden zentralértlichen Ausstattung, ihrer
Einwohnerzahl und ihrer Wirtschaftskraft die Funktion eines Oberzentrums nur gemeinsam erfullen
(Oberzentraler Stadteverbund, siehe Ziel 1.3.6). Ihre Zusammenarbeit ist zur Starkung ihrer Funktionalitat
als Oberzentraler Stadteverbund weiter zu vertiefen.

Mittel- oder grundzentrale Verbuinde sind zwei oder mehrere Gemeinden, die auf Grund ihrer
Nachbarschaftslage oder eines direkten baulichen Zusammenhanges sowie ihrer Funktionsteilung in Bezug
auf die zentralortliche Ausstattung gemeinsam die Funktion eines Zentralen Ortes der jeweiligen Stufe
ausuben. Sie haben ihre raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen, die der Erfullung zentralbrtlicher
Funktionen dienen, insbesondere die Bauleitplanung, einvernehmlich aufeinander abzustimmen.

Die mittelzentralen Stadteverbinde werden im Landesentwicklungsplan festgelegt (siehe Ziel 1.3.7). Die
Festlegung der grundzentralen Verblinde obliegt den Tragern der Regionalplanung.

zu Ziel 1.3.6

Die Oberzentren sind Wirtschafts- und Arbeitsmarktzentren, die auf Grund ihrer Grée und Komplexitat
sowie ihrer Ausstattung mit Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen mit hochqualifizierten und
spezialisierten Dienstleistungen und Waren des héheren Bedarfs eine Uberregionale und landesweite oder
internationale Bedeutung besitzen. Das Netz der im LEP 2003 festgelegten Oberzentren, einschlieBlich des
aus Ubergeordneten raumstrukturellen Grinden fir die Sicherstellung der oberzentralen Funktionen in der
Planungsregion Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuZica-Delnja Sleska festgelegten Oberzentralen
Stadteverbundes Bautzen/BudySin-Gorlitz/Zhorjelc-Hoyerswerda/W ojerecy, hat sich bewahrt. Zudem
haben sich auf Grundlage des LEP 2003 Strukturen verfestigt, die es rechtfertigen, bei der Auswahl der
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Oberzentren grundsatzlich die Festlegungen des LEP 2003 zu Gbernehmen.
Die im LEP 2013 festgelegten Oberzentren weisen folgende Merkmale auf:

- mindestens 50 000 Einwohner,
- Lage am Schnittpunkt Uberregional bedeutsamer Verbindungs- und Entwicklungsachsen,
- Ausstrahlung Uber die Ublichen Verflechtungsbereiche von Mittelzentren (Mittelbereiche) hinaus,

- Arbeitsplatzbedeutung (mehr als 20 000 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplatze im Ort, mehr als
10 000 Einpendler),

- Wirtschaftszentrum (mindestens 40 Betriebe im verarbeitenden Gewerbe, Gesamtumsatz im
verarbeitenden Gewerbe 2010 gréfler als 500 Milionen EUR).

Die Oberzentren verfligen unter anderem uber

- hochwertige Bildungseinrichtungen (Universitat, Fachhochschule, Berufsakademie),
- Sitz regionaler Behdrden,

- Anschluss an internationalen Schienenverkehr, Autobahnanschluss,

- hochwertige Kultur- und Sporteinrichtungen (Theater, Stadion, Mehrzweckhalle),

- innerstadtische Einkaufszentren,

- hoéherrangige Einrichtungen der Gerichtsbarkeit und der Polizei,

- hochwertige medizinische Versorgungseinrichtungen,

wobei diese Einrichtungen und Infrastrukturen nicht gleichermafRen in komplettem Umfang in jedem
Oberzentrum vorhanden sind (siehe auch Kapitel 6 Daseinsvorsorge).

Mit der Festlegung der Oberzentren im Freistaat Sachsen als Uberregionale Wirtschafts-, Innovations-,
Bidungs-, Kultur- und Verwaltungszentren ist gesichert, dass in jeder Planungsregion mindestens ein
Oberzentrum vorhanden ist und damit die Stellung der Planungsregionen im bundesweiten Vergleich
gefestigt wird.

Neben den vor allem flr die Oberzentren im Verdichtungsraum geltenden Ordnungsaufgaben (siehe
Kapitel 1.2 Raumkategorien) gelten fur alle Oberzentren insbesondere Entwicklungsaufgaben mit dem Ziel,
die Uberregionale W ettbewerbsfahigkeit, auch mit Ausstrahlung auf die jeweilige Stadtregion zu erhéhen.
Dazu gilt es unter anderem die Entwicklungsdynamik in den Stadten zu stérken und die Erreichbarkeit zu
verbessern.

Das Oberzentrum Plauen sowie die Stadte des Oberzentralen Stadteverbundes Bautzen/Budysin,
Gorlitz/Zhorjelc und Hoyerswerda/Wojerecy stehen in unterschiedlichem MalSe in Beziehungen zu
benachbarten Oberzentren, zum Beispiel

- Plauen mit den Oberzentren Zwickau und Chemnitz sowie mit den bayerischen Oberzentren Hof und
Bayreuth im Rahmen des Sachsisch-Bayerischen Stadtenetzes,

- Bautzen/Budysin mit dem Oberzentrum Dresden; Hoyerswerda/Wojerecy mit dem
stdbrandenburgischen Oberzentrum Cottbus/Chdésebuz. Hieraus kénnen sich durch geeignete
Formen der interkommunalen Zusammenarbeit Entwicklungsimpulse ergeben.

Entwicklungspotenziale fur die Stadte des Oberzentralen Stadteverbundes und seines
Verflechtungsbereiches ergeben sich insbesondere durch

- die Zunahme der wirtschaftsraumlichen Verflechtungen, insbesondere der Stadt Bautzen/BudysSin
mit dem Verdichtungsraum Dresden,

- die wachsende Bedeutung von Hoyerswerda/W ojerecy als gréfite Stadt im landertbergreifenden
Lausitzer Seenland, auch als Chance zur Bewaltigung der Folgen des demografischen Wandels,

- die zunehmende Ausstrahlung von Goérlitz/Zhorjelc/(Zgorzelec) als Europastadt und wachsende
Entwicklungsoptionen im Dreildandereck Sachsen-Tschechien-Polen.

Entwicklungspotenziale flir das Oberzentrum Plauen ergeben sich insbesondere durch

- die Lage an der Uberregional bedeutsamen Verbindungs- und Entwicklungsachse entlang der
Sachsen-Franken-Magistrale zwischen den Metropolregionen Nirnberg und Mitteldeutschland,
- Pendlerverflechtungen zwischen Plauen und Bayern sowie
- die wachsenden Entwicklungsoptionen im Vierlandereck Sachsen-Tschechien-Bayern-Thiringen
durch die Weiterentwicklung und Ausgestaltung historisch gewachsener und neu entstandener
Verflechtungen und die Zusammenarbeit in der EUREGIO EGRENSIS.
zu Ziel 1.3.7
Von besonderer Bedeutung im Hinblick auf die Sicherung von Versorgungsqualitdten der héherwertigen
Daseinsvorsorge in zumutbarer Entfernung, aber auch als wichtige regionale Wirtschafts-, Versorgungs-,
Bildungs- und Kulturzentren insgesamt, ist das Netz der Mittelzentren. Es stellt in Netzerganzung zu den
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Oberzentren ein raumlich ausgewogenes Grundgerist zur Sicherung von Versorgungsqualitaten in den
unterschiedlichen Teilrdumen dar. Angesichts des landesweiten Rlickganges der Einwohner- und
Beschaftigtenzahlen soll dieses Standortsystem im Interesse von Planungskontinuitat bedarfsgerecht
stabilisiert werden.

Das dichte Netz der im LEP 2003 festgelegten Mittelzentren hat sich bewahrt. Die Mittelzentren mit ihren
Agglomerationseffekten sind gleichmaRig Gber das Land verteilt. Die zentralértlichen Gemeinden nehmen
ihren Versorgungsauftrag zur flachendeckenden Sicherung der Daseinsvorsorge in Erganzung zu den
Oberzentren wahr. Somit haben sich auf Grundlage des LEP 2003 Strukturen verfestigt, die es
rechtfertigen, bei der Auswahl der Mittelzentren grundsatzlich die Festlegungen des LEP 2003 zu
Uubernehmen. Von einer weiteren Differenzierung der Mittelzentren im landlichen Raum, wie sie im LEP 2003
mit den Erganzungsstandorten im landlichen Raum erfolgte, wird im Interesse gleicher
Entwicklungschancen und Handlungsspielraume abgesehen.

Die im LEP 2013 festgelegten Mittelzentren weisen folgende Merkmale auf:

- Einwohnerzahl im Zentralen Ort mindestens 15 000 Einwohner (Stichtag: 31. Dezember 2010), bei
Mittelzentren, die im LEP 2003 als Erganzungsstandorte im landlichen Raum ausgewiesen waren,
mindestens 10 000 Einwohner,

- Zahl der Arbeitsplatze absolut (6/2010): mindestens 5 000; bei Mittelzentren, die im LEP 2003 als
Erganzungsstandorte im landlichen Raum ausgewiesen waren, mindestens 3 000,

- Vorhandensein eines mittelzentralen Verflechtungsbereiches mit mindestens 45 000 Einwohnern
(2010). Eine Ausnahme bilden hier die Mittelzentren, die im LEP 2003 im Verdichtungsraum
ausgewiesen waren, und die auf Grund ihrer Nachbarschaftslage zu den Oberzentren oder
benachbarten Mittelzentren keine Verflechtungsbereiche ausbilden kénnen, aber dennoch
leistungsfahige Versorgungs-, Bildungs- und Wirtschaftsstandorte darstellen.

Die Mittelzentren verfligen unter anderem Uber

- Gymnasien, Oberschulen, Berufsbildende Schulen, Férderschulen, Einrichtungen der
Erwachsenenbildung,

- Stadion, bespielbare Halle, unter anderem fir Kultur- und Sportveranstaltungen, Bibliothek,
- Krankenhaus, Behinderteneinrichtungen, Facharzte,

- breitgefachertes Altenpflege- und -betreuungsangebot (zum Beispiel behinderten- und
altersgerechtes betreutes Wohnen),

- Einrichtungen der Polizei und der Gerichtsbarkeit sowie
- gute, schnelle Verkehrsanbindungen an benachbarte Oberzentren,

wobei diese Einrichtungen und Infrastrukturen nicht gleichermaRen in komplettem Umfang in jedem
Mittelzentrum vorhanden sind (siehe auch Kapitel 6 Daseinsvorsorge).

Die Mittelzentren im Freistaat Sachsen haben Uberwiegend mittelstadtischen Charakter. Sie unterscheiden
sich sowohl in ihrer Einwohnerstarke, ihrer Funktionalitat wie auch, je nach Lage im Raum, in der
Reichweite ihres zentraldrtlichen Versorgungsauftrages und damit in der Auspragung eines
zentralortlichen Verflechtungsbereiches (Mittelbereiches).

zu Ziel 1.3.8

Durch die Festlegung der Grundzentren soll das landesweite Netz der Ober- und Mittelzentren so erganzt
werden, dass der flachendeckende Zugang zu Einrichtungen der grundzentralen Versorgung in
zumutbarer Entfernung gesichert und die besiedelte Kulturlandschaft im landlichen Raum stabilisiert und
aufrecht erhalten wird.

Die Kompetenz der Regionalplanung zur Festlegung der Grundzentren und zur Festlegung von
Versorgungs- und Siedlungskernen (siehe Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen) hat sich grundsatzlich bewahrt.
Im Interesse von Planungskontinuitdt und Vertrauensschutz soll der Regionalplanung weiterhin ein
Spielraum belassen werden, um teilraumspezifisch und passfahig zu den differenzierten
Siedlungsstrukturen durch die Festlegung von Grundzentren das Netz der Ober- und Mittelzentren zu
erganzen und entsprechend des Uberdrtlichen Regelungserfordernisses im Zusammenwirken mit den
Gemeinden bei nachgewiesenem Uberdrtlichem Interesse innergemeindliche Schwerpunktsetzungen
vorzunehmen.

Bei der Fortentwicklung der landesweit geltenden Merkmale der Grundzentren wird auch die mégliche
Veranderung von Gemeindestrukturen durch kinftige Gemeindezusammenschllsse berlcksichtigt. Vor
diesem Hintergrund ist zu erwarten, dass kunftig nicht mehr alle Grundzentren administrativ abgrenzbare
Ubergemeindliche Verflechtungsbereiche besitzen werden, jedoch auf Grund ihrer GroRe die Tragfahigkeit
zentralortlicher Einrichtungen durchaus gewahrleisten. Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass sich die
teilrdumlich sehr heterogene Siedlungsstruktur trotz weiter verandernder Rahmenbedingungen, wie
demografischer Wandel und eingeschrankte finanzielle Handlungsspielrdume, grundsatzlich wandelt. Die
derzeit verbindlichen Regionalplane in Sachsen weisen in Umsetzung des Handlungsauftrages im LEP 2003
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an die Regionalplanung insgesamt 80 Grundzentren (einschlieBlich Verblinde) aus. Diese Festlegungen sind
im Zuge der Fortschreibung der Regionalplane zu evaluieren.

Im Ziel 1.3.8 werden daher landesweite Bestimmungsmerkmale verankert, die die Kriterien Netzerganzung
in zumutbarer Entfernung und OPNV-Knotenpunkt betonen, zugleich aber der Regionalplanung
Ermessensspielraum bei der Festlegung der Grundzentren einraumen. Die Zumutbarkeit der Entfernung
ist anhand der konkreten teilrdumlichen Situation zu beurteilen. Der Bestimmung der Nahbereiche sind
sozio6konomische Daten zu Grunde zu legen, die ein nachvoliziehbares regionales Konzept fir die
Festlegung der Grundzentren und ihrer spezifischen Funktionen in den Verdichtungsraumen und den
ldndlichen Teilrdumen offenlegen.

Aus Tragfahigkeitsgrinden wird von einer erforderlichen Mindestzahl von Einwohnern im
Verflechtungsbereich ausgegangen. Angesichts der Zunahme der GemeindegréfRen auf Grund von
Gemeindezusammenschlissen, ist das Vorhandensein leistungsfahiger Versorgungs- und Siedlungskerne
ein entscheidendes Kriterium hinsichtlich der Bindelung und Tragfahigkeit von Einrichtungen der
Daseinsvorsorge in Zentralen Orten.

Zur Beurteilung, inwiefern ein Ortsteil die Funktion eines leistungsfahigen zentralortlichen Versorgungs-
und Siedlungskernes ausfullen kann, sollen zum Beispiel folgende Kriterien herangezogen werden:

- zentrale Lage des Ortsteiles, die eine gute Erreichbarkeit aus anderen Ortsteilen ermdglicht,
- verkehrsgiinstig gelegen, auch als Ziel- oder Knotenpunkt des OPNV,

- bereits vorhandene Bindelung verschiedener Einrichtungen der sozialen Infrastruktur und weiterer
Einrichtungen wie Einzelhandel, Dienstleister und so weiter im Ortsteil (,multifunktionaler
Versorgungs- und Siedlungskern*); vergleiche Begrindung zu Z 2.2.1.2,

- stadtebauliche Standortqualitdten im Ortsteil fir die Funktionserfillung (zum Beispiel
Flachenverfugbarkeit).

Die im Ziel genannten Einwohnerzahlen der Verflechtungsbereiche sowie die weiteren Kriterien sollen
einerseits Verwerfungen zwischen den Planungsregionen vermeiden, andererseits soll ein Restermessen
fur besondere raumstrukturelle Bedingungen zur grundzentralen Versorgung bei den Tragern der
Regionalplanung verbleiben. Eine Unterschreitung der Einwohnergrenzen ist jedoch, zum Beispiel durch
den Nachweis von Erreichbarkeitsdefiziten zu héherrangigen Zentralen Orten, ausfuhrlich und
nachvollziehbar zu begrinden.

Die Grundzentren verfligen unter anderem Uber

- Versorgungseinrichtungen des taglichen Bedarfs (Supermarkte und Fachgeschafte),
- arztliches Versorgungsangebot, Apotheke, Betreuungsangebote flr altere Menschen,
- Kindertageseinrichtungen, Grundschule, Jugendfreizeitstatten oder ahnliche,

- OPNV-Anschluss,

- Sport- und Freizeitanlagen,

- Finanzdienstleistungen (Sparkasse und/oder andere Banken, Versicherungen),

- Postfilialen/-agentur,

- Feuerwehr.

1.4 Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion

Z14.1 Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion , Verteidigung“ sind Delitzsch,
Frankenberg/Sa., Marienberg, WeiBkeiel/Wuskidz und Zeithain.

G 1l.4.2 In den Regionalplanen konnen Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion
festgelegt werden.

Begrindung zu 1.4 Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion

Gemals § 8 Abs. 5 Nr. 1 ROG sollen Raumordnungsplane Festlegungen zur Raum- und Siedlungsstruktur
enthalten, hierzu kénnen auch besondere Gemeindefunktionen gehdren.

Eine besondere Gemeindefunktion ist eine Funktion, die den wirtschaftlichen und sozialen Charakter einer
nichtzentralértlichen Gemeinde dominiert und in ihrer raumstrukturellen Wirkung deutlich Gber die eigene
Gemeinde hinaus geht oder die in Grundzentren eine deutlich herausgehobene Funktion gegentber den
anderen Aufgaben eines Grundzentrums darstellt.

Mit der Sicherung oder der Entwicklung der besonderen Gemeindefunktion in Einklang stehende
MalBnahmen sind in einem nichtzentralen Ort Gber den Rahmen der Eigenentwicklung der Gemeinde gemafs
Z 2.2.1.6 hinaus zulassig.

zu Ziel 1.4.1

Gemeinden mit der besonderen Gemeindefunktion , Verteidigung” werden auf Grund des besonderen
landesentwicklungspolitischen Interesses im Landesentwicklungsplan unabhangig von der zentralértlichen
Einstufung festgelegt.
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Die im Ziel genannten Gemeinden sind unter anderem Garnisonsstadte und haben eine landesweite
Bedeutung als Bundeswehrstandorte in Sachsen. Mit der landesplanerischen Festlegung als besondere
Gemeindefunktion ,Verteidigung” wird die langfristige Sicherung dieser Standorte in Sachsen angestrebt.
Damit sind auch die landesplanerischen Grundlagen gegeben, diese Gemeinden zur Aufrechterhaltung
ihrer Bedeutung als Bundeswehrstandorte weiter zu entwickeln. Die im Ziel aufgefihrten Gemeinden
haben unter Zugrundelegung des Verhaltnisses der Dienstposten der Bundeswehr zur jeweiligen
Einwohnerzahl eine herausgehobene Bedeutung (vergleiche Kapitel 6.4).

zu Grundsatz 1.4.2

Die entsprechenden Festlegungen fir eine besondere Gemeindefunktion erfolgen in der Regel in den
Regionalplanen, sofern ein Uberdrtliches Regelungserfordernis raumordnerisch begrindet ist. Die
Funktionen werden Gemeinden zugewiesen. Die Funktion kann auch vergeben werden, wenn sie nur
pragend fur einen Ortsteil der Gemeinde ist. Aus Grinden einer besseren Steuerungswirksamkeit des
Instrumentes sollen einer Gemeinde maximal zwei Funktionen zugewiesen werden.

Als besondere Gemeindefunktionen kommen die Funktionen Gewerbe, Tourismus und Verkehr in Betracht.
Die Trager der Regionalplanung kénnen den Gemeinden weitere Funktionen (zum Beispiel Bildung,
Gesundheit, Sport) zuweisen, wenn damit regionsspezifische Auspragungen und Ausstattungsmerkmale
der Gemeinden besonders hervorgehoben und gesichert werden sollen.

Mit der Festlegung von Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion sollen herausgehobene
Gemeindefunktionen in einem regionsweiten Kontext bewertet und eine weitere funktionale Arbeitsteilung
im Raum planerisch unterstitzt werden. Somit besteht ein Instrument flr die Regionalplanung, vorsorglich
und dennoch flexibel auf die Ausdifferenzierung des Raums reagieren zu kdnnen beziehungsweise einzelne
Eignungen von Standorten in diesen Funktionen zu sichern.

Die Festlegung von Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion soll sich bei den Funktionen Gewerbe,
Verkehr und Tourismus an nachfolgenden Kriterien orientieren:

Funktion Gewerbe:

- Uber 400 Arbeitsplatze je 1 000 Einwohner in der Gemeinde (sozialversicherungspflichtig
Beschaftigte am Arbeitsort),

- hoher Besatz mit verarbeitendem Gewerbe (Anteil der im Ort Beschaftigten im verarbeitenden
Gewerbe Uber 30 Prozent - ohne Bauwirtschaft) oder

- Standortgemeinde einer landesweit/regional bedeutsamen Industrieansiedlung mit hohem
Arbeitskrafte- und Flachenbedarf oder geeigneter Flachenpotenziale fiir GroBansiedlungen (siehe
auch Kapitel 2.3.1 Gewerbliche Wirtschaft).

Funktion Verkehr:

- Knotenpunkt mehrerer Verkehrstrager (Schiene, Autobahn oder Bundesstralle und andere) oder
- Schnittstelle fir den kombinierten Verkehr und Standort von Logistikgewerbe.
Funktion Tourismus:
- Kurortstatus oder staatlich anerkannter Erholungsort (Status gegebenenfalls auch nur fur einzelne
Ortsteile) oder

- tber 80 Ubernachtungen pro Gastebett und Jahr und mindestens 50 000 Ubernachtungen pro Jahr
oder

- Standort Uberregional bedeutsamer Freizeiteinrichtungen (jahrliche Besucherzahlen gréRer als
150 000) mit entsprechendem Flachenbedarf und Verkehrsaufkommen.

Sofern von der besonderen Gemeindefunktion Bildung Gebrauch gemacht wird, sind folgende Kriterien zu
berucksichtigen:

- Standort einer Hochschuleinrichtung (FH, BA) oder

- Standort eines Gymnasiums mit gro8em Einzugsgebiet und vertiefter Ausbildung oder

- mindestens dreizligiger Oberschulstandort.

1.5 Verbindungs- und Entwicklungsachsen

Karte: Die Uberregional bedeutsamen Verbindungs- und Entwicklungsachsen sind in der Karte 1
»~Raumstruktur” festgelegt.

G 1.5.1 In den uberregional bedeutsamen Verbindungs- und Entwicklungsachsen soll
unter Beriicksichtigung des Leistungsaustausches zwischen den
Metropolregionen und den Oberzentren Europas, Deutschlands und Sachsens die
Verkehrsinfrastruktur verkehrstrageribergreifend erhalten und weiter
ausgebaut werden.

Z1.5.2 In den Verbindungs- und Entwicklungsachsen ist der Ausbau der
Verkehrsinfrastruktur und weiterer Einrichtungen der Bandinfrastruktur zu
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biindeln.

Z1.5.3 In den Regionalplanen sind die liberregional bedeutsamen Verbindungs- und
Entwicklungsachsen durch regional bedeutsame Verbindungs- und
Entwicklungsachsen zu erganzen.

Z1.5.4 Die Verbindungs- und Entwicklungsachsen sind durch die Festlegung von
regionalen Griinziigen und Griinzasuren zu gliedern und zusammenhangende
siedlungsnahe Freiraume sind zu sichern.

Begrindung zu 1.5 Verbindungs- und Entwicklungsachsen

Achsen gemal § 8 Abs. 5 ROG werden als konzeptionelle Instrumente verstanden, die durch die
BlUndelung von Verkehrs- und Versorgungslinien beziehungsweise Bandinfrastrukturen und eine
unterschiedlich dichte Folge von Siedlungskonzentrationen gekennzeichnet sind.

Die Uberregional bedeutsamen Verbindungs- und Entwicklungsachsen bilden zusammen mit den Zentralen
Orten eine punktaxiale Struktur, die das Grundgertst der raumlichen Verflechtung und der angestrebten
raumlichen Ordnung und Entwicklung des Landes darstellt und die in den Regionalpldnen gemai § 4 Abs. 1
SachsLPIG durch regional bedeutsame Verbindungs- und Entwicklungsachsen weiter konkretisiert und
erganzt wird.

Die WeiterfGhrung von Uberregional bedeutsamen Verbindungs- und Entwicklungsachsen ist Uber die
Grenzen Sachsens hinweg in Karte 1 angedeutet. Diese Weiterfihrung findet in der Regel eine funktionale
Entsprechung in den benachbarten Bundeslandern und Nachbarstaaten, auch wenn dies auf Grund der
unterschiedlichen Anwendung des raumordnerischen Instruments der Achsen nicht immer gleichermalSen
in den Raumordnungsplanen der benachbarten Bundeslander und Nachbarstaaten festgelegt
beziehungsweise dargestellt ist.

zu Grundsatz 1.5.1

Uberregional bedeutsame Verbindungs- und Entwicklungsachsen sind landesweit bedeutende Achsen, die
die raumlichen Verflechtungen der sachsischen Verdichtungsraume und Oberzentren mit den
Oberzentren und Verdichtungsraumen benachbarter Lander und Staaten sowie die Einbindung in
europaische Verkehrsnetze wiedergeben.

Auf Grund des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Integrationsprozesses in Europa und dartber
hinaus ist es erforderlich, Sachsen in den europaischen Wirtschaftsraum einzubinden und die

W ettbewerbsfahigkeit Sachsens zu sichern. Dazu ist in den Uberregionalen Verbindungs- und
Entwicklungsachsen mit ihrer fundamentalen Bedeutung flr den Leistungsaustausch innerhalb
Deutschlands und Europas die Verkehrsinfrastruktur ausreichend auszubauen. Licken beziehungsweise
langfristig absehbare Engpasse, insbesondere bei den Verkehrstragern Stralse und Schiene, sind zu
beseitigen.

Die Festlegung der Uberregionalen Verbindungs- und Entwicklungsachsen orientiert sich an den
Ausbauerfordernissen der Bandinfrastruktur auch unter europaischen Gesichtspunkten. Dabei ist der sich
dynamisch entwickelnde Leistungsaustausch zwischen der Europaischen Metropolregion Mitteldeutschland
und den benachbarten Metropolregionen von besonderer Relevanz.

Die Uberregionalen Verbindungs- und Entwicklungsachsen haben vor allem die Aufgaben,

- die sachsischen Verdichtungsraume und Oberzentren miteinander und mit benachbarten
Verdichtungsraumen aufSerhalb Sachsens zu verbinden,

- den von ihnen berthrten Gebieten Lagevorteile zu vermitteln sowie strukturelle Entwicklungsimpulse
zu geben und

- die Verflechtung Sachsens mit den Nachbarlandern und Staaten innerhalb Europas darzustellen.

zu Ziel 1.5.2

Durch weitgehende Blndelungen der Uberregionalen bedeutsamen Bandinfrastruktur entlang der
Verbindungs- und Entwicklungsachsen werden zum einen Eingriffe in bisher unberlihrte Landschaftsteile
minimiert und Zerschneidungseffekte verhindert. Zum anderen sichert die Bindelung leistungsfahiger
Verkehrsadern und Leitungsverbindungen im Interesse eines ressourcenschonenden
Leistungsaustausches die Funktionsfahigkeit der Verbindungs- und Entwicklungsachsen und verstarkt die
von dort ausgehenden Entwicklungsimpulse. So fuhrt die Biindelung zu einer Verbesserung der
Standortvoraussetzungen und erhoht die Wirtschaftlichkeit der Infrastruktureinrichtungen. Daher gilt es,
bei den Trassenplanungen fur Bandinfrastruktureinrichtungen den Bundelungseffekt neben der
vorhandenen Raum- und Siedlungsstruktur sowie den Erfordernissen des Umwelt-, Natur- und
Landschaftsschutzes zu bertcksichtigen.

zu Ziel 1.5.3

Das Netz der Uberregionalen Verbindungs- und Entwicklungsachsen wird durch ein Netz regionaler
Verbindungs- und Entwicklungsachsen erganzt. Regional bedeutsame Verbindungs- und
Entwicklungsachsen stellen die raumlichen Verflechtungen von Oberzentren, Mittelzentren und
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Grundzentren dar. Sie erfullen im Verdichtungsraum vorrangig Ordnungsfunktionen und im landlichen
Raum vorrangig ErschlieBungsfunktionen.

Bei der Festlegung der regionalen Achsen durch die Regionalplanung sollte dementsprechend die
Anbindung der Mittelzentren an die sachsischen Oberzentren beziehungsweise an Oberzentren
benachbarter Bundeslander und Staaten, die Anbindung geeigneter Grundzentren an die Ober- und
Mittelzentren in der jeweiligen Planungsregion, der Verlauf schienengebundener Nahverkehrsachsen und
vorhandene Bundes- und Staatsstraen mit regionaler Verbindungsfunktion herangezogen werden.

zu Ziel 1.5.4

Eine durchgehende Bebauung im Bereich der Verbindungs- und Entwicklungsachsen, die auf Grund der
Standortattraktivitat nahe liegt, gilt es aus Grinden des Landschafts-, Natur- und lokalen Klimaschutzes,
der Ortsbildgestaltung und der Erhaltung ortsrandnaher Erholungsflachen zu vermeiden. Dies erfordert
ausreichende Freiflachen zwischen den Siedlungseinheiten und die Sicherung der zwischen den
Verbindungs- und Entwicklungsachsen liegenden Freiflachen. Dies geschieht im Rahmen der
Regionalplanung mit der Festlegung von regionalen Grunzigen und Grinzasuren entlang der und
zwischen den Achsen (siehe auch Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen).

1.6 Landeriibergreifende Zusammenarbeit und Europidische Metropolregion
Mitteldeutschland

G 1.6.1 Die raumordnerische Zusammenarbeit Giber Landergrenzen mit den Landern
Brandenburg und Sachsen-Anhalt sowie den Freistaaten Bayern und Thiringen
soll so erfolgen, dass

- sie zur Starkung der teilraumlichen Entwicklung und Nutzung von Potenzialen
unter Wahrung regionaler Identitat beitragt,

- die Wahrnehmung gemeinsamer Interessen, auch bei der europaischen
Zusammenarbeit, beférdert wird,

- die Abstimmung von raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen sowie
von gemeinsamen Projekten der Regionalentwicklung befordert wird.

G 1.6.2 Die sachsischen Stadte der Metropolregion Mitteldeutschland sollen durch die
Zusammenarbeit mit den Partnerstadten in Thiringen und Sachsen-Anhaklt auf
die Entwicklung der Metropolregion zu einer bedeutsamen europaischen
Wirtschafts- und Technologieregion hinwirken.

Z1.6.3 Zur Starkung der Metropolfunktionen sind die vorhandenen
Entwicklungspotenziale der sachsischen Oberzentren der Metropolregion
Mitteldeutschland zu nutzen und diese Stadte durch enge Kooperation mit ihrem
jeweiligen Umland zu eigenstandigen und international wettbewerbsfahigen
Wirtschaftsregionen weiter zu entwickeln.

G 1l.6.4 Die Vernetzung der sachsischen Oberzentren untereinander, mit angrenzenden
Regionen und den Metropolregionen benachbarter Bundeslinder sowie mit der
Republik Polen und der Tschechischen Republik soll durch leistungsfahige
Fernverkehrsverbindungen und die Einbindung in transeuropaische Netze und
groBraumige europaische Verkehrskorridore verbessert werden.

G 1.6.5 Die Kooperation der sachsischen Stadte der Metropolregion Mitteldeutschland
mit dem landlichen Raum soll mit dem Ziel eines liberregionalen
Interessenausgleiches intensiviert werden.

Begrindung zu 1.6 Landerubergreifende Zusammenarbeit und Europaische Metropolregion
Mitteldeutschland

zu Grundsatz 1.6.1

Der Freistaat Sachsen kooperiert im Bereich der Landes- und Regionalentwicklung auf der Grundlage von
Staatsvertragen seit 1994 mit dem Land Sachsen-Anhalt und seit 1998 mit dem Freistaat Thiringen. Auch
mit dem Freistaat Bayern und dem Land Brandenburg gibt es seit den 90er Jahren Kooperationen, wie zum
Beispiel Bundeslandergrenzen Ubergreifende Regionale Entwicklungskonzepte (REK) oder
Stadtekooperationen. Grenzlbergreifende Fragen der Raumentwicklung werden auch in der
Raumordnungskommission (ROKO) Halle-Leipzig kontinuierlich behandelt.

Diese Bundeslandergrenzen Ubergreifende Zusammenarbeit soll kinftig weiter verstarkt werden, da es
eine Vielzahl gemeinsamer Interessen auch Uber diese administrativen Grenzen hinweg gibt. Durch eine
freiwilige Zusammenarbeit der Koommunen und weiterer regionaler Akteure kénnen gemeinsame Potenziale
und erganzende Ressourcen erschlossen und Synergien erzeugt werden. Die grenziberschreitenden
Verflechtungen sollen klein- wie auch groBraumig zur Unterstitzung der Regionalentwicklung genutzt
werden. Dies schlieRt auch Planungen und MaRnahmen ein, die der Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit im europaischen Mal3stab, auch unter Einbeziehung entsprechender Férdermittel
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der EU, dienen.

Neben Fragen der wirtschaftlichen Entwicklung, wie zum Beispiel einer abgestimmten Entwicklung von
Gewerbegebieten oder grof3flachigen Einzelhandelseinrichtungen, sind hier als Schwerpunkte der
Zusammenarbeit besonders die Verbesserung der Infrastruktur und die Sicherung der Daseinsvorsorge
ZU nennen.

Zu weiteren Handlungsfeldern der Zusammenarbeit siehe auch Festlegungen und Hinweise in den
folgenden Kapiteln:

- 2.1.1 Regionale Kooperation,

- 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale Zusammenarbeit,
- 2.1.3 Raume mit besonderem Handlungsbedarf,

- 2.3.1 Gewerbliche Wirtschaft,

- 2.3.3 Tourismus und Erholung,

- 4.1.2 Grundwasser-, Oberflachenwasser-, Hochwasserschutz,

- 5.1 Energieversorgung,

- 6 Daseinsvorsorge

zu Grundsatz 1.6.2

Die Metropolregion Mitteldeutschland, mit ihrer urspringlichen Ausdehnung bereits im
Landesentwicklungsplan 1994 als ,,Sachsendreieck” beziehungsweise im LEP 2003 als , Halle/Leipzig -
Sachsendreieck” verankert, ist eine der elf Europaischen Metropolregionen in Deutschland, die von der
Ministerkonferenz fur Raumordnung (MKRO) in ihrem Beschluss vom 30. Juni 2006 zu den ,Leitbildern und
Handlungsstrategien fur die Raumentwicklung in Deutschland” benannt wurden. Der derzeitige raumliche
Umgriff wird auf Karte 18 im Landesentwicklungsbericht 2010 (S. 79) dargestelit.

Europaische Metropolregionen werden als Zentren gesellschaftlicher Innovation und wirtschaftlicher
Dynamisierungsprozesse verstanden, denen die Aufgabe zukommt, den wirtschaftlichen Zusammenhalt
und die Wettbewerbsfahigkeit Europas zu starken. Sie bilden funktional verflochtene Ballungsraume, in
denen vorhandene Ressourcen und Potenziale geblindelt werden, sich die Akteure aus Politik, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft vernetzen und das Profil der einzelnen Teilregionen im internationalen Wettbewerb
gescharft werden soll. In den Metropolregionen bindeln sich europaisch und global bedeutsame
Steuerungs- und Kontrolifunktionen, Innovations- und Wettbewerbsfunktionen, Gateway- und
Symbolfunktionen, das heifst

- die Konzentration politischer und ékonomischer Schaltstellen sowie die Kontrolle internationaler
Finanz- und Informationsstréme,

- eine hohe Dichte an Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen sowie das Vorhandensein
hochwertiger kultureller Angebote und kreativer Milieus,

- eine gute internationale Erreichbarkeit durch ein hochrangiges Verkehrsinfrastrukturangebot und
vielfaltige Optionen flr den Austausch von Gutern, Wissen und Informationen,

- ein hohes Mal an historischer, politischer, kultureller sowie stadtebaulicher Bedeutung und ein
entsprechendes internationales Ansehen.

In der Metropolregion Mitteldeutschland, die diese Bezeichnung seit Mai 2009 offiziell fihrt, arbeiten seit
dem Jahr 2005 die Stadte Dresden, Chemnitz, Leipzig, Zwickau, Jena, Gera, Weimar, Erfurt, Halle,
Magdeburg und Dessau-RoRlau auf der Grundlage eines gemeinsamen Handlungskonzeptes,
insbesondere in den Themenfeldern Wirtschaft und Wissenschaft, Kultur und Tourismus, Verkehr und
Mobilitat sowie Familienfreundlichkeit, zusammen. Auf Grund ihrer Historie und ihrer polyzentrischen
Struktur versteht sich die Metropolregion Mitteldeutschland als eine Partnerschaft von Stadtregionen, bei
denen jeweils die beteiligten Oberzentren als Wachstumsmotoren und Innovationstreiber fur die
Entwicklung der gesamten Region fungieren. Einbezogen in diese Stadtregionen sind auch angrenzende
ldndliche Teilrdume, die gemeinsam mit ihren Stadten im Sinne einer Stadt-Land-Partnerschaft unter
anderem Entwicklungskonzepte aufstellen und umsetzen. Einige landlich gepragte Teilrdume, die nicht
durch die Zusammenarbeit im Rahmen der Stadtregionen erfasst werden, stellen sich als Zwischenraume
oder peripher gelegene Teilraume dar, deren Entwicklung aber auch wesentlich von der Kooperation mit
den Zentren bestimmt wird. Die Vielfalt an Identitdten, Potenzialen und Interessen innerhalb der
Metropolregion bedeutet auch eine Chance fiur ihre zukunftige Entwicklung.

Die Landergrenzen Uberschreitende Entwicklung der beteiligten Stadte zur Metropolregion
Mitteldeutschland mit dem Ziel, sich durch die Blindelung von Potenzialen und die Kooperation bei
gemeinsamen Interessenlagen im europaischen Wettbewerb fest zu etablieren, wird durch die Séchsische
Staatsregierung sowie auch die Landerregierungen in Sachsen-Anhalt und Thiringen gemeinsam
unterstutzt.

Die Zusammenarbeit der Stadte der Metropolregion ist ein langfristiger offener Prozess der
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W eiterentwicklung metropolitaner Strukturen und Organisationsformen, der von den beteiligten Akteuren
immer wieder an die politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Veranderungen angepasst werden
solite und der auch die Option der Aufnahme weiterer Stadte in die Metropolregion sowie auch des
Austritts von Stadten beinhaltet. Ziel ist ein hoher Grad an Selbstorganisation und Handlungsfahigkeit der
Metropolregion sowohl fur die innere Integration als auch fur ihre Aktionsfahigkeit und gemeinsame
Profilierung nach auf3en.

Metropolregionen stellen weder eine landesplanerische Gebietskategorie noch eine Férderkulisse dar.
Gleichwohl sind zur Unterstitzung der Metropolregion beziehungsweise ihrer unterschiedlichen Akteure
die Instrumentarien der Regional- und Strukturpolitik zu Gberprifen und zu nutzen, um damit auch die
Ausstrahlungseffekte in die peripher gelegenen Rdume zu erweitern. Ebenfalls zu Uberprifen ist das
Instrumentarium der Forderpolitik, vor allem im Hinblick auf das Ermdglichen von Bundeslander- und
Staatengrenzen Ubergreifenden Projekten.

zu Ziel 1.6.3
Eine Starkung der Metropolfunktionen der beteiligten sachsischen Oberzentren sollte sich unter anderem
an den nachfolgenden Zielsetzungen orientieren:

- die Einbindung in transeuropaische Verkehrsnetze zu verbessern, um im Wettbewerb mit anderen
europaischen Metropolregionen eine optimale Erreichbarkeit zu erzielen und die wirtschaftlichen
Chancen zu erhdhen,

- fur innovative Branchen Voraussetzungen zur Erweiterung und Neuansiedlung zu schaffen,

- den Ausbau und die Profilierung der sachsischen Universitaten und Hochschulen zu sichern und
eine engere Zusammenarbeit zwischen Forschung und Wirtschaft zu unterstitzen,

- Bewerbungen fur kulturelle oder sportliche GroBveranstaltungen gemeinsam oder mit gegenseitiger
Unterstltzung vorzunehmen,

- die kommunale Kooperation zu verstetigen und gemeinsame Marketingstrategien, zum Beispiel in
den Bereichen Kultur/Tourismus, zu entwickeln.

Die Starkung der Metropolfunktionen der beteiligten Oberzentren versetzt diese in die Lage, sich unter
dem Dach der Metropolregion Mitteldeutschland als attraktive Standorte flr unterschiedliche, europaisch
bedeutsame Aufgaben anzubieten und internationale Standortanspruiche zu erfillen (zum Beispiel
internationale Studienangebote, gehobene Dienstleistungen). Zugleich tragt eine entsprechende Starkung
dieser Oberzentren wesentlich zur wirtschaftlichen Entwicklung Sachsens und damit zur Verbesserung
der Wettbewerbsfahigkeit und AuBenwahrnehmung des Freistaates insgesamt bei.

Im Hinblick auf die gewlinschten Ausstrahlungseffekte auf den gesamten Freistaat und im Interesse einer
Ausgleichspolitik zwischen Stadt und Land ist die Einbeziehung des weiteren Umlandes der Oberzentren
(im Sinne von Stadtregionen) anzustreben. Insbesondere sind hierbei auch die Verflechtungen zwischen
den Oberzentren Leipzig und Halle, Chemnitz, Zwickau und Plauen sowie zwischen dem Oberzentrum
Dresden und dem Mittelzentrum Freiberg als regionales Entwicklungspotenzial zu nutzen und zu
intensivieren. Durch eine breit angelegte Zusammenarbeit der regionalen Akteure aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur sollen Potenziale gebiindelt und gemeinsame Lésungen flr aktuelle
Herausforderungen gefunden werden.

zu Grundsatz 1.6.4

Angesichts der relativ groBen raumlichen Entfernung der Oberzentren und der Stadte der polyzentrischen
Metropolregion Mitteldeutschland bilden leistungsfahige Verkehrsverbindungen untereinander eine wichtige
Grundlage, die Verflechtungsbeziehungen - auch Bundeslander Ubergreifend - zu intensivieren.
Gemeinsam vertretene Interessen kdnnen den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur beschleunigen, sodass
die Einbindung in bundesdeutsche und transeuropaische Verkehrsnetze und somit die Erreichbarkeit der
benachbarten Regionen und Metropolregionen wie auch die Erreichbarkeit untereinander verbessert wird.
Auf Grund ihrer zentralen Lage in Europa und ihrer historisch gewachsenen Verbindungen nach
Osteuropa soll sich die Region zudem innerhalb einer erweiterten EU profilieren. Hierzu sind auch die
entsprechenden Verkehrsverbindungen zu den Metropolregionen Breslau (Wroctaw) und Praha/Prag
auszubauen. Insbesondere ist die Einbindung des Oberzentrums Dresden in die Transeuropaischen Netze
sowohl in Nord-Sud- als auch in Ost-West-Richtung zu verbessern. Die starkere Einbindung in die
europaischen Verkehrs- und Handelsstréme ist Voraussetzung fur die Sicherung von Wohlistand und
Wettbewerbsfahigkeit.

zu Grundsatz 1.6.5

Durch eine Uber das Umland der sachsischen Oberzentren der Metropolregion hinausgehende
partnerschaftliche Vernetzung mit anderen Teilrdumen des Landes sind die Wechselwirkungen zwischen
den Entwicklungszielen der Metropolregion und den anderen Regionen des Freistaates zu verbessern und
zu verstarken.

Die landlich gepragten Zwischenraume sowie auch peripher gelegene Teilrdaume abseits der Oberzentren
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tragen in erheblichem Male zur Vielfalt, zur Lebensqualitdt und zu den wirtschaftlichen, kulturellen und
touristischen Potenzialen der Metropolregion Mitteldeutschland bei. Im Gegenzug kann die dynamische
Entwicklung der Oberzentren positiv auf deren Umland und auch auf die peripheren Radume ausstrahlen
und entsprechende Entwicklungsimpulse setzen. Gemeinsame Schnittmengen in den Zielen und
Interessen der beteiligten Stadte mit den landlichen Raumen sollen, zum Beispiel ber Modellvorhaben der
Raumordnung (MORO), identifiziert werden und die unterschiedlichen Akteure in den einzelnen Teilrdumen
sollen durch Kooperationen sowie Netzwerke in die Entwicklung der Metropolregion eingebunden werden.
Hierzu sollen auch die notwendigen raumlichen Verflechtungen durch die Optimierung der Schienen- und
StralBenverbindungen vertieft werden.

Eine wichtige Rolle spielt dabei die Einbindung der Interessen und die verkehrliche Anbindung der
sachsischen Oberzentren an der Peripherie der Metropolregion Mitteldeutschland als Kristallisationskerne
fur die Entwicklung und die Versorgung in landlich gepragten und peripheren Raumen. Leistungsfahige
Verkehrsverbindungen (Schiene, Autobahn) zum Oberzentrum Plauen und zum Oberzentralen
Stadteverbund Bautzen/Budysin-Gorlitz/Zhorjelc-Hoyerswerda/W ojerecy sind wichtige Voraussetzungen
daflr, dass die wirtschafts- und arbeitsraumlichen Verflechtungen dieser Oberzentren und der
umliegenden Mittelzentren mit der Metropolregion Mitteldeutschland zunehmen.

DarUber hinaus sollen auch peripher gelegene Mittelzentren durch leistungsfahige Verkehrsverbindungen
besser an die Oberzentren angebunden werden, wie zum Beispiel

- Zittau und WeiBwasser/O.L./Béta Woda an Dresden,

- Annaberg-Buchholz an Chemnitz/Zwickau sowie

- Torgau an Leipzig.

2 Regional-, Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung
2.1 Regionalentwicklung

2.1.RRegionale Kooperation

G 2.1.1.1 Zur Starkung der regionalen Handlungsfahigkeit sollen Kooperationsnetzwerke
unter Nutzung der regionalen Potenziale, auch Landes- und Staatsgrenzen
ubergreifend, und unter Einbeziehung der Wirtschafts- und Sozialpartner und
anderer regionaler Akteure eingerichtet, weiter entwickelt und verstetigt
werden.

G 2.1.1.2 Integrierte Strategie- und Handlungskonzepte sollen zur Bewaltigung
teilraumlicher Aufgaben aufgestelit und fortgeschrieben, inhaltlich und raumlich
miteinander abgestimmt und gemeinsam umgesetzt werden. MaBnahmen, die auf
der Grundlage dieser Konzepte priorisiert werden, sollen bei der 6ffentlichen
Forderung besonders beriicksichtigt werden.

G 2.1.1.3 Die Trager der Regionalplanung sollen fiir bestimmte Aufgaben der
raumordnerischen Zusammenarbeit die konzeptionelle Vorbereitung und
Begleitung der Umsetzung iibernehmen. Dies bezieht sich vorrangig auf:
- die Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme,

- die Sicherung der Daseinsvorsorge unter den Bedingungen des
demografischen Wandels,

- Regionale Energie- und Klimaschutzkonzepte sowie Regionale
Klimaanpassungskonzepte,

- Regionale Einzelhandelskonzepte,
- die Realisierung von besonderen grenziibergreifenden
Entwicklungserfordernissen,
- die Abstimmung von éffentlichen Aufgaben im Stadt-Umland-Bereich sowie
- die Entwicklungsstrategien in Bergbaufolgelandschaften.
Begrindung zu 2.1.1 Regionale Kooperation
zu Grundsatz 2.1.1.1
Vor dem Hintergrund fortschreitender wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Veranderungen gewinnt die

regionale Ebene als mittlere raumliche Handlungsebene zwischen den Gemeinden und dem Land sowie
der Europaischen Union immer mehr an Bedeutung. Die Grinde hierfir liegen insbesondere darin, dass

- viele 6kologische, soziale und 6konomische Probleme, auch wegen der immer enger werdenden
finanziellen Spielrdaume, nicht mehr innerhalb der einzelnen Stadte und Gemeinden Iésbar sind,
sondern der Verstandigung zwischen den Kommunen und mit den maflgeblichen regionalen
Akteuren und Wirtschafts- und Sozialpartnern sowie der gemeinsamen Entwicklung von
Lésungsstrategien bedlrfen (,,Aufwertung von unten*),

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 32 von 194



Landesentwicklungsplan 2013

- die stetig zunehmende Europaisierung und Globalisierung sowie der Riickgang finanzieller
Ressourcen immer mehr regionale Vernetzung, auch der Wirtschaftsakteure, erfordern, damit die
Regionen im globalen Standortwettbewerb bestehen kénnen (,,Aufwertung von oben*),

- die Regionalisierung der Lebensweisen der Menschen, wie auch der Unternehmen weiter
fortschreitet.

Um die spezifischen Potenziale und Standortbegabungen der Teilrdume des Freistaates Sachsen noch
besser zu erschliefen und miteinander zu verknupfen, ist abgestimmtes und vernetztes regionales
Handeln unabdingbar. Ein Weg dazu ist die Verbesserung der regionalen Selbstorganisation der Teirdume
durch Regionale Kooperation in Kooperationsnetzwerken (,,Regional Governance"). Das
Raumordnungsgesetz hebt in seinen Grundsatzen der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG die
Bedeutung und Notwendigkeit des Ubergemeindlichen, regionalen und interregionalen Planens und
Handelns hervor und verleiht ihm damit auch gegentber den Fachplanungen ein starkeres Gewicht.

Der Freistaat Sachsen ist ein Land mit vielen Nachbarn, 1 339 km lang ist die Aullengrenze. Sachsens
Nachbarn sind die Republik Polen, die Tschechische Republik sowie als benachbarte Bundeslander die
Freistaaten Bayern und Thiringen sowie die Lander Brandenburg und Sachsen-Anhailt.

Die administrativen Grenzen des Freistaates zu den Nachbarlandern und -staaten setzen zwar einen
territorialen Rahmen fur einige Aktivitaten, die grenzibergreifende Abstimmung und Zusammenarbeit ist
jedoch vor dem Hintergrund der Herausforderungen unerlasslich.

GrenzUberschreitende Kooperationsnetzwerke sollen daher regionale Entwicklungen befdrdern, die allen
Seiten fur die raumliche und strukturelle Verbesserung gleichermalien zugutekommen. Dies
korrespondiert mit § 13 Abs. 1 ROG. Zu verweisen ist in dieser Hinsicht auch auf die aktive Rolle der

vier Euroregionen im sachsisch-polnischen und sachsisch-tschechischen Grenzraum, in denen sich
kommunale Kérperschaften mit dem Ziel zusammengeschlossen haben, das besondere Potenzial ihrer
Regionen innovativ zu nutzen.

Mit der Festlegung zur Einrichtung neuer sowie zur weiteren Entwicklung und Verstetigung bestehender
Kooperationsnetzwerke wird den Grundsatzen der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 ROG
entsprochen, auf Kooperationen innerhalb von Regionen sowie von Regionen untereinander hinzuwirken
und hierbei vielfdltige Formen, auch als Stadt-Land-Partnerschaften, zuzulassen. Regionale
Kooperationsnetzwerke leisten einen wesentlichen Beitrag zur ErschlieBung endogener Potenziale und zu
einer Verbesserung der regionalen Wertschépfung sowie zur ldentitatsbildung und verbesserten
Integration verschiedener gesellschaftlicher Gruppen.

Die Festlegung G 2.1.1.1 bedeutet, dass die Starkung der regionalen Handlungsfahigkeit zugleich eine
Aufforderung zur Eigeninitiative der regionalen Ebene und zur Entwicklung eines kreativen Milieus
beinhaltet. Die jeweils geeignete regionale Kooperationsform bleibt den Teilrdumen vorbehalten. Die
legitimierte Planungshoheit der Gemeinden sowie die staatliche Aufgabe der kommunal verfassten
Regionalplanung werden durch die regionale Kooperation nicht verletzt, da diese Trager bei thematischen
Uberschneidungen in der regionalen Kooperation mitwirken.

In § 13 Abs. 1 ROG wird interkommunale Zusammenarbeit als Zusammenarbeit von Gemeinden zur
Starkung teilraumlicher Entwicklungen definiert. Die Festlegung G 2.1.1.1 konkretisiert den Grundsatz des
Raumordnungsgesetzes hinsichtlich der Kooperationen innerhalb und zwischen den Regionen und definiert
die Regionale Kooperation Gber die interkommunale Zusammenarbeit hinausgehend als Zusammenarbeit,
in der neben den Kommunen auch funktional gebundene Akteure, wie zum Beispiel Vertreter
gesellschaftlicher Interessengruppen, Fachverwaltungen oder auch der Wirtschaft, einbezogen sein
kénnen.

Eine interkommunale Zusammenarbeit kann nachbarschaftsbezogen, Stadt-Umland gepragt oder
regionalorientiert sein. § 1 des Sachsischen Gesetzes Uiber kommunale Zusammenarbeit ( SachsKomZG)
vom 19. August 1993 (SachsGVBI. S. 815, 1103), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom

18. Oktober 2012 (SachsGVBI. S. 562) geandert worden ist, definiert den Anwendungsbereich, wonach
Gemeinden und Landkreise Aufgaben, zu deren Erflllung sie berechtigt oder verpflichtet sind, gemeinsam
wahrnehmen kénnen. Dabei kann sich die kommunale Zusammenarbeit auf freiwilige Aufgaben und
Pflichtaufgaben erstrecken. Soll eine Pflichtaufgabe Ubertragen werden, so ist das SachsKomZG die
abschlieBende Rechtsgrundlage, auf die eine AufgabenUbertragung gestitzt werden kann.

Der Zweckverband nach §§ 44 ff.SachsKomZGist der Zusammenschluss von Gemeinden und Landkreisen
zu einer Kérperschaft mit eigener Rechtsfahigkeit, um bestimmte Aufgaben gemeinsam zu erflllen. Geht
es um die Ubertragung von bestimmten Aufgaben auf eine bereits bestehende kommunale Kérperschaft,
ist die Zweckvereinbarung gemaR §§ 71 ff.SachsKkomZGdas geeignete Mittel. Hier wird eine beteiligte
Kérperschaft beauftragt, die Aufgabe flr alle wahrzunehmen. Beide Formen unterliegen der Genehmigung
der Rechtsaufsicht.

Andere Mdéglichkeiten der kommunalen Zusammenarbeit kénnen insbesondere auf die allgemeinen
Regelungen der §§ 54 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes ( VwVfG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
31. Mai 2013 (BGBI. I S. 1388) geandert worden ist, in Verbindung mit § 1 des Gesetzes zur Regelung des
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Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts flr den Freistaat Sachsen (SachsVwVfZG)
vom 19. Mai 2010 (SachsGVBI. S. 142) (6ffentlich-rechtlicher Vertrag) gestutzt werden. Je nach
Gegenstand des Vertrages kann zwischen den beteiligten Kérperschaften auch ein privatrechtlicher
Vertrag geschlossen erfolgen. Damit sind die Gestaltungsmdglichkeiten der Gemeinden im Bereich der
freiwiligen Aufgaben wesentlich gréRer.

zu Grundsatz 2.1.1.2

§ 13 SachsLPIG in Verbindung mit § 13 ROG regeln die raumordnerische Zusammenarbeit und die damit
verbundene Kooperation sowie die mdglichen Formen der raumordnerischen Zusammenarbeit. Demnach
sollen die Trager der Landes- und Regionalplanung nicht nur die Raumordnungsplane erstellen, sondern
auch zur Vorbereitung und Verwirklichung dieser Plane als auch von sonstigen raumbedeutsamen
Planungen und MalBnahmen mit den maligeblichen éffentlichen Stellen und Personen, einschlieBlich
Nichtregierungsorganisationen (NGO) und den Wirtschafts- und Sozialpartnern, zusammenarbeiten
beziehungsweise auf die Zusammenarbeit hinwirken. Zu den NGO zahlen unter anderem Verbande von
wissenschaftlichen Einrichtungen, Wohlfahrtsverbande, Hilfsorganisationen, Stiftungen, Kirchen,
Dachverbande der nationalen Minderheiten, Selbsthilfegruppen und Burgerinitiativen.

Zu den Formen der Zusammenarbeit zahlen gemal § 13 Abs. 2 ROG insbesondere:

- vertragliche Vereinbarungen (landesplanerische Vertrage),

- regionale Entwicklungskonzepte, regionale und interkommunale Netzwerke und
Kooperationsstrukturen sowie regionale Foren und Aktionsprogramme zu aktuellen
Handlungsanforderungen,

- Raumbeobachtung und die Beratung der Trager der Fachplanungen.

Die vertraglichen Vereinbarungen sollen nach dem Vorbild der stadtebaulichen Vertrage (§ 11 BauGB) die
Planungen und deren Durchfiihrung vorbereiten und begleiten. Sie kommen beispielsweise flr die
funktionsteilige Aufgabenwahrnehmung in zentraldrtlichen Verblinden in Betracht (siehe Kapitel 1.3
Zentrale Orte und Verblnde). Wie die in § 13 Abs. 5 ROG zum Ausdruck gebrachte Zweckbestimmung
zeigt, sollen die Vertrage die Raumordnungsplane nicht ersetzen, sondern in erster Linie deren
Verwirklichung unterstitzen.

Mit dem Begriff ,Integrierte Strategie- und Handlungskonzepte” wird tGber den im § 13 ROG verankerten
Instrumentenbegriff der regionalen Entwicklungskonzepte hinaus ein allgemeiner Begriff fur Konzepte mit
einem strategischen integrierten Entwicklungsansatz gewahlt, um das im Freistaat Sachsen vorhandene
Spektrum der informellen Planungsinstrumente zu verdeutlichen.

Dazu zahlen folgende Instrumente auf der regionalen Ebene, die auf der Grundlage einheitlicher
Leistungsbilder inhaltlich aufeinander abgestimmt sind:

- Integriertes landliches Entwicklungskonzept (ILEK) als strategisches Instrument des
Entwicklungsprogrammes fur den landlichen Raum (EPLR) 2007 bis 2013 ff.,

- Regionales Entwicklungskonzept (REK) als Instrument der raumordnerischen Zusammenarbeit (§ 13
ROG)

sowie auf der gemeindlichen Ebene das gesamtstadtische , Integrierte Stadtentwicklungskonzept” (INSEK)
als sonstige Rahmenplanung der Gemeinde im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. Zu den informellen
Planungsinstrumenten auf der regionalen Ebene zahlen zudem die Kreisentwicklungskonzepte der
Landkreise.

Besonders den regional orientierten Konzepten ist gemeinsam, dass sie auf der Basis einer Analyse der
regionsspezifischen Starken und Schwachen sowie Chancen und Risiken die Entwicklungsziele und
Handlungsfelder sowie besonders wichtige Leitprojekte und Malnahmen aufzeigen sollen.

Alle diese Instrumente stellen keine verbindlichen Planungsinstrumente dar und entfalten auch keine
direkte rechtliche Wirkung. Ihre Wirksamkeit entfalten sie aber durch die Selbstbindung der an der Arbeit
beteiligten Akteure und der durch sie bewirkten 6ffentlichen Transparenz dieser Entscheidungen und
Strategien. Soweit integrierte Strategie- und Handlungskonzepte vorliegen, sollen diese auch von den
Tragern der Regionalplanung angemessen berlcksichtigt werden.

Gerade vor dem Hintergrund der immer enger werdenden finanziellen Spielraume sollen jedoch diese
Konzepte als Beurteilungsraster fur Entscheidungen Gber die Férderung von Planungen und MalBnahmen
dienen. Zielstellung ist es, fachlich qualifizierte Vorhaben, die sich in schllissige Konzepte einfligen, bei der
Férderung besonders zu berlcksichtigen, beziehungsweise zu prifen, dass Planungen und MaBnahmen
den Zielstellungen dieser Konzepte nicht entgegenstehen. Die Querschnittsorientierung der Raumordnung
kann bei der raumordnerischen Zusammenarbeit umso besser umgesetzt werden, wenn auch
Fordermittelentscheidungen daran ausgerichtet werden.

zu Grundsatz 2.1.1.3
Uber die Aufstellung der Regionalpléane hinaus sollen die Trager der Regionalplanung gemaR § 13 SachsLPIG
in Verbindung mit § 13 ROG die raumordnerische Zusammenarbeit beférdern. Damit wird das Ziel verfolgt,
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die Zusammenarbeit der regionalen und kommunalen Entscheidungstrager in den Planungsregionen zu
optimieren und auf aktuelle Herausforderungen zu konzentrieren. Die Trager der Regionalplanung besitzen
hierbei Spielrdume entsprechend der Unterschiedlichkeit der regionalen Ausgangsbedingungen und
Handlungserfordernisse. Die Festlegung nennt das Spektrum prioritarer Aufgaben der raumordnerischen
Zusammenarbeit, deren Erfordernisse sich auch aus anderen spezifischen Festlegungen dieses Planes
ableiten. Die Formen der Zusammenarbeit sind entsprechend § 13 Abs. 2 ROG offen gehalten. Die
Gegenstande der Zusammenarbeit bediirfen der Beteiligung der vom Ergebnis betroffenen Offentlichketit.
Die Zusammenarbeit betrifft vorrangig folgende Bereiche:

- kooperative Steuerungsansatze zur Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme (siehe auch
Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen),

- Sicherung der Daseinsvorsorge unter den Bedingungen des demografischen Wandels vor allem im
landlichen Raum (siehe auch Kapitel 1.2 Raumkategorien und Kapitel 6 Daseinsvorsorge),

- Erstellung Regionaler Energie- und Klimaschutzkonzepte (siehe auch Kapitel 5.1 Energieversorgung)
sowie Regionaler Klimaanpassungskonzepte als Grundlage flr Regionalentwicklung und
Regionalplanung,

- Interessensausgleich durch Regionale Einzelhandelskonzepte (siehe auch Kapitel 2.3.2 Handel),

- Strategie- und Handlungskonzepte zur Unterstitzung von grenziberschreitenden
Kooperationsstrukturen (siehe auch Kapitel 1.6 LanderUbergreifende Zusammenarbeit
und Europaische Metropolregion Mitteldeutschland, Kapitel 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa
und Europaische Territoriale Zusammenarbeit und Kapitel 2.1.3 Rdume mit besonderem
Handlungsbedarf),

- Intensivierung der interkommunalen Zusammenarbeit im Stadt-Umland-Bereich zur gemeinsamen
Lésung von o6ffentlichen Aufgaben, insbesondere in den Kooperationsraumen von Ober- und
Mittelzentren (siehe auch Kapitel 1.2 Raumkategorien und Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verblinde),

- Erarbeitung von regional- beziehungsweise landerubergreifend abgestimmten
Entwicklungsstrategien fur Bergbaufolgelandschaften (siehe auch Kapitel 2.1.3 Radume mit
besonderem Handlungsbedarf).

Sofern bereits ,,Regional Governance”-Strukturen, das heillt Netzwerke lokaler Akteure in den Regionen
beziehungsweise fur einzelne Themenbereiche vorhanden sind, kdnnen diese, auf Grund ihrer starkeren
Verankerung in der Gesellschaft, auch anstelle der Trager der Regionalplanung die Aufgabe der
konzeptionellen Vorbereitung und Begleitung der Umsetzung Ubernehmen. Die Trager der Regionalplanung
sind in diesen Fallen gehalten, unterstiitzend zu wirken und ihr Fachwissen und ihre regionale Kompetenz
in die Arbeits- und Entscheidungsgremien einzubringen, um eine abgestimmte regionale
Entwicklungsstrategie zu beférdern.

2.1.ZFinbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale Zusammenarbeit

G 2.1.2.1 Die raumlichen Voraussetzungen fiir die Entwicklung Sachsens in seiner
Briickenfunktion von West- und Ost- sowie Nord- und Siideuropa und als
Bestandteil eines zusammenwachsenden Wirtschaftskernraumes in Europa sollen
verbessert werden. Dazu soll insbesondere die Entwicklung der Wirtschafts- und
Kulturregion Sachsen-Bohmen-Niederschlesien unter Beriicksichtigung der
unterschiedlichen Entwicklungspotenziale unterstiitzt werden.

Z 2.1.2.2 Die Einbindung Sachsens in die groSraumigen europaischen Verkehrskorridore
und transeuropaischen Netze ist sicherzustellen. Dazu sind die
Verbindungsqualitaten entlang des TEN-V-Kernnetzkorridors 4 Hamburg/Rostock
- Berlin - Praha/Prag - Siidosteuropa und der verlangerten Zentralachse
(Frankfurt/Main) - Leipzig - Dresden - (Breslau [Wrocfaw] - Kattowitz [Katowice] -
Krakau [Krakéw] - Osteuropa) (Paneuropaischer Verkehrskorridor Ill) zu
verbessern.

Z 2.1.2.3 Es ist darauf hinzuwirken, dass Planungen und MaBnahmen mit
grenziiberschreitenden Auswirkungen nach den Grundsatzen der Gegenseitigkeit
und Gleichwertigkeit zwischen den beriihrten Staaten beziehungsweise Landern
abgestimmt und umgesetzt werden.

Z 2.1.2.4 Es ist darauf hinzuwirken, dass die Zusammenarbeit mit der Republik Polen und
der Tschechischen Republik weiter gestarkt und ausgebaut wird. Die Trager der
Regionalplanung sollen mit den vergleichbaren Tragern der Raumplanung in der
Republik Polen und der Tschechischen Republik mit Hilfe informeller
Planungsinstrumente auf die Erarbeitung und Umsetzung gemeinsamer
Entwicklungskonzepte und Strategien hinwirken.
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Begrindung zu 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale Zusammenarbeit

zu Grundsatz 2.1.2.1

Mit den EU-Erweiterungen 2004 und 2007 ist Sachsen von einer EU-Randlage in eine zentralere Lage
innerhalb der EU gerlckt. Hier nimmt Sachsen nunmehr eine Brickenfunktion zwischen den neuen
Mitgliedstaaten, insbesondere der Republik Polen und der Tschechischen Republik und den bisherigen
Mitgliedstaaten in Westeuropa, ein. Das Europaische Raumentwicklungskonzept (EUREK) sieht - und hier
eroffnet die EU-Erweiterung groRe Chancen - den Auf- und Ausbau mehrerer dynamischer
weltwirtschaftlicher Integrationszonen vor. Mit dem neu in die EU hinzugekommenen
Bevolkerungspotenzial und dem dynamischen Wirtschaftswachstum in den Nachbarstaaten Sachsens und
in Stdosteuropa besteht die Chance der intensivierten Zusammenarbeit in diesem Wirtschaftskernraum.
Einen wesentlichen Bestandteil dieses neuen Wirtschaftskernraumes stellt die Wirtschafts- und
Kulturregion Sachsen-Béhmen-Niederschlesien dar. Hier gilt es die raumliche Zusammenarbeit zu
intensivieren und die raumlichen Voraussetzungen flr die Ausnutzung der bestehenden Potenziale zu
schaffen, das heit Planungen und MaBhahmen gemeinsam umzusetzen. Die traditionelle Zusammenarbeit
des sorbischen Volkes mit seinen slawischen Partnern in beiden Landern und insbesondere in der
Wirtschafts- und Kulturregion bildet hier eine ausgezeichnete Grundlage (siehe auch Z 2.1.2.4).

zu Ziel 2.1.2.2

Sachsen stellt auf Grund seiner Lage und der sich hier kreuzenden Achsen - Nord-Sud-Achse (TEN-V-
Kernnetzkorridor 4 Hamburg/Rostock - Berlin - Praha/Prag - Stdosteuropa) und Ost-West-Achse
(Frankfurt/Main - Leipzig - Dresden - Breslau [Wroctaw] - Kattowitz [Katowice] - Krakau [Krakéw] -
Osteuropa) ein Transitland mit logistischen Knoten dar. Hier ist insbesondere die Verbindungsqualitat
durch Neu- und Ausbau der Schienenwege zu verbessern.

Der ehemalige Paneuropaische Verkehrskorridor Il ist nun Bestandteil der Zentralachse beziehungsweise
des Via Regia-Korridors in Richtung Osten und verbindet insbesondere den sich dynamisch entwickelnden
stdpolnischen Raum und die Ukraine mit Westeuropa. Insbesondere der Abschnitt zwischen Dresden und
Breslau (Wroctaw) bedarf auf sachsischer Seite noch eines weiteren Ausbaus und der Elektrifizierung.

Im Rahmen der Erarbeitung des Verkehrskernnetzes flir Europa wird die verkehrliche Voraussetzung fur
die Verbindung von Skandinavien mit den Staaten in Std- und Stdosteuropa unter Einbeziehung der Nord-
und Ostseehdafen und wichtiger Hafen des Mittel- und des Schwarzen Meeres geschaffen. Die Anbindung
an die Seehafen und an die Hafenhinterlandverkehre ist von erheblicher Bedeutung. Hieraus werden neue
wirtschaftliche Impulse generiert. Dies ist das Ergebnis einer Vielzahl von Initiativen, an denen auch der
Freistaat Sachsen Anteil hatte. Darlber hinaus hat auch der TEN-Kernnetzabschnitt Berlin - Leipzig - Erfurt
- Nurnberg - Minchen - Italien (ehemals TEN-Achse-1) flur Sachsen erheblich Bedeutung flr die
Anbindung an Sudeuropa. Die entsprechenden Neu- und AusbaumaBnahmen in Sachsen sind weitgehend
abgeschlossen. Hier sind die verbleibenden MaBnahmen in Deutschland noch zu vollenden.

zu Ziel 2.1.2.3

Nach § 13 Abs. 2 SachsLPIG haben die 6ffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 1
ROG ihre raumbedeutsamen Planungen und Mallhahmen aufeinander und untereinander abzustimmen.
Raumbedeutsame Planungen und MaRRnahmen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten haben
kdnnen, sind nach den Grundsatzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit mit diesen abzustimmen.

Ein erhdhtes Abstimmungsgebot besteht insbesondere fur Planungen und MaBnhahmen zum
Hochwasserschutz, zur Verkehrsinfrastruktur- und zum Verkehrsangebot, zu regenerativen Energien, zur
raumlichen Sicherung von Wasservorkommen als Trinkwasserreservoir, zum Natur- und
Landschaftsschutz, zum Immissions- und Klimaschutz, zum Ausbau der Infrastruktur, zum grofRflachigen
Einzelhandel und zum Tourismus.

Neben der Abstimmung ist es aus raumordnerischer Sicht bedeutsam, auch noch starker auf eine
gemeinsame Umsetzung von Planungen und MaBnahmen hinzuwirken.

zu Ziel 2.1.2.4

Der Freistaat Sachsen hat eine Grenze von 123 km Lange zur Republik Polen und eine 454 km lange
Grenze zur Tschechischen Republik. Eine Zusammenarbeit tber Grenzen hinweg ist fur die
Raumentwicklung entlang der sachsischen Grenzen unerlasslich, um den gemeinsamen Grenzraum zu
entwickeln und an die traditionelle Zusammenarbeit des sorbischen Volkes mit seinen slawischen Partnern
in beiden Landern anzuknUpfen.

Die Programme der Europaischen Territorialen Zusammenarbeit (grenziibergreifende, transnationale und
interregionale Zusammenarbeit) tragen auf europaischer Ebene zur wirtschaftlichen, sozialen und
territorialen Kohasion bei und nehmen dementsprechend auch flr die EU eine wichtige Rolle ein.

In der Férderperiode 2007 bis 2013 wurde die ,,Europaische Territoriale Zusammenarbeit” erstmals als
eigenes Ziel eingefiihrt, um die grenzubergreifende, transnationale und interregionale Zusammenarbeit
zwischen Regional- und Kommunalbehérden zu vereinfachen, lokale gemeinsame Initiativen zur
integrierten raumlichen Entwicklung anzustofRen sowie die Vernetzung und den Austausch von
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Erfahrungen auf der geeigneten territorialen Ebene bei der interregionalen Zusammenarbeit zu férdern.
Dies gilt es sowohl fir die grenzUbergreifende als auch flr die transnationale und interregionale
Wirtschafts- und Regionalentwicklung zu nutzen und die sich eréffnenden Moglichkeiten auszuschoépfen.
Dazu mussen aber jenseits der Grenze die jeweils geeigneten Partner gefunden werden. Transnationale
Projekte sind in Sachsen vorwiegend im Programmraum Central Europe, in dem Sachsen liegt,
umzusetzen. Hier werden derzeit vier Prioritaten mit dem Programm verfolgt:

- Férderung von Innovation in Mitteleuropa,

- Verbesserung der Erreichbarkeit von und innerhalb Mitteleuropas,

- Verantwortungsbewusste Nutzung der Umwelt,

- Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit und der Anziehungskraft von Stadten und Regionen.

Die transnationale Zusammenarbeit eréffnet damit weiter reichende Mdéglichkeiten der Regionalentwicklung
fur solche Bereiche, die beispielsweise durch die grenzlbergreifende Zusammenarbeit nicht in ihrer Ganze
erfasst werden kdnnen.

Flr die Zusammenarbeit der Trager der Regionalplanung ricken kinftig, im Gegensatz zum LEP 2003,
informelle Planungsinstrumente in den Fokus. Das Ziel, gemeinsame Raumordnungsplane aufzustellen,
blieb bisher wirkungslos, da sich die Planungssysteme und -instrumente fir formelle gemeinsame
Raumordnungsplane noch zu sehr unterscheiden. Insbesondere die Entwicklung und Umsetzung
gemeinsamer grenzUlbergreifender Strategien und Entwicklungskonzepte helfen hier ungenutzte Potenziale
klnftig besser in Wert zu setzen und Impulse fir die Regionalentwicklung in diesen Raumen zu geben.
Letztlich werden mit der Umsetzung dieses Plansatzes die raumlichen Voraussetzungen fur den
europaischen Zusammenhalt geschaffen sowie den Planungen und MalRnahmen der EU und ihrer
Regionen Rechnung getragen (Umsetzung von § 2 Abs. 2 Nr. 8 ROG).

2.1.Rdaume mit besonderem Handlungsbedarf
Karte: Die Rdume mit besonderem Handlungsbedarf sind in Karte 3 festgelegt.

Z 2.1.3.1 Die Raume mit besonderem Handlungsbedarf sind so zu entwickeln und zu
fordern, dass sie aus eigener Kraft ihre Entwicklungsvoraussetzungen und ihre
Wettbewerbsfahigkeit verbessern kénnen. Dabei sind die spezifischen
Entwicklungspotenziale dieser Raume zu starken, indem

- regionale Wirkungskreislaufe aufgebaut,

- durch verstarkte interkommunale, regionale, lander- und
grenzibergreifende Zusammenarbeit strukturelle Defizite abgebaut,

- Synergieeffekte erschlossen,
- Eigenkrafte mobilisiert sowie

- Industrie und Gewerbe durch geeignete MaBnahmen in ihrer tiberregionalen
und internationalen Wettbewerbsfahigkeit unterstitzt

werden.

Bergbaufolgelandschaften

Z 2.1.3.2 In den Bergbaufolgelandschaften des Braunkohlenbergbaus, des ehemaligen
Uranerzbergbaus, des sonstigen Erzbergbaus und des Steinkohlenbergbaus
sollen ganzheitliche, regional beziehungsweise bei Bedarf linderiibergreifend
abgestimmte Entwicklungsstrategien erarbeitet und umgesetzt werden.
SanierungsmafBinahmen sind so durchzufiihren, dass vielfaltig nutzbare,
attraktive, weitgehend nachsorgefreie und 6kologisch funktionsfahige
Bergbaufolgelandschaften bei Gewahrleistung der 6ffentlichen Sicherheit
entstehen und bergbaubedingte Nutzungseinschriankungen begrenzt werden.
Diese Gebiete sind durch die Trager der Regionalplanung raumlich und sachlich zu
konkretisieren.

Grenznahe Gebiete

Z 2.1.3.3 In den grenznahen Gebieten sind die lagebedingten Nachteile insbesondere durch
- die Beseitigung von infrastrukturellen Liicken und Defiziten,
- die Verbesserung der grenziiberschreitenden Verkehrsinfrastruktur,

- die Verbesserung der Erreichbarkeit der Oberzentren der Europaischen
Metropolregion Mitteldeutschland aus den grenznahen Gebieten,

- eine enge Zusammenarbeit im Bereich der Daseinsvorsorge sowie
- die Ausschopfung der Entwicklungspotenziale
abzubauen.
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Z 2.1.3.4 Die sachsischen Teile der Grenzregionen zur Tschechischen Republik und zur
Republik Polen sollen auf Grundlage ihrer regionsspezifischen Potenziale
weiterentwickelt werden.

Z 2.1.3.5 In den Grenzstadten und Grenzgemeinden zur Republik Polen und zur
Tschechischen Republik ist darauf hinzuwirken, dass grenziibergreifende
Konzepte zur Stadt- und Dorfentwicklung erarbeitet und umgesetzt werden und
die Zusammenarbeit in den Bereichen der Daseinsvorsorge, des
Umweltschutzes, des Tourismus und der Technischen Infrastruktur weiter
intensiviert wird.

Begrindung zu 2.1.3 Raume mit besonderem Handlungsbedarf

zu Ziel 2.1.3.1

Das Raumordnungsgesetz enthalt in § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG folgenden Grundsatz: ,Insbesondere in
Raumen, in denen die Lebensverhaltnisse in ihrer Gesamtheit im Verhaltnis zum Bundesdurchschnitt
wesentlich zurlickgeblieben sind oder ein solches Zurlickbleiben zu befiirchten ist (strukturschwache
Raume), sind die Entwicklungsvoraussetzungen zu verbessern.”

Gemals § 3 Abs. 2 SachsLPIG wird daher an der Landesregelung zur Festlegung von ,Raumen mit
besonderen Sanierungs-, Entwicklungs- und Férderaufgaben” festgehalten.

Auf Grund der zukunftigen Herausforderungen haben alle Teilrdume des Freistaates einen spezifischen
Handlungsbedarf. Bei den Bergbaufolgelandschaften und den Grenzraumen handelt es sich aber um
darUber hinausgehende spezielle Problemlagen.

Raume mit besonderem Handlungsbedarf sind in Anwendung des oben genannten Grundsatzes der
Raumordnung spezifische Radume mit besonderen Sanierungs-, Entwicklungs- und Férderaufgaben gemaf
§ 3 Abs. 2 Nr. 3 SachsLPIG, die auf Grund ihrer Lage im Raum oder ihrer umwelt- und bergbaubedingten
Belastungen und damit verbundenen Beschrankungen der Entwicklungsmdglichkeiten, aber auch ihrer
besonderen Potenziale und Chancen, einer besonderen Unterstltzung teilraumspezifischer Ordnungs-
und Entwicklungsansatze bedurfen.

Als Radume mit besonderem Handlungsbedarf werden in Karte 3 festgelegt:

- Bergbaufolgelandschaften des Braunkohlen- und des Altbergbaus (Uran-, Steinkohlen- und
Erzbergbau),

- grenznahe Gebiete an der Staatsgrenze zur Republik Polen und zur Tschechischen Republik.

Die Rdume mit besonderem Handlungsbedarf begriinden sich in topografisch, historisch und strukturell
bedingten spezifischen Problemen und kénnen sich daher auch Uberlagern. Die Abgrenzung der
grenznahen Gebiete erfolgt anhand der grenzanliegenden Mittelbereiche, teilweise arrondiert unter
Berlcksichtigung funktionaler Verflechtungen und bereits bestehender Kooperationsbeziehungen. Eine
Prajudizierung Uber die zukinftigen konkreten Gebietskulissen fur die Programme der
grenzlbergreifenden Zusammenarbeit des Freistaates Sachsen mit der Tschechischen Republik sowie der
Republik Polen in der Férderperiode 2014 bis 2020 im Rahmen der ,Europaischen Territorialen
Zusammenarbeit” und insbesondere die Einbeziehung von Dresden und Chemnitz ist damit nicht
getroffen. Fur die Rdume mit besonderem Handlungsbedarf sind teilrdaumlich passfahige
Entwicklungsstrategien erforderlich und MaBnahmen umzusetzen, die den komplexen Problemlagen und
spezifischen Potenzialen und Chancen Rechnung tragen.

Bergbaufolgelandschaften

zu Ziel 2.1.3.2

In Sachsen hat der Bergbau Uber Jahrhunderte das Landschaftsbild und die Siedlungslandschaft sowie die
Flachennutzung einzelner Teilraume verandert und gepragt. Seine Hinterlassenschaften sollen als
Potenziale verstanden und als Sachzeugen des Wandels von Kulturlandschaften nutzbar gemacht werden.
Die Flachen sind in Orientierung an der dem Bergbau vorausgegangenen Nutzung so zu entwickeln, dass
der Naturhaushalt verbessert, die Tier- und Pflanzenwelt sowie eine standorttypische Biotopvielfalt
gefordert, eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung (insbesondere auch Waldmehrung) sowie eine
nachhaltige touristische und/oder gewerbliche Entwicklung, auch unter Bertcksichtigung der
wasserwirtschaftlichen Belange, ermdglicht wird. Auf G 5.1.5 wird hingewiesen.

Zugleich soll eine gefahrlose und zukunftsfahige Folgenutzung dieser Landschaften ermdéglicht werden.
Dies erfordert zum Beispiel den sorgsamen Umgang mit den Altlastenflachen in ehemals industriell
genutzten Bereichen (bergbauliche Anlagen, Halden), mit den naturraumlichen Belastungen, wie
Senkungen, Grundwasseranstieg und eventuelle Grundwasserbelastungen, sowie mit
Infrastrukturproblemen (unter anderem in Mitleidenschaft gezogene Leitungsnetze, Bausubstanz und
Quialitat der Trinkwasserversorgung sowie brachliegende Schieneninfrastruktur). Erforderlich sind aber
auch MalBnahmen der Umweltliberwachung und bergmannische Kontrollaufgaben, die Gefahrenabwehr im
Altbergbau und in stillgelegten Tagebauen, sowie Langzeit-SicherungsmaRnahmen.

Die Aufstellung von Braunkohlenplanen als Sanierungsrahmenplane fur einzelne stillgelegte Tagebaue ist im

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 38 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=13934&jabs=p3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=13934&jabs=p3

Landesentwicklungsplan 2013

Sachsischen Landesplanungsgesetz geregelt. Die Bergbaufolgelandschaften als Raume eines intensiven
Landschaftswandels umfassen das vollstandige Auswirkungsgebiet des Braunkohlenbergbaus in den
Regionen Leipzig-Westsachsen und Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuzica-Delnja Sleska und enthalten
somit im Sinne von Ziel 4.1.1.6 sowohl ,Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” als auch ,Bereiche
der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen®”.

Kriterien fur die raumliche Konkretisierung der Bergbaufolgelandschaften des Braunkohlenbergbaus und
die Ableitung konkreter Festlegungen sind insbesondere:

- die maximale bergbaulich verursachte Grundwasserbeeinflussung und die Darstellung
prognostischer Grundwasserstande, die Auswirkungen auf Gebaude, bauliche Anlagen sowie die
Flachennutzung haben kénnen,

- Beeintrachtigungen der Ortsentwicklung durch die Lage im ehemaligen Bergbauschutzgebiet oder in
aktuellen Baubeschrankungsgebieten,

- Beeintrachtigungen durch bergbaulich beeinflusste oder veranderte FlieRgewasser und
Vorflutsysteme,

- Beeintrachtigung beziehungsweise Unterbrechung von Verkehrsverbindungen und gravierende
Veranderungen historisch gewachsener Beziehungen zwischen den Siedlungseinheiten,

- Beeintrachtigung der Entwicklungsmaoglichkeiten von Gemeinden durch Industriebrachen
beziehungsweise Altlasten der Braunkohlenveredlung.

Neben den groraumigen Bergbaufolgelandschaften des Braunkohlenbergbaues, insbesondere des
Lausitzer Seenlandes und des Leipziger Neuseenlandes, sind als groBere Bergbaufolgelandschaften das
ehemalige Steinkohlenrevier zwischen Zwickau und Lugau/Oelsnitz/Erzgeb. sowie das Gebiet des
ehemaligen Uranerzbergbaus im Westerzgebirge und dem Vogtland hervorzuheben.

Sofern sich aus den Auswirkungen der verschiedenen Bergbauzweige des Braunkohlenbergbaus sowie
des Altbergbaus (Uran-, Steinkohlen- und Erzbergbau) hinsichtlich Ausmal und Intensitat
raumordnerische Regelungserfordernisse ableiten, sind diese durch die Trager der Regionalplanung
raumlich und sachlich zu konkretisieren.

Zu Aufgaben der Trager der Regionalplanung im Rahmen der Regionalen Kooperation siehe auch
G2.1.1.3.

Grenznahe Gebiete

zu Ziel 2.1.3.3

Die Grenze des Freistaates Sachsen zur Republik Polen und zur Tschechischen Republik ist trotz aller
Durchlassigkeit eine administrative Grenze, von der raumstrukturelle Auswirkungen auf die grenznahen
Gebiete ausgehen. Neben den noch vorhandenen infrastrukturellen Defiziten und Licken bestehen
Hemmnisse, zum Beispiel durch die Unterschiedlichkeit des Systems der raumlichen Planung, der
Verwaltungsstrukturen, der Rechtssysteme sowie durch Sprachbarrieren. Zugleich bestehen mit der
Grenzo6ffnung zu den Nachbarstaaten gute Voraussetzungen flr eine grenzibergreifende Bewaltigung der
aus den lagebedingten Nachteilen erwachsenen Hemmfaktoren und strukturellen Probleme.
Insbesondere durch einen weiteren Ausbau der Zusammenarbeit im Bereich der Daseinsvorsorge
(Bildung, Gesundheitswesen, Rettungswesen und Katastrophenschutz) sowie der Technischen
Infrastruktur (Abwasserbeseitigung, Wasser- und Stromversorgung, Telekommunikation und &hnliches)
lassen sich lagebedingte Nachteile weiter abbauen und weitere Entwicklungspotenziale, vor allem
grenzubergreifend, erschlieRen.

zu Ziel 2.1.3.4

Die sachsischen Grenzraume haben auf Grund unterschiedlicher Strukturen und Gegebenheiten auch
unterschiedliche Entwicklungsmdglichkeiten, die durch die Raumordnung und die Fachplanungen zu
unterstitzen sind. Insofern ist es auch erforderlich, fur die einzelnen Teirdume an der Grenze
differenzierte Zielvorstellungen und Konzepte zu entwickeln und umzusetzen. Dieser Entwicklungsprozess
ist vor allem durch die Trager der Regionalplanung zu initiieren, zu moderieren und durch MaBhahmen und
Projekte umzusetzen.

Aus Sicht der Landesplanung lassen sich folgende sachsische Teile der Grenzregionen mit besonderen
regionsspezifischen Potenzialen identifizieren:

- das Vierlandereck Sachsen-Tschechien-Bayern-Thiringen, insbesondere mit besonderen Potenzialen
als Kultur- und Kur-/Baderregion sowie als Wintersportzentrum, mit den naturschutzfachlichen
Potenzialen des Grinen Bandes entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze sowie dem bereits
bestehenden lander- und grenzlberschreitenden Verkehrsangebot des Kooperationsverbundes
EgroNet,

- das Erzgebirge als Freizeit-, Erholungs- und Fremdenverkehrsraum unter besonderer Einbeziehung
der Potenziale des Naturparkes Erzgebirge/\_{ogtland und der Bergbauzeugnisse (wie in der
Montanregion Erzgebirge) bei gleichzeitiger Uberwindung stérender Bergbaufolgen,
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- die Sachsisch-Béhmische Schweiz als Freizeit-, Erholungs- und Fremdenverkehrsraum mit
besonderen naturschutzfachlichen Potenzialen,

- das Dreildandereck Sachsen-Tschechien-Polen mit dem grenziberschreitenden Schutzgebiet
Naturpark Zittauer Gebirge als Freizeit-, Erholungs- und Fremdenverkehrsraum mit besonderen
naturschutzfachlichen Potenzialen und besonderer verkehrlicher ErschlieBung, der gemeinsamen
landschaftspragenden Umgebindebauweise sowie auch den Besonderheiten des aktiven
Braunkohlen- und des Sanierungsbergbaus,

- die Teilregion Gorlitz/Zhorjelc/(Zgorzelec) mit dem grenziberschreitenden Potenzial der Europastadt,
- der Geopark Muskauer Faltenbogen als landeriberschreitendes erdgeschichtliches Erbe.

zu Ziel 2.1.3.5

Bei grenzuberschreitenden Problemen in den Grenzstadten und -gemeinden an der deutsch-
tschechischen und deutsch-polnischen Grenze lassen sich mitunter direkt vor Ort relativ einfach und
sichtbar Veranderungen und MalBnahmen flir eine gemeinsame Zukunft realisieren, die beiden Seiten
gleichermalBen zugutekommen. Die Erarbeitung von Stadt- und Dorfentwicklungsplanungen ist daher eine
gute Moglichkeit, nicht nur fur die betroffenen Gemeinden und Stadte an der Grenze selbst, sondern auch
in deren Umfeld zur rdumlichen und strukturellen Verbesserung beizutragen. In diesem Rahmen ist
darUber hinaus eine konzeptionelle Zusammenarbeit in den Bereichen der Daseinsvorsorge, des
Tourismus, des Umweltschutzes sowie der technischen Infrastruktur einschlielich der Energieversorgung
anzustreben. Die Grenzstadte und -gemeinden, die gestarkt werden sollen, sind zum Beispiel Eichigt -
(Hranice), Bad Elster - (AS und Hranice), Bad Brambach - (AS und Plesnd und Vojtanov, gegebenenfalls
Hazlov und Skalnd), Erlbach - (Luby), Klingenthal - (Kraslice und Bublava), Eibenstock - (Nové Hamry) und
(Pfebuz), Johanngeorgenstadt - (Potlcky), Breitenbrunn - (Bozi Dar), Oberwiesenthal - (Bozi Dar und
Lou&nd), Barenstein - (Vejprty), Jéhstadt - (Krystofovy Hamry und Cerny Potok), Marienberg - (Hora sv.
Sebastiana und Kalek), Olbernhau - (Brandov), Deutschneudorf - (Hora Svaté Katefiny und Novéa Ves v
Horach sowie Mnigek), Neuhausen/Erzgeb. - (Cesky Jifetin), Rechenberg-Bienenmiihle - (Moldava),
Altenberg - (Krupka, Dubi, Moldava), Bad Gottleuba-BerggieRhUlibel - (Petrovice), Verwaltungsgemeinschaft
Kdnigstein, Rosenthal-Bielatal - (Snéznik), Bad Schandau - (Hfensko), Sebnitz - (Dolni Poustevna),
Neustadt in Sachsen - (Dolni Poustevna und Lobendava), Sohland an der Spree - (Sluknov), Ebersbach-
Neugersdorf - (Jifikov, Rumburk), Seifhennersdorf und GroBschdénau - (Varnsdorf und Rumburk), Zittau -
(Hraddek nad Nisou), Gorlitz/Zhorjelc - (Zgorzelec), NeiBeaue - (Piensk), Krauschwitz/Kruswica - (teknica)
und Bad Muskau/Muzakow - (teknica).

2.2 Siedlungsentwicklung
2.2.8iedlungswesen

G 2.2.1.1 Die Neuinanspruchnahme von Freiflaichen fiir Siedlungs- und Verkehrszwecke soll
in allen Teilraumen Sachsens vermindert werden. Bei der Neuinanspruchnahme
von Flachen fir Siedlungs- und Verkehrszwecke soll bei
KompensationsmaBnahmen vorrangig auf eine Entsiegelung hingewirkt werden.

Z 2.2.1.2 Soweit zur Konzentration der zentralortlichen Funktionen erforderlich, sollen in
den Regionalplinen Versorgungs- und Siedlungskerne festgelegt werden mit der
Folge, dass die Ansiedlung zentralortlicher Einrichtungen auBerhalb dieser Kerne
unzulassig ist. AuBerhalb der Kerne sind Einrichtungen mit spezifischen
Standortanforderungen ausnahmsweise zulassig. Bei der Festlegung der
Versorgungs- und Siedlungskerne sind zentrale Versorgungsbereiche der
Gemeinden zu beriicksichtigen.

Z 2.2.1.3 Die Festsetzung neuer Wohnbaugebiete soll in zumutbarer Entfernung zu den
Versorgungs- und Siedlungskernen erfolgen.

Z 2.2.1.4 Die Festsetzung neuer Baugebiete auBerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile ist nur in Ausnahmefallen zuldssig, wenn innerhalb dieser Ortsteile nicht
ausreichend Flachen in geeigneter Form zur Verfugung stehen. Solche neuen
Baugebiete sollen in stadtebaulicher Anbindung an vorhandene im
Zusammenhang bebaute Ortsteile festgesetzt werden.

Z 2.2.1.5 Durch die Trager der Regionalplanung ist zur Steuerung einer flachensparenden
Siedlungsentwicklung auf ein regionales Flaichenmanagement unter Einbeziehung
der kommunalen Ebene hinzuwirken.

Z 2.2.1.6 Eine Siedlungsentwicklung, die liber den aus der natiirlichen
Bevolkerungsentwicklung, aus den Anspriichen der ortlichen Bevolkerung an
zeitgemaBe Wohnverhiltnisse sowie den Anspriichen ortsangemessener
Gewerbebetriebe und Dienstleistungseinrichtungen entstehenden Bedarf
(Eigenentwicklung) hinausgeht, ist nur in den Zentralen Orten gemahB ihrer
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Einstufung und in den Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion zulassig.

Z 2.2.1.7 Brachliegende und brachfallende Bauflachen, insbesondere Gewerbe-, Industrie-,
Militar- und Verkehrsbrachen sowie nicht mehr nutzbare Anlagen der
Landwirtschaft, sind zu beplanen und die Flachen wieder einer baulichen Nutzung
zuzufiithren, wenn die Marktfahigkeit des Standortes gegeben ist und den
Flachen keine siedlungsklimatische Funktion zukommt. Durch eine vorrangige
Altlastenbehandlung auf Industriebrachen ist deren Wiedernutzbarmachung zu
beschleunigen. Nicht revitalisierbare Brachen sollen rekultiviert oder renaturiert
werden.

Z 2.2.1.8 In den Regionalplanen sind siedlungsnahe, zusammenhidngende Bereiche des
Freiraumes mit unterschiedlichen 6kologischen Funktionen oder naturnahen
Erholungsmoglichkeiten als Regionale Griinziige festzulegen. Zur Verhinderung
des Zusammenwachsens dicht beieinander liegender Siedlungsgebiete,
insbesondere im Zuge von Achsen, sind Griinzasuren festzulegen. Regionale
Griinziige und Griinzasuren sind von Bebauung im Sinne einer Besiedlung und von
anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten.

Z 2.2.1.9 Eine Zersiedelung der Landschaft ist zu vermeiden.

Z 2.2.1.10 Die Siedlungsentwicklung ist auf die Verkniipfungspunkte des OPNV zu
konzentrieren.

Fluglarm

Z 2.2.1.11 In den Regionalplanen ist fir die Verkehrsflughafen der
Siedlungsbeschrankungsbereich festzulegen. Dem
Siedlungsbeschrankungsbereich ist mindestens die Umhiillende der
Fluglarmkonturen mit einem aquivalenten Dauerschallpegel von 55 dB(A) fiir
den Tag und 50 dB(A) fiir die Nacht zu Grunde zu legen.

Z 2.2.1.12 Innerhalb des Siedlungsbeschrankungsbereiches sind neu fiir Bebauung
vorgesehene Flaichen im Rahmen der Bauleitplanung

- in den Flachennutzungsplanen nur als gewerbliche Bauflachen und
- in den Bebauungsplanen nur als Industrie- und Gewerbegebiete

gemal Baunutzungsverordnung ( BauNVO) zuldssig. In den Regionalplanen kénnen
Gebiete innerhalb des Siedlungsbeschrankungsbereiches festgelegt werden,
innerhalb derer Bauleitplanungen zuldssig sind, die der Erhaltung, der
Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau von vorhandenen Ortsteilen mit
Wohnbebauung dienen.

Begrindung zu 2.2.1 Siedlungswesen

zu Grundsatz 2.2.1.1

Gemal Grundsatz § 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG ist die Flachenneuinanspruchnahme im Freiraum zu begrenzen. Im
Grundsatz § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG wird weiterhin ausgefihrt: ,Die erstmalige Inanspruchnahme von
Freiflachen fur Siedlungs- und Verkehrszwecke ist zu vermindern, insbesondere durch die vorrangige
Ausschopfung der Potenziale fir die Wiedernutzbarmachung von Flachen, fur die Nachverdichtung und
fur andere MaBnahmen zur Innenentwicklung der Stadte und Gemeinden sowie zur Entwicklung
vorhandener Verkehrsflachen.”

In Anlehnung an die Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes und die Leitvorstellung einer nachhaltigen
Raumentwicklung strebt der Freistaat Sachsen grundsatzlich an, bis 2020 die
Flachenneuinanspruchnahme fur Siedlungs- und Verkehrsflachen auf unter 2 ha pro Tag zu reduzieren. Im
Zeitraum 2005 bis 2009 betrug statistisch die durchschnittliche tagliche Flachenneuinanspruchnahme
circa 8,2 ha (siehe auch LEB 2010, S. 68 f.).

Das Ziel der Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme soll nicht nur durch Verzicht auf eine weitere
Neuinanspruchnahme von Flachen, sondern durch eine Starkung der Flachennutzungseffizienz mittels der
Strategien Vermeiden, Mobilisieren und Revitalisieren erreicht werden. Konkrete Handlungsansatze sind
insbesondere:

- ein flachensparendes Bauen,

- die Revitalisierung von Brachflachen,

- die Nachverdichtung (Nutzung von Baullicken),

- der bevorzugte Ausbau vor Neubau der Verkehrsinfrastruktur sowie der technischen Infrastruktur,
- die Entsiegelung nicht mehr bendtigter Flachen sowie

- der sorgsame Umgang mit Deponieraum.
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Eine flacheneffiziente und nachhaltige Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung tragt dazu bei, eine
unnotige interkommunale Konkurrenz mit steigenden Infrastrukturkosten und wachsenden
wirtschaftlichen Belastungen zu vermeiden. AuBerdem dient die Reduzierung der
Fldchenneuinanspruchnahme auch dem Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflachen.

Das Ziel der Verminderung der Flachenneuinanspruchnahme steht dabei in einem Wirkungsgeflige aus
o6kologischen, 6konomischen und sozialen Kriterien und Interessen.

Die Sicherung der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung des Freistaates Sachsen, der angemessenen
Wohnversorgung seiner Birgerinnen und Burger und des Wohlstandes zuklnftiger Generationen, ist in
diesem Wirkungsgeflige ebenso zu wirdigen. Deshalb muss ein flexibel und situationsgerecht nutzbarer
Spielraum fUr private, gewerbliche und 6ffentliche Vorhaben verbleiben.

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist der ,Raum in seiner Bedeutung fiur die Funktionsfahigkeit der Boéden, des
Wasserhaushalts, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas einschlieSlich der jeweiligen
Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, méglich und angemessen,
wiederherzustellen”. Vor diesem Hintergrund kommt der Flachenentsiegelung raumordnerisch eine hohe
Bedeutung zu. Sie ist als Chance weiterer Entwicklungen und nicht als Hemmnis zu verstehen. Eine
Verknlpfung mit KompensationsmaBnahmen entspricht dem Verursacherprinzip. Die fachgesetzlichen
Regelungen von Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen bleiben unberthrt.

zu Ziel 2.2.1.2

Ein Versorgungs- und Siedlungskern einer Gemeinde ist der im Zusammenhang bebaute Ortsteil, der auf
Grund seiner bereits vorhandenen Funktionen und entsprechender Entwicklungsmadglichkeiten, seiner
Erreichbarkeit (bei Zentralen Orten fir die Bevdlkerung im Verflechtungsbereich) und seiner
Verkehrsanbindung durch den OPNV die Voraussetzung fiir die rdumlich konzentrierte Versorgung der
Bevélkerung (bei Zentralen Orten fir die Bevolkerung im Verflechtungsbereich) in zumutbarer Entfernung
zu den Wohnstandorten bietet.

Nach § 4 Abs. 2 SachsLPIG enthalten die Regionalplane hinsichtlich der anzustrebenden Siedlungsstruktur
Versorgungs- und Siedlungskerne, soweit es fur die rdumliche Ordnung, Entwicklung und Sicherung
erforderlich ist.

Aus landesplanerischer Sicht besteht insbesondere auf Grund der im Rahmen von
Gemeindezusammenschlissen zunehmenden Gemeindegréfen und der damit verbundenen Zunahme von
Ortsteilen der Bedarf zur Konzentration der zentral6rtlichen Funktionen in Versorgungs- und
Siedlungskernen. Damit ist das raumordnerische Instrument des Versorgungs- und Siedlungskerns
insbesondere auf die Zentralen Orte anzuwenden, wenn eine diffuse Verteilung der zentral6rtlichen
Funktionen in den Ortsteilen des Zentralen Ortes zu beflrchten ist. Soweit die Regionalplanung dartber
hinaus zur rdumlichen Ordnung, Entwicklung und Sicherung der Siedlungsstruktur die Festlegung von
Versorgungs- und Siedlungskernen flr erforderlich erachtet, ist dies zulassig.

Mit einer erfolgten Festlegung eines Versorgungs- und Siedlungskernes wird die Ansiedlung neuer
zentralortlicher Einrichtungen auBerhalb dieses Kernes grundsatzlich unzulassig. Ausgenommen von
diesem Konzentrationsgebot sind allerdings solche Einrichtungen, die auf Grund ihrer spezifischen
Standortanforderungen nicht im Versorgungs- und Siedlungskern unterzubringen sind beziehungsweise
dort zu erheblichen Stérungen fihren wirden. Dies kann méglicherweise bei besonders flachen- und
verkehrsintensiven Einrichtungen, beispielsweise bei einer gro3flachigen tUberdrtlichen Freizeiteinrichtung
oder einer Kureinrichtung, der Fall sein.

Mit der Festlegung von Versorgungs- und Siedlungskernen in den Regionalpldnen erfolgt gleichzeitig ein
Eingriff in die kommunale Planungshoheit. Dieser muss aus Uberdrtlichen Grinden gerechtfertigt sein,
abgewogen und begrindet werden. In den Regionalplanen kdnnen im Einvernehmen mit den Gemeinden
auch weitere Versorgungs- und Siedlungskerne flir Gemeinden, die keine zentralértlichen Funktionen
innehaben, festgelegt werden. Fir diese kdnnen gegebenenfalls gesonderte Festlegungen in den
Regionalplanen getroffen werden. In begrindeten Fallen ist auch die Festlequng mehrerer Versorgungs-
und Siedlungskerne auf einem Gemeindegebiet zulassig.

Eine Schwerpunktsetzung in den Zentralen Orten ermdglicht die geblndelte Inanspruchnahme von
zentralortlichen Einrichtungen und ist eine wichtige Voraussetzung fir die effiziente verkehrliche
Anbindung durch den OPNV, da ein hervorgehobener Versorgungs- und Siedlungskern ein groReres Ziel-
und Quellgebiet darstellt. Gerade vor dem Hintergrund abnehmender Bevdlkerungszahlen und sich
dadurch verteuernder 6ffentlicher Infrastrukturen beziehungsweise Versorgungseinrichtungen kommt der
Konzentration der zentraldrtlichen Einrichtungen eine groRe Bedeutung zu.

Der Begriff des Versorgungs- und Siedlungskernes ist zu unterscheiden von dem des ,,zentralen
Versorgungsbereiches” (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) als raumlich abgrenzbarer Bereich einer Gemeinde, dem
auf Grund vorhandener Einzelhandelsnutzungen - haufig erganzt durch diverse Dienstleistungen und
gastronomische Angebote - eine bestimmte Versorgungsfunktion fir die Gemeinde zukommt (OVG NRW,
Urteil vom 11. Dezember 2006, Az.: 7 A 964/05; BVerwG, Urteil vom 11. Oktober 2007, Az.: 4 C 7.07).
Diese ,zentralen Versorgungsbereiche” kénnen sowohl in Innenstadtzentren, Nebenzentren in Stadtteilen,
Grund- und Nahversorgungszentren in Stadt- und Ortsteilen oder in nichtstadtischen Gemeinden
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festgesetzt werden. Damit geht die regionalplanerische Festlegung eines , multifunktionalen” Versorgungs-
und Siedlungskernes deutlich Gber das Mals eines ,,zentralen Versorgungsbereiches” hinaus. Da jedoch
,Zentrale Versorgungsbereiche” auch gleichzeitig wesentliche Bestandteile eines Versorgungs- und
Siedlungskernes sein kdnnen, sind diese auf kommunaler Ebene festgesetzten oder faktisch vorhandenen
»Zentralen Versorgungsbereiche" bei der Festlegung von Versorgungs- und Siedlungskernen zu
berucksichtigen.

zu Ziel 2.2.1.3

Ein Versorgungs- und Siedlungskern stellt zunachst eine raumlich konzentrierte Versorgung der
Bevolkerung im Verflechtungsbereich sicher. Damit verbunden wird zunachst nur die raumliche
Konzentration der zentralértlichen Einrichtungen mit der Zielstellung der ErschlieBung von Synergien eines
geblndelten Angebotes.

Die raumliche Konzentration von neuen Wohnbaugebieten in zumutbarer Entfernung zu den Versorgungs-
und Siedlungskernen gewahrleistet damit eine effiziente verkehrliche Anbindung und Auslastung
offentlicher Verkehrsmittel (groBeres Ziel- und Quellgebiet), verkurzt in der Regel die Wege und tragt somit
sowohl zu Zeit- und Kostenersparnissen als auch zur Reduzierung von Umwelt- und
Gesundheitsbelastungen bei. Unter Wohnbaugebiete im Sinne der Festlegung sind alle Baugebiete mit einer
vorwiegenden Wohnnutzung beziehungsweise Gebiete, in den das Wohnen nicht wesentlich gestort
werden darf, zu verstehen (Wohnbauflachen, Kleinsiedlungsgebiete, reine Wohngebiete, besondere
Wohngebiete, allgemeine Wohngebiete, gemischte Bauflachen, Mischgebiete gemald der Verordnung Uber
die bauliche Nutzung der Grundstiicke [ Baunutzungsverordnung - BauNVO] in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 11. Juni 2013 [BGBI. I S. 1548, 1551]). Unter zumutbarer Entfernung wird der Versorgungs- und
Siedlungskern selbst oder in begriindeten Fallen der nachstgelegene Ortsteil verstanden. Neue
Wohnbaugebiete sind dabei unter Berucksichtigung von § 1 Abs. 3 und § 1a Abs. 2 BauGB bedarfsgerecht
festzusetzen.

Nur, wenn siedlungsstrukturelle, topografische oder andere raumordnerische Bedingungen die Aufstellung
von Bauleitplanen fir neue Wohnbaugebiete im Versorgungs- und Siedlungskern oder im nachstgelegenen
Ortsteil nicht zulassen, kann in der Weise abgewichen werden, dass gemessen an der raumlichen
Entfernung, der verkehrlichen Erreichbarkeit und einer méglichen Anbindung an vorhandene im
Zusammenhang bebaute Ortsteile, der nachst geeignete Standort gewahlt wird. Die Erforderlichkeit einer
Abweichung ist detailliert zu begriinden und entsprechend nachzuweisen.

zu Ziel 2.2.1.4

Dieses Ziel richtet sich an die Gemeinden als Trager der Bauleitplanung. Da die Satzungen nach § 34 Abs. 4
BauGB nicht zur Bauleitplanung gehoren, bleibt die Berechtigung, derartige Satzungen zu erlassen,
unberthrt. Gemeindliche Spielrdume verbleiben damit insbesondere auch hinsichtlich der , Abrundung” des
Innenbereiches.

Mit dem Ziel wird das Prinzip des Vorrangs der Innen- vor AulRenentwicklung raumordnerisch verankert.
Angesichts der bestehenden Uberhange an bebaubaren Flachen im Freistaat Sachsen ist die erforderliche
neue Inanspruchnahme von Flachen im AuBenbereich unter Beachtung ungenutzter genehmigter
Bauflachen, brachgefallener Baugebiete und durch Einschatzung von Flachenreserven im unbeplanten
Innenbereich, gegebenenfalls auch, wenn es sich um grélere Flachen innerhalb des Siedlungskoérpers
handelt, die letztlich als AulRenbereich anzusehen sind, zu begriinden und nachzuweisen. Nur bei Nachweis
eines Bedarfes an Flachen und bei Nachweis, dass entsprechende Flachen im Innenbereich nicht zur
Verfugung stehen, kbnnen noch Baugebiete auRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile
ausgewiesen werden.

Im Falle neuer Baugebiete auRerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sollen diese an die
Siedlungskorper angebunden werden. Ausnahmen hiervon kénnen zugelassen werden fir:

- emissionsintensive Gewerbe- und Industrieansiedlungen,

- Erholungs- und Sonderbauflachen in den neu entstehenden Bergbaufolgelandschaften, soweit diese
mit den Zielen und Grundsatzen der Braunkohlenplane vereinbar sind,

- Gebiete in Vorsorgestandorten fur Industrie und Gewerbe, soweit durch die Regionalplanung keine
anderen Festlegungen getroffen sind,

- Logistikgewerbe und transportintensive Industrie.

GroRe zusammenhangende Freiflachen zwischen den Siedlungen sind selten und mussen erhalten werden.
Die Verhinderung von stadtebaulich nicht integrierten neuen Baugebieten erfolgt dartber hinaus auch im
Interesse eines intakten Landschaftsbildes, wirkt einer Zersiedelung der Landschaft entgegen und
vermindert die Flacheninanspruchnahme. Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist die kostensparende
Anbindung an die technische Infrastruktur.

Bei der Festsetzung von Bauflachen soll darauf geachtet werden, dass vorhandene
Infrastruktureinrichtungen mit genutzt werden kénnen sowie eine vorteilhafte Anbindung an den SPNV
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oder OPNV beziehungsweise an bestehende Rad- und FuBwegenetze besteht. Dies erhéht die
Wirtschaftlichkeit der Infrastruktureinrichtungen.

zu Ziel 2.2.1.5

Die Verwirklichung eines regionalen Flachenmanagements soll zur Reduzierung der
Flacheninanspruchnahme beitragen.

Zur Umsetzung eines regionalen kooperativen Flachenmanagements sind zunachst die Erfassung sowohl
von Bauflachen als auch von Flachen im Bestand (Brachflachen, Baullicken, leerstehende Gebaude mit
aufgegebener Nutzung) und Informationen zu den Auslastungsgraden erforderlich. Teilweise sind diese
Daten bereits im Onlinezugang (KWIS.web) des Kommunalen Wirtschaftsinformationssystems (KWIS.net)
fur alle Gemeinden verflgbar und kénnen auf freiwiliger Basis durch diese erganzt werden. Zudem sind
zukunftige Flachenbedarfe flr die Region zu ermitteln.

Durch ein regionales kooperatives Flachenmanagement sollen fur die Teilrdume Sachsens raumspezifische
Strategien zur Reduzierung der Flacheninanspruchnahme erarbeitet und insbesondere die interkommunale
Kooperation bei der Inanspruchnahme von Flachen durch die Kommunen (Gemeinde, Stadt, Landkreis)
beférdert werden. Soweit sich das regionale kooperative Fldachenmanagement bewahrt und Akzeptanz
findet, kann dieses gegebenenfalls auch fur weitere Funktionen genutzt und beispielsweise auch zu einem
interkommunalen Kompensationsflachenmanagement ausgebaut werden.

Ein erfolgreiches regionales Flachenmanagement ist nur bei Mitwirkung der Kommunen zu erwarten. Mit
der Formulierung ,,unter Einbeziehung der kommunalen Ebene” richtet sich dieses Ziel ebenso an die
kommunale Ebene, die damit zur Mitwirkung aufgefordert ist. Gegebenenfalls kdnnen zur Erhéhung der
Akzeptanz weitere regionale Akteure, gegebenenfalls auch Landesgrenzen Ubergreifend, eingebunden
werden.

zu Ziel 2.2.1.6

Der Bestand an Siedlungs- und Verkehrsflache nahm in den letzten acht Jahren trotz abnehmender
Bevolkerung kontinuierlich zu. Vor diesem Hintergrund wirde eine ungesteuerte Bauflachenentwicklung
dem schonenden Umgang mit natlrlichen Ressourcen widersprechen. Der Landesentwicklungsplan setzt
deshalb Grenzen fir eine raumordnerisch vertragliche Zunahme von Siedlungsflachen, indem eine
weitergehende Entwicklung an die jeweilige zentralortliche Einstufung oder an eine nachgewiesene
besondere Gemeindefunktion unter Beachtung der tatsachlichen demografischen Entwicklung geknUpft
wird.

Die Planungshoheit der Gemeinden schlieSt - ungeachtet der zentraldrtlichen Einstufung - ein, dass jeder
Gemeinde eine bauliche Eigenentwicklung zugestanden wird. Das bedeutet, dass der Bedarf unter
anderem an Wohnungen, der sich aus der natlrlichen Zunahme der Bevélkerung oder auch bei
rlcklaufiger Bevolkerungsentwicklung aus Veranderungen der Haushaltsstruktur, aus dem
Uberalterungsgrad und dem schlechten Bauzustand vorhandener Wohnungen ergibt, fiir die értliche
Bevolkerung auf Wunsch in der eigenen Gemeinde gesichert werden kann. Ebenso soll dem Bedarf fur
ortsangemessene Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen Rechnung getragen werden sowie im
Einzelfall auch flr potenzielle Gewerbebetriebe und Dienstleistungseinrichtungen, soweit diese sich in die
bestehende Orts- und Siedlungsstruktur einfliigen und ein 6rtlich begrindeter Bedarf besteht oder
besondere Standortvoraussetzungen fur eine Neuansiedlung gegeben sind.

Eine Wiedernutzbarmachung von Brachflachen oder die Nachnutzung vorhandener baustruktureller
Potenziale ohne zusatzlichen Flachenverzehr bleibt auch auerhalb der Zentralen Orte und Gemeinden mit
besonderen Gemeindefunktionen mdglich, soweit damit keine Beeintrachtigung der umliegenden Zentralen
Orte verbunden ist.

In Gemeinden mit besonderer Gemeindefunktion richtet sich der Bedarf einer Gber die Eigenentwicklung
hinaus gehenden Siedlungsentwicklung nach den zur Sicherung und Entwicklung der besonderen
Gemeindefunktion erforderlichen Flachen.

zu Ziel 2.2.1.7

Als Folge des wirtschaftlichen Strukturwandels der vergangenen Jahre, auf Grund der Veranderungen im
militarischen Bereich sowie zunehmend auch im landwirtschaftlichen Bereich stehen landesweit groRe
brachliegende oder nur voribergehend noch genutzte Flachen, die infrastrukturell erschlossen sind, zur
Verfligung. Die Entscheidung, welcher Nutzung diese Flachen zuklnftig zugefuhrt werden sollen, ist von
vielen Faktoren abhangig und geht Uber einen stadtebaulichen Planungsansatz hinaus. Sie muss aus Sicht
regionaler Zusammenhange getroffen werden. Es qilt, die dkologischen und raumlichen Auswirkungen der
zukunftigen Nutzung auf die einzelnen Gemeinden zu berlcksichtigen. Fur die Entwicklung der

W ettbewerbsfahigkeit sachsischer Industrie- und Gewerbestandorte ist aber auch entscheidend, ob die
bauliche Nachnutzung dieser Brachen auf marktfahigen Standorten moglich ist. Marktfahigkeit bedeutet,
dass ein Nachfrager fur die Flache bereit ist, diese zu den fir die Flache vorliegenden Bedingungen zeitnah
zu erwerben beziehungsweise zu nutzen. Fur eine Beplanung und Wiedernutzbarmachung als Bauland
muss also eine absehbare bauliche Nachnutzung sichergestellt sein. Deshalb ist bei der Sanierung von
Brachen nicht in jedem Fall von einer baulichen Nutzung auszugehen. Gegebenenfalls kénnen Brachflachen
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siedlungsklimatische Funktionen mit ausgleichender Wirkung hinsichtlich sommerlicher Hitzebelastung
erfullen (siehe Kapitel 4.1.4 Siedlungsklima).

Neue Entwicklungsbereiche und Flachenpotenziale fir die Gemeinden entstehen auch mit der
Modernisierung und der Rationalisierung. Dies betrifft bei den Verkehrsbrachen insbesondere auch
brachgefallene Bahnflachen fir die, unter Berlcksichtigung der Landes- und Kommunalinteressen,
nachhaltige und wirtschaftlich tragfahige Nutzungsmaoglichkeiten zu finden und umzusetzen sind. Denkbar
sind beispielsweise Flachenverwertungen zur Ansiedlung von Unternehmen sowie flir den Flachenbedarf
im Rahmen 6kologischer Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen.

Sowohl fur Industriebrachen als auch fur ehemals militédrisch genutzte Flachen sind spezielle
Untersuchungen nétig, um eine mégliche Gefahrdung durch Altlasten zu ermitteln. Erst dann kénnen in
Abhangigkeit vom Flachenbedarf und von der stadtebaulichen Eignung eine der vorgesehenen Nutzung
entsprechende Altlastenbehandlung und die Wiedernutzung solcher Flachen erfolgen. Altstandorte kénnen
nach fachgerechter Altlastenbehandlung wieder Standortaufgaben (Nachnutzungen) wahrnehmen,
Bodenfunktionen erflllen und/oder dem Flachenverbrauch entgegenwirken.

Entgegen der demografischen Entwicklung wird in Sachsen in nahezu unverandertem Umfang Flache far
Siedlungs- und Verkehrszwecke neu in Anspruch genommen. Die demografische Entwicklung ist aber
verstarkt auch als Chance zu nutzen, zuvor genutzte Flachen fir Siedlungs- und Verkehrsflache der Natur
zurlickzugeben. Hier gilt es insbesondere, nicht revitalisierbare Brachen, vor allem im AulSenbereich, zu
rekultivieren oder zu renaturieren, sodass die Boden natlrliche oder nutzungsbezogene Funktionen
erflillen kdnnen. Vor diesem Hintergrund kommt der Flachenentsiegelung, soweit mdglich und
angemessen, raumordnerisch eine hohe Bedeutung zu. Sie ist als Chance weiterer Entwicklungen und
nicht als Hemmnis zu verstehen. Flr diese Flachen kommen auch unter dem Aspekt von Klimaschutz- und
Klimaanpassungsstrategien insbesondere land- oder forstwirtschaftliche Nutzungen, naturschutzfachliche
Nutzungen (naturnahe Freiflachen, Verbesserung des Landschaftsbildes) und Erholungsnutzungen in
Betracht. Hinsichtlich naturschutzfachlicher Nutzungen (Hecken oder andere Geholzbereiche,
Biotopverbundstrukturen oder extensiv genutzte Offenlandbereiche) und naturvertraglicher
Erholungsnutzungen soll geprift werden, ob diese Flachen auch fur Ausgleichs- und Ersatzmallnahmen
genutzt werden kénnen.

Brachen im AuBenbereich, die sich zuklinftig noch flr eine weitere bauliche Nutzung besonders eignen,
sind von der Rekultivierung beziehungsweise Renaturierung ausgenommen. Dies gilt insbesondere flr
solche Brachflachen, die fur privilegierte Vorhaben im AuRenbereich (§ 35 Abs. 1 BauGB) besonders in
Betracht zu ziehen sind und fir die sich eine solche Nutzung abzeichnet. Auf G 5.1.5 wird hingewiesen.
Darlber hinaus kénnen sich solche Brachen auch fir die Errichtung von Photovoltaikanlagen als im
AulBenbereich nicht privilegierte Nutzung eignen. Damit kann gleichzeitig der Inanspruchnahme von
landwirtschaftlichen Nutzflachen entgegengewirkt werden.

Das Ziel richtet sich sowohl an die Gemeinden und Teilnehmergemeinschaften nach dem
Flurbereinigungsgesetz als auch an die Férderebene.

zu Ziel 2.2.1.8

Nach § 4 Abs. 2 SachsLPIG enthalten die Regionalplane hinsichtlich der anzustrebenden Siedlungsstruktur
Festlegungen zur Raumstruktur der Planungsregion. Hierzu zahlen unter anderem Regionale Grunzlge
und Grlnzasuren.

Regionale Grunztge und Grinzasuren sind jedoch nicht nur ein Instrument zur Gliederung der
Siedlungsstruktur, sondern sind insbesondere auch als Instrument zur Freiraumstruktur (im Sinne von § 8
Abs. 5 Nr. 2 ROG) mit Sicherungs- und Koordinierungsfunktion anzusehen.

Daher kdnnen den Regionalen Grinzugen und Grinzasuren folgende Funktionen zukommen:

- Gliederung von Siedlungsgebieten,

- Schutz vor Zersiedelung der Landschaft,

- Starkung der Erholungsfunktion,

- Verbesserung des lokalen Klimas und der Lufthygiene,

- Schutz und Verbesserung des Wasserhaushaltes,

- Erhalt und Starkung natUrlicher Kohlenstoffspeicher,

- Bodenschutzfunktion (vergleiche Begriindung zu Z 4.1.3.3),

- Starkung des Biotopverbundes,

- Starkung der biologischen Vielfalt,

- Bewahrung bedeutsamer Sichtbeziehungen.

Unter funktionswidrigen Nutzungen sind groBvolumige bauliche Anlagen oder Anlagen mit einer
umfangreichen Versiegelung zu verstehen, die geeignet sind, den regionalen Grinzug oder die Grinzasur
in ihrer Funktion zu beeintrachtigen. Dazu gehdéren unter anderem auch groRflachige Freizeitanlagen und
Photovoltaik-Freiflachenanlagen. Die Regionalplanung kann im Zusammenhang mit der Festlegung von
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Grinzugen und Grunzasuren konkretisieren, welche Anlagen als funktionswidrige Nutzungen anzusehen
sind. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der aus Sicht der Regionalplanung hauptsachlich
zugeordneten Funktion des Regionalen Griinzuges oder der Grunzasur.

Sowohl Regionale Grinzlge als auch Grinzasuren sollen durch die Regionalplanung so festgelegt werden,
dass einer Zersiedelung der Landschaft malSgeblich entgegengewirkt wird. Insbesondere ist durch die
Festlegung von Regionalen Griinzigen und Grinzasuren in den Regionalplanen das Zusammenwachsen
von Siedlungen zu verhindern.

zu Ziel 2.2.1.9

Unter der Zersiedelung der Landschaft versteht man ein ungeregeltes Wachstum von Siedlungen in den
unbebauten Raum hinein. Eine Zersiedelung der Landschaft ist gegeben, wenn die Freiraumfunktion durch
bauliche Tatigkeit in einer nach Situierung, Intensitat (Umfang und Mal3stab) oder Art Uber Gebilhr gestort
(zum Beispiel Landschaftsbild) oder belastet (zum Beispiel Naturhaushalt) wird. Dies fuhrt zu negativen
6konomischen, asthetischen und 6kologischen Erscheinungen (hohe Kosten fur Infrastruktur, wachsende
Pendlerstrome, monotone Siedlungsstrukturen, der Verlust von Lebensraumen fir Tiere und Pflanzen).
Auch bei einer geordneten Bauleitplanung in den Verdichtungsraumen sowie im landlichen Raum besteht in
beengten oder landschaftlich reizvollen Tallagen die Gefahr des Entstehens einer ungegliederten
Siedlungslandschaft. Dies hatte negative Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild, auf den
Luftaustausch, das Kleinklima und die Erholungsnutzung.

zu Ziel 2.2.1.10

Eine Konzentration der Siedlungsentwicklung auf die Verkniipfungspunkte des OPNV tragt nicht zuletzt
vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung zu einer effizienten Nutzung bestehender
Infrastruktur, insbesondere der Verkehrsinfrastruktur, bei. Ein Zugang zum OPNV stellt einen
Standortvorteil dar. Deshalb sollen in Siedlungen mit Zugangsstellen zum OPNV im Rahmen der
Bauleitplanung neue Baugebiete bei Eignung und Bedarf so festgesetzt werden, dass durch die lagemaBige
Zuordnung derselben zu den Zugangsstellen des OPNV eine 6kologisch vertragliche und verkehrlich
0konomische ErschlieBung gesichert wird. Im Sinne einer integrierten Verkehrs- und Siedlungsentwicklung
soll auch eine fur die Umwelt vertragliche Mobilitat gesichert werden und bei der weiteren
Siedlungsentwicklung der Anteil der Bevélkerung mit unmittelbarem Zugang zum OPNV erhdht werden.

Fluglarm

zu Ziel 2.2.1.11 und Ziel 2.2.1.12

Gemall dem Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist der Schutz der Allgemeinheit vor
Larm sicherzustellen.

Das 2007 novellierte Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm in der Fassung der Bekanntmachung vom

31. Oktober 2007 (BGBI. | S. 2550) regelt die Festsetzung von Larmschutzbereichen, innerhalb derer
bauliche Einschrankungen und Erstattungs- beziehungsweise Entschadigungsanspriche bestehen. Bei der
Festsetzung des Larmschutzbereiches bei einem bestehenden Flughafen werden diesbezlglich héhere
Pegel als bei einem neuen oder wesentlich baulich erweiterten Flughafen toleriert. Die unterschiedliche
Festlegung von Larmschutzbereichen bei bestehenden beziehungsweise neuen oder wesentlich baulich
erweiterten Flughafen erfolgt im Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm aus Bestandsschutzerwagungen vor
dem Hintergrund, dass andernfalls fr eine bereits vorhandene Bebauung Aufwendungen flr
Schallschutzmallnahmen erstattet oder Entschadigungen geleistet werden mussten.

Flr die bestehenden Flughafen Dresden und Leipzig/Halle ist Gber den Larmschutzbereich hinaus ein
Siedlungsbeschrankungsbereich festzulegen. Die Fluglarmkontur des Siedlungsbeschrankungsbereiches
muss mindestens das Gebiet umfassen, innerhalb dessen die Werte des Larmschutzbereiches fur neue
oder wesentlich baulich erweiterte zivile Flughafen gemals dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm erreicht
werden.

Darlber hinaus steht es im planerischen Ermessen der Regionalen Planungsverbande, der Festlegung der
Siedlungsbeschrankungsbereiche weitergehende Fluglarmkonturen zu Grunde zu legen. Mit dem
Siedlungsbeschrankungsbereich kann die Bauleitplanung langfristig so gesteuert werden, dass neue
Flachen und Gebiete mit Gberwiegender Wohnnutzung und schutzbedurftigen Einrichtungen nach § 5
Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglarm in einem ausreichenden Abstand vom Gelande
bestehender Flughafen ausgewiesen werden.

Wahrend der Zweck des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglarm darin liegt, in der Umgebung von Flughafen
bauliche Nutzungsbeschrankungen und baulichen Schallschutz zum Schutz der Allgemeinheit und der
Nachbarschaft vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belastigungen durch Fluglarm
sicherzustellen, sind auf der Ebene der Regionalplanung verschiedene weitere Belange zu bertcksichtigen.
Hierzu gehort beispielsweise der Erhalt der Entwicklungsmaoglichkeiten des jeweiligen Flughafens. Zudem
ist die Regionalplanung zu einer am Vorsorgegedanken orientierten Planung berechtigt, die einen héheren
Schutz fir die Bevolkerung bezwecken kann, als das Gesetz zum Schutz gegen Fluglarm. Insofern kdnnen
zum Beispiel erganzend fluglarmbedingte Haufigkeits-Maximalpegel fur die Nacht herangezogen werden.
Der Siedlungsbeschrankungsbereich ist im Rahmen der Bauleitplanung zu beachten. Ausnahmen von der
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Baubeschrankung in den Regionalplanen sind unter den Voraussetzungen des Z 2.2.1.12 Satz 2
insbesondere moglich, wenn bereits eine fortgeschrittene Planung oder eine Férdermittelzusage vorliegt.
DarUber hinaus ist im Siedlungsbeschrankungsbereich auf Flachen mit bestehendem Baurecht nach § 34
BauGB eine Wohnbebauung weiterhin grundsatzlich maglich.

2.2.5tadt- und Dorfentwicklung

Z 2.2.2.1 Zur Verbesserung der Lebensverhdknisse in den Gemeinden sind integrierte
MaBnahmen der Stadt- und Dorfentwicklung weiterzufuhren.

G 2.2.2.2 Die Entwicklung der Stadte und Dérfer soll so erfolgen, dass
- das historische Siedlungsgefiige angemessen berilicksichtigt,

- die Innenstadte beziehungsweise Ortskerne der Dérfer als Zentren fiir
Wohnen, Gewerbe und Handel, Infrastruktur und Daseinsvorsorge gestarkt
und weiterentwickelt,

- Brachflachen einer neuen Nutzung zugefihrt,

- eine energiesparende und energieeffiziente, integrierte Siedlungs- und
Verkehrsflachenentwicklung gewahrleistet,

- die gesundheitlichen Belange der Bevdlkerung beriicksichtigt sowie

- beim Stadt- beziehungsweise Dorfumbau bedarfsgerecht sowohl
MaBnahmen zur Erhaltung, Aufwertung, Umnutzung, zum Umbau und Neubau
als auch zum Riickbau umgesetzt

werden.

G 2.2.2.3 Beim Umbau in Stadten und Dorfern soll der Riickbau von auBen nach innen und
entlang von Gewasserlaufen erfolgen. Das Auseinanderbrechen des
Siedlungsgefiiges soll durch die vorrangige Nutzung stadtebaulich integrierter
Lagen verhindert werden.

G 2.2.2.4 Die Lebensqualitat und die natirliche biologische Vielfalt in den Stadten und
Dorfern soll durch Schaffung und Erhaltung von naturnahen Lebensraumen und
Grunflachen innerhalb des Siedlungsgefiiges aufgewertet werden.

G 2.2.2.5 Die Dorfentwicklung soll so erfolgen, dass die historisch gewachsenen
Siedlungsstrukturen und typischen Baustile und Bauweisen unter
Beriicksichtigung zeitgemaBer Anforderungen sowie der regionaltypischen
Ausstattung bewahrt und weiterentwickelt werden. Dabei sollen auch die
Belange der Landwirtschaft in angemessener Weise beriicksichtigt werden.

Z 2.2.2.6 In Dorfern, die auf Grund ihrer demografischen und wirtschaftlichen Entwicklung
einen sehr hohen Gebaudeleerstand sowie Tragfahigkeitsprobleme von
Einrichtungen der Daseinsvorsorge einschlieBlich der technischen Infrastruktur
aufweisen, ist darauf hinzuwirken, dass

- die Ortskerne fir Wohnen und Gewerbe attraktiv bleiben,

- innovative Losungen fiir die Bereitstellung von Einrichtungen und Leistungen
der Daseinsvorsorge einschlieBlich der technischen Infrastruktur umgesetzt
und Standardabweichungen ermoglicht werden,

- leerstehende Bausubstanz und Brachflachen umgenutzt, rickgebaut,
zwischengenutzt oder renaturiert werden und ein Leerstandsmanagements
angestrebt wird sowie

- eine angemessene verkehrliche Anbindung gewahrleistet wird.
Begrindung zu 2.2.2 Stadt- und Dorfentwicklung

zu Ziel 2.2.2.1

Eine nachhaltige Raumentwicklung gemald § 1 Abs. 2 ROG, das heifst die Abstimmung der sozialen und
wirtschaftlichen Anspriche an den Raum mit seinen dkologischen Funktionen, mit dem Hinwirkungsziel der
Schaffung gleichwertiger Lebensverhaltnisse, gilt gleichermaBen fir die Stadte und die Doérfer in allen
Teirdumen des Freistaates Sachsen. Um die Lebensverhaltnisse sowohl in den Stadten der
Verdichtungsraume und des landlichen Raumes als auch in den Dérfern zu verbessern, werden vor allem
im Rahmen der Stadtebauférderung und der Integrierten Landlichen Entwicklung sowie auch im Rahmen
der einzelnen Fachférderprogramme eine Vielzahl unterschiedlicher MaBnahmen geférdert. Im Interesse
des effizienten Einsatzes 6ffentlicher Mittel erfolgt die Férderung dabei zunehmend auf der Grundlage
integrierter Entwicklungskonzepte wie den Integrierten Stadtentwicklungskonzepten (INSEK, SEKO) und
den Integrierten Landlichen Entwicklungskonzepten (ILEK). Auf der Grundlage des Kabinettsbeschlusses
der Staatsregierung zur ,Harmonisierung der Planungsinstrumente” im Jahr 2006 sind die Fachressorts
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der Staatsregierung aufgefordert, einen integrierten Ansatz umzusetzen, indem sie ihre
Fordermalnahmen miteinander abstimmen. Den Malinahmen, die entsprechend abgestimmt sind, soll bei
der Férderung und der Umsetzung Prioritat eingeraumt werden. Kommunen sollen zudem auch bei
MaRnahmen, die keine staatliche Férderung erhalten, das Ziel verfolgen, diese Malhahmen
fachUbergreifend abzustimmen und als integrierte MaBnahmen umzusetzen. Durch die Einbeziehung aller
Beteiligten wird auch die Basis fur eine schnelle Realisierbarkeit der MaBnahmen geschaffen. Aufgabe der
Gemeinden als Trager der kommunalen Planungshoheit bleibt es, diesen Prozess zu koordinieren und zu
steuern.

zu Grundsatz 2.2.2.2

Zentrale Herausforderung flr die Stadt- und Dorfentwicklung ist auch weiterhin die Anpassung an die
demografische Entwicklung. AuRer in den Oberzentren Dresden und Leipzig sowie punktuell auch in
einigen wenigen anderen Gemeinden werden auch zukunftig rickldufige Einwohnerzahlen eine wesentliche
Rahmenbedingung sowohl flr die Stadt- als auch die Dorfentwicklung setzen. Die Funktionalitdt der
Kommunen muss auf weniger Einwohner ausgerichtet werden, das heilft Schrumpfungs- und
Umbauprozesse sind zu berlcksichtigen, wahrend vor allem die Zentralen Orte gleichzeitig als attraktive
Standorte fir Wohnen, Handel, Gewerbe und Kultur gestarkt und weiterentwickelt werden mussen.
Angesichts des demografischen Wandels und der Veranderung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen,
zum Beispiel mit Auswirkungen auf die Einzelhandelsstrukturen, werden auch zukunftig viele Kommunen
mit Gebaudeleerstanden konfrontiert sein und ihre Infrastrukturen entsprechend anpassen missen.
Angesichts dieser Anpassungsprozesse bleibt es eine wichtige Herausforderung fur die Stadt- und
Dorfentwicklung, dass das historische Siedlungsgeflige einschlieBlich der Ortsbild pragenden Gebaude,
welche entscheidend zur Attraktivitat und somit zur Lebensqualitat in den Stadten wie auch den Dérfern
beitragen, nicht zerstort wird. Dabei sind insbesondere die im Gesetz zum Schutz und zur Pflege der
Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen (Sachsisches Denkmalschutzgesetz - SachsDSchG) vom

3. Madrz 1993 (SachsGVBI. S. 229), zuletzt geandert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 27. Januar 2012
(SachsGVBI. S. 130, 140), verankerten Belange des Denkmalschutzes zu berlcksichtigen.

Die Attraktivitat der Stadte wird wesentlich durch ihre Innenstadte gepragt, weshalb insbesondere die
Innenstadte entsprechend dem Leitbild der europaischen Stadt, das heilSt der kompakten,
nutzungsgemischten Stadt der kurzen Wege, in ihrer funktionalen Vielfalt zu starken und weiter zu
entwickeln sind. Bereits im Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen wurde auf die Notwendigkeit einer
flachensparenden Siedlungsentwicklung hingewiesen. Dieses Ziel wird sowohl durch die Starkung der
Innenstadte, als auch durch die Nutzung von Brachflachen und insbesondere auch von innerstadtischen
Brachflachen unterstutzt. Die verbesserte Abstimmung der Siedlungsflachenentwicklung mit der
Verkehrsflachenentwicklung hat ebenso den sparsamen Umgang mit Flachen zum Ziel. Darlber hinaus
kénnen durch eine optimale Verknlpfung von flachensparenden und energieoptimierten Bauweisen mit
dem StralSen-, Schienen- und Leitungsnetz die benétigten Energie- und Rohstoffressourcen reduziert
sowie durch kurze Wege der Verkehr verringert und die Lebensqualitat fir die Stadtbewohner erhoht
werden.

Der Stadtumbau sollte darauf abzielen, die stadtischen Strukturen auch bei ricklaufigen
Bevolkerungszahlen lebensfahig zu halten und die Lebensqualitét in den betroffenen Stadten und
Stadtteilen nicht nur zu halten, sondern auch zu verbessern. Es ist notwendig, stadtebauliche Aufwertung
und den Ruckbau miteinander zu verbinden sowie die Funktionalitat der Stadte zu verbessern. Der
bedarfsgerechte, das heiRt auch alters- und behindertengerechte, Umbau des Wohnungsbestandes, die
standortgerechte Nutzung von Brachflachen sowie die Mobilisierung von innerstadtischen
Baulandreserven stellen in Kombination mit einem geordneten Rickbau der Stadte wichtige MaRnahmen
dar, um auch in Zukunft die vorhandene Infrastruktur fur Verkehr, Stadttechnik und Versorgung
wirtschaftlich betreiben zu kdnnen. Dabei solite der Stadtumbau nicht als kurzfristiger Prozess zur
Bereinigung des Wohnungsmarktes verstanden werden, sondern langfristig unter Berucksichtigung der
Bevolkerungsentwicklung auf die Verbesserung der funktionalen, sozialen und wirtschaftlichen Vielfalt und
Qualitat stadtischer Lebensraume abzielen.

Die Auswirkungen von erhéhten geogenen Radonkonzentrationen sollen sowohl bei der Planung von
neuen Siedlungsflachen als auch bei MaBnahmen an bestehenden Siedlungsflachen berlcksichtigt werden.
Das Edelgas Radon kommt Gberall im Boden vor. Es entsteht beim radioaktiven Zerfall von Uran aus dem
Mutterisotop Radium. Die gesundheitsschadliche Wirkung von Radon
(www.umwelt.sachsen.de/lumwelt/strahlenschutz/1751.htm) wurde durch umfassende internationale
Studien nachgewiesen. Auf Grund unterschiedlicher Gesteine und Bdden gibt es im Freistaat Sachsen
regional unterschiedlich hohe Radonkonzentrationen. Die durch den Freistaat Sachsen erarbeiteten
Kartengrundlagen erlauben eine orientierende Zuordnung der Gebiete mit erhéhten
Radonkonzentrationen. (siehe auch www.umwelt.sachsen.de/lumwelt/strahlenschutz/3331.htm) Dieser
Gesichtspunkt sollte vorsorglich bei Neubauvorhaben und Sanierungsmalinahmen bertcksichtigt werden.
Bauwilige und die Bevdlkerung sollen aus Grinden der Gesundheitsvorsorge durch die 6ffentlichen
Einrichtungen Uber moégliche Auswirkungen erhéhter Radonkonzentrationen und die Mdglichkeiten zur
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Minimierung des Radonrisikos bei Baumalnahmen, insbesondere im Zusammenhang mit der
Bauleitplanung und im Zuge von Baugenehmigungsverfahren, informiert werden, um kosteneffiziente
Vorsorgemalnahmen der Bevoélkerung zu erméglichen und zu unterstutzen.

Die vorgenannten Belange der

- Berlcksichtigung des historischen Siedlungsgefliges,

- Starkung der Ortskerne,

- Nutzung von Brachflachen,

- energiesparenden, integrierten Siedlungs- und Verkehrsflachenentwicklung,

- Gesundheitsvorsorge,

- Berucksichtigung sowohl von Rickbau- als auch von Aufwertungsmalnahmen

gelten im Prinzip gleichermafen fir die Dorfentwicklung, da die raumliche Entwicklung der Doérfer, wenn
auch in der Regel in geringerem Mal3e beziehungsweise einem anderen MaRstab, angesichts des
demografischen Wandels und wirtschaftsstruktureller Veranderungen vor ahnliche Herausforderungen
wie die Stadte gestellt ist.

zu Grundsatz 2.2.2.3

Gebaudeleerstande, die einen Rlckbau notwendig machen, finden sich mittlerweile nicht nur in den vom
Bevolkerungsrickgang und wirtschaftsstrukturellen Veranderungen betroffenen Stadten, sondern auch in
Dorfern, in denen sich teilweise dhnliche Entwicklungen voliziehen. Der in diesen Stadten und Ddrfern
notwendige Rickbau von Gebauden und Infrastrukturen sollte durch die Kommunen so gesteuert werden,
dass dieser von aulen nach innen und entlang von Gewasserlaufen erfolgt, um disperse
Siedlungsstrukturen weitestgehend zu vermeiden, um die notwendigen Infrastrukturen im Interesse einer
erhdhten Kosteneffizienz fur die Kommunen zu konzentrieren und um die zum Hochwasserschutz und
verbesserten Biotopverbund erforderlichen Freiflachen an Gewassern zu entwickeln. In den Fallen, wo
bereits Brachflachen innerhalb des Siedlungsgefliges vorhanden sind oder ein Rickbau auf im
Siedlungsgeflige weiter innen liegenden Flachen, zum Beispiel aus wirtschaftlichen Grinden, erforderlich
ist, solliten diese im Siedlungsgeflige stadtebaulich integrierten Flachen vorrangig fir neue Nutzungen
vorgesehen werden. Diese Flachen missen, in Abhangigkeit von den Entwicklungszielen der betreffenden
Gemeinden, nicht ausschlieRlich baulich genutzt, sondern kénnen auch als Grin- und Freiflachen in das
Siedlungsgeflige integriert werden.

zu Grundsatz 2.2.2.4

Wahrend in den Dérfern davon auszugehen ist, dass dort vielerorts bereits ausreichend naturnahe
Lebensraume und Grunflachen vorhanden sind, die es zu erhalten gilt, ist es in den Stadten, und hier vor
allem in den Mittel- und Oberzentren, zunehmend wichtig, naturnahe Lebensrdume und Grunflachen nicht
nur im Interesse der Verbesserung des Siedlungsklimas, sondern auch zur Férderung der biologischen
Vielfalt und zur Erhéhung der Lebensqualitat und Attraktivitat der Stadte zu erhalten und auszubauen
(vergleiche auch Anhang A 1 ,Fachplanerische Inhalte des Landschaftsprogramms*”). Fehlendes Griin im
Wohnumfeld mit Mdglichkeiten der Freizeitgestaltung flr Kinder und Jugendliche stellt einen wesentlichen
Grund fr die Abwanderung gerade junger Familien aus innerstadtischen Bereichen dar.

Flr das Naturerleben sind auch Gewasserufer von sehr groBer Bedeutung. Daher sollen die Uferzonen der
Gewasser moglichst frei von Bebauung und in ausreichender Breite naturnah entwickelt und in
hinreichendem Mal3e 6ffentlich begehbar erhalten werden.

zu Grundsatz 2.2.2.5

Gut erhaltene historische Siedlungsformen, wie Waldhufenddrfer, StralSen- und Angerdoérfer oder
Rundlinge, und die damit verbundenen Baustile sind Ausdruck der kulturlandschaftlichen Vielfalt in Sachsen
und sollen im Rahmen der Dorfentwicklung zweckmaBig bewahrt werden. Jedoch stehen auch in den
Dorfern vielfach Wohngebaude, Hofanlagen und Gewerbeflachen leer beziehungsweise entsprechen nicht
den heutigen Nutzungsanforderungen. Durch Umnutzungen, die die historischen Siedlungsstrukturen und
gebiets- oder ortstypischen Bauweisen und Baustile weitestgehend berlcksichtigen, kann auch in diesen
Fallen oft die Identitat der Dorfer bewahrt bleiben. Wo eine bauliche Nachnutzung nicht absehbar ist, muss
der Abriss von Bausubstanz flr eine kinftige Neubebauung oder Renaturierung moglich sein.
GleichermaBen soll zur Minderung infrastruktureller Kosten eine angepasste Lickenbebauung madglich
sein. Derartige MaBnahmen sollen nicht isoliert, sondern im Zusammenhang mit planerischen
Instrumenten, wie Dorfentwicklungskonzepten, Erhaltungs- und Gestaltungssatzungen, umgesetzt
werden. Dabei ist auch die Spezifik ldndlicher Siedlungen, wie Naturndhe und Wechselbeziehung zur
Landschaft, zu berlcksichtigen.

Bei der Dorfentwicklung sind als zeitgemaRe Anforderungen sowohl die agrarstrukturellen Belange, die
Wahrung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes, der ortsbildpragende Charakter der Landwirtschaft
als auch die vielfaltigen gesellschaftlichen Nutzungsanspruche und der auBeragrarische Flachenbedarf zu
berlcksichtigen. Hierbei umfassen die agrarstrukturellen Belange zum Beispiel:

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 49 von 194



Landesentwicklungsplan 2013

- notwendige Erweiterungen oder Neubauten landwirtschaftlicher Gebaude, wie zum Beispiel
Stallanlagen,

- betriebswirtschaftliche Belange und MaBnahmen zur Erhaltung der agrarstrukturellen Vielfalt, unter
anderem durch eine entsprechende Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft,

- die Vermarktung ihrer Produkte sowie die hierfir erforderlichen technischen und sonstigen
Infrastrukturen und Dienstleistungen,

- die Wiederzuflhrung von nicht mehr bendtigten Siedlungsflachen als land- oder forstwirtschaftliche
Nutzflachen oder zur Energiegewinnung.

Insbesondere wenig verstadterte Dérfer haben, wenn sie von einer intensiv genutzten Agrarlandschaft
umgeben sind, eine hohe Bedeutung fur die biologische Vielfalt (vergleiche Anhang A 1 , Fachplanerische
Inhalte des Landschaftsprogramms®).

zu Ziel 2.2.2.6

Der Strukturwandel der Landwirtschaft, mangelnde Verdienstmdglichkeiten und relativ weite Entfernungen
zu den grofBeren Zentren, die entsprechende Arbeitsmdglichkeiten bieten, sowie zu Einrichtungen der
Daseinsvorsorge flhren vor allem in den peripheren Raumen oder in diinn besiedelten Raumen zu
unterschiedlich groBen Abwanderungstendenzen. In der Folge gibt es mittlerweile neben den Stadten in
diesen Teilrdumen des landlichen Raumes auch Dorfer, in denen ein hoher Gebadudeleerstand vorhanden ist
und auf Grund des Bevdlkerungsrickganges auch einzelne Einrichtungen der Daseinsvorsorge, wie
Kindertageseinrichtungen und Schulen, die notwendige OPNV-Anbindung sowie auch Einrichtungen der
technischen Infrastruktur, wie zum Beispiel die Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung, in ihrer
wirtschaftlichen Tragfahigkeit in Frage gestellt sind, da die fUr ihren hygienisch einwandfreien Betrieb
erforderliche Anzahl von Einwohnern nicht mehr vorhanden ist. In diesen Dérfern ist ein Dorfumbau mit
dem Ziel erforderlich, sich einerseits durch Umbau- beziehungsweise RickbaumalRnahmen an die
Schrumpfungsprozesse anzupassen und andererseits durch geeignete Aufwertungsmaflinahmen,
insbesondere in den Ortskernen, auch diese Dorfer weiterhin als Lebensraume zu erhalten. Dabei ist zu
akzeptieren, dass diese Dorfer in vielen Fallen weitestgehend nur noch als Wohnstandorte fungieren
werden, die aber zum Beispiel auf Grund ihrer naturraumlichen Qualitdten auch weiterhin einen Raum flr
unterschiedliche Lebensentwurfe bieten.

Um in diesen Dérfern ein Mindestmals an Daseinsvorsorge und notwendiger technischer Infrastruktur
gemaR den auf der Grundlage des § 2 Abs. 2 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Sachsen (
SachsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2003 (SachsGVBI. S. 55, 159), die zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Marz 2013 (SachsGVBI. S. 158) geandert worden ist, festgelegten
Pflichtaufgaben einer Gemeinde (siehe auch Begrindung zu Z 6.1.1) dauerhaft zu gewahrleisten, sind
innovative L6sungen erforderlich. Hierbei sind eine Vielzahl unterschiedlicher Formen, wie die Vernetzung
und BlUndelung von Einrichtungen und Leistungen, die temporare Bereitstellung von Leistungen, mobile
Versorgungs- und Dienstleistungsangebote, Nutzung der Telematik, dezentrale Lésungen fur die
technische Infrastruktur, wie zum Beispiel Klein- oder Gruppenklaranlagen oder neue Bedienformen im
OPNV, denkbar (siehe auch Kapitel 6 Daseinsvorsorge). Eine wichtige Voraussetzung fir die Umsetzung
der Informations- und Kommunikationstechnologie-gestitzten Losungsansatze ist eine leistungsfahige
Breitbandversorgung nach dem Stand der Technik wie in den stadtischen Gebieten. Hier sind sowohl die
Fachressorts der Staatsregierung, die Kommunen als auch weitere Trager der Daseinsvorsorge und der
technischen Infrastruktur gefordert, entsprechende Lésungen zu erarbeiten beziehungsweise die dafur
notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen.

In den Dorfern, in denen ein derartiger Dorfumbau erforderlich ist, wird es in der Regel kaum noch
wirtschaftlich sein, leerstehende Bausubstanz und Brachflachen baulich wieder zu nutzen (siehe auch

Z 2.2.1.7), weshalb in diesen Fallen eher von den Moéglichkeiten einer Renaturierung der Flachen Gebrauch
zu machen ist. Im Vordergrund sollte dabei die Wiedergewinnung von land- und forstwirtschaftlichen
Nutzflachen beziehungsweise Flachen zur Energiegewinnung stehen, um die Wertschépfungspotenziale in
der Landwirtschaft und den nachgelagerten Wirtschaftsbereichen sowie im Bereich der Energiegewinnung
zu erhdhen.

Die Bewohner dieser Dorfer werden auch weiterhin auf eine glinstige Erreichbarkeit der Zentralen Orte
angewiesen sein, um die dort befindlichen Arbeitsplatze und die Versorgungs-, Freizeit- und
Erholungseinrichtungen zu nutzen. Die hierzu notwendigen StraRen-, Radwege- und OPNV-Verbindungen
sind auch kinftig zu erhalten. Soweit erforderlich, sind zur Aufrechterhaltung der OPNV-Anbindungen die
Netzgestaltung und die Bedienung zu optimieren und gegebenenfalls durch alternative Lésungen, wie
Rufbusse, zu erganzen. Die Radwegenetze im landlichen Raum sind so auszubauen, dass eine
verkehrssichere Anbindung zu den Siedlungskernen gewahrleistet werden kann. Hierzu sollen auch nicht
mehr benétigte Bahn- und StralRentrassen genutzt werden.

2.3 Wirtschaftsentwicklung
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2.3.1Gewerbliche Wirtschaft

G 2.3.1.1 Die raumlichen und infrastrukturellen Voraussetzungen fiir eine
nachfrageorientierte Entwicklung attraktiver Industrie- und Gewerbestandorte
sollen geschaffen werden und zur Ansiedlung neuer sowie zur Erhaltung,
Erweiterung oder Umstrukturierung bestehender Industrie- und
Gewerbebetriebe beitragen.

G 2.3.1.2 In den Gemeinden sollen bedarfsgerecht gewerbliche Bauflachen zur Sicherung
der Eigenentwicklung zur Verfugung gestellt werden. Fur eine uber die
Eigenentwicklung hinausgehende Flachenvorsorge sollen die Moglichkeiten einer
interkommunalen Zusammenarbeit, auch landeribergreifend, vor allem entlang
der uberregionalen Verbindungs- und Entwicklungsachsen, bevorzugt gepriift
und entwickelt werden.

Z 2.3.1.3 Durch die Trager der Regionalplanung ist die Flachensicherung fiir die Ansiedlung
von Industrie- und Gewerbebetrieben mit Uiberregionaler Bedeutung zu
unterstitzen. Dazu sollen Vorsorgestandorte fir Industrie und Gewerbe als
Schwerpunktbereiche fir Siedlungsentwicklungen im Regionalplan festgelegt
werden.

Z 2.3.1.4 Der Festlegung von Vorsorgestandorten fiir Industrie und Gewerbe ist eine am
voraussichtlichen Bedarf orientierte Konzeption zu Grunde zu legen. In den
Regionalplianen sind Festlegungen zur Zulassigkeit der Inanspruchnahme der
Vorsorgestandorte zu treffen.

Begrindung zu 2.3.1 Gewerbliche Wirtschaft

zu Grundsatz 2.3.1.1

Gemal dem Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG ist der Raum im Hinblick auf eine
langfristig wettbewerbsfahige und raumlich ausgewogene Wirtschaftsstruktur und wirtschaftsnahe
Infrastruktur sowie auf ein ausreichendes und vielfaltiges Angebot an Arbeits- und Ausbildungsplatzen zu
entwickeln.

Flr seine weitere Entwicklung bendtigt der Freistaat Sachsen eine leistungs- und wettbewerbsfahige
Wirtschaft, fur die optimale Standortbedingungen geschaffen werden muissen. Dazu zahlen nicht nur die
Erreichbarkeit von Absatz- und Beschaffungsmarkten, die Verkehrsanbindung und das Angebot von
Arbeitskraften, sondern auch die wirtschaftsbezogene Infrastruktur und das Vorhandensein hochwertiger
Bildungs-, Forschungs-, Kultur- und Freizeiteinrichtungen.

Zur Starkung der Wirtschaftskraft des Freistaates Sachsen muissen die Regionen die Mdglichkeit erhalten,
ihr vorhandenes wirtschaftliches Potenzial durch Neuansiedlungen und Neugrindungen von Betrieben zu
entwickeln. Dies gilt vor allem flir Gebiete, die auf Grund ihrer einseitigen wirtschaftlichen Ausrichtung
besonders vom Strukturwandel betroffen sind. Dabei kommt der Nutzung von Brachen sowie der
Verdichtung/Auslastung bereits vorhandener beziehungsweise baurechtlich genehmigter Industrie- und
Gewerbegebiete eine besondere Bedeutung zu. Sofern diese Gebiete am Markt seit langerem keine
Nachfrage mehr erzielen, ist auch ein Rickbau oder eine Nutzungsanderung in Erwagung zu ziehen.

Im landlichen Raum sind die Potenziale von regionalen Wertschdépfungsketten zur Starkung einer regional
verankerten Land- und Lebensmittelwirtschaft weiter auszubauen.

Zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit sind die Standortbedingungen den wirtschaftlichen
Erfordernissen entsprechend standig flexibel zu gestalten. Insbesondere gilt es, gewerblichen Betrieben
verschiedener Branchen und GroBen eine Ansiedlung und Erweiterung zu ermaéglichen, um die
Wirtschaftskraft zu verbessern und Abwanderungstendenzen entgegenzuwirken sowie den
Standortwettbewerb mit Regionen auRerhalb Sachsens zu férdern.

zu Grundsatz 2.3.1.2

Gewerbliche Bauflachen sind eine wesentliche Voraussetzung flr die wirtschaftliche Eigenentwicklung jeder
Gemeinde. Daher fallt den Gemeinden die Aufgabe zu, im Rahmen ihrer Eigenentwicklung hinreichend und
der Nachfrage entsprechend marktfahige gewerbliche Bauflachen vorzuhalten. Die Stadte und Gemeinden,
in denen eine gewerbliche Flachenvorsorge Uber die Eigenentwicklung hinaus (vergleiche Ziel 2.2.1.6)
zuldssig ist, sollen aus Grinden der Reduzierung der Flacheninanspruchnahme, der Auslastung von
Infrastruktur und zur Kosteneinsparung im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit verstarkt auf
gemeinsame Gewerbegebiete und Gewerbeverblnde vorrangig an den Uberregional bedeutsamen
Verbindungs- und Entwicklungsachsen im Freistaat orientieren. Die Bildung von Zweckverbanden und eine
Ubergemeindliche Abstimmung, die sich auch landertbergreifend gestalten kann, sind im Rahmen der
Forderpolitik entsprechend anzuerkennen.

zu Ziel 2.3.1.3
Die Trager der Regionalplanung sollen eine langfristige Standortvorsorge flr groflachige, Gberregional
bedeutsame Industrie- und Gewerbebetriebe (als Orientierung gilt ein Fldachenbedarf von mindestens 5 ha
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sowie die Schaffung von mindestens 250 Arbeitsplatzen) gewahrleisten. Um Nachfragen von Investoren
zur Flacheneignung und -notwendigkeit zligig beantworten zu kénnen und mit dem Ziel, potenzielle
Standortbereiche freizuhalten, sollten planerische Instrumente zur Fldchenermittlung und -freihaltung
eingesetzt werden. Hierbei sind die Standortanforderungen der Wirtschaft, wie Verkehrsgunst,
Flacheneignung, raumliche Nahe zu Zentralen Orten (insbesondere Ober- und Mittelzentren) und
Uberregional bedeutsamen Verbindungs- und Entwicklungsachsen, ebenso zu Grunde zu legen wie die
Belange des Natur- und Umweltschutzes, des Hochwasserschutzes und der Landwirtschaft. Auch bereits
vorliegende regionale und kommunale Gewerbeflachenkonzepte oder ahnliche und die bevorzugte Prifung
von siedlungsnahen Brachen sind raumordnerische Kriterien, die bei der Auswahl der Standorte zu
berlcksichtigen sind.

Ein planerisches Instrument der Flachenfreihaltung sind Schwerpunktbereiche fir Siedlungsentwicklungen
gemal § 4 Abs. 2 SachsLPIG . Darunter fallen regional und Uberregional bedeutsame Vorsorgestandorte
fur Industrie und Gewerbe sowie fir Tourismuseinrichtungen (siehe auch Kapitel 2.3.3 Tourismus und
Erholung).

Die Trager der Regionalplanung missen entsprechend begriinden, wenn sie von diesem Instrument keinen
Gebrauch machen (zum Beispiel aus regionalen Erfordernissen wie naturrdumliche Gegebenheiten oder
kein Defizit an groRflachigen Flachenreserven fur Industrie- und Gewerbebetriebe) und wie die Zielstellung
der gewerblichen Standortvorsorge dennoch umgesetzt werden kann.

zu Ziel 2.3.1.4

Der Festlegung von Vorsorgestandorten Industrie und Gewerbe sollte eine regionale Bestandsanalyse zu
einem mdoglichen Bedarf an gréReren zusammenhangenden Flachen nach den in der Begrindung zu

Z 2.3.1.3 genannten Kriterien zu Grunde gelegt werden. Bei der Festlegung ist zu beachten:

- Die Flachenausweisungen fur Industrie und Gewerbe sollen eine Mindestgréofe von 25 ha nicht
unterschreiten.

- Ihre Festlegung erfolgt flachenhaft in den Regionalplanen; die Ausformung in der Bauleitplanung hat
nach konkretem Bedarf zu erfolgen.

W eitere notwendige Regelungen im Umgang mit den Vorsorgestandorten, insbesondere im Rahmen der
Bauleitplanung und zur interkommunalen Entwicklung der Standorte, sind in den jeweiligen Regionalplanen
eigenverantwortlich zu treffen.

2.3.Handel

Z 2.3.2.1 Die Ansiedlung, Erweiterung oder wesentliche Anderung von Einkaufszentren und
grofflachigen Einzelhandelsbetrieben sowie sonstigen groBflachigen
Handelsbetrieben, die im Hinblick auf den Verkauf an letzte Verbraucher und auf
die Auswirkungen den vorstehend bezeichnenden grofBflichigen
Einzelhandelseinrichtungen vergleichbar sind, ist nur in Ober- und Mittelzentren
zulassig. Die Ansiedlung, Erweiterung oder wesentliche Anderung von Factory-
Outlet-Centern ist nur in Oberzentren zulassig.

Z 2.3.2.2 Die Ansiedlung, Erweiterung oder wesentliche Anderung von groRflichigen
Einzelhandelseinrichtungen ist zur Sicherung der verbrauchernahen Versorgung
mit Gitern des kurzfristigen Bedarfs auch in Grundzentren zulassig.

Z 2.3.2.3 BeiUberwiegend innenstadtrelevanten Sortimenten oder bei einer Verkaufsflache far
innenstadtrelevante Sortimente von mehr als 800 m? ist die Ansiedlung, Erweiterung
oder wesentliche Anderung von groRflichigen Einzelhandelseinrichtungen nur in
stadtebaulich integrierter Lage zuldssig. In den Zentralen Orten, in denen
zentrale Versorgungsbereiche ausgewiesen sind, sind diese Vorhaben nur in den
zentralen Versorgungsbereichen zulassig.

Z 2.3.2.4 Die Ansiedlung, Erweiterung oder wesentliche Anderung von groRflichigen
Einzelhandelseinrichtungen soll nicht dazu fuhren, dass der Einzugsbereich den
Verflechtungsbereich des Zentralen Ortes wesentlich tiberschreitet.

Z 2.3.2.5 Die Ansiedlung, Erweiterung oder wesentliche Anderung von groRflichigen
Einzelhandelseinrichtungen darf weder durch Lage, GroRBe des Vorhabens oder
Folgewirkungen das stadtebauliche Gefiige, die Funktionsfahigkeit des
zentralortlichen Versorgungszentrums oder die verbrauchernahe Versorgung des
Zentralen Ortes sowie der benachbarten Zentralen Orte substanziell
beeintrachtigen.

G 2.3.2.6 Beider Ansiedlung von groBfIéchigen Einzelhandelseinrichtungen soll eine
ausreichende Anbindung an den OPNV gewabhrleistet werden.

Z 2.3.2.7 Die Ziele Z 2.3.2.1 bis Z 2.3.2.5 und Grundsatz G 2.3.2.6 gelten entsprechend fiir
die Ansiedlung, Erweiterung oder wesentliche Anderung von nicht grofflachigen
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Einzelhandelseinrichtungen in enger Nachbarschaft zu einer oder mehreren
bereits bestehenden Einzelhandelseinrichtungen, wenn sie in ihrer Gesamtheit
wie grofflachige Einzelhandelseinrichtungen wirken.

Begrindung zu 2.3.2 Handel

GrofRflachige Einzelhandelseinrichtungen sind die in § 11 Abs. 3 BauNVO erfassten Vorhaben. Die Ziele des
Kapitels 2.3.2 Handel regeln die Ansiedlung, Erweiterung und wesentliche Anderung von groRflachigen
Einzelhandelseinrichtungen. Daraus folgt, dass sie nicht fur den Bestand und dessen unwesentliche
Anderung gelten.

Das Kapitel Handel richtet sich in erster Linie an die Gemeinden als Trager der Bauleitplanung. In den
Zulassungsverfahren flr die groRflachigen Einzelhandelseinrichtungen im unbeplanten Innenbereich
spielen die Ziele der Raumordnung unmittelbar keine Rolle. Dies gilt entsprechend im Geltungsbereich eines
qualifizierten Bebauungsplanes. Allerdings unterliegen die Bebauungsplane selbst der Anpassungspflicht
aus § 1 Abs. 4 BauGB. Daraus folgt, dass die Ziele der Raumordnung bei deren Aufstellung beachtet oder
die Bebauungsplane nachtraglich an die Ziele der Raumordnung angepasst werden mussen. Daher ist es
Aufgabe der Gemeinden, durch eine entsprechende Bauleitplanung die bauplanungsrechtlichen
Voraussetzungen flr die Umsetzung der Ziele des Kapitels Handel zu schaffen. Hieraus kann sich auch
eine Erstplanungspflicht ergeben. Das heilst, wenn Entwicklungen erkennbar sind, die gegen die Ziele des
Kapitels Handel verstoBen, kann die Gemeinde verpflichtet sein, dem durch die Aufstellung eines
Bebauungsplanes entgegenzuwirken (vergleiche BVerwG v. 17.09.2003 - Az.: 4 C 14/01).

Der Handel, insbesondere der Einzelhandel, ist einer der dynamischsten Wirtschaftsbereiche und gehért
zu den bestimmenden GroéRen der sachsischen Wirtschaft. Das zeigt sich nicht zuletzt in den
Strukturveranderungen der vergangenen Jahre. Auf der Anbieterseite vollziehen sich ein Wandel von
kleinen zu mehr grof3flachigen Standorten und die Konzentration an immer weniger Standorten und auf
immer weniger Betriebe. Andererseits verstarken rucklaufige Einwohnerzahlen und eine Gberwiegend
stagnierende Kaufkraft den Wettbewerb. Die Ziele des Landesentwicklungsplanes setzen die
Randbedingungen, um landesweit ausgewogene Versorgungsstrukturen zu erhalten.

Bei der Ansiedlung und Entwicklung von groRflachigen Handelseinrichtungen ist auch die Notwendigkeit
der Sicherung der Nahversorgung in den Stadtteilzentren und in den umliegenden Ortsteilen zu
bertcksichtigen. In kleineren Orten und Stadtteilen haben Handelseinrichtungen auch eine gesellschaftliche
und soziale Funktion als Kommunikationspunkt fir viele Menschen. Bestehende Infrastruktureinrichtungen
und -netze missen angepasst und alternative Angebotsformen in Betracht gezogen werden.

zu Ziel 2.3.2.1

Dieses Ziel enthalt das sogenannte Konzentrations- oder auch Zentralitatsgebot. Hierdurch wird die
Zulassigkeit von grof3flachigen Einzelhandelseinrichtungen mit dem Zentrale-Orte-System verknUpft. Diese
Verknlipfung mit den oberzentralen und mittelzentralen Zentralitatsstufen soll die Versorgung in allen
Teilen des Landes entsprechend dem Bedarf in zumutbarer Entfernung auch flr die nicht motorisierte
Bevolkerung sicherstellen und zugleich einer Unterversorgung zentraler Wohnbereiche entgegenwirken,
die eintritt, wenn die Konzentration des grof3flachigen Einzelhandels an Standorten, die nicht zum Netz
Zentraler Orte gehéren oder innerhalb des hierarchisch gegliederten Systems auf einer niedrigen
Zentralitatsstufe liegen, zu einem flachendeckenden Kaufkraftabzug aus den Versorgungszentren der
hoherstufigen Zentralen Orte fuhrt (vergleiche BVerwG v. 17.09.2003 - Az.: 4 C 14/01).

Eine Besonderheit gilt flir Factory-Outlet-Center. Bei diesen handelt es sich um Einkaufszentren, also auch
grofflachige Einzelhandelseinrichtungen, in denen der Betreiber eine Vielzahl von Geschaftslokalen zum
Direktvertrieb an Hersteller oder von ihnen beauftragte Dritte vermietet. Wegen der erheblichen
Auswirkungen, die von diesen grof3flachigen Einzelhandelseinrichtungen ausgehen, bestimmt Ziel 2.3.2.1
Satz 2, dass sie ausschlieBlich in Oberzentren zulassig sind.

zu Ziel 2.3.2.2

Dieses Ziel stellt eine Ausnahmebestimmung zu Ziel 2.3.2.1 dar und betrifft daher ebenfalls das
Konzentrationsgebot. Wahrend nach Ziel 2.3.2.1 die groflachigen Einzelhandelseinrichtungen in den
Ober- und Mittelzentren ohne Weiteres raumordnungsrechtlich zulassig sind, kntpft Ziel 2.3.2.2 an die
Zuldssigkeit in den Grundzentren die Voraussetzung, dass die grof3flachigen Einzelhandelseinrichtungen
der Sicherung der verbrauchsnahen Versorgung mit Gutern des kurzfristigen Bedarfs dienen. Insofern
muss insbesondere die Bevolkerung im landlichen Raum durch ergdnzende Angebote versorgt werden.
Diese Versorgung bedarf aber ebenfalls einer raumordnerischen Steuerung, die darin besteht, dass die
entsprechenden Einrichtungen den Grundzentren zugeordnet und somit den nichtzentralen Orten
vorenthalten werden.

zu Ziel 2.3.2.3

Dieses Ziel enthalt das sogenannte Integrationsgebot. Das Integrationsgebot dient dem Schutz der
Innenstadte. Die Zentralen Orte sind bemUht, die Funktionsfahigkeit und Attraktivitat inrer Stadtzentren
und innerstadtischen Nebenzentren zu starken. Hierflr wurden in der Vergangenheit in erheblichem Mal3e
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Stadtebauférdermittel eingesetzt. Dieses Bemuhen darf nicht durch dem widersprechende Ansiedlungen
grofflachiger Einzelhandelseinrichtungen zunichte gemacht werden. Zudem tragt das Integrationsgebot
aber auch dem Umstand Rechnung, dass die innenstadtrelevanten groRflachigen
Einzelhandelseinrichtungen in den stadtebaulich integrierten Lagen ihre Versorgungsfunktionen am besten
erflllen kdnnen. Dies gilt sowohlim Hinblick auf die stadtische Bevdlkerung als auch auf die Bevolkerung
des Verflechtungsbereiches.

Im Rahmen des Z 2.3.2.3 wird differenziert zwischen innenstadtrelevanten und nicht innenstadtrelevanten
grof3flachigen Einzelhandelseinrichtungen. Eine Innenstadtrelevanz liegt vor, wenn Uberwiegend
innenstadtrelevantes Sortiment angeboten wird oder wenn die auf das innenstadtrelevante Sortiment
entfallende Verkaufsflache den von der standigen hoéchstrichterlichen Rechtsprechung zum Begriff der
Grofflachigkeit entwickelten Schwellenwert von 800 m? Uberschreitet. Dementsprechend kann das
Integrationsgebot auch dann einschlagig sein, wenn es sich bei dem innenstadtrelevanten Sortiment nur
um ein so genanntes Randsortiment handelt. Innenstadtrelevante Sortimente zeichnen sich dadurch aus,
dass sie zum Beispiel vorrangig Innenstadtbesucher anziehen, haufig im Zusammenhang mit anderen
Innenstadtnutzungen nachgefragt werden, tUberwiegend ohne PKW transportiert werden kénnen und
einen geringen Flachenanspruch im Verhaltnis zur Wertschdpfung haben. Bei innenstadtrelevanten
Sortimenten sind negative Auswirkungen auf die Zentrenstruktur, insbesondere auf die
Innenstadtentwicklung, zu erwarten, wenn sie Uberdimensioniert an nicht integrierten Standorten
angesiedelt werden (Nummer 4 Buchst. h Doppelbuchst. aa der Handlungsanleitung des Sachsischen
Staatsministeriums des Innern Uber die Zulassigkeit von GroRflachigen Einzelhandelseinrichtungen im
Freistaat Sachsen [HA Grofflachige Einzelhandelseinrichtungen] vom 3. April 2008 [SachsABI. S. 603]).
Innenstadtrelevante grofl3flachige Einzelhandelseinrichtungen sind nur in stadtebaulich integrierten Lagen
zuldssig. Stadtebaulich integriert bedeutet eine, auch fur nicht motorisierte Bevdlkerungsgruppen,
gunstige Lage zum Stadtkern oder zu Stadtteilzentren mit Anbindung an den OPNV. Bei der Prifung, ob
eine stadtebaulich integrierte Lage vorliegt, sind die Kriterien zur Ermittlung von faktischen zentralen
Versorgungsbereichen entsprechend heranzuziehen.

Far diejenigen Zentralen Orte, flr die zentrale Versorgungsbereiche ausgewiesen sind, wird das Kriterium
der stadtebaulich integrierten Lage gemal Satz 2 des Zieles durch die Lage innerhalb des ausgewiesenen
zentralen Versorgungsbereiches ersetzt. Durch das Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben fur
die Innenentwicklung der Stadte vom 21. Dezember 2006 (BGBI. | S. 3316) wurde die Méglichkeit normiert,
in Bebauungsplane bestimmte Festlegungen zur Erhaltung oder Entwicklung von zentralen
Versorgungsbereichen aufzunehmen. Plant die Gemeinde entsprechende Nutzungsbeschrankungen zum
Zwecke des Schutzes zentraler Versorgungsbereiche ist es in aller Regel erforderlich, dass ein
stadtebauliches Konzept vorliegt, auf das im Einzelfall bei der Steuerung des Einzelhandels zurlckgegriffen
werden kann. Dementsprechend bestimmt auch § 9 Abs. 2a Satz 2 BauGB, dass bei auf diese Vorschrift
gestltzten Festsetzungen insbesondere ein hierauf bezogenes stadtebauliches Entwicklungskonzept
gemald § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu berlcksichtigen ist, das Aussagen Uber die zu erhaltenden oder zu
entwickelnden Versorgungsbereiche der Gemeinde oder eines Gemeindeteiles enthalt. Der Begriff des
zentralen Versorgungsbereiches wird als rdumlich abgrenzbarer Bereich definiert, dem auf Grund
vorhandener oder auch erst noch zu entwickelnder Einzelhandelsnutzungen - haufig erganzt durch
diverse Dienstleistungen und gastronomische Angebote - eine Versorgungsfunktion Uber den
unmittelbaren Nahbereich hinaus zukommt oder zukommen soll.

Ein zentraler Versorgungsbereich hat nach Lage, Art und Zweckbestimmung eine fur die Versorgung der
Bevodlkerung in einem bestimmten Einzugsbereich zentrale Funktion. Diese Funktion besteht darin, die
Versorgung des Gemeindegebietes oder eines Teilbereiches mit einem auf den Einzugsbereich
abgestimmten Spektrum an Waren des kurz-, mittel- oder langfristigen Bedarfs sicherzustellen. Er setzt
zudem eine integrierte Lage voraus. Isolierte Standorte mit einzelnen Einzelhandelsbetrieben bilden keinen
zentralen Versorgungsbereich, auch wenn sie Gber einen weiten Einzugsbereich verfigen und eine
beachtliche Versorgungsfunktion erflillen mégen (vergleiche OVG NRW, Urteil vom 22. November 2010,
Az.: 7 D 1/0.NE); siehe auch Begriindung zu Z 2.2.1.2.

zu Ziel 2.3.2.4 und Ziel 2.3.2.5

Ziel 2.3.2.4 enthalt das Kongruenzgebot. Dieses ist in einem untrennbaren Zusammenhang zu dem
Beeintrachtigungsverbot des Zieles 2.3.2.5 zu sehen. Wahrend das Kongruenzgebot die Auswirkungen
der grof3flachigen Einzelhandelseinrichtung auf den jeweiligen Verflechtungsbereich beschrankt, normiert
das Beeintrachtigungsverbot ausdricklich den Schutz des zentralértlichen Versorgungssystems. Durch
eine falsche Standortwahl oder eine falsche GréBenordnung kénnen grofflachige
Einzelhandelseinrichtungen die verbrauchernahe Versorgung der Bevdlkerung und die Funktionsfahigkeit
der Stadt- und Ortskerne nachteilig beeinflussen. Dem soll vorgebeugt werden, indem die Auswirkungen
auf den jeweiligen Versorgungsbereich beschrankt und dartber hinausgehende Beeintrachtigungen
verboten werden. Hinsichtlich der Bestimmung der Mittelbereiche wird auf Karte 2 hingewiesen. Die
verbrauchernahe Versorgung der Bevolkerung im Einzugsbereich und die Funktionsfahigkeit anderer
Zentraler Orte durfen nicht beeintrachtigt werden (siehe VGH Mannheim, Urteil vom 17. Dezember 2009,
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Az.: 35 2110/08, Rn. 41, juris).

zu Grundsatz 2.3.2.6

Der Grundsatz dient dazu, auch den nicht motorisierten Bevélkerungsgruppen gute Einkaufsmdglichkeiten
zu sichern. Dies tragt als Nebeneffekt dazu bei, dass UbermaRige Parkflachen vermieden werden kénnen.
Da groRflachige Einzelhandelseinrichtungen in der Regel im Einzugsbereich von vorhandenen OPNV-
Anlagen errichtet werden, sind zusatzliche Infrastruktur- und Betriebskosten auf den tatsachlich zusatzlich
anfallenden Bedarf zu begrenzen.

zu Ziel 2.3.2.7

Das Ziel tragt dem Umstand Rechnung, dass von einer Agglomeration von Einzelhandelseinrichtungen,
auch wenn die einzelnen Einzelhandelseinrichtungen fir sich selbst die Grenze der GroRflachigkeit nicht
Uberschreiten, dieselben raumordnerischen Auswirkungen ausgehen kénnen, wie von einzelnen
grofRflachigen Einzelhandelseinrichtungen. Daher werden die Plansatze des Kapitels Handel flr diese
Agglomeration als entsprechend anwendbar erklart.

2.3.3rourismus und Erholung

G 2.3.3.1 Fir die Starkung der Tourismuswirtschaft sollen die raumlichen Voraussetzungen
verbessert werden. Hierbei sollen die Schwerpunkte auf eine Qualitatssteigerung
und auf wettbewerbsfiahige Tourismusangebote gelegt werden. Dabei sollen sich
alle tourismusrelevanten Vorhaben und Projekte in die jeweilige
Destinationsstrategie einfiigen.

Z 2.3.3.2 In den Tourismusregionen beziehungsweise den zu bildenden Destinationen ist
die fir den Ausbau des Tourismus notwendige Infrastruktur vorzuhalkten und
qualitativ weiter zu entwickeln. Grenziibergreifende Anforderungen sind in die
Entwicklung einzubeziehen.

G 2.3.3.3 Die Bergbaufolgelandschaften , Lausitzer Seenland” (tuziska jézorina), , Leipziger
Neuseenland” sowie weitere Tagebaufolgeseen sollen im Hinblick auf die
touristische, einschlieBlich tagestouristische, Nutzung unter Beriicksichtigung
weiterer Raumanspriiche entwickelt und soweit méglich mit angrenzenden
Tourismusregionen vernetzt werden. Die touristische Entwicklung in den
Bergbaufolgelandschaften soll regional, bei Ausdehnung uiber Landergrenzen
hinweg auch uberregional, abgestimmt und auf Nachhaltigkeit ausgerichtet
werden.

G 2.3.3.4 Historisch wertvolle stadtebauliche Strukturen mit tiberregional bedeutsamen
kulturellen Einrichtungen und Sakralbauten sowie Dérfer mit Uberregional
bedeutsamen Kulturgiitern oder Sakralbauten sollen als Schwerpunkte des
Stadte- und Kulturtourismus und des Tourismus im landlichen Raum weiter
entwickelt und entsprechend vermarktet werden.

G 2.3.3.5 Camping- und Caravaningplatze sowie Ferienhaus- und Ferienwohnungsanlagen
sollen naturvertraglich geplant und in GroBe, Kapazitat und Qualitat auf die
Leistungsfahigkeit der vorhandenen Infrastruktur abgestimmt und moglichst an
bebaute Ortslagen angebunden werden.

G 2.3.3.6 Durch die Trager der Regionalplanung soll die Flachensicherung fur die Errichtung
groBerer Ferienhausgebiete mit Giberregionaler Bedeutung unterstiitzt werden.
Dazu sollen bei Bedarf Schwerpunktbereiche fiir Siedlungsentwicklung als
nVorsorgestandort Tourismus“ festgelegt werden.

G 2.3.3.7 Urlaub im landlichen Raum, naturvertragliche Erholungsnutzungen, Wasser- und
Aktivtourismus sollen in den dafiir geeigneten Regionen als attraktive Angebote
des Tourismus ausgebaut und weiter entwickelt werden.

Z 2.3.3.8 Staatlich anerkannte Kur- und Erholungsorte sind weiterhin als Zentren qualitativ
hochwertiger Angebote zu entwickeln. Raumbedeutsame Planungen und
MaBnahmen dirfen die jeweilige Funktion der Orte nicht beeintrachtigen.

G 2.3.3.9 In den Mittelgebirgen als traditionelle Tourismus- und Naherholungsgebiete sollen
unter Beachtung des fortschreitenden Klimawandels Anpassungsprozesse
eingeleitet werden, die eine nachhaltige Entwicklung der Gebiete auch unter
Beriicksichtigung von grenziiberschreitenden Tourismusangeboten sicherstellen.

G 2.3.3.10 Das touristische Wegenetz (unter anderem Wander-, Rad- und Reitwege sowie
Skiwanderwege/Loipen und WasserstraBen) soll qualitativ verbessert und in
seiner Nutzbarkeit gesichert werden. Investitionen sollen vorrangig dem
Liickenschluss, aber auch der kontinuierlichen Weiterentwicklung im
bestehenden Netz dienen. Bei der Weiterentwicklung des touristischen
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Wegenetzes sollen die lander- und grenziibergreifenden Aspekte hinsichtlich der
Wegegestaltung beriicksichtigt werden.

G 2.3.3.11 GroBflachige Freizeiteinrichtungen und Sportanlagen sowie Flachen fiir
GroRveranstaltungen und liberregionale Hohepunkte mit erheblicher
uberortlicher Raumbedeutsamkeit sollen abseits 6kologisch hochwertiger
Gebiete auf Standorte mit schon bestehenden oder geplanten intensiven
Nutzungen konzentriert werden, regional abgestimmt und mit dem OPNV
erreichbar sein.

G 2.3.3.12 In den Regionalplanen sollen im Bereich der Bergbaufolgelandschaften Gewasser
oder Teile von Gewassern, an denen eine NeuerschlieBung beziehungsweise
Erweiterung fiir die Erholungs- oder Sportnutzung grundsatzlich moglich ist,
sowie Flachen, auf denen diese Nutzung wegen unzulassiger Beeintrachtigungen
unterbleiben soll, ausgewiesen werden. Eine freie Zuganglichkeit zu Gewassern
soll gesichert werden.

Z 2.3.3.13 Die Erreichbarkeit bestehender Tourismus- und Naherholungsgebiete durch
Einrichtungen des OPNV/SPNV ist durch die Aufgabentriager zu gewahrleisten
und zu verbessern. Die OPNV/SPNV-Angebote sind mit der Entwicklung neuer
Tourismusangebote abzustimmen.

Begrindung zu 2.3.3 Tourismus und Erholung

zu Grundsatz 2.3.3.1

In Sachsen existiert eine konkurrenzfahige Basis flr den Tourismus. Neben der Erhaltung
beziehungsweise der Wiederherstellung der Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes, der Schénheit und
Vielfalt der Landschaft und der Bausubstanz ist eine stete Erganzung und qualitative Verbesserung der flr
eine gesicherte Tourismuswirtschaft bendétigten Infrastruktur unerlasslich. Um die Nachhaltigkeit zu
unterstltzen, bedarf es einer regional abgestimmten gesamtkonzeptionellen Untersetzung touristischer
Entwicklungen.

zu Ziel 2.3.3.2

Eine Destination ist ein Raum (Region, Ort, Einzelobjekt), den der Gast (oder ein Gastesegment) als
Reiseziel auswahlt. Sie enthalt samtliche fur einen Aufenthalt notwendigen Einrichtungen fur
Beherbergung, Gastronomie, Unterhaltung und Aktivitat. Sie ist gleichsam das Produkt und die

W ettbewerbseinheit - in Summe die strategische Geschaftseinheit.

Die Bildung wettbewerbsfahiger Destinationen liegt gemal Tourismusstrategie Sachsen 2020 in der
Verantwortung der Landkreise, Kommunen und Unternehmen der jeweiligen Regionen beziehungsweise
Stadte.

Der Freistaat Sachsen gibt mit seiner Tourismusstrategie 2020 die Rahmenbedingungen fur die Bildung
wettbewerbsfahiger Destinationen vor und wird Uber einschlagige Vorgaben in den entsprechenden
Richtlinien zur Tourismusférderung den Prozess begleiten.

Zur touristischen Infrastruktur zahlen neben allgemeinen Infrastruktureinrichtungen (6ffentliche Verkehrs-
sowie Ver- und Entsorgungseinrichtungen) insbesondere die Einrichtungen von touristischen
Leistungstragern (Hotel- und Gastronomiebetriebe, Verkehrstrager, Freizeiteinrichtungen und so weiter).
W eitere wichtige Handlungsfelder (barrierefreier Tourismus, hochwertige Beherbergungsstatten) werden
in der Tourismusstrategie erlautert. Die Tourismusregionen (Destinationen) gehdéren weitgehend zum
landlichen Raum und zum grenznahen Gebiet. Die Uberregionale Erreichbarkeit durch entsprechende
verkehrliche Anbindungen und die Starkung des Tagestourismus als Wirtschaftsfaktor sind
Grundvoraussetzungen fir ihre weitere Entwicklung.

Vor allem im Bereich der grenzlibergreifenden Bergbaufolgelandschaften, aber auch in anderen
Grenzregionen Sachsens, haben sich mittlerweile verfestigte Beziehungen und projektbezogene
Kooperationen zu den jeweiligen Nachbarlandern und benachbarten Staaten ergeben, die bei der

W eiterentwicklung der Infrastruktur entsprechend zu beachten sind (vergleiche auch G 2.3.3.3 und

G 2.3.3.10).

zu Grundsatz 2.3.3.3

Die entstehenden Seenlandschaften bieten in Sachsen die Chance, neue Angebotssegmente zu entwickeln.
Deshalb sind bei der Planung und Entwicklung dieser Bergbaufolgelandschaften die umliegenden Regionen
(auch der Nachbarstaaten und der Bundeslander Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thiringen)
einzubeziehen sowie weitere Raumnutzungsansprlche, beispielsweise der wirtschaftlichen Entwicklung
oder des Naturschutzes, untereinander abzuwagen.

Die Seenlandschaften bieten Raum flr Trendsportarten, denen im dicht besiedelten Bundesgebiet sonst
nicht nachgegangen werden kann. Aus Grinden des Larmschutzes ebenso wie zum Schutz der
naturverbundenen beziehungsweise Erholung suchenden Touristen und zum Schutz von Natur und
Landschaft sind entsprechende Bereiche auszuwahlen. Im Zusammenhang mit der nachbergbaulichen
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Wiederherstellung eines natlrlichen Wasserhaushaltes in der Region sind die wasserwirtschaftlichen
Wechselwirkungen und Erfordernisse zu bertcksichtigen (vergleiche Ziel 2.1.3.2).

zu Grundsatz 2.3.3.4

Eine Reihe sachsischer Stadte ist auf Grund ihrer Geschichte oder besonderer Sehenswirdigkeiten
besonders geeignet, sich im Stadte- und Kulturtourismus weiter zu etablieren. Auch eine Reihe sachsischer
Doérfer hat auf Grund ihrer Kulturglter das Potenzial flr Uberregionale Attraktivitat. Vielfaltige und qualitativ
hochwertige Angebote oder gemeinsame Marketingaktivitaten in den einzelnen Stadten beziehungsweise in
den Dorfern sind Voraussetzungen dafur, dass die Besucherzahlen erhéht werden kénnen. In den
jeweiligen Destinationen sind eigenverantwortlich die Schwerpunkte des Stadte- und Kulturtourismus sowie
des Landtourismus festzulegen und ihre Weiterentwicklung besonders zu férdern.

zu Grundsatz 2.3.3.5

Far Camping- und Caravaningplatze sowie Ferienhaus- und Ferienwohnungsanlagen ist bereits bei der
Planung eine Kapazitatsabstimmung mit der Leistungsfahigkeit der Infrastruktur der Gemeinden,
insbesondere im Hinblick auf die Ver- und Entsorgungsmaglichkeiten, wichtig. Ortsferne Lagen bergen das
Risiko unwirtschaftlichen ErschlieBungsaufwandes. Bei der Planung und Neuerrichtung von grdfBeren
Ferienhaussiedlungen und Camping-/Caravaningplatzen sollte projektbezogen nach Méglichkeit eine
Anbindung an die bebaute Ortslage angestrebt werden, um eine natur- und siedlungsvertragliche
Einordnung dieser Vorhaben zu ermdglichen.

zu Grundsatz 2.3.3.6

Auf Grund gestiegener Nachfrage (vergleiche Tourismusstrategie 2020, S. 22 Nr. 3 und S. 32 MaBnahme
Nr. 5) sollen die Voraussetzungen zur Erweiterung des Angebotes an groReren Ferienhausanlagen und
Ferienwohnungen (> 50 Wohneinheiten oder 100 Betten) geschaffen werden.

Die Regionalplanung soll eine mdgliche Nachfrage nach Standorten und Unterversorgung in ihrer
Planungsregion eruieren und bei Bedarf entsprechende Vorsorgestandorte zur Flachensicherung
festlegen. Grundsatz 2.3.3.5 dieses Kapitels enthalt bereits einige Bedingungen und Kriterien fur die
Auswahl dieser Standorte. Mit der Wahrnehmung und Umsetzung des in § 4 Abs. 2 SachsLPIG
verankerten Instrumentes ,Schwerpunktbereiche fur Siedlungsentwicklung” sollen groRflachige
Ansiedlungen und Investitionen im Bereich Tourismus insgesamt erleichtert und Nutzungskonflikte bereits
im Vorfeld minimiert werden.

zu Grundsatz 2.3.3.7

In den sachsischen Tourismusregionen sollen, in Abhangigkeit von ihrer natirlichen Ausstattung und ihrer
Lage, neben den allgemeinen touristischen Angeboten in Teilgebieten weitere besondere Angebote flr
spezielle Nutzergruppen geschaffen werden, damit die Bekanntheit und Anziehungskraft des jeweiligen
Gebietes insgesamt erhdht wird. Im Interesse der Nachhaltigkeit dieser Attraktivitatssteigerung ist auf den
Erhalt der naturrdumlichen Eigenheiten, des gebietsspezifischen Arteninventars, von unzerschnittenen
naturnahen Gebieten und auf einen funktionsfahigen Biotopverbund besonderer Wert zu legen. In den
sachsischen Tourismusregionen dienen die Naturparke DUlbener Heide, Erzgebirge-Vogtland, Zittauer
Gebirge und Muldenland (in Grindung) dabei in besonderem Male einer naturbetonten und
naturvertraglichen Erholung.

zu Ziel 2.3.3.8

Die staatlich anerkannten Kur- und Erholungsorte haben auf den Erhalt und die Komplettierung der
kurortspezifischen Einrichtungen und Anlagen unter Nutzung naturlich vorkommender Heilmittel zu
achten, um die Voraussetzungen fur ein hohes Niveau der medizinisch-therapeutischen Behandlungen
sowie fUr ein attraktives Kurortmilieu zu sichern. Sie haben ferner darauf zu achten, dass andere
Nutzungen diese Entwicklung nicht beeintrachtigen oder verhindern. Im Rahmen der Bauleitplanung
kédnnen Flachen fur kurorttypische Einrichtungen, die den Klinikbereich erganzen, oder far
Beherbergungseinrichtungen gesichert werden, auch wenn noch kein Baubeginn absehbar ist. Ebenso
kdnnen Trassen flur Umgehungsstralen zur Verkehrsberuhigung freigehalten werden. Vorgesehene
MalBnahmen in anderen Fachbereichen bedirfen der Abstimmung mit den Vorstellungen zur Entwicklung
im Kur- oder Erholungswesen. Ferner gilt es dabei, charakteristische Ortsrander und Landschaftsbilder zu
erhalten und ausreichend groBe zusammenhangende Flachen innerhalb des Siedlungsbereiches von einer
Bebauung freizuhalten.

zu Grundsatz 2.3.3.9

Die héheren Lagen der sachsischen Mittelgebirge haben seit jeher eine besondere Bedeutung im
Wintersport. Sie sind fUr die Einwohner der dicht besiedelten Verdichtungsraume beziehungsweise der
GroRstadte auch mit dem OPNV gut erreichbar und haben unter anderem eine besondere
Naherholungsfunktion.

Perspektivisch sind die Gemeinden und alle weiteren Akteure aufgerufen, den fortschreitenden
Klimawandel und seine gebietsbezogenen Auswirkungen, unter anderem auf die Schneesicherheit, bei allen
Planungen und MalBnahmen in angemessener Weise zu berilcksichtigen. Der Aufbau von Ganzjahres- und
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winterunabhangigen Aktivangeboten steht dabei im Vordergrund.

Da Teile der sachsischen Mittelgebirgsregionen innerhalb des europaischen dkologischen Netzes

».Natura 2000“ eine besondere Bedeutung haben, sind die Erhaltungsziele und der Schutzzweck in den
Wintersportgebieten bei Planungen und MaRnahmen gemal’ §§ 13, 34 des Gesetzes Uber Naturschutz und
Landschaftspflege ( Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das
zuletzt durch Artikel 2 Abs. 24 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBI. | S. 1482, 1496) geandert worden
ist, zu beachten.

zu Grundsatz 2.3.3.10

Das Netz der touristischen Wege bildet eine wesentliche Komponente fur die Entwicklung des
Aktivtourismus in Sachsen.

Daher ist die Qualitat des bestehenden Netzes zu sichern, um die Attraktivitat auf diesem Gebiet langfristig
zu erhalten. GemaRB der sachsischen Tourismusstrategie 2020 erfolgt hier zukunftig eine Konzentration
der Mittel flr Erhalt und Ausbau auf Uberregional vermarktbare Angebote von hoher einheitlicher Qualitat
und Attraktivitat.

In begrindeten Einzelfallen wird neben einer qualitativen W eiterentwicklung des Wegenetzes der Bedarf
zur Optimierung im Lickenschluss innerhalb des bestehenden Netzes gesehen.

zu Grundsatz 2.3.3.11

GrofRflachige Freizeit- und Sporteinrichtungen sowie eine Flacheninanspruchnahme fir
GrofRveranstaltungen und lUberregionale H6hepunkte greifen in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild
ein und haben nachhaltige Auswirkungen auf die Umgebung. Die Ansiedlung beziehungsweise
Durchfuhrung von Veranstaltungen soll deshalb nach Méglichkeit in Gebieten erfolgen, die dafiir geeignet
und belastbar sind. Dies sind Natur schonend in der Regel Standorte an Verkehrsachsen. Da solche
Vorhaben mit intensiver Flachennutzung und umfangreichen Eingriffen in das Landschaftsbild, aber auch
der Notwendigkeit hoher Beherbergungskapazitaten sowie einem starken Ausbau der Infrastruktur
verbunden sind, wirkt eine Konzentration auf bereits touristisch genutzte Gebiete oder auf Brachen einer
Zersiedlung der Landschaft entgegen und ermdglicht die Nutzung bereits vorhandener Infrastruktur. Dies
schlieBt nicht aus, dass in begrindeten Einzelfallen neue Standorte erschlossen werden kénnen.
Planungen flr solche Projekte sollen regional abgestimmt und gesamtkonzeptionell eingebunden sein.

zu Grundsatz 2.3.3.12

Grundsatzlich tragt die touristische ErschlieBung der bereits vorhandenen beziehungsweise entstehenden
Seen in den Bergbaufolgelandschaften zur raumlich breiteren Verteilung der Nutzung von Wasserflachen
bei. Die Ausweisung von Gewassern beziehungsweise Gewasseranteilen fir Erholungs- oder Sportnutzung
im Rahmen der Regionalplanung, kann dabei der Uberlastung bisher genutzter Gewasser entgegenwirken.
Bei Planung und Ausweisung der konkreten Gewassernutzung soll bericksichtigt werden, dass
Uferbereiche o6ffentlich zuganglich gehalten werden, soweit dies mit fachlichen Belangen vereinbar ist.

zu Ziel 2.3.3.13

Attraktive SPNV/OPNV-Anbindungen sind bei der Entwicklung neuer Tourismus- beziehungsweise
Freizeitangebote zu integrieren. Sie sollen gleichermalen sowohl dazu beitragen, die Erreichbarkeit der
Reiseziele in den Tourismusregionen zu gewahrleisten und damit die Nutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
zu erhdhen, als auch die vom motorisierten Individualverkehr ausgehenden Belastungen zu reduzieren.

3 Verkehrsentwicklung

Karte: Die fur die Verkehrsinfrastruktur zu sichernden Standorte, Trassen und Korridore sind in
Karte 4 ,Verkehrsinfrastruktur” als Vorranggebiete (Z) oder Vorbehaltsgebiete (G)
festgelegt. Flr den Bereich StraRenverkehr wurden neben den bestehenden auch die im Bau
befindlichen Bundesfern- oder StaatsstralRen sowie der Korridor flr die B 87n nachrichtlich in
die Karte 4 Ubernommen.

Hinweis: Trassen werden als Trassen Neubau und Trassen Ausbau festgelegt. Sie sind Vorranggebiete
im Sinne von § 8 Abs. 7 Nr. 1 ROG, das heillt raumbedeutsame Nutzungen, die mit der
verkehrlichen Funktion beziehungsweise Nutzung nicht vereinbar sind, sind ausgeschlossen.
Durch einen Korridor erfolgt die Festlegung eines Gebietes fur eine verkehrliche Nutzung, in
dem auf Grund des Planungsstandes, der Vielzahl verschiedener Varianten oder aus anderen
Grunden eine konkrete Trasse noch zu bestimmen ist. Korridore sind Vorbehaltsgebiete im
Sinne von § 8 Abs. 7 Nr. 2 ROG. Hier ist der verkehrlichen Funktion oder Nutzung bei der
Abwagung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes Gewicht
beizumessen.

3.1 Mobilitiat und integrierte Verkehrs- und Raumentwicklung

G3.1.1 Die Verkehrsinfrastruktur in Sachsen soll so entwickelt werden, dass ein
effizientes und leistungsfihiges Verkehrssystem entsteht, welches eine
nachhaltige Mobilitat fir alle Einwohner und die Belange der Wirtschaft
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beriicksichtigt. Dazu soll im Rahmen einer integrierten Verkehrs- und
Raumentwicklung

- die Verkehrsinfrastruktur in allen Teilrdumen Sachsens unter
Berucksichtigung des demografischen Wandels und der daraus
resultierenden regional unterschiedlichen Entwicklung der
Verkehrsnachfrage umweltschonend angepasst und weiterentwickelt,

- die Verkehrssicherheit fur alle Verkehrsarten und fur alle
Verkehrsteilnehmer erhoht,

- eine effiziente und starker verkehrstrageriibergreifende Vernetzung auch
durch den Einsatz moderner intermodaler Verkehrsmanagementsysteme
erreicht,

- durch innovative verkehrspolitische Losungen sowie technologische
Innovationen, wie die Entwicklung der Elektromobilitat oder anderer
alternativer Antriebstechnologien, eine nachhaltige Mobilitat gewahrleistet,

- Sachsens Position als Logistikstandort und als Drehscheibe
innerhalb Europas durch die Verkniipfung mit dem nationalen und
europaischen Verkehrsnetz weiter gestarkt und ausgebaut,

- beim Neubau von Verkehrsinfrastruktur auf eine effiziente Flachennutzung
und eine Reduzierung der Flaicheninanspruchnahme geachtet,

- die Erreichbarkeit und Verkniipfung der Zentralen Orte, insbesondere auch
durch den OPNV, bedarfsgerecht gewahrleistet,

- durch Verkniipfungsstellen raumliche und zeitliche Ubergangsméglichkeiten
zwischen dem motorisierten Individualverkehr, dem offentlichen Fernverkehr
und OPNV und dem Radverkehr erhalten und weiterentwickelt,

- die Erreichbarkeit auch peripherer landlicher Raume durch flexible
Bedienformen und innovative Mobilititskonzepte im OPNV sowie eine
Anpassung von StraBenausbau- und anderen technischen Standards
gesichert

werden.
Begriindung zu 3.1 Mobilitat und integrierte Verkehrs- und Raumentwicklung

zu Grundsatz 3.1.1

Ein effizientes und leistungsfahiges Verkehrssystem ist eine wesentliche Voraussetzung fur die
Entwicklung des Freistaates Sachsen als zukunftsfahiger Lebens- und Wirtschaftsraum. Dabei ist den
Mobilitatserfordernissen der Burgerinnen und BlUrger ebenso Rechnung zu tragen wie den Anforderungen
der Produktions- und Distributionsprozesse der Wirtschaft. Bedarfsgerecht ausgebaute und instand
gehaltene sowie optimal vernetzte Verkehrswege sind ein wichtiger Standortfaktor flr Sachsen. Die
Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur steht in enger Wechselbeziehung zur Entwicklung der Raum- und
Siedlungsstrukturen im Freistaat Sachsen. In Konsequenz ist eine integrierte Verkehrs- und
Raumentwicklung anzustreben, die die wirtschaftliche, sozial ausgewogene und 6kologisch vertragliche
Entwicklung beférdert und zu gleichwertigen Lebensverhaltnissen in allen Teirdumen Sachsens beitragt.
Grundsatzlich soll die Neuinanspruchnahme von Freiflachen fur Siedlungs- und Verkehrszwecke
vermindert werden (vergleiche G 2.2.1.1). Bei der Variantenwahl der Verkehrsvorhaben ist daher die
Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme neben den Belangen des Naturhaushaltes, den funktionalen
Zusammenhangen von Biodiversitat (Biotopverbund), land- und forstwirtschaftlichen Belangen, Belangen
des Hochwasserschutzes und Belangen der Rohstoffsicherung zu berlcksichtigen. Ausgleich oder Ersatz
sollen vorrangig durch MaBnahmen zur Entsiegelung erbracht werden.

3.2 StraBenverkehr
G 3.2.1 Die vorhandene StraBeninfrastruktur soll zur Gewahrleistung eines

funktionsfahigen und standardgerechten Netzes erhalten und verbessert
werden. Bestehende Liicken sollen bei Bedarf geschlossen werden.

Z 3.2.2 Die Neubaustrecke der Autobahn A 72 Chemnitz - Leipzig (A 38) ist
schnellstmoéglich zu realisieren. Die Fortfiihrung ab der Autobahn A 38 bis zur
Anschlussstelle Leipzig/Connewitz ist bedarfsgerecht zu realisieren.

Z 3.2.3 Die in der Karte 4 festgelegten Bundesautobahnabschnitte sind sechsstreifig
auszubauen.

Z3.2.4 Die als Trassen Ausbau festgelegten Abschnitte bestehender BundesstraBen
sind von zwei auf vier Fahrstreifen auszubauen.
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Z 3.2.5 Die als Trassen Neubau festgelegten NeubaumaBnahmen von Bundes- und
StaatsstraBBen sind bedarfsgerecht zu realisieren.

G 3.2.6 Die als Korridore festgelegten Neubaustrecken von Bundes- und StaatsstraBBen
und symbolhaft festgelegten Stralenverlegungen, Bahniibergangsbeseitigungen
und Ortsumgehungen sind bei allen raumbedeutsamen Planungen und
MaBnahmen zu beriicksichtigen.

Z 3.2.7 Bei der Fortschreibung der Regionalplidne sind die in Karte 4 als Korridore
festgelegten Neubaustrecken und symbolhaft festgelegten StraBenverlegungen,
Bahniibergangsbeseitigungen und Ortsumgehungen auf Grundlage der aus den
Fachplanungen vorliegenden Trassen raumordnerisch zu sichern.

Begrindung zu 3.2 StraRenverkehr sowie Karte 4

Das Strallennetz ist wichtiger Bestandteil eines integrierten und vielfach verzweigten Verkehrssystems. Es
tragt die Hauptlast des Verkehrs. Ein Industrie- und Transitland wie Sachsen ist auf ein leistungsfahiges
StraBennetz angewiesen.

Der Freistaat besitzt heute ein dichtes, weit verzweigtes Stralennetz fur den Uberdrtlichen Verkehr. In den
vergangenen zwei Jahrzehnten wurden umfangreiche Investitionen in dieses Netz getatigt. Damit verflgt
der Freistaat Sachsen im Wesentlichen Gber eine bedarfsgerechte StralBenverkehrsinfrastruktur. In den
kommenden Jahren gilt es, diese Infrastruktur unter Bericksichtigung des demografischen Wandels, der
offentlichen Haushalte (Folgekosten), der Minderung der Flachenneuinanspruchnahme und der Eingriffe in
Natur und Landschaft zu optimieren und zu erhalten sowie Netzllicken bei Bedarf zu schlieRen.

Als Folge der EU-Erweiterung sind die Komplettierung der StraRenverbindungen im Verlauf der
Uberregionalen Verbindungsachsen und die Einbindung in die transeuropaischen StralRennetze von
besonderer Bedeutung. Die zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtungsbeziehungen mit den
Nachbarstaaten Sachsens erfordern weiter die Erhéhung der Durchlassigkeit der EU-Binnengrenze zur
Republik Polen und zur Tschechischen Republik. Ein funktionstlichtig ausgebautes Strallennetz ist darlber
hinaus erforderlich, um den landlichen Raum zur Erreichung gleichwertiger Lebensverhaltnisse in das
sachsische Verkehrssystem zu integrieren.

Der prognostizierten Verkehrsnachfrage soll durch ein funktionstiichtiges und leistungsfahiges
StralBennetz Rechnung getragen werden. Die bedarfsgerechte Entwicklung des klassifizierten
StraBennetzes in Sachsen muss auBer wirtschaftlichen Aspekten auch netzkonzeptionelle Uberlegungen
einschlieBen.

Die geplanten Aus- und Neubauvorhaben im Bundesfern- und Staatsstralennetz orientieren sich am
Verlauf der Uberregionalen und regionalen Achsen. Notwendigkeit und Umfang der MaBnahmen leiten sich
aus der Verbindungsfunktion und den bestehenden Verkehrsverhaltnissen, der Entwicklung der
Siedlungstatigkeit, den Anforderungen der Wirtschaft sowie den Belangen des Umweltschutzes und der
Agrarstruktur ab. Die SchlieBung der letzten Licken und der genannte Ausbau im Netz der sachsischen
Bundesautobahnen ist von besonderer verkehrspolitischer Dringlichkeit, da die hohe Effizienz und
Verkehrssicherheit der Bundesautobahnen entscheidend zur Entlastung der nachgeordneten Netze
beitragen.

Die Auswahl der raumordnerisch zu sichernden BundesfernstralSenprojekte beruht auf dem Bedarfsplan
fur die BundesfernstraRen (Anlage zum Gesetz Uber den Ausbau der BundesfernstrafSen [
FernstraBenausbaugesetz - FStrAbG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Januar 2005 [BGBI. |
S. 201], geandert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 9. Dezember 2006 [BGBI. | S. 2833, 2852]). In
Abstimmung mit dem BMVBS werden die MaBnahmen ,B 93 Schneeberg - Bgr. D/CZ* und ,,B 160
Hoyerswerda/Wojerecy - WeiBwasser/Béta Woda“ nicht in die raumordnerische Sicherung Gbernommen.
Der Bund schreibt derzeit den Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 2003 fort und folgend die Anlage zum
FernstraBenausbaugesetz. Im Ergebnis sind Anderungen bei den Bundesfernstraenprojekten auch in
Sachsen moglich. Die StraBenneubauvorhaben ,,B 156 - OU Bluno/Blun“ und ,B 97 - OU Ottendorf-Okrilla
(mit V. AS Hermsdorf)"” sind im aktuellen Bedarfsplan nicht enthalten. Auf Grund der Situation in den
Ortslagen sollen diese bei der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplanes angemeldet werden.
Soweit sich nach Abschluss des neuen Bundesverkehrswegeplanes Vorhaben ergeben, die durch den LEP
noch nicht berlcksichtigt sind, ist landesplanerisch zu prifen, inwieweit diese anhand der aus der
Fachplanung vorliegenden Planungsstande gemaR § 8 Abs. 5 Nr. 3 ROG raumordnerisch gesichert werden
kénnen. Im LEP 2013 berucksichtigte Vorhaben, fur die nach Abschluss des neuen
Bundesverkehrswegeplanes kein Bedarf mehr festgestellt wird, sind ebenfalls landesplanerisch daraufhin
zu Uberprifen, inwieweit sie noch der raumordnerischen Sicherung bedtrfen.

FUr den Bereich der StaatstraSen wird der Neubaubedarf im Landesverkehrsplan dargestellt. Fir die
angestrebte Realisierung werden diesen Neubauvorhaben im Landesverkehrsplan Dringlichkeitsstufen
zugeordnet.

zu Grundsatz 3.2.1
Die Zustandserfassungen und -bewertungen der StaatsstrafSen einschliefSlich Ingenieurbauwerke haben
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den Bedarf einer systematischen Erhaltungsstrategie aufgezeigt. Die Erhaltung der Infrastruktur ist ein
Schwerpunkt des zuklnftigen Handelns.

Zur Verbesserung der StraBeninfrastruktur zahlen auch die Beseitigung von schienengleichen
Bahnubergangen an Bundes- und Staatsstrafen zur Reduzierung von Unfallgefahren und
Verkehrsbehinderungen sowie zur Erhéhung der Durchlassfahigkeit im Stralennetz.

Durch den Einsatz von Telematiksystemen zur Verkehrsorganisation kann die Fllissigkeit des Verkehrs
erhdoht und gleichzeitig zur Reduzierung der Umwelteinflisse des StraRenverkehrs beigetragen werden.

zu Ziel 3.2.2

Die in Bau befindliche BAB A 72 von Chemnitz nach Leipzig verbindet innerhalb der Metropolregion
Mitteldeutschland die beiden sachsischen Oberzentren hochwertig. Sie entlastet die Ortschaften entlang
der B 95 und schafft die notwendige StraBenverkehrsinfrastruktur fur die Metropolregion, insbesondere
fur die Automobilstandorte und deren Zulieferer und die Erreichbarkeit des internationalen Flughafens
Leipzig/Halle aus dem sudsachsischen Raum. Folgende Autobahnabschnitte werden in Karte 4 festgelegt:

StraRe Projektbezeichnung Bedarf
A72 AS N Borna (B 176) - AS Rétha (B95)(BA 5.1) VB
AT72 AS Roétha (B95) - AK A 38/A 72 (BA5.2) VB
A72 AK A 38/A 72 - AS Leipzig/Connewitz WB*
zu Ziel 3.2.3

Bei den genannten Autobahnabschnitten handelt es sich um Bereiche mit besonders hohem
Verkehrsaufkommen. Zur Erhéhung der Sicherheit und Vermeidung von Engpassen wird ein weiterer
Ausbau erforderlich.

StraBe Projektbezeichnung Bedarf
Al4 AS Leipzig/Ost - AD A 14/A 38 VB
AT72 AS Chemnitz-Sud - AS Stollberg-West WB
A72 AS Stollberg-West - AS Zwickau-Ost WB

zu Ziel 3.2.4

FUr die in Karte 4 zum Ausbau vorgesehenen BundesstralRen wird zur Verbesserung des Verkehrsflusses
und zur Erhéhung der Verkehrssicherheit ein weiterer Ausbau erforderlich.

StraBe Projektbezeichnung Bedarf
B 92 Plauen - A 72 VB

B 94 Reichenbach - A 72 VB

B 101 Ortsumgehung Freiberg - Brand-Erbisdorf VB
B173 Plauen - A 72 WB

zu Ziel 3.2.5

Bei den Neubaumalnahmen der in der Karte 4 festgelegten Trassen von Bundesfernstralen handelt es
sich um MaBnahmen des vordringlichen Bedarfs (VB), MaBnahmen des weiteren Bedarfs (WB) und
MalBnahmen des weiteren Bedarfs mit Planungsrecht (WB*) des Bedarfsplanes fur die Bundesfernstraf3en.
Im Gegensatz zu den BundesfernstralSen tragt die Baulast flr die StaatsstralSen der Freistaat Sachsen.
Fur den Bedarf an Neubaumalnahmen von StaatsstrafSen bildet der Landesverkehrsplan Sachsen die
Grundlage.

Soweit bereits planfestgestellte oder linienbestimmte Trassenverlaufe vorlagen, wurden diese bei der
zeichnerischen Trassenfestlegung entsprechend der MalRstabsebene des Landesentwicklungsplanes
berlcksichtigt.

Mit der Erganzung des Bundesfern- und Staatsstraennetzes in Sachsen wird die gute Erreichbarkeit aller
Teilrdume gewahrleistet. Damit wird eine rdumlich ausgewogene, langfristig wettbewerbsfahige
Wirtschaftsstruktur geférdert. Durch die ausgewiesenen NeubaumalRnahmen im Bundes- und
StaatsstralBennetz des Freistaates Sachsen werden die Zentralen Orte funktionsgerecht verbunden und
die Erreichbarkeit des Autobahnnetzes verbessert.

Der Bau von Ortsumgehungen im Zuge von Bundes- und StaatsstralRen verbessert den Verkehrsfluss
und die Verkehrssicherheit sowohl auf der freien Strecke als auch in den Ortslagen. Die Trassen der
Neubaumalnahmen werden - soweit sie fachplanerisch bereits konkretisiert sind - als Trassen Neubau in
Karte 4 festgelegt.

Fur folgende BundesstraRenneubauvorhaben werden in Karte 4 Trassen Neubau festgelegt:
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StraRe Projektbezeichnung Bedarf
B2 Ortsumgehung Bad Diben/Wellaune VB
B 6 Verlegung Dresden-Cossebaude VB
B7 Verlegung noérdl. Frohburg (Teil SN) 0. AS A 72 VB
B 95 Ortsumgehung Burkhardtsdorf VB
B 96 Ortsumgehung Hoyerswerda/W ojerecy VB
B 101 Verlegung in Aue (B 101 - B 169) VB
B 101/B 173 Ortsumgehung Freiberg VB
B 107 Ortsumgehung Grimma (3. BA) VB
B 107 Ebersdorf (B 169) - Stdverbund Chemnitz (S 236) VB
1. BA Sudverbund Chemnitz (S 236) - B 173 VB
2. BAB 173 - Ebersdorf (B 169) VB
B 156 Ortsumgehung Malschwitz/Niedergurig / MaleSecy/Delnja Hérka VB
B 169 B 6 - Salbitz VB
B 169 Ortsumgehung Goéltzschtal VB
B 172 Ortsumgehung Pirna 3. BA VB
B173 Verlegung in Floha VB
B 178 A 4 - S 112 (Nostitz/Nosadicy) VB
B 178 Niederoderwitz - Zittau VB
B 180 Ortsumgehung Thalheim WB*
B 181 A 9 - Stadtgrenze Leipzig VB
B2 Ortsumgehung Krostitz/Krensitz WB

Fur folgende StaatsstralRenneubauvorhaben werden in Karte 4 Trassen Neubau festgelegt:

StraBe Projektbezeichnung

S 38 Ortsumgehung Wermsdorf (S 38)

S 84 Neubau Niederwartha-Meien BA 2.2 (Knotenpunkt Naundorfer StraBe bis S 82)
S 84 Neubau Niederwartha-MeiSen 3. BA

S94 Ortsumgehung Bernsdorf

S95 Ortsumgehung Kamenz/Kamjenc (Stdspange)/S 100

S 106 Ortsumgehung Bautzen/Budysin Sidumgehung, 2. BA
S111 Studwestumgehung Gorlitz/Zhorjelc 1. BA, B 6 - S 111
S111 Sudwestumgehung Gorlitz/Zhorjelc 2. BA, (OU Kunnerwitz)
S 177 Ortsumgehung Winschendorf/Eschdorf

S 177 Verlegung sudlich GroBerkmannsdorf

S177 Radeberg - A 4

S 200 Ortsumgehung Mittweida

S 222 (B 101) Ortsumgehung Wolkenstein/Falkenbach

S 241 Ortsumgehung Niederfrohna

S 282 Ortsumgehung Kirchberg

S 288 Verlegung nordl. Glauchau

S 289 Verlegung Neukirchen

S 289 Verlegung nérdl. Werdau

S 289 Verlegung Fraureuth/Ruppertsgrin

S 298 Ortsumgehung Brockau

S 298 Ortsumgehung Kleingera

S 309 Ortsumgehung Posseck

zu Grundsatz 3.2.6
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Fur NeubaumalRnahmen des Bedarfsplanes fur Bundesfernstraen und des Landesverkehrsplanes, fir die
seitens der Fachplanung die Planungen erst noch weiter zu konkretisieren sind, werden Korridore

festgelegt.

Far folgende BundesstraRenneubauvorhaben werden in Karte 4 Korridore festgelegt:

StraRe Projektbezeichnung Bedarf
B 96 Verlegung Eibau - B 178 WB*

B 96n Lgr. SN/BB - Hoyerswerda/Wojerecy VB

B 97 Bernsdorf - Lauta wWB*

B 169 Salbitz - Débeln (A 14) WB*

B 96 GroR Sarchen/Wulke ZdZary - Kénigswartha/Rakecy WB

B 156 Uhyst/Delni Wujézd - Boxberg/Hamor WB

Fur folgende Staatsstrallenneubauvorhaben werden in Karte 4 Korridore festgelegt:

StraBBe Projektbezeichnung

S 142 Verlegung Querverbindung B 96 - S 148n
S 247 Verlegung westl. Lunzenau

S 247 Verlegung in Lunzenau

S 289 Verlegung Rémersgrin

Die in Karte 4 festgelegten Korridore sind bei allen raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen zu
bertcksichtigen.

Der Korridor flr die Abschnitte der B 87n wird entsprechend dem Regionalplan Westsachsen nachrichtlich
dargestellt. Die Abschnitte (B 87 Leipzig-Mitte [A14] - sudlich Eilenburg; stdlich Eilenburg - nérdlich
Eilenburg; nordlich Eilenburg - sudlich Torgau; stdlich Torgau - nérdlich Torgau) sind bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen ebenfalls zu bertcksichtigen.

In Karte 4 sind nachfolgende StraRenverlegungen, BahnUbergangsbeseitigungen und Ortsumgehungen
unter dem Begriff NeubaumaBnahmen zusammengefasst und symbolhaft festgelegt.

Diese NeubaumaRnahmen im Zuge von Bundes- beziehungsweise StaatsstralRen sind bei allen
raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen zu bertcksichtigen.

StraRe Projektbezeichnung Bedarf
B2 Ortsumgehung Bad Duben 2. BA WB*
B2 Ortsumgehung Krostitz/Hohenossig VB
B2 Ortsumgehung Groitzsch/Audigast WB*
B2 Ortsumgehung Schénwdélkau/Lindenhayn WB
B 6 Verlegung in Machern VB
B 6n Ortsumgehung Bad Duben W B*
B 6n Ortsumgehung Kossa/Gorschlitz und Pressel mit Verlegung WB*
B 6n Verlegung sw Torgau WB*
B 95 Ortsumgehung Thum/Ehrenfriedersdorf VB
B 98 Ortsumgehung Thiendorf VB
B 98 Ortsumgehung Schoénfeld VB
B 98 Ortsumgehung Wildenhain WB*
B 101 Ortsumgehung Lauter VB
B 101 Ortsumgehung Annaberg-Buchholz WB*
B 101 Ortsumgehung Schlettau W B*
B 101 Ortsumgehung Brand-Erbisdorf WB*
B 115 Ortsumgehung Krauschwitz/KruSwica, 1. BA VB
B 115 Ortsumgehung Krauschwitz/Kruswica, 2. BA VB
B 169 Ortsumgehung Lichtensee VB
B 169 Ortsumgehung Groditz VB
B173 Ortsumgehung Milsen VB
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B 173
B 173
B 173
B 173
B 174
B 174
B6

B 95
B 98
B 101
B 107
B 107
B 107
B 169
B 169
B 169
B 170
B171
B 171
B 173
B 175/B 180
B 175/B 180
B 175
B 182
B 182
B 282
B 282
B 282
B 283
B 97
B 156
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Ortsumgehung Bernsdorf
Teilortsumgehung Reichenbach
Ortsumgehung Oberlungwitz/Mittelbach
Ortsumgehung Oederan

Ortsumgehung GroRolbersdorf/Hohndorf
Ortsumgehung Marienberg/Reitzenhain
Ortsumgehung Kihren

Ortsumgehung Wiesa/Schonfeld
Ortsumgehung Glaubitz

Ortsumgehung Scheibenberg
Ortsumgehung Trebsen
Teilortsumgehung Colditz (mit Neubau Muldebricke)
A 4 - Ebersdorf (B 169)

Ortsumgehung Rossau/ Greifendorf
Ortsumgehung Schlema

Aue (Bahnhofsbriicke - S 222)
Ortsumgehung Dippoldiswalde - Altenberg
Teilortsumgehung Olbernhau
Ortsumgehung Z6blitz

Ortsumgehung Mohorn

Ortsumgehung Waldenburg, 2. BA
Ortsumgehung Waldenburg, 3. BA
Ortsumgehung Rochlitz

Ortsumgehung Strehla

Ortsumgehung Dommitzsch/Greudnitz, Worblitz, Proschwitz
Ortsumgehung Mehltheuer
Ortsumgehung Muhltroff

Ortsumgehung Syrau

Verlegung in Aue

Ortsumgehung Ottendorf-Okrilla (m. V AS Hermsdorf)
Ortsumgehung Bluno/Bluh

VB
VB
VB
WB*
VB
VB
WB
WB
WB
WB
WB
WB
VB
WB
WB
WB
WB
WB
WB
WB
WB*
WB
WB
WB
WB
WB
WB
WB
WB
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StraBe
S1
S11

S 25

S 32

S 36
S 65
S 80
S 84
S 88
S 88
591
S95
S 106
S121
S 127
S 129
S 177
5192
S 216
S 242
S 242
S 288
S 289
S 293n

S 293n

S 302
S 304
S 306

zu Ziel 3.2.7
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Projektbezeichnung

Ortsumgehung Grebehna

Verlegung / Bahnlbergang (BU) in Grimma
Ortsumgehung Beilrode

Ortsumgehung Lommatzsch, 1. BA, Teil 2 (Verbindung S 85 - S 32 6stlich
Lommatzsch)

Verlegung westl. Wilsdruff

Verlegung sudl. Groitzsch

Verlegung/Ausbau Weinbdhla

Neubau Niederwartha - MeilRen 4. BA

Ausbau Réderau mit Beseitigung des Bahniibergangs (BU)
Verlegung 6stlich Ninchritz bis S 40

Ortsumgehung Radeburg (Westumfahrung)
Ortsumgehung Pulsnitz

Slidumgehung Bautzen/BudysSin, 3. BA (B 96 bis B 6)
Verlegung westl. Rothenburg neu: BU-Beseitigung Horka
Zubringer Grenzubergang Deschka (D/PL)

Verlegung Wendisch Paulsdorf (BU-Beseitigung)
Ortsumgehung Seifersdorf

Ortsumgehung Grumbach

Neubau Olbernhau - BGr D/CZ

Verlegung Wistenbrand

Ortsumgehung Burgstadt/Taura

Verlegung zwischen S 289 und B 93 bei Waldsachsen
Ortsumgehung Gablenz

Neubau nordwestlich von Zwickau zwischen B 175 und B 93 Teilabschnitt 1: B 175 -
S 290

Neubau nordwestlich von Zwickau zwischen B 175 und B 93 Teilabschnitt 2: S 290
B 93

Ortsumgehung Schéneck
Ortsumgehung Grinbach
Verlegung in Bad Elster

Liegen fur die NeubaumaBnahmen gemall G 3.2.6 zum Zeitpunkt der Fortschreibung eines Regionalplanes
fortgeschrittene Planungen fur die Trassenwahl (Linienbestatigung; abgeschlossene Vorplanungen mit
Beteiligung Trager 6ffentlicher Belange; abgeschlossene Raumordnungsverfahren) vor, sind diese Trassen
raumordnerisch in dem jeweiligen Regionalplan grundsatzlich als Vorranggebiete festzulegen. Soweit die
fachplanerisch vorliegenden Planungsstande oder andere Grinde eine Sicherung als Vorranggebiete nicht
zulassen, sollen unter Berucksichtigung aller raumordnerischen Belange Vorbehaltsgebiete festgelegt

werden.

3.3 Uberregionale Eisenbahninfrastruktur, Transeuropiische Netze (TEN) und
Schienenpersonenfernverkehr

G 3.3.1

G 3.3.2

G 3.3.3

Der Schienenpersonenfernverkehr und der Schienengiterverkehr sollen so
entwickelt werden, dass Sachsen eine bestmoégliche Anbindung an das nationale
und an das europaische Eisenbahnnetz erhak. Engpasse im Eisenbahnnetz sollen
beseitigt werden. Bei Neu- und Ausbauvorhaben soll der Netzwirkung
besonderes Gewicht beigemessen werden.

Die Schienenverbindungen sollen mit den tlibrigen Verkehrstragern zu einem
integrierten Verkehrssystem verknipft werden.

Eisenbahnknoten sollen bedarfsgerecht so ausgebaut werden, dass sie zur
Erhohung der Leistungsfahigkeit des Eisenbahnnetzes beitragen. Dazu sollen die
in Karte 4 als Korridore festgelegten einzelnen Neubauabschnitte
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(Verbindungskurven) geplant und realisiert werden.

Z 3.3.4 Die NeubaumaBBnahmen auf der Strecke (Berlin) - Dresden - (Praha/Prag) sollen
innerhalb des in der Karte 4 festgelegten Korridors schnellstméglich verwirklicht
werden.

Z 3.3.5 Die Eisenbahninfrastruktur im Transeuropaischen Verkehrskorridor (Berlin) -
Dresden - (Praha/Prag - Wien/Budapest - Sudosteuropa) ist zur Verbesserung
der uberregionalen Erreichbarkeit Sachsens auf eine Geschwindigkeit von
mindestens 200 km/h aus- und abschnittsweise neu zu bauen. Die
Neubaustrecke Dresden - (Praha/Prag) durch das Erzgebirge ist fur
Mischverkehr (Personen- und Giiterverkehr) und eine Geschwindigkeit von
mindestens 200 km/h auszulegen.

Z 3.3.6 Der Aus- und abschnittsweise Neubau der Strecke Leipzig - Dresden als
wichtiges Bindeglied der sachsischen Oberzentren der Metropolregion
Mitteldeutschland ist schnellstmoglich fertig zu stellen.

Z 3.3.7 Die Sachsen-Franken-Magistrale (Karisruhe - Stuttgart - Nirnberg - Hof) - Plauen
- Leipzig beziehungsweise Plauen - Dresden ist durch geeignete Ausbau- und
NeubaumaBBnahmen so weiterzuentwickeln, dass sie den infrastrukturellen
Ansprichen hochwertiger Schienenpersonenfernverkehrsangebote, aber auch
denen des uberregionalen Schienengiiterverkehrs (insbesondere in Nord-Siid-
Richtung) geniigt. Dazu ist die Fertigstellung des City-Tunnels Leipzig
voranzutreiben sowie eine durchgangige Dreigleisigkeit im Abschnitt zwischen
Neukieritzsch und Leipzig sicherzustellen.

Z 3.3.8 Die Neubaustrecke (Erfurt) - Leipzig uber den Flughafen Leipzig/Halle ist als
wichtiges Bindeglied zu nahen Metropolregionen fertig zu stellen.

Z 3.3.9 Die Eisenbahnstrecke im Abschnitt Dresden - Gorlitz/Zhorjelc - Grenze D/PL (-
Kohlfurt [Wegliniec] - Breslau [Wrocfaw]) ist zu elektrifizieren und vorrangig fur
den Personennah- und -fernverkehr bedarfsgerecht auszubauen. Die
Eisenbahnstrecke Hoyerswerda/Wojerecy - Horka/Hoérka - Grenze D/PL (- Kohlfurt
[Wegliniec] - Breslau [Wroclaw]) (Niederschlesische Magistrale) ist zweigleisig
auszubauen und zu elektrifizieren. Die Niederschlesische Magistrale ist vorrangig
fir den Giterverkehr und den Schienenpersonenfernverkehr zu nutzen.

Z 3.3.10 Zur besseren Anbindung des ostsachsischen Raumes an die Bundeshauptstadt
Berlin und das Oberzentrum Cottbus/Chésebuz ist die Eisenbahnstrecke
(Cottbus/Chésebuz) - Gérlitz/Zhorjelc bedarfsgerecht auszubauen und zu
elektrifizieren.

Z 3.3.11 Die Eisenbahnstrecke zwischen den Oberzentren Chemnitz und Leipzig sowohl
uber Borna als auch liber Bad Lausick ist bedarfsgerecht weiter auszubauen und
zu elektrifizieren, sodass diese neben hochwertigen Angeboten des
Schienenpersonennahverkehrs auch Schienenpersonenfernverkehr und weiteren
Guterverkehr aufnehmen kann.

Z 3.3.12 Die Ertiichtigung des sachsischen Abschnittes der ,,Mitte-Deutschland-
Verbindung” (Paderborn - Erfurt - Gera) Meerane - Glauchau - Chemnitz ist
fertigzustellen.

Z 3.3.13 Die Eisenbahnstrecke zwischen Plauen, Bad Brambach und der Grenze D/CZ (-
Vojtanov - Cheb) ist zu elektrifizieren und durchgangig zweigleisig auszubauen.

Z 3.3.14 Die Eisenbahnstrecken Chemnitz - Riesa - (Falkenberg/Elsterwerda) sowie Leipzig
- Torgau - (Falkenberg - Cottbus/Chésebuz) sind insbesondere fir die
Anforderungen des Schienenguterverkehrs zu ertiichtigen.

Begriindung zu 3.3 Uberregionale Eisenbahninfrastruktur, Transeuropéaische Netze (TEN) und
Schienenpersonenfernverkehr

zu Grundsatz 3.3.1 und Grundsatz 3.3.2

Der Landesentwicklungsplan trifft Aussagen zu den Entwicklungserfordernissen der
Eisenbahninfrastruktur im Freistaat Sachsen. Diese konzentrieren sich auf landesweit erforderliche
AusbaumalBinahmen. Die Anforderungen an das Eisenbahnnetz Sachsens werden mit der wirtschaftlichen
Entwicklung im Freistaat und mit der europaischen Integration weiter zunehmen. Der Ausbaustandard des
sachsischen Schienennetzes weist im nationalen Vergleich noch erhebliche Defizite auf. Es ist deshalb
nétig, das Eisenbahnnetz zum Bestandteil des integrierten Verkehrssystems in Sachsen fortzuentwickeln.
Durch die geplanten Aus- und Neubauvorhaben wird eine optimale Einbindung Sachsens in das deutsche
und europaische Eisenbahnnetz angestrebt.
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zu Grundsatz 3.3.3

Erganzend zu Streckenaus- und -neubauvorhaben kommt auch dem bedarfsgerechten Ausbau der
Eisenbahnknoten, insbesondere Leipzig, Dresden, Chemnitz und Zwickau als Oberzentren der
Metropolregion Mitteldeutschland, eine erhebliche Bedeutung zu. Leistungsfahige Knoten mit flexiblen
Fahrmoglichkeiten ohne Fahrtrichtungswechsel sind die Voraussetzung daflr, dass die Kapazitat der
einzelnen Zulaufstrecken auch optimal genutzt werden kann. Zur Sicherstellung der langfristigen
Verkehrsbedurfnisse sind im Eisenbahnknoten Zwickau die ,Dennheritzer Kurve” als Verbindung zwischen
der Sachsen-Franken-Magistrale und der Mitte-Deutschland-Verbindung sowie im Knoten Leipzig die
,Nordkurve” als Verbindung der Schnellfahrstrecken Berlin - Leipzig und Leipzig - Erfurt raumordnerisch
zu sichern. Die ,Dennheritzer Kurve" kann dabei insbesondere den Erfordernissen des
Schienenguterverkehrs sowie der Fernverkehrsanbindung Sudwestsachsens dienen, die Nordkurve dem
Schienenpersonenfernverkehr.

zu Ziel 3.3.4 und Ziel 3.3.5

Die Eisenbahnstrecke Berlin - Dresden - Bad Schandau - Grenze D/CZ (- Praha/Prag) ist Bestandteil des
Transeuropaischen Verkehrsnetzes und insbesondere des Kernnetzes (ehemals TEN-Achse 22). Sie
entspricht gegenwartig nicht den infrastrukturellen Anforderungen an einen transeuropaischen
Verkehrsweg. Eine nennenswerte Steigerung der Reisegeschwindigkeit ist aus topografischen Griinden,
insbesondere sidlich von Dresden, nicht mdglich.

Mit einer Aus- und Neubaustrecke Berlin - Dresden - Grenze D/CZ (- Praha/Prag) sollen die heutigen
Reisezeiten um bis zu 50 Prozent verklirzt und gleichzeitig die Gberregionale Erreichbarkeit Sachsens
wesentlich verbessert werden.

Mit der Neubaustrecke Dresden - Praha/Prag wird zusatzlich eine deutliche Kapazitatserhdhung fur den
Guterverkehr erreicht, was sich positiv auf die Nord-Sud-Verkehre speziell von und zu den deutschen
Nord- und Ostseehafen auswirkt. Zudem wird die Erreichbarkeit von Mittel- und Osteuropa verbessert. Fur
die Neubauabschnitte der Eisenbahnverbindung werden Korridore festgelegt. Stdlich von Dresden werden
dazu umfangreiche Tunnelbauwerke erforderlich werden. Die derzeitig dazu vorliegende Studie des SMWA
(Vorzugsvariante) hat die Basis fur die Nutzen-Kosten-Untersuchung gebildet, in der die Wirtschaftlichkeit
nachgewiesen wurde. Sie bildet gleichzeitig die Grundlage fur den in der Karte festgelegten Korridor.
Insbesondere im Hinblick des Ubergabepunktes zur Tschechischen Republik bleiben noch weitere
Feinabstimmungen erforderlich.

zu Ziel 3.3.6

Die Eisenbahnstrecke Leipzig - Dresden ist als Projekt Nummer 9 Bestandteil der Verkehrsprojekte
Deutsche Einheit. Nach vollstandigem Ausbau auch im Abschnitt Riesa - Dresden wird zwischen den
beiden groRten sachsischen Stadten eine weitere Verklrzung der Bahnreisezeit auf zirka 45 Minuten
madglich. Gleichzeitig verklrzt sich die Reisezeit zwischen dem Oberzentrum Dresden als dstlichem
Eckpunkt der Metropolregion Mitteldeutschland und der Metropolregion ,FrankfurtRheinMain“. Wesentliche
Bedeutung kommt dabei dem Abschnitt zwischen Béhla (Abzweig Kottewitz) und Dresden zu, da dieser
zugleich Bestandteil der Strecke zwischen Berlin und Dresden ist. Zwischen Béhla und Weinbdhla ist eine
Streckenbegradigung vorzusehen. Fir die Neubauabschnitte werden in Karte 4 Trassen festgelegt.

zu Ziel 3.3.7

Die Sachsen-Franken-Magistrale mit ihren beiden Asten verbindet den Verdichtungsraum
Chemnitz/Zwickau mit den Verdichtungsraumen Leipzig und Dresden, gleichzeitig aber auch die
sachsischen Verdichtungsraume mit den Wirtschafts- und Bevdlkerungszentren in Std- und
Sudwestdeutschland. Die Sachsen-Franken-Magistrale ist durch Sanierung, Neigetechnikertlichtigung und
eine durchgangige Elektrifizierung zu einer leistungs- und wettbewerbsfahigen Eisenbahnverbindung mit
attraktiven Reise- und Befdérderungszeiten gleichermafen fur die Bedurfnisse des Personen- als auch des
Guterverkehrs auszubauen. Eine weitere Verbesserung des Fernverkehrs zwischen Leipzig, Plauen und
dem Freistaat Bayern wird auch durch die Einbindung des City-Tunnels Leipzig erreicht. Im Zulauf auf den
Knoten Leipzig ist zwischen Gaschwitz und Neukieritzsch eine durchgangige Dreigleisigkeit herzustellen, da
dieser Abschnitt auch dem Verkehr zwischen Leipzig und Chemnitz via City-Tunnel dient.

zu Ziel 3.3.8

Die Neubaustrecke (Erfurt - Halle/)Leipzig ist als Projekt Nummer 8.2 Bestandteil der Verkehrsprojekte
Deutsche Einheit. Bisher ist die Teilstrecke zwischen der Landesgrenze bei Grébers, dem
Flughafenbahnhof Leipzig/Halle und Leipzig fertig gestellt. Neben den Streckenabschnitten in Thiringen
und Sachsen-Anhalt ist auch die Einbindung in den Knoten Leipzig noch zu vollenden. Die Neubaustrecke
(Erfurt - Halle/)Leipzig ermdglicht eine wesentliche Verkirzung der Reisezeiten zwischen den
Metropolregionen , FrankfurtRheinMain“ und , Mitteldeutschland”. Die Uberregionale Erreichbarkeit
Sachsens und Mitteldeutschlands wird mit der Realisierung der Neubaustrecke (Erfurt - Halle/)Leipzig
wesentlich verbessert. Die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit Nr. 8.2 und 9 ermdglichen nach ihrer
Fertigstellung auch eine deutliche Beschleunigung der Eisenbahnverbindung zwischen Dresden und Erfurt
beziehungsweise dem Rhein-Main-Gebiet. Eine zeitnahe Gesamtfertigstellung dieses Ost-West-Korridors ist
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anzustreben.

zu Ziel 3.3.9 und Ziel 3.3.10

Die beiden von Hoyerswerda/Wojerecy und Dresden in die Republik Polen fihrenden Strecken sind
Bestandteile des Abkommens vom 30. April 2003 zwischen Deutschland und der Republik Polen Uber die
Zusammenarbeit bei der Weiterentwicklung der Eisenbahnverbindungen Dresden - Breslau (Wroctaw)

(E 30/L-E30). Auch die gemeinsame Erklarung zwischen Deutschland und der Republik Polen vom

21. Juni 2011 Uber die gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit verweist hierauf. Der
Ausbauzustand beider Strecken ermdglicht derzeit weder akzeptable Reisegeschwindigkeiten flr den
Personenverkehr noch eine ausreichende Durchlassfahigkeit fir den Guterverkehr. Er entspricht
aullerdem nicht den Anforderungen an die Infrastruktur in einem paneuropaischen Korridor. Vor diesem
Hintergrund sind die Strecke Hoyerswerda/W ojerecy - Horka/Hérka - Grenze D/PL (- Kohlfurt [Wegliniec] -
Breslau [Wroctaw]) vorrangig fur den Guterverkehr und die Strecke Dresden - Gorlitz/Zhorjelc - Grenze
D/PL (- Gorlitz [Zgorzelec] - Kohlfurt [Wegliniec] - Breslau [Wroctaw]) vorrangig fur den Personenverkehr
auszubauen und zu elektrifizieren, wobei Streckengeschwindigkeiten von bis zu 160 km/h zu ermdglichen
sind. Die Eisenbahnstrecke (Berlin - Cottbus/Chdsebuz) - Gorlitz/Zhorjelc, die auf direktem Weg die
Bundeshauptstadt Berlin mit der Nieder- und Oberlausitz verbindet, ist bisher nur zwischen Berlin und
Cottbus/Chésebuz zeitgemaR ausgebaut und elektrifiziert. Mit dem Bundesverkehrswegeplan 2003 ist
bereits die Elektrifizierung zwischen Cottbus/Chésebuz und Gorlitz/Zhorjelc vorgesehen, die eine
Erganzung zu den ElektrifizierungsmaBnahmen Hoyerswerda/W ojerecy - Horka/Hérka - Grenze D/PL und
Dresden - Gorlitz/Zhorjelc - Grenze D/PL darstellen wirde.

zu Ziel 3.3.11

Mit dem weiteren, schrittweisen Ausbau und der durchgangigen Elektrifizierung der Strecke Chemnitz -
Leipzig wird die Entwicklung der Metropolregion Mitteldeutschland verkehrlich gesichert. Zugleich wird die
Region Chemnitz besser mit dem Verkehrsknoten Leipzig verbunden. Der zu betrachtende Ausbaukorridor
erfasst sowohl die bereits fur 160 km/h ertichtigte, 6stliche Strecke Uber Bad Lausick als auch die
westliche Verbindung Gber Borna und Neukieritzsch, die wiederum die direkte Fihrung von Zligen
zwischen Chemnitz und dem City-Tunnel Leipzig ermoglicht.

zu Ziel 3.3.12

Die , Mitte-Deutschland-Verbindung” ist die direkte Verbindung zwischen den Oberzentren Nordrhein-
Westfalens, den Oberzentren Kassel, Erfurt, Jena, Gera und den sachsischen Mittel- und Oberzentren
entlang der Sachsen-Franken-Magistrale. Durch Sanierung, Anpassungen fur Zuge mit Neigetechnik und
die durchgehende Elektrifizierung der Strecke zwischen Weimar und Chemnitz ist deren Infrastruktur auf
ein Niveau zu bringen, welches das Mindestniveau fur ein Teilstiick in einem Uberregionalen Korridor
erreicht.

zu Ziel 3.3.13

Als vergleichsweise kurzfristig verfligbare Kapazitatsreserve insbesondere flir die zunehmenden Nord-
Sud-Guterverkehre sind zur Entlastung der Elbtalstrecke und in Erganzung des Ausbaus der Sachsen-
Franken-Magistrale die Elektrifizierung und der durchgangig zweigleisige Ausbau der Eisenbahnstrecke
zwischen Plauen, Bad Brambach und Grenze D/CZ (- Vojtanov - Cheb) vorzusehen. Im zunehmenden
Nord-Siid-Giiterverkehr mit der Tschechischen Republik und dem éstlichen Osterreich (via Cheb) ist die
Relation Plauen - Cheb via Bad Brambach deutlich kiirzer als die denkbaren Alternativen via Hof - AS oder
via Hof - Marktredwitz - Schirnding, sie erfordert zudem keinen Fahrtrichtungswechsel.

zu Ziel 3.3.14

Die Eisenbahnstrecken Chemnitz - Riesa - (Falkenberg/Elsterwerda) sowie Leipzig - Torgau - (Falkenberg -
Cottbus/Chésebuz) sind insbesondere fir die Anforderungen des Schienenglterverkehrs zu ertiichtigen.
Diese stellen wesentliche Verbindungen der west- und sidwestsachsischen Industriezentren mit der flur
den Guterverkehr bedeutsamen Niederschlesischen Magistrale dar und weisen zudem eine hohe
Bedeutung als Guterverkehrs-Querverbindung zwischen der Niederschlesischen Magistrale und der
Sachsen-Franken-Magistrale auf. Sie entlasten dabei gleichermalRen den Knoten Dresden und zahlreiche fur
den schnellen Schienenpersonenfernverkehr bedeutsamen Eisenbahnstrecken.

3.4 Offentlicher Personennahverkehr und Regionale Eisenbahninfrastruktur

G3.4.1 Der gesamte Offentliche Personennahverkehr (OPNV) soll infrastrukturell und
organisatorisch weiterentwickelt werden. Dazu soll der OPNV mit den Netzen der
anderen Verkehrstrager zu einem integrierten Verkehrssystem verknupft
werden. Die Ubergangsstellen sollen entsprechend den Bediirfnissen von
Menschen mit Behinderung und mobilitatseingeschrankten Personen
ausgestaltet und stadtebaulich integriert werden.

G 3.4.2 Die Trassen der in Karte 4 gekennzeichneten Eisenbahnstrecken sollen fiir
verkehrliche Nutzungen freigehalten werden. Die Strecken des in Betrieb
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befindlichen regionalen und iiberregionalen Eisenbahnnetzes sollen im Falle einer
Streckenstilllegung fiir verkehrliche Nachnutzungen freigehalten werden.

Z3.4.3 Im Verdichtungsraum Leipzig/Halle ist in Abstimmung mit den benachbarten
Bundeslandern, insbesondere dem Land Sachsen-Anhalt und dem Freistaat
Thiiringen, ein mitteldeutsches S-Bahn-Netz einzurichten und als
landerubergreifendes Gesamtverkehrssystem zu einem qualitativ und tariflich
weitgehend einheitlichen und benutzerfreundlichen Nahverkehrssystem
bedarfsgerecht weiter zu entwickeln. Dieses landeribergreifende S-Bahn-System
soll neben dem City-Tunnel Leipzig unter Einbeziehung weiterer bestehender
SPNV-Angebote eine qualitativ hochwertige Anbindung der umliegenden
Mittelzentren Borna, Grimma, Dobeln, Wurzen, Oschatz, Torgau, Eilenburg,
Delitzsch, Schkeuditz und Markkleeberg sowie von Geithain an das Oberzentrum
Leipzig sicherstellen. In Abstimmung mit den benachbarten Bundeslandern gilt
dies auch fir die dortigen Mittelzentren. Die perspektivisch angestrebten
Verbindungsstrecken Leipzig-Stétteritz - Leipzig-Paunsdorf - Leipzig-Engelsdorf
sowie zwischen Leipzig Miltitzer Allee und Markranstadt sind als
Netzerganzungen durch die Trager der Regionalplanung raumordnerisch zu
sichern.

Z3.4.4 Im Verdichtungsraum Dresden ist das bestehende und in Ausbau befindliche S-
Bahn-System mit seinen , Kernstrecken* S1 Pirna - Dresden Hbf - Radebeul -
Coswig - MeiRen Triebischtal, S2 Pirna - Dresden Hbf - Dresden Flughafen und S3
Dresden Hbf - Tharandt zu einem qualitativ und tariflich weitgehend einheitlichen
und benutzerfreundlichen Nahverkehrssystem, das den gesamten
Verdichtungsraum umfasst, bedarfsgerecht weiter zu entwickeln. Dies umfasst
insbesondere die Integration der bestehenden SPNV-Angebote zwischen dem
Oberzentrum Dresden und dem Oberzentralen Stadteverbund Bautzen/BudysSin-
Gorlitz/Zhorjelc-Hoyerswerda/Wojerecy, den umgebenden Mittelzentren MeifSen,
Coswig, Radebeul, Radeberg, Freital, Pirna, Freiberg, Riesa, GroBenhain,
Kamenz/Kamjenc sowie dem Grundzentrum Bischofswerda. In Abstimmung mit
den zustandigen Stellen in der Tschechischen Republik gilt dies auch fir die
Verbindung zwischen Dresden und Usti nad Labem.

Z 3.4.5 Im Verflechtungsbereich des Oberzentrums Chemnitz sind Direktverbindungen
von und zur Innenstadt Chemnitz durch den Ausbau des StraRenbahn-
/Stadtbahn-Netzes und Teilen des Eisenbahn-Netzes (,,Chemnitzer Modell*)
bedarfsgerecht weiter zu entwickeln. Dies umfasst insbesondere die Integration
der bestehenden SPNV-Angebote zwischen dem Oberzentrum Chemnitz und
Oelsnitz/Erzgeb. (via Stollberg/Erzgeb.), Limbach-Oberfrohna, Burgstadt, Floha,
Hainichen, Débeln, Annaberg-Buchholz, Olbernhau, Mittweida und Thalheim. Die
hierzu erforderlichen Neubaustrecken sind durch die Trager der Regionalplanung
raumordnerisch zu sichern.

Z 3.4.6 An den regionalen und uberregionalen Eisenbahnstrecken sind geeignete
Zugangsstellen fiir den Schienengiiterverkehr vorzusehen. An den vom SPNV
mitgenutzten regionalen und iiberregionalen Strecken sind dariiber hinaus
entsprechend dem zu erschlieBenden Nachfragepotenzial Stationen einzurichten.

Z 3.4.7 Die regionalen Eisenbahnstrecken sind zu erhalten und bedarfsgerecht fur die
Belange des Schienenpersonennahverkehrs und des regionalen
Schienengiiterverkehrs, einschlieBlich der Trassenergianzung gemal Karte 4,
auszubauen. Die sachsischen Schmalspurbahnen sollen als Standortfaktor fiir
den Tourismus sowie zur bedarfsgerechten verkehrlichen ErschlieBung ihres
jeweiligen Einzugsgebietes erhalten werden.

Begriindung zu 3.4 OPNV und Regionale Eisenbahninfrastruktur

zu Grundsatz 3.4.1

Ziel des Landesentwicklungsplanes ist es, die Verkehrsinfrastruktur flr den schienengebundenen, den
strakengebundenen und sonstigen OPNV zu einem integrierten Verkehrssystem fortzuentwickeln, um eine
landesweite Versorgung der Bevélkerung sicherzustellen. Auch zu diesem Zweck wurden auf Basis des
Gesetzes (iber den 6ffentlichen Personennahverkehr im Freistaat Sachsen ( OPNVG) vom

14. Dezember 1995 (SachsGVBI. S. 412, 449), zuletzt geandert durch Artikel 36 des Gesetzes vom

27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 145), bereits kommunale Zweckverbanden gegrindet und zum Teill
sogar Verkehrskooperationen Landergrenzen uberschreitend eingerichtet.

Der OPNV soll als leistungsfahige, attraktive, fahrgast- und umweltfreundliche Verkehrsart entsprechend
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dem Bedarf ausgebaut werden. In der Vernetzung mit dem Bus binden die Strecken des regionalen
Eisenbahnverkehrs den landlichen Raum an die Verdichtungsraume an.

zu Grundsatz 3.4.2

Mit der weiteren Freihaltung von bereits stillgelegten, in der Karte 4 als Vorbehaltsgebiete festgelegten
Eisenbahnstrecken flr eine verkehrliche Nachnutzung soll eine eventuelle Wiederaufnahme von
Eisenbahnverkehr auf vorhandenen Trassen ermdglicht werden. Damit kénnten die gegebenenfalls
notwendigen Eingriffe in Umwelt und Bebauung weitestgehend reduziert werden. Dies gilt nicht nur fir
eine Perspektive im Personenverkehr, sondern insbesondere auch fur eventuellen Schienengtterverkehr.
Grundsatzlich wirden die freigehaltenen Trassen, sofern diese von den Bahnbetriebszwecken freigestellt
werden (§ 23 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes [ AEG] vom 27. Dezember 1993 [BGBI. | S. 2378, 2396;
1994 | S. 2439], das zuletzt durch Artikel 5 Abs. 4 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 [BGBI. I S. 1738,
1748]) geandert worden ist, auch eine Nachnutzung durch andere Verkehrstrager, zum Beispiel fur
Radwege, erlauben. Fir noch in Betrieb befindliche Strecken soll im Falle einer Streckenstillegung nach § 11
AEG die Trasse ebenfalls fur eine verkehrliche Nachnutzung freigehalten werden.

zu Ziel 3.4.3 und Ziel 3.4.4

Die Ausdehnung der Verdichtungsraume Leipzig und Dresden sowie die sich daraus ergebenden
intensiven Verflechtungsbeziehungen - insbesondere die starken Pendlerstréme zwischen den
Oberzentren und den ubrigen Verdichtungsraumen - erfordern leistungsfahige Schienenverbindungen. Die
gemal standardisierter Bewertung entwickelten und sukzessive umgesetzten beziehungsweise in
Umsetzung befindlichen S-Bahn-Systeme mit ihren , Kernstlcken” City-Tunnel Leipzig und S-Bahn-Strecke
Pirna - Dresden - MeiRen Triebischtal zeichnen sich durch die dichte Zugfolge im Taktfahrplan, die
Massenleistungsfahigkeit der Fahrzeuge sowie hohe Reisegeschwindigkeit und Pilnktlichkeit aus. Infolge
der zunehmenden Ausdehnung der Verdichtungsraume, der engen tariflichen und fahrplanerischen
Verknupfung sowie im Sinne des integrierten Ansatzes kénnen die eigentlichen S-Bahn-Systeme nicht
mehr nur als isolierte Teilsysteme betrachten werden, sondern sind auch insbesondere mit dem
Uberregionalen SPNV zu verknUpfen. Dies dient nicht zuletzt auch einem weitgehend einheitlichen
Erscheinungsbild des SPNV im jeweiligen Verdichtungsraum einschlieBlich aller die Oberzentren jeweils
umgebenden Mittelzentren. Dies erfordert eine gesamtheitliche Betrachtung des auf den jeweiligen
Verdichtungsraum zulaufenden SPNV, auch wenn deswegen nicht zwangslaufig auch auf allen genannten
Relationen ein Produkt mit dem Namen S-Bahn verkehrt. Gerade auch das im Bau- und
Finanzierungsvertrag zum Projekt City-Tunnel Leipzig vereinbarte Betriebsprogramm sowie die engen und
vielfaltigen Verknupfungen im Verdichtungsraum Leipzig/Halle erfordern dabei zunehmend den Blick auf ein
gesamtheitliches, leistungsfahiges und Landesgrenzen lberschreitendes Mitteldeutsches S-Bahn-Netz. Die
perspektivisch erforderlich werdenden Netzerganzungen sind in Abhangigkeit der Konkretisierung der
Planung durch die Trager der Regionalplanung raumordnerisch zu sichern.

In Analogie zur Herangehensweise im mitteldeutschen Verdichtungsraum Leipzig/Halle sind auch im
Verdichtungsraum Dresden die umgebenden Mittelzentren und der Oberzentrale Stadteverbund
Bautzen/Budysin-Gorlitz/Zhorjelc-Hoyerswerda/W ojerecy in die W eiterentwicklung des S-Bahn-Systems
einzubeziehen. In Abstimmung mit den zustandigen Stellen in der Tschechischen Republik gilt dies auch fur
die grenziiberschreitende Verbindung im Zuge des bevélkerungsreichen Elbtals bis Usti nad Labem.

zu Ziel 3.4.5

FUr den Verflechtungsbereich des Oberzentrums Chemnitz wird ein sich erganzendes Eisenbahn-
/StraBenbahn-/Stadtbahn-Netz nach der Karlsruher Praxis als ,Chemnitzer Modell“ weiterentwickelt. Dieses
Modell integriert Stadtbahnverkehr, S-Bahn-ahnlichen Verkehr und SPNV. Die besonderen
infrastrukturellen Gegebenheiten des Schienennetzes im Raum Chemnitz sowie die einheitliche Spurweite
von Eisenbahn und Chemnitzer StraRenbahn gestatten die Verknlpfung der Netze. Dadurch entstehen
leistungsfahige und schnelle Direktverbindungen zwischen Umland und Innenstadt. Damit ist der OPNV in
der Lage, die starken Pendlerstrome aufzunehmen und die Innenstadt Chemnitz vom motorisierten
Individualverkehr zu entlasten. Einzelne erforderliche kurze Neubaustrecken sind durch die Trager der
Regionalplanung zu sichern, soweit sich diese in ihrer Planungsreife konkretisieren.

zu Ziel 3.4.6

Der SPNV auf den Uberregionalen Eisenbahnstrecken kann seine ErschlieBungsfunktion nur erflllen, wenn
entsprechend dem Nachfragepotenzial Zugangsstellen vorgesehen werden. Dies gilt auch fur den
Guterverkehr.

zu Ziel 3.4.7

Die regionalen Eisenbahnstrecken sollen wegen ihrer Bedeutung als bestehende beziehungsweise
potenzielle Netzerganzungsstrecken gesichert werden.

Sie kdnnen in Abhangigkeit des perspektivischen Bedarfs ausgebaut werden. Bei der erforderlichen
Trassenerganzung handelt es sich um das kurze Verbindungsstiick Sebnitz - Dolni Poustevna. Im Ubrigen
dienen diese Strecken in wesentlichen Abschnitten auch dem regionalen SchienengUterverkehr und weisen
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eine hohe Bedeutung zur FlachenerschlieBung auf.
Die sachsischen Schmalspurbahnen sind ein regional bedeutsamer touristischer Standortfaktor und dienen
auch der verkehrlichen ErschlieBung ihres jeweiligen Einzugsgebietes.

3.5 Luftverkehr

Z 3.5.1 Der Verkehrsflughafen Leipzig/Halle ist fur den interkontinentalen Luftverkehr
bedarfsgerecht weiter zu entwickein.

Z 3.5.2 Der Verkehrsflughafen Dresden ist bedarfsgerecht weiter zu entwickeln.

G 3.5.3 Die regionalen und lokalen Verkehrslandeplatze, die Sonderlandeplatze sowie die
Segelfluggelande sollen fiir die allgemeine Luftfahrt und den Luftsport sowie zur
ErschlieBung der Regionen erhalten bleiben.

Begrundung zu 3.5 Luftverkehr

zu Ziel 3.5.1

Zur weiteren Entwicklung des Verkehrsflughafens Leipzig/Halle sind die Betriebsflachen und
Abfertigungseinrichtungen bedarfsgerecht bereitzustellen. Bei einem Wachstum im Passagierverkehr oder
durch eine Zunahme des Luftfrachtverkehrs werden gegebenenfalls strukturelle Anpassungen und
Erweiterungen im Umfeld des bestehenden Terminals erforderlich. Der Flughafen verfligt Uber einen
Bahnhof, an dem Regional- und Fernzige verkehren. Der Flughafen soll in das Uberregionale ICE-Netz
integriert werden. AuBerdem wird der Flughafen Leipzig/Halle kiinftig in das mitteldeutsche S-Bahn-Netz
einbezogen.

Der Flughafen Leipzig/Halle soll sich zu einem europaischen Frachtdrehkreuz entwickeln. Fir den
Frachtverkehr sind die Planungen so ausgelegt, dass circa 1,75 Milionen t pro Jahr umgeschlagen werden
kdnnen. Daflr sind beispielsweise Rollbbahnen, Vorfelder und Abfertigungseinrichtungen bedarfsgerecht
bereitzustellen. DartUber hinaus soll Luftfracht auf die Schiene verlagert (Air Cargo Express) und
Leipzig/Halle mit anderen Flughafen besser vernetzt werden.

zu Ziel 3.5.2

Der Verkehrsflughafen Dresden bleibt ein Mittelstreckenflughafen. Dementsprechend reichen die
vorhandenen Kapazitaten aus, um die erwartete Nachfrage zu bedienen. Die Schienen- und
StraBenanbindung ist ausreichend dimensioniert. Unter einer bedarfsgerechten Weiterentwicklung ist bei
Erreichen der Kapazitatsgrenze (3,5 Milionen Passagiere pro Jahr) gegebenenfalls auch die Nutzung von
Kapazitatsreserven bei der Schienenanbindung zu verstehen, die durch Anpassung der Taktfrequenz
ausgeschopft werden kénnen.

zu Grundsatz 3.5.3

Regionale und lokale Verkehrslandeplatze, Sonderlandeplatze sowie Segelfluggelande erfillen wichtige
Funktionen fUr die regionale ErschlieBung, die auch fur die wirtschaftliche Entwicklung férderlich sind,
sowie fUr den Luftsport.

3.6 Binnenschifffahrt

Z 3.6.1 Die Elbe ist fiir die Binnenschifffahrt so zu unterhalten, dass bei mittlerem
Niedrigwasser sowie abschnittsweise eingeschrankter Fahrrinnenbreite von
Dresden stromabwarts eine Fahrrinnentiefe von 1,60 m und stromaufwarts
von 1,50 m zur Verfiigung steht.

Z 3.6.2 Die Hafen in Riesa, Dresden und Torgau sind, auch in ihrer Funktion als
Schnittstelle zwischen der Binnenschifffahrt und den Verkehrstragern StraRe
und Schiene, in ihrem Bestand zu sichern und bedarfsgerecht weiter zu
entwickeln.

Z 3.6.3 Im Hafen Riesa ist ein neues Terminal fiir den kombinierten Verkehr zu bauen.

Z 3.6.4 Der Hafen Dresden ist fur den Projektladungsverkehr, fir den Umschlag von
Massen- und Stiickgitern sowie den Containerverkehr bedarfsgerecht weiter zu
entwickeln.

Begrindung zu 3.6 Binnenschifffahrt

zu Ziel 3.6.1

Die Elbe ist eine Bundeswasserstralle und Bestandteil des TEN-Kernnetzes. Sie verbindet den Freistaat
Sachsen mit der Tschechischen Republik und den deutschen Hafen an der Nordsee. Die Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes hat in Sachsen hinsichtlich der Fahrrinnentiefe wasserbaulich ihr
Entwicklungsziel erreicht und sichert dieses mittels Reparatur- und Unterhaltungsmafinahmen. Es wird
angestrebt, dass die Fahrrinnentiefe von Dresden von 1,60 m stromabwarts und 1,50 m stromaufwarts
an durchschnittlich 345 Tagen pro Jahr zur Verfligung steht. Fir die UnterhaltungsmaRnahmen wurden
vom BMVBS in Abstimmung mit dem BMU ,,Grundsatze fur das Fachkonzept der Unterhaltung der Elbe
zwischen Tschechien und Geesthacht mit Erlauterungen” (2005) aufgestellt.
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MaBnahmen zur Erhaltung der Schifffahrtsbedingungen sollen unter Beachtung 6kologischer und
wasserwirtschaftlicher Funktionen erfolgen. Der Bau von Staustufen ist nicht vorgesehen (siehe
Ziel 4.1.2.2).

zu Ziel 3.6.2, Ziel 3.6.3 und Ziel 3.6.4

Die Hafen Dresden, Riesa und Torgau mit einer Vielzahl angesiedelter Unternehmen sind auch Dienstleister
fur die private Wirtschaft, insbesondere flr den Logistiksektor. Sie bieten erschlossene Gewerbe- und
Industrieflachen mit trimodaler Anbindung und dienen auch der Wirtschaftsférderung Sachsens. Die
Binnenhafen haben aulBerdem eine wichtige Bedeutung als Schnittstelle fiir den Gluterumschlag zu den
Verkehrstragern Schiene und Stral3e. Eine Verlagerung von Guterfernverkehren zu dem besonders
energiesparenden, umweltvertraglichen und kostenginstigen Verkehrstrager Binnenschiff mindert
potenzielle Klima- und Umweltwirkungen des Guterverkehrs.

Die vorhandenen Terminalkapazitadten in Riesa sind ausgelastet und kdnnen nicht erweitert werden. Daher
soll ein neues Terminal fir den kombinierten Verkehr am Sudufer des Hafens entstehen. Fir den Hafen in
Torgau stehen bestandssichernde Malnahmen im Vordergrund.

Der Projektladungsverkehr ist ebenfalls ein Zukunftsgeschaftsfeld, zu dessen Entwicklung StralRen und
Schienenprojekte im Hafen Dresden und dessen Umfeld umzusetzen sind. Der Hafen in Dresden soll auch
das Potenzial aus dem eingerichteten Containerliniendienst via Binnenschiff von Hamburg bis in die
Tschechische Republik ausschépfen und an diesem wachsenden Geschaftsfeld partizipieren kdnnen.

3.7 Giluterverkehr

G 3.7.1 Guterfernverkehre sollen mittels Terminals fir den kombinierten Verkehr von
der StraBRe auf den Verkehrstrager Schiene verlagert werden. Giiternahverkehre
sollen durch Ausnutzung alternativer Verkehrstrager und innovativer
Technologien méglichst umwelt- und stadtvertraglich erfolgen.

Z 3.7.2 Die Giterverkehrszentren (GVZ) Leipzig, Dresden und Siidwestsachsen sind
bedarfsgerecht zu entwickeln.

Z 3.7.3 Die Terminals fir den kombinierten Verkehr sind bedarfsgerecht auszubauen.

G 3.7.4 Die bestehenden Zugangsstellen zum Schienengiterverkehr sollen erhalten
werden.

Begrindung zu 3.7 Glterverkehr

zu Grundsatz 3.7.1

Dem Anstieg des Guterverkehrs ist auch durch eine Verlagerung des Gulterverkehrs auf den
umweltfreundlicheren Verkehrstrager Schiene zu begegnen. Dazu sind Terminals fur den kombinierten
Verkehr erforderlich. Insbesondere die Glterfernverkehre eignen sich systembedingt besonders flr eine
Verlagerung auf den Verkehrstrager Schiene und gegebenenfalls das Binnenschiff. Eine Verlagerung
mindert insbesondere auch potenzielle Klima- und Umweltwirkungen des Guterverkehrs. Im Nahverkehr
kdnnen insbesondere durch alternative Verkehrstrager (zum Beispiel Glterstraenbahn) und innovative
Technologien (Elektromobilitat) umwelt- und stadtvertragliche Wirtschaftsverkehre geférdert werden.
Unter stadtvertraglichen Wirtschaftsverkehr wird insbesondere ein auf Emissionsreduktion ausgerichteter
und auf Hauptverkehrsachsen geblindelter Verkehr verstanden, welcher auch stadtebauliche Aspekte
bertcksichtigt.

zu Ziel 3.7.2

Die Guterverkehrszentren (GVZ) in Sachsen sind Dienstleister flr die private Wirtschaft und hier
insbesondere flr den Logistiksektor. Sie erschlieBen und entwickeln Gewerbeflachen, erarbeiten
Vermarktungsmodelle, bieten Beratungs- und Finanzierungsservices sowie die Projektsteuerung an und
dienen damit auch der Wirtschaftsférderung. Die Guterverkehrszentren sind Konzentrationspunkte der
Guterverkehrsstréome hinsichtlich Bliindelung, Umschlag und Verteilung sowie neuer Lager- und
Umschlagstechnologien.

zu Ziel 3.7.3

Derzeit haben die Terminals flr den kombinierten Verkehr in den GVZ jeweils folgende Kapazitaten: Leipzig
160 000 TEU (twenty foot equivalent unit), Dresden 90 000 TEU und Glauchau 30 000 TEU. Die
Umschlagszahlen betrugen im Jahr 2011 circa 144 000 TEU in Leipzig und circa 40 000 TEU in Dresden.
Das Terminal in Glauchau ging am 12. Oktober 2010 in Betrieb. Die ersten Ergebnisse und Prognosen
zeigen, dass das Terminal an seine Kapazitatsgrenze gelangt. Um eine bedarfsgerechte Entwicklung des
kombinierten Verkehres in Sidwestsachsen zu gewahrleisten, ist mittelfristig ein weiterer Standort in
Sudwestsachsen zu prifen.

zu Grundsatz 3.7.4

Sachsen verfugt Uber eine relativ hohe Anzahl von Zugangsstellen (Betriebsstellen, Gleisanschliisse und
offentliche Ladestellen) zum Schienenglterverkehr. Diese ermdglichen auch den Zugang zu den
europaischen Guterverkehrskorridoren und tragen zur Verlagerung von Guterverkehr auf den
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Verkehrstrager Schiene bei. Der Erhalt der Zugangsstellen fir den nicht Uber die KV-Terminals
abzuwickelnden Schienengiterverkehr (Ganzzluge, Wagengruppen und Wagenladungen) ist daher
anzustreben. Durch logistische Dienstleistungen unter Nutzung der Eisenbahn kann darUber hinaus auch
fur Unternehmen ohne Gleisanschluss der Zugang zu den europaischen Guterverkehrskorridoren
gewahrleistet werden.

3.8 Fahrrad- und FuBgangerverkehr

G 3.8.1 Die Entwicklung eines landesweiten zusammenhangenden Radverkehrsnetzes soll
auf Grundlage der Radverkehrskonzeption fiir den Freistaat Sachsen unterstiitzt
werden. Dabei sollen die Anforderungen des Alktagsradverkehrs, des
Schiilerradverkehrs und des Radtourismus bericksichtigt werden. In den
Regionalplanen sollen die Radfernwege und regionalen Hauptradrouten unter
Beriicksichtigung der Radverkehrskonzeption fiir den Freistaat Sachsen in
geeigneter Form raumordnerisch gesichert werden.

Z 3.8.2 In die Radverkehrsnetze sind geeignete vorhandene forst- und
landwirtschaftliche Wege und offentliche StraBen mit geringer Verkehrsstarke
einzubeziehen. Sofern die Verkehrsstarke oder ein besonderes
Sicherheitsbedirfnis dies erfordern, sind Radverkehrsanlagen mit jeweils
passender Fiuhrungsform vorzusehen.

Z 3.8.3 Die Sicherheit des FuBgangerverkehrs ist durch die Bereitstellung von
zusammenhdngenden, sicheren und barrierefreien FuBwegenetzen zu
gewahrleisten. An StraBBen mit besonders hoher Verkehrsstarke sind bei Bedarf
zur sicheren Gewahrleistung querender FuBwegbeziehungen entsprechende
bauliche Anlagen zu errichten.

Z 3.8.4 Zur Integration von Menschen mit Behinderung und mobilitatseingeschrankter
Personen soll gewahrleistet werden, dass sie die 6ffentlichen Verkehrsraume
weitgehend ohne fremde Hilfe erreichen.

G 3.8.5 Zur Forderung des Radverkehrs sollen Fahrradabstellanlagen an offentlichen
Einrichtungen - einschlieRlich der Stationen und Haltestellen des OPNV -
eingerichtet werden. Die Mitnahmemaoglichkeiten von Fahrradern in
Verkehrsmitteln des OPNV und der Eisenbahn sollen unter Beriicksichtigung der
Sicherheitsbediirfnisse aller Fahrgaste weiter verbessert werden.

G 3.8.6 In den Regionen sollen durch Ausweisung, Bau und Beschilderung von vernetzten
Radverkehrsverbindungen die Entwicklungsbedingungen fiir den Allitags- und
Schiilerradverkehr verbessert werden. Dabei sollen auch bislang nicht
ausreichend aufgegriffene Handlungsfelder, wie insbesondere die
Elektromobilitat, beriicksichtigt werden.

Z 3.8.7 Die Radfernwege

- D 10 - Elberadweg,

- Mulderadweg,

- Spreeradweg,

- D 12 - Oder-NeiRe-Radweg,

- Zschopautalradweg,

- Radfernweg Sachsische Mittelgebirge,

- Sachsische Stadteroute,

- Elsterradweg,

- Froschradweg,

- D 4 - Mittellandroute

sind zu erhalten, zu entwickeln beziehungsweise auszubauen.
Begrindung zu 3.8 Fahrrad- und Fuligangerverkehr
zu Grundsatz 3.8.1, Grundsatz 3.8.5 und Grundsatz 3.8.6 und zu Ziel 3.8.2, Ziel 3.8.3 und Ziel 3.8.4
Der Fahrrad- und FuBgangerverkehr sind wichtige Bestandteile einer nachhaltigen Mobilitat. In den letzten
Jahren nehmen sowohl der Alltagsradverkehr als auch der touristische Radverkehr einen steigenden Anteil
am Verkehrsgeschehen ein. Das Fahrrad ist damit wichtiger Teil eines integrierten Verkehrssystems. Die
Nutzung des Fahrrads ist preisguinstig, fordert die Gesundheit und tragt zur Reduzierung von Feinstaub-
und Schadstoffbelastungen bei. Bestehende Hemmnisse flr eine starkere Fahrradnutzung sind daher

systematisch abzubauen.
Die Radverkehrskonzeption 2005 bildet die Grundlage zur Férderung des Radverkehrs im Rahmen einer
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integrierten Verkehrspolitik und soll fortgeschrieben werden. Generell ist die jeweils aktuelle Fassung der
Radverkehrskonzeption zur Entwicklung des landesweiten zusammenhangenden Radverkehrsnetzes zu
Grunde zu legen. Radfernwege, Regionale Hauptradrouten und sonstige Strecken des SachsenNetz Rad
sollen durch die Regionalplanung in geeigneter Form durch Festlegungen gesichert werden. Erganzend
kédnnen hierbei die Radverkehrskonzeptionen der Landkreise berlcksichtigt werden.

Es besteht - insbesondere in den Verdichtungsraumen - weiter ein Verlagerungspotenzial auf den
Verkehrstrager Fahrrad. Zur Férderung dieses umweltfreundlichen Verkehrsmittels sollen durch die
Ausweisung, den Bau und die Beschilderung Radwege geschaffen werden.

Die Einbeziehung bestehender Wege und Stralen tragt zur 6konomischen Erweiterung des
Radverkehrsnetzes und zur Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme bei. Bei entsprechender
Eignung kénnen auch stillgelegte und von Bahnbetriebszwecken freigestellte Eisenbahnstrecken (§ 23
AEG) mit einbezogen werden (siehe auch Grundsatz 3.4.2). Insbesondere soll den Belangen der
Verkehrssicherheit besondere Aufmerksamkeit zukommen. Im Sinne einer Netzerganzung sollen die
Radwege fur den Alltagsverkehr mit den touristisch orientierten Hauptradrouten abgestimmt werden.
Neben den Radwegenetzen sind fur die Fahrradnutzung die vorhandenen Abstellmdglichkeiten von groBer
Bedeutung. Dies betrifft vor allem Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen, Sport- und Freizeitstatten,
Einzelhandelseinrichtungen sowie Eisenbahnstationen, insbesondere S-Bahn-Stationen und geeignete
Haltestellen des (ibrigen OPNV. Insbesondere auch fir das Handlungsfeld Elektromobilitdt werden diese
Einrichtungen und Stationen kiinftig eine tragende Rolle haben. Ebenso steigert die Mithahmemaglichkeit
von Fahrradern in den Verkehrsmitteln des OPNV und der Eisenbahn die Attraktivitit der
Fahrradbenutzung.

Die Gewahrleistung zusammenhangender, sicherer und barrierefreier FuBwegeverbindungen ist ein
wichtiges Element der Daseinsvorsorge und tragt wesentlich zur Lebensqualitdt in den Stadten bei.
Mobilitat ist ein Burgerrecht, welches selbstverstandlich auch fur Menschen mit Behinderung und
mobilitdtseingeschrankte Personen gilt. Um hier einen diskriminierungsfreien Zugang zu ermaéglichen, ist
es notwendig, dass dieser Personenkreis die 6ffentlichen Verkehrsraume ohne fremde Hilfe erreichen
kann. Hierzu sind im Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel geeignete technische und
organisatorische MaBnahmen vorzusehen.

zu Ziel 3.8.7

Der Fahrradtourismus ist ein seit Jahren stetig wachsender Bereich im deutschen Tourismus und damit
auch ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Ferienreisen mit dem Fahrrad von Ort zu Ort haben besonders
bei Familien und Erholungssuchenden an Beliebtheit gewonnen.

Die Radfernwege bilden gemeinsam mit den Regionalen Hauptradrouten und den sonstigen Strecken das
SachsenNetz Rad. Radfernwege sind Teil des europaischen Radfernwegenetzes. Sie tragen dazu bei, die
Regionen Sachsens und ihre fremdenverkehrsrelevanten Teilrdaume deutschland- und europaweit bekannt
zu machen.

4 Freiraumentwicklung

4.1 Freiraumschutz

4.1.35chutz und Entwicklung von Natur und Landschaft

Karte: In Karte 5 sind die unzerschnittenen verkehrsarmen Raume (UZVR) differenziert in

- UZVR mit einer besonders hohen W ertigkeit fur den Arten- und Biotopschutz sowie die
landschaftsbezogene Erholung und

- sonstige UZVR
festgelegt.

G 4.1.1.1 Die unzerschnittenen verkehrsarmen Raume sollen in ihrer Bedeutung fiir den
Arten- und Biotopschutz, den Biotopverbund, den Wasserhaushalt, die
landschaftsbezogene Erholung sowie als klimatischer Ausgleichsraum erhalten
und vor Zerschneidung bewahrt werden. In angrenzenden Bereichen sollen nicht
mehr benétigte, zerschneidend wirkende Elemente zuriickgebaut werden.

Z 4.1.1.2 Fur die festgelegten ,,Unzerschnittenen verkehrsarmen Raume mit einer
besonders hohen Wertigkeit fiir den Arten- und Biotopschutz sowie die
landschaftsbezogene Erholung” ist eine Zerschneidung durch

- StraBen mit einem prognostizierten Verkehrsaufkommen von mehr
als 1 000 Kfz pro Tag,

- zweigleisige Bahnstrecken und eingleisig elektrifizierte,

- Flughdafen,

- grofBflichigen Siedlungsneubau im AuBBenbereich

nur dann zuldssig, wenn es sich um ein tiberregional bedeutsames Vorhaben
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handelt und eine raumvertragliche Variante auBerhalb der unzerschnittenen
verkehrsarmen Raume nicht realisierbar ist.

Z 4.1.1.3 Naturnahe Quellbereiche und FlieBgewasser beziehungsweise
FlieBgewasserabschnitte mit ihren Ufer- und Auenbereichen sowie 6kologisch
wertvolle Uferbereiche von Standgewassern sind in ihren Biotop- und natiirlichen
Verbundfunktionen zu erhalten und von jeglicher Bebauung und Verbauung
freizuhalten. Das gilt nicht fiir Vorhaben, die typischerweise in Flussauen,
Flusslandschaften oder Uferbereichen von Standgewassern ihren Standort
haben. Notwendige MaBnahmen des Gewasserausbaus und der
Gewasserunterhaltung sollen so geplant und durchgefiihrt werden, dass sie die
Lebensraum- und Biotopverbundfunktionen des jeweiligen FlieBgewassers und
seiner Auen in ihrer Gesamtheit nicht beeintrachtigen.

G 4.1.1.4 Natirliche gewasserdynamische Veranderungen sollen insbesondere im Bereich
naturnaher Gewasserliaufe zugelassen werden. Freiraume fur eine
eigendynamische FlieBgewasserentwicklung ohne Unterhaltungsmafinahmen
sollen erhalten und nach Maglichkeit wieder geschaffen werden.

G 4.1.1.5 Die Nutzungsanspriiche an die Landschaft sollen mit der Nutzungsfahigkeit der
Naturgiiter so abgestimmt werden, dass die Landnutzung die Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes auch vor dem Hintergrund der
Auswirkungen des Klimawandels nachhaltig gewahrleistet. Bereiche der
Landschaft, in denen eines oder mehrere der Schutzgiiter Boden, Wasser, Klima,
Luft, Pflanzen- und Tierwelt sowie Landschaftsbild durch Nutzungsart oder
Nutzungsintensitat erheblich beeintrachtigt oder auf Grund ihrer besonderen
Empfindlichkeit gefahrdet sind, sollen wieder hergestellt beziehungsweise durch
besondere Anforderungen an die Nutzung geschiitzt werden.

Z 4.1.1.6 In den Regionalplanen sind Gebiete mit erheblichen Beeintrachtigungen des
Naturhaushakltes als , Sanierungsbediirftige Bereiche der Landschaft“
festzulegen und Festlegungen zur Sanierung zu treffen. Gebiete, in denen auf
Grund der besonderen Empfindlichkeit eines oder mehrerer Schutzgiiter ein
hohes Gefahrdungsrisiko besteht, sind als ,,Bereiche der Landschaft mit
besonderen Nutzungsanforderungen” festzulegen und Festlegungen zu Art und
Umfang der Nutzungen zu treffen.

Landesplanerisch bedeutsame grofBflachige Schutzgebiete

Z 4.1.1.7 Die Nationalparkregion , Sachsische Schweiz“, das Biospharenreservat
»Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft“/Biosferowy rezerwat , Hornjotuziska
hola a haty“, die Naturschutzgebiete ,, Konigsbriicker Heide* und , Gohrischheide
und Elbniederterrasse Zeithain“ mit ihren landesweit bedeutsamen
Lebensraumen sind zur Bewahrung und Beforderung schiitzenswerter Arten-
und Lebensgemeinschaften, der biologischen Vielfalt und der
kulturlandschaftlichen Bedeutung zu erhalten und zu entwickeln.

Z 4.1.1.8 Die Nationalparkregion , Sachsische Schweiz* - bestehend aus dem Nationalpark
und dem Landschaftsschutzgebiet - ist naturraumlich einheitlich, aber hinsichtlich
des Schutzzweckes abgestuft zu einem international anerkannten
GroRschutzgebiet zu entwickeln. Mit dem Nationalpark und dem
Landschaftsschutzgebiet ,, Sachsische Schweiz“ sind auf sachsischer Seite die
Voraussetzungen fiir eine mit den angrenzenden tschechischen Schutzgebieten
Nationalpark ,,Bohmische Schweiz“ und Landschaftsschutzgebiet
»Elbsandsteingebirge” abgestimmte, grenziiberschreitende Pflege und
Entwicklung der Sachsisch-Bohmischen-Schweiz zu schaffen. Das
Landschaftsschutzgebiet soll auch Puffer-, Vernetzungs- und
Erganzungsfunktionen fiir den Nationalpark libernehmen.

Z 4.1.1.9 Das UNESCO-Biospharenreservat ,Oberlausitzer Heide- und
Teichlandschaft“/Biosferowy rezerwat , Hornjotuziska hola a haty“ ist mit der
schrittweisen Umsetzung der im Rahmenkonzept formulierten Qualitatsziele fir
umwelkltvertragliches Wirtschaften als Modellregion nachhaltiger Flachennutzung
und regionaler Vermarktungsstrategien weiterzuentwickeln. Die wertvolle
Kulturlandschaft des Gebietes mit ihrer mannigfaltigen Flora und Fauna ist zu
erhalten, zu entwickeln und weiter in einem international anerkannten
GroRRschutzgebiet zu sichern.

Z 4.1.1.10 Das Naturschutzgebiet , Konigsbriicker Heide“ ist als groBraumiges Wildnis-
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Entwicklungsgebiet zu einem international anerkannten Schutzgebiet und sein
Umfeld als Naturerlebnisgebiet zu entwickeln. Das Naturschutzgebiet
»Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“ ist als Kern eines ubergreifenden
Biotopverbundes im Elbe-Elster-Tiefland zu schiitzen, zu pflegen und zu
entwickeln. Als groBraumig unzerschnittene stérungsarme Raume sind diese
Gebiete weiterhin fiir den Erhalt storungsempfindlicher und Raum
beanspruchender Arten und langfristig fir die Entwicklung vollstandiger
naturraumtypischer Lebensgemeinschaften zu sichern.

Kulturlandschaftsentwicklung

Karte: Die Landschaftseinheiten der sachsischen Kulturlandschaft sind in Karte 6
,Landschaftsgliederung” dargestellt.

Z 4.1.1.11 Die sachsische Kulturlandschaft ist im Rahmen der Regionalentwicklung unter
Beriucksichtigung der Leitbilder fiir die Kulturlandschaftsentwicklung zu
gestalten. Die Leitbilder fiir die Kulturlandschaftsentwicklung sind im Rahmen der
Regionalplanung fiir die einzelnen Landschaftseinheiten der sachsischen
Kulturlandschaft gemafR Karte 6 aufzustellen.

Kulturlandschaftsschutz

Z 4.1.1.12 In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete
Kulturlandschaftsschutz festzulegen und deren charakteristische Auspragung zu
benennen. Die charakteristische Auspragung ist entsprechend ihrer raumlichen,
geschichtlichen und kulturellen Zusammenhange zu erhalten, zu pflegen und zu
entwickeln.

G 4.1.1.13 Die als Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz festgelegten
Bereiche der Kulturlandschaft sollen naturvertraglich in das Wander-, Rad- und
Reitwegenetz eingebunden werden. Dazu sollen bei dem fiir die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung beziehungsweise die Gewasserunterhaltung
erforderlichen Ausbau landlicher Wege auch Belange der landschaftsbezogenen
Erholung beriicksichtigt werden.

G 4.1.1.14 Es ist darauf hinzuwirken, dass landschaftspragende Gehélze und Baumbestande
entlang von StraBen, Wegen und Gewassern sowie im Offenland als Flurelemente
erhalten, wiederhergestellt oder entsprechend der kulturlandschaftlichen
Eigenart neu angelegt werden.

Arten- und Biotopschutz, groraumig libergreifender Biotopverbund

Karten: Die Gebietskulisse als Suchraum flr die Ausweisung eines groSraumig Ubergreifenden
Biotopverbundes ist in Karte 7 dargestellt. Das Lebensraumverbundsystem flr groRraumig
lebende Wildtiere mit natirlichem Wanderverhalten ist in Karte 8 dargestelit.

G 4.1.1.15 Zur Sicherung der biologischen Vielfalt und Bewahrung der biologischen
Ressourcen des Freistaates Sachsen sind die heimischen Tiere, Pflanzen und
Pilze sowie ihre Lebensraume und Lebensgemeinschaften dauerhaft zu erhalten.
Fur gefahrdete oder im Riickgang befindliche Pflanzen-, Pilz- und Tierarten und
ihre Lebensgemeinschaften sind durch spezifische MaBnahmen der Biotoppflege,
der Wiedereinrichtung von Biotopen und tber die Herstellung eines
Biotopverbundes die artspezifischen Lebensbedingungen zu verbessern und die
okologischen Wechselwirkungen in Natur und Landschaft zu erhalten oder
wiederherzustellen.

Z 4.1.1.16 In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Arten- und
Biotopschutz festzulegen und ein groBraumig tibergreifender Biotopverbund zu
sichern und als solcher zu kennzeichnen.

G 4.1.1.17 Endgiiltig stillgelegte Abbaustellen von Steinen, Erden und Erzen sollen neben der
Wiedernutzbarmachung in Orientierung an der vorausgegangenen Nutzung auch
der Entwicklung von okologisch wertvollen Sekundarlebensraumen dienen.

G 4.1.1.18 Durch die Sicherung von Gebieten, auf denen dauerhaft eine natiirliche Dynamik
und ungelenkte Entwicklung zugelassen wird, soll langfristig ein Netz von
Naturentwicklungsgebieten (Prozessschutz) aufgebaut und in den groBraumig
ubergreifenden Biotopverbund integriert werden.

G 4.1.1.19 Grundwasserabhangige Landokosysteme sollen erhalten und nach Maglichkeit
renaturiert werden. Anthropogen gestorte, aber renaturierbare Moore sollen
wegen ihrer besonderen Bedeutung fiir den Arten- und Biotopschutz sowie den
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Klimaschutz revitalisiert werden, soweit dies mit dem Trinkwasserschutz
vereinbar ist.

Begrindung zu 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft

Hinweis: Die fachplanerischen Inhalte des Landschaftsprogramms, die nicht zur Koordinierung von
Raumansprichen erforderlich oder geeignet sind und die somit nicht durch Ziele und
Grundsatze der Raumordnung gesichert werden kénnen beziehungsweise in der
Abstimmung mit anderen Belangen unterlagen, sind dem LEP 2013 gemaR § 6 Abs. 2
SachsNatSchG als Anhang A 1 beigeflgt.

zu Grundsatz 4.1.1.1 und Ziel 4.1.1.2

GroRRe zusammenhangende Freirdume mit geringer Fragmentierung, Zerschneidung und Verlarmung sind
eine endliche Ressource. Ihre immer noch voranschreitende Inanspruchnahme durch Siedlungs- und
Verkehrsflachen ist im Prinzip irreversibel, da eine Wiederherstellung dieser Raume, wenn Uberhaupt, nur
mit erheblichem Aufwand mdglich ist. Neben dem direkten Flachenverbrauch fir Wohnen, Verkehr und
Gewerbe kommt es zu negativen Auswirkungen auf die Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes und zu
Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes durch Barrierewirkung, Verinselung, Verlarmung und
Schadstoffemissionen.

Insbesondere flr Tierarten mit hohem Raumbedarf, Stérungsempfindlichkeit und groBem Aktionsradius
sind groBe unzerschnittene Lebensraume unabdingbar. In Verbindung mit der Sicherung eines gro3raumig
Ubergreifenden Biotopverbundes ist der Erhalt dieser Raume eine Voraussetzung flr den
Individuenaustausch zwischen Populationen und damit den Schutz der natlrlichen genetischen Vielfalt.
Des Weiteren dienen die unzerschnittenen verkehrsarmen Raume dem Natur- und Landschaftserleben des
Menschen und steigern durch die geringe Larmbelastung und die guten Iufthygienischen Bedingungen die
Erholungsqualitat. Durch ihre geringe Versiegelung sind sie auch bedeutend flr einen naturnahen
Wasserhaushalt.

Die Festlegung der unzerschnittenen verkehrsarmen Raume (UZVR) konkretisiert den Grundsatz in § 2
Abs. 2 Nr. 2 ROG und dient der Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt aus dem
Jahr 2007.

Die in Karte 5 festgelegten UZVR unterscheiden sich hinsichtlich ihrer naturschutzfachlichen Wertigkeit
und damit auch hinsichtlich ihres Schutzbedarfes.

Die festgelegten ,,UZVR mit besonders hoher Wertigkeit flr den Arten- und Biotopschutz sowie die
landschaftsbezogene Erholung” erflillen mindestens eines der folgenden Kriterien:

- UZVR-GroRRe > 100 km?,

- UZVR mit Nationalpark-, Naturpark- oder Biospharenreservatanteil,
- FFH-Anteil oder SPA-Anteil > 20 Prozent,

- NSG-Anteil > 8 Prozent,

- LSG-Anteil > 70 Prozent,

- UZVR sind bezlglich der Erholungseignung beziehungsweise des Landschaftsbildes mit hoch oder
sehr hoch bewertet.

Fir diese Gebiete ist eine Zerschneidung nur zulassig, wenn es sich um ein Uberregional bedeutsames
Vorhaben (zum Beispiel Bundesfern- und StaatsstrafRen) handelt und eine raumvertragliche Variante
aulerhalb des UZVR nicht realisierbar ist. Hier sind insbesondere die 6kologischen, sozialen,
wirtschaftlichen sowie verkehrlichen Belange abzuwagen.

Die UZVR wurden nach der Methode des von der Landerinitiative Kernindikatoren (LIKI) entwickelten
bundeseinheitlichen Indikators Landschaftszerschneidung berechnet.

Dabei werden als anthropogene Zerschneidungselemente mit Relevanz fliir Sachsen berlcksichtigt:

- StralRen ab einer modellierten Verkehrsstarke von 1 000 Kfz/24 h (BAB, Bundes- und StaatsstralRen,
KreisstralRen),

- zweigleisige Bahnstrecken und eingleisige elektrifizierte, in Betrieb befindlich,

- Ortslagen,

- Flughafen.

Bei StraRen und Bahnlinien werden Tunnel ab einer Lange von 1 000 m als Unterbrechung
(,Entschneidung”) gewertet.

Die UZVR besitzen, unter anderem wegen ihrer geringen Zerschneidung durch Verkehrsachsen, eine hohe
Bedeutung fur den Biotopverbund (vergleiche auch Begrindung zu Ziel 4.1.1.16). Neben der Erhaltung
der UZVR ist es daher auch bedeutsam, ihre Anschllisse und Verbindungen zum Biotopverbundsystem zu
erhalten beziehungsweise zu entwickeln.

zu Ziel 4.1.1.3 und Grundsatz 4.1.1.4
Naturnahe Gewasser und die mit ihnen funktional verbundenen Ufer- und Auenbereiche besitzen als
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Lebensadern der Landschaft eine herausragende Bedeutung flr den Erhalt der biologischen Vielfalt. Der
Schutz dieser Bereiche unterstutzt die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt sowie
der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie.

Auenbereiche im eigentlichen Sinne (Bereich der natirlich groRten Hochwassergrenze innerhalb und
aulBerhalb des eingedeichten Bereiches mit direktem Grundwassereinfluss) sind Trager wichtiger
Okologischer Funktionen. Diese driicken sich in komplexen Wechselbeziehungen zwischen dem jeweiligen
FlieBgewasser und seiner Aue aus. Sie fungieren insbesondere als Entwasserungssysteme, in denen sich
ein Gleichgewicht zwischen oberirdischem Wasserabfluss, Boden-/Grundwasserhaushalt, Wasserretention
in der Flache und der FlieRgewasserdynamik eingestellt hat. Dartber hinaus beherbergen sie die
artenreichsten Lebensraume. Das hohe Artenpotenzial resultiert aus den vielfaltigen Wechselbeziehungen
zwischen aquatischen, amphibischen und terrestrischen Lebensgemeinschaften und der Funktion der
FlieBgewasser und Auen als Wander- und Ausbreitungskorridor. Insbesondere die periodisch Uberfluteten
Weichholzauenwalder und die episodisch Uberfluteten Hartholzauenwalder gehéren zu den artenreichsten,
dkologisch vielfaltigsten und produktivsten Okosystemen, sind aber in Sachsen extrem geféhrdet. Die
Bewahrung und Entwicklung dieser Waldformationen hat einen hohen Stellenwert.

Kriterien dafur, wann FlieBgewasserauen und -landschaften als naturnah bezeichnet werden kénnen, sind
im fachplanerischen Inhalt des Landschaftsprogramms (Anhang A 1, Kapitel 2.4.2.2) aufgefuhrt.

Eine Flussaue oder Flusslandschaft ist auch dann noch als naturnah im Sinne von Z 4.1.1.3 zu betrachten,
wenn zwar einzelne Bebauungen und Verbauungen vorhanden, Charakter und Funktion aber insgesamt
nicht gestoért sind.

Flussauen oder Flusslandschaften sind zudem archaologische Potenziallandschaften mit erheblicher
Archivfunktion (vergleiche Begrindung zu Z 4.1.3.3). Unter den Feuchtsedimenten ist seit dem Ende der
letzten Kaltzeit die Menschheits- und Landschaftsgeschichte versiegelt.

Zu den dkologisch wertvollen Uferbereichen von Standgewassern gehdren die Flachwasserzonen,
Verlandungsbereiche und grundwasserbeeinflussten Uferzonen der Gewasser, die in der Regel ebenfalls
ein hohes Artenpotenzial aufweisen. Sie sind unter anderem Laichplatze fur Fische und Amphibien sowie
Nahrungs- und Brutbiotope von Wasservogeln. Die Uferbereiche sind dann dkologisch wertvoll, wenn
keine solche Uferbefestigung oder -verbauung erfolgte, die die nattrlichen Funktionen wesentlich
beeintrachtigt.

Die Begriffe Bebauung und Verbauung sind weit auszulegen, das heil3t neben baulichen Anlagen der
Wohn- und Gewerbebebauung, Verkehrsbauten und anderen baulichen Anlagen der technischen
Infrastruktur gehdren hierzu zum Beispiel auch Campingplatze, Kleingartenanlagen, bergbauliche
Vorhaben, Maste. Das Ziel kann solchen Vorhaben nicht entgegengehalten werden, die typischerweise
unter Beachtung fachplanerischer Vorgaben in Ufer- und Auenbereichen ihren Standort haben muissen.
Die Freihaltung dieser Bereiche vor Be- und Verbauung dient einerseits dem Schutz der
stérungsempfindlichen FlieRgewasserfunktionen und dem Schutz der Okosysteme in Ufer- und
Flussauenbereichen. Andererseits ist darauf hinzuweisen, dass die zu schitzenden Auenbereiche in der
Regel hochwassergefahrdete Gebiete sind, in denen aus Grinden des Hochwasserschutzes keine
siedlungsbedingte Bebauung erfolgen soll (vergleiche Kapitel 4.1.2 Grundwasser-, Oberflachenwasser-,
Hochwasserschutz).

In den Flussauen kommen neben den eigentlichen FlieBgewasserlebensraumen und periodisch
trockenfallenden Bereichen (zum Beispiel Kies-, Schotter- und Schlammflachen) Altwasser mit spezifischer
Gewasser- und Verlandungsvegetation vor, oft eng benachbart mit Auenwald-Lebensgemeinschaften und
Trockenstandorten. Diese besonders idealen Biotopabfolgen erflllen wesentliche Funktionen im
Naturhaushalt (zum Beispiel Lebensraumfunktion, Biotopverbundfunktion, Wasserspeicherfunktion). Bei
der Durchflihrung wasserbaulich notwendiger MaBnahmen ist deshalb darauf zu achten, dass diese
naturhaushaltlichen Funktionen der FlieRgewasser, ihre Bedeutung als Lebensraume sowie das
charakteristische Landschaftsbild der Auen nicht Gber das zwingend erforderliche Mal3 hinaus
beeintrachtigt werden. Bei der Gewasserunterhaltung ist durch die Wahl der UnterhaltungsmalBnahmen
und eines geeigneten Unterhaltungszeitpunktes, zu dem eine méglichst geringe Beeintrachtigung zu
erwarten ist, darauf zu achten, dass das natlrliche Wasserregime und die Lebensraum- und
Biotopverbundfunktion der FlieBgewasser durch maBnahmebedingte Veranderungen oder Verlust von
Lebensraumen, Unterbrechung der Durchgangigkeit, Stérungen des Brutverhaltens der in und am Wasser
lebenden Vogel oder der Laichhabitate von Fischen und ahnliches nicht oder nur sehr gering beeintrachtigt
werden.

Die Zulassung naturlicher gewasserdynamischer Veranderungen besitzt fir die Erhaltung und Entwicklung
naturnaher FlieBgewasserbiozénosen und Auen groRe Bedeutung. Der Grundsatz 4.1.1.4 dient auch den
Zielen der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der naturlichen Lebensraume
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABI. L 206 vom 22. Juli 1992, S. 7), zuletzt geandert durch die
Richtlinie 2013/17/EU vom 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10. Juni 2013, S. 193), und der

Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung
eines Ordnungsrahmens flr Malnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 327 vom

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 78 von 194



Landesentwicklungsplan 2013

22. Dezember 2000, S. 1), zuletzt geandert durch die Richtlinie 2009/31/EG vom 23. April 2009 (ABI. L 140
vom 5. Juni 2009, S. 114), indem sich naturnahe FlieBgewasserstrukturen und Auenbiotope dynamisch
entwickeln kénnen. Gerade diese Dynamik aus Uberflutung und Trockenfallen, Erosion und Sedimentation,
verbunden mit der Entstehung von Initialphasen der Sukzession, ist flr naturnahe FlieRgewasser und ihre
Auen typisch. Natlrliche gewasserdynamische Veranderungen sollen je nach Eignung, Umsetzbarkeit und
Flachenverfugbarkeit sowohl kleinflachig im FlieBgewasser und unmittelbaren Uferbereich selbst als auch
auf groBBeren Flachen unter Einbeziehung geeigneter Auenstandorte zugelassen werden.

Naturnahe Flie- und Standgewasserdkosysteme werden in das Biotopverbundsystem integriert
(vergleiche Begrindung zu Z 4.1.1.16).

zu Grundsatz 4.1.1.5 und Ziel 4.1.1.6

Bei ,,Sanierungsbedurftigen Bereichen der Landschaft” handelt es sich um Gebiete, in denen eines oder
mehrere Schutzguter wie Boden, Wasser, Klima, Luft, Pflanzen- und Tierwelt sowie Landschaftsbild
beziehungsweise 6kologische Raumfunktionen erheblich beeintrachtigt sind. ,Bereiche der Landschaft mit
besonderen Nutzungsanforderungen” sind Gebiete, in denen auf Grund besonderer naturraumlicher
Empfindlichkeiten und den daraus resultierenden Gefahrdungsrisiken besondere raumrelevante
Anforderungen an Nutzungs- und Bewirtschaftungsformen gestellt werden missen, um die
Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes zu gewahrleisten.

Mit dem landesplanerischen Auftrag zur Festlegung dieser Gebiete in den Regionalplanen wird dem
Grundsatz § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG entsprochen: ,Der Raum ist in seiner Bedeutung fur die
Funktionsfahigkeit der Béden, des Wasserhaushaltes, der Tier- und Pflanzenwelt sowie des Klimas
einschlieBlich der jeweiligen Wechselwirkungen zu entwickeln, zu sichern, oder, soweit erforderlich, méglich
und angemessen, wiederherzustellen.” GemaR § 8 Abs. 5 Nr. 2 ROG sollen Raumordnungsplane
Festlegungen zur ,Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen” enthalten.

Als ,,Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” kommen insbesondere in Betracht:

- Waldschadensgebiete (vergleiche Z 4.2.2.5),

- Waldgebiete, die vor dem Hintergrund des Klimawandels vorrangig umzubauen sind (vergleiche
G4.2.2.4),

- Grundwasserkorper und Oberflachenwasserkdrper, bei denen die Gefahr besteht, dass sie das Ziel
eines guten Zustandes nach §§ 27 und 47 Abs. 1 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (
Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBI. | S. 734, 741) gedndert worden ist, nicht oder nicht fristgemaf
erreichen,

- regionale Schwerpunkte zur Verbesserung der Gewasserokologie gemal Z 4.1.2.3,

- Bereiche mit Schadstoffanreicherung und Bereiche, die in Hinblick auf den Ubergang von
Schadstoffen in SchutzgUter, zum Beispiel das Grundwasser oder Nahrungs- und Futtermittel,
gefahrdet sind,

- regional bedeutsame Grundwassersanierungsgebiete gemaRl Z 4.1.2.1,

- strukturarme Landschaften beziehungsweise Bereiche mit geringer Biotop- und Artenvielfalt (zum
Beispiel im zu entwickelnden Lebensraumverbundsystem flr groRraumig lebende Wildtiere),

- entwasserte oder teilabgetorfte Moore,

- Gebiete mit besonderer Erosionsgefahrdung (wie ackerbaulich genutzte Hangmulden mit
reliefbedingter Abflusskonzentration und Steillagen),

- lufthygienisch belastete Gebiete,

- Siedlungsflachen mit Uberwarmungsgefahr,

- Gebiete mit grof3flachigem Rohstoffabbau,

- Bereiche mit hohen Versiegelungsgraden und hohen Anteilen brachgefallener Bausubstanz.
Als ,Bereiche der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen“ kommen insbesondere in
Betracht:

- Gebiete mit hoher bis sehr hoher potenzieller Erosionsgefahrdung nach DIN 19708 und DIN 19706,

- Gebiete mit geogenen Naturgefahren (Rutsch- und Sturzprozesse von Erd- und Felsmassen sowie

Murgange),

- besonders erosionsgefahrdete ackerbaulich genutzte Bereiche, die an Gewasser mit Vorkommen
gefahrdeter Arten (zum Beispiel Flussperimuschel) angrenzen,

- fur Schadstoffverlagerung oder Versauerung besonders gefahrdete Bereiche,

- Bereiche mit besonderen Anforderungen an den Grundwasserschutz, zum Beispiel durch fehlende
oder geringe geologische Schutzfunktion (vergleiche Z 4.1.2.1),

- Gebiete mit naturlich oberflaichennahem Grundwasser (hochster zu erwartender
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Grundwasserspiegel

- Gebiete, die eine Erhaltung und Verbesserung der Wasserrickhaltung besonders erfordern
(vergleiche Z 4.1.2.7),

- besonders vom Klimawandel betroffene Gebiete, insbesondere solche, in denen
Grundwasservorkommen beziehungsweise -speisungsgebiete in Folge des Klimawandels erheblich
beeintrachtigt werden kdénnen (vergleiche Z 4.1.2.1),

- Schwerpunkte der Verbreitung gefahrdeter Tier- und Pflanzenarten in Sachsen (Hot-Spots) gemanR
Karten A 1.3 und A 1.4 im Anhang A 1, Gebiete mit hohen Anteilen von FFH-Lebensraumtypen
und/oder Arthabitaten von Arten des Anhangs Il oder IV der FFH-Richtlinie oder Anhang | der EU-
Vogelschutzrichtlinie,

- rekultivierte Deponien, sofern dies zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit des
Oberflachenabdichtungssystems erforderlich ist.

Im Gegensatz zu den Vorranggebieten, die samtliche dem festgelegten Schutzzweck entgegenstehende
Nutzungen ausschlieen, handelt es sich hier um einen aktionsorientierten Ansatz fr die
Regionalentwicklung zur Verbesserung der Umweltqualitdt. Die Festlegung von ,Sanierungsbedurftigen
Bereichen der Landschaft” und von , Bereichen der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen”
in den Regionalplanen bietet eine gute Voraussetzung fur die Planung und Durchfihrung von konkreten
MalBnahmen zur Sanierung und Entwicklung von Gebieten mit bestehenden Beeintrachtigungen
beziehungsweise Gefahrdungsrisiken von Schutzgutern. Sie sollte durch textliche Festlegungen zur
Hinwirkung auf Art und Umfang/Intensitat beziehungsweise Beschrankung der Nutzung konkretisiert
werden. Die Umsetzung konkreter MaBnahmen kann insbesondere im Rahmen der Regionalentwicklung
unter Einbeziehung der betroffenen Grundstuckseigentimer und Nutzungsberechtigten erfolgen.

Die Erfordernisse der ,,Sanierungsbedurftigen Bereiche der Landschaft” und , Bereiche der Landschaft mit
besonderen Nutzungsanforderungen” sollen insbesondere bei der Férderung von

- flachenbezogenen AgrarumweltmalRnahmen,

- MaRnahmen zur Sicherung der naturlichen biologischen Vielfalt,
- MalBnahmen zur Verbesserung des Gewasserzustandes,

- MaRnahmen des Boden- und Grundwasserschutzes,

- MaRnahmen zur Mehrung des Waldes und zum Waldumbau

bevorzugt berlicksichtigt werden.

Eine Uberlagerung dieser Gebiete mit Vorrang- und Vorbehaltsgebieten sowie regionalen Griinziigen und
Grinzasuren ist moglich, soweit deren Zweckbestimmungen mit den Festlegungen zur Sanierung oder
den besonderen Nutzungsanforderungen vereinbar sind.

Landesplanerisch bedeutsame grof3flachige Schutzgebiete

zu Ziel 4.1.1.7 bis Ziel 4.1.1.10

Die Nationalparkregion , Sachsische Schweiz“, das Biospharenreservat , Oberlausitzer Heide- und
Teichlandschaft“/Biosferowy rezerwat ,Hornjotuziska hola a haty” und die Naturschutzgebiete
,Konigsbricker Heide" und ,,Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“ sind als Gebiete mit besonders
groBBer Artenvielfalt und Naturnahe fur den Schutz der Biologischen Vielfalt von besonderer landesweiter
Bedeutung. Entsprechend dem Programm und dem MalBnahmenplan zur Biologischen Vielfalt im Freistaat
Sachsen (2009/2010) wird das Management dieser Gebiete auf die Erhaltung komplexer Okosysteme
ausgerichtet.

Die Gebiete erflillen insbesondere folgende 6kologische und gesellschaftliche Funktionen:

- Erhaltung der biologischen Vielfalt (auch durch einen hohen Anteil an Naturentwicklungsgebieten),

- Bereitstellung von Okosystemdienstleistungen: Regulierung des Wasserhaushaltes, Filter-, Puffer-
und Speicherwirkung der Vegetation und des Bodens, Verbesserung der Luftqualitat
(Reinluftgebiete), Klimaschutz durch Kohlenstoffsenkenfunktion (Beitrag zur Abpufferung des
Klimawandels),

- nachhaltige Regionalentwicklung (Tourismus und Naturerlebnis, teilweise auch nachhaltige
Flachenbewirtschaftung und naturvertraglich erzeugte regionale Guter),

- Umweltbildung,
- Forschung, Umweltbeobachtung,
- Vorbildwirkung.

Die Qualitdt des Managements dieser Schutzgebiete wird nach internationalen (UNESCO, IUCN,
EUROPARC) und bundesweiten Kriterien bemessen und reprasentiert den Erfolg der sachsischen
Naturschutzpolitik weit Gber die Grenzen des Freistaates hinaus. Damit sie weiterhin ihre vielfaltigen
Funktionen erflllen und neue Herausforderungen auf Grund des Klimawandels und des anhaltenden
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Verlustes der biologischen Vielfalt bewaltigen kdnnen, bleibt die Verwaltung dieser Schutzgebiete im
Verantwortungsbereich des Landes unverzichtbar.

Nationalparkregion ,,Sachsische Schweiz*

Die Nationalparkregion, die von Nationalpark und umgebendem Landschaftsschutzgebiet gebildet wird,
reprasentiert die einzigartige Erosionslandschaft des Elbsandsteingebirges einschliellich seiner
Ubergangslagen. Die herausragende Bedeutung des Gebietes ergibt sich aus seiner naturrdumlichen
Vielfalt, Eigenart und Schdnheit sowie der auBergewo6hnlich reichen Ausstattung mit gefahrdeten und
besonders geschutzten Arten und Biotopen. Die Nationalparkregion ist weit Uber die Landesgrenzen
hinaus als bedeutendes Tourismusgebiet flr naturliebende Erholungssuchende bekannt. Das
Landschaftsschutzgebiet Gbernimmt gegenltber dem Nationalpark wichtige Zusatzfunktionen. Die
Vernetzung und Erganzung von naturraumtypischen Lebensraumen in dem den Nationalpark
umgebenden Landschaftsschutzgebiet dient dazu, eine hohe Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes
dauerhaft zu gewahrleisten, Verbindungskorridore zwischen beiden Nationalparkteilen zu sichern und das
Landschaftsbild zu erhalten. Das Landschaftsschutzgebiet soll auch dazu beitragen, Stérwirkungen in den
Nationalpark soweit wie moglich zu minimieren. Die einheitliche, wenn auch hinsichtlich des Schutzzweckes
abgestufte Entwicklung der Nationalparkregion ist unabdingbare Voraussetzung fur den Erhalt der
sensiblen Okosysteme und des besonderen Landschaftscharakters der Sachsischen Schweiz. Die
landesplanerische Zielsetzung besteht darin, die Gesamtlandschaft in Abstimmung mit den angrenzenden
tschechischen Schutzgebieten Nationalpark ,,B6hmische Schweiz” und Landschaftsschutzgebiet
»Elbsandsteingebirge” entsprechend der Management-Kategorie |l (Nationalpark) und der Kategorie V
(Landschaftsschutzgebiet) nach den Richtlinien der International Union for the Conservation of Nature and
Natural Ressources (IUCN) zu pflegen und zu entwickeln.

Biospharenreservat ,Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft/Biosferowy rezerwat ,Hornjotuziska hola a
haty”

Seit dem 13. Jahrhundert wurden in der Oberlausitz Teiche zur Fischproduktion angelegt und
bewirtschaftet. Durch die kontinuierliche Bewirtschaftung ist eine wertvolle Kulturlandschaft mit vielfaltiger
und reichhaltiger Biotopausstattung entstanden. Der Begriff des Biospharenreservates beinhaltet sowohl
die Erhaltung der durch die Verbindung von Natur- und Kulturelementen entstandenen auf3erordentlich
wertvollen Flora und Fauna als auch das beispielhafte Vorhandensein naturvertraglicher Flachennutzung in
Verbindung mit traditionsbezogenen kulturellen Lebensweisen.

Die Entwicklung des Biospharenreservates orientiert sich an den Grundsatzen des UNESCO-Programms
»,Man and the Biosphere” (MAB), den dazu formulierten Kriterien der auf nationaler Ebene von den
Regierungen berufenen Nationalkomitees und der dem Gebietscharakter entsprechenden Landnutzung als
Voraussetzung fur die Erhaltung der Naturguter, der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes sowie der
kulturellen Eigenart des Raumes.

Wesentliche Grundlagen nachhaltiger Entwicklung sind die Belastungsgrenzen des Naturhaushaltes, die
Berucksichtigung des zeitlichen Anpassungsbedarfes natlrlicher Systeme und der immer effizientere
Umgang mit endlichen Ressourcen. Planungen und MaBnahmen fiir ein Gebiet miissen sich deshalb daran
orientieren, wie belastbar die Region ist, gemessen an der Fahigkeit, auf der Zeitachse unbegrenzt
naturhaushaltliche Gratisleistungen zu erbringen. Dieser Ansatz wird flr das Biospharenreservat in einem
Rahmenkonzept fur alle Wirtschafts- und Lebensbereiche formuliert. Es werden die Ziele, Leitbilder und
Wege zur weiteren Entwicklung des Biospharenreservates bestimmt und raumlich konkretisiert. Das
Rahmenkonzept zeichnet eine Entwicklungsstrategie, welche die soziokulturellen, wirtschaftlichen und
Okologischen Erfordernisse im Gebiet in Einklang bringen wil, wobei das sorbische Kulturgut integraler
Bestandeteil ist. Es stellt damit den Leitfaden fir die Planung im Gebiet dar. Die darin formulierten
Qualitatsziele flr das Biospharenreservat sind in der weiteren Planung konkret zu untersetzen und
schrittweise umzusetzen. Damit ist das Ziel verbunden, an den Initiativen der Vereinten Nationen innerhalb
der dazu gegrindeten Sonderorganisation fur Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) zur
Entwicklung einer nachhaltigen Nutzung sowie der wirksamen Erhaltung der natirlichen Ressourcen der
Biosphare weiter aktiv teilzunehmen und sich den Kriterien fir ein international anerkanntes
Biospharenreservat zu stellen.

Naturschutzgebiete , Kénigsbricker Heide" und ,,Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“

Die Truppenubungsplatze Kénigsbrick und Zeithain wurden im 19./20. Jahrhundert eingerichtet und dabei
zwei grol3e Bereiche des nordsachsischen Tieflandes entsiedelt. Nach Aufgabe der militérischen Nutzung
sind die siedlungsfreien und weitgehend unzerschnittenen Rdume als Naturschutzgebiete ausgewiesen
worden. Beide vergleichsweise sehr groBen Schutzgebiete sollen als stérungsarme Lebensraume flr
empfindliche und Raum beanspruchende Vogel- und Saugetierarten mit einem bundesweit hohen
Gefahrdungsstatus gesichert bleiben. Entsprechend ihrer Gré8e und vielfaltigen Naturausstattung sollen
beide Schutzgebiete langfristig als reprasentative Beispiele fur naturraumtypische und im Artenspektrum
weitgehend vollstandige Lebensgemeinschaften entwickelt werden.
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Die , Kénigsbricker Heide" leistet in Sachsen einen landesbedeutsamen Beitrag zum Aufbau eines Netzes
von Naturentwicklungsgebieten (Prozessschutz, vergleiche G 4.1.1.18) und zum Erhalt der biologischen
Vielfalt. Das landesplanerische Ziel besteht darin, die , Kénigsbrucker Heide” im Sinne der IUCN-
Managementkategorie Ib als Wildnisentwicklungsgebiet zu schitzen und zu entwickeln. Aus Schutz- und
Sicherheitsgrinden sind und bleiben die Mdglichkeiten des Erlebens der freien Naturentwicklung auf
friheren Militarflachen eingeschrankt. Deshalb sollen solche Méglichkeiten und Angebote gebietsvertraglich
im ortlichen Umfeld entwickelt werden.

Die Gohrischheide bildet im Agrarraum des Elbe-Elster-Tieflandes die einzige grélRere Restwaldflache. Das
Waldgebiet ist wegen grofRer Anteile inneren Offenlandes besonders artenreich. Sein als ,,Gohrischheide
und Elbniederterrasse Zeithain“ geschutzter Teil soll vor weiterem Zerschneiden bewahrt und in
Verbindung mit dem in Brandenburg angrenzenden Naturschutzgebiet ,,Gohrische Heide" als
stérungsarme Kernflache des Ubergreifenden Biotopverbundes gesichert und entwickelt werden.

Kulturlandschaftsentwicklung

zu Ziel 4.1.1.11

Gemal dem Grundsatz nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG sind Kulturlandschaften zu erhalten und zu entwickeln:
LHistorisch gepragte und gewachsene Kulturlandschaften sind in ihren pragenden Merkmalen und mit
ihren Kultur- und Naturdenkmalern zu erhalten. Die unterschiedlichen Landschaftstypen und Nutzungen
der Teilrdume sind mit den Zielen eines harmonischen Nebeneinanders, der Uberwindung von
Strukturproblemen und zur Schaffung neuer wirtschaftlicher und kultureller Konzeptionen zu gestalten
und weiterzuentwickeln.” Durch die Leitbilder flr die Kulturlandschaftsentwicklung wird auf regionaler
Ebene ein Rahmen flr die Entwicklung der Kulturlandschaft vorgegeben.

Der Handlungsauftrag zur Erstellung von Leitbildern fr die Kulturlandschaftsentwicklung greift § 4 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 SachsNatSchG auf, der die Erstellung von Leitbildern fir Naturraume und
Landschaftseinheiten vorsah. Die Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung richten sich nun nach § 9
BNatSchgG, infolgedessen auch die Verpflichtung besteht, die Erfordernisse und Mallnahmen zur
Umsetzung des Zieles ,Erhaltung und Entwicklung von Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie des
Erholungswertes von Natur und Landschaft” zu entwickeln und festzulegen. Ein Mittel hierzu ist die
Vorgabe von Leitbildern fur die Kulturlandschaftsentwicklung. Es empfiehlt sich, diese dem Regionalplan als
Anhang beizufligen. Mit der Vorgabe der Abgrenzung der Landschaftseinheiten der sachsischen
Kulturlandschaft gemaB Karte 6 soll fiir die Landschaftsplanung sowie flir weitere Planungen und
Informationssysteme des Naturschutzes in Sachsen ein einheitlicher raumlicher Bezug erméglicht werden.
Die Leitbilder fur die Kulturlandschaftsentwicklung sind ein GUbergeordnetes, visionares Gesamtkonzept flr
die Kulturlandschaftsentwicklung. Sie orientieren sich an den naturraumlichen Potenzialen, deren
Empfindlichkeit und an der besonderen Eigenart der Naturraume, welche sich aus den natirlichen
Standortverhaltnissen und der kulturhistorischen Entwicklung herleiten.

Unter Berlcksichtigung der verschiedenen Nutzungsanforderungen, insbesondere des Tourismus, der
Naherholung, der Energie-, Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, sowie der Auswirkungen des
demografischen Wandels beinhalten die Leitbilder die Aspekte:

- historische Landnutzungsstrukturen und Kulturlandschaftselemente, kulturhistorische Orte und ihre
Wechselbeziehung zur Landschaft,

- biologische Vielfalt,
- Vielfalt, Eigenart und Schdnheit der Landschaft,
- Erholungswert der Landschaft.

Kulturlandschaften dienen der Wahrung regionaler und lokaler Identitat. Zugleich sind sie ein wichtiger
wirtschaftlicher Faktor, vor allem fir den Tourismus. Die Bedeutung der sachsischen Kulturlandschaft Gber
die Grenzen Sachsen hinaus findet auch Ausdruck in der Anerkennung als UNESCO-W eltkulturerbe. Ein
Beispiel daflr ist der Flrst-Plickler-Park in Bad Muskau/Muzakow. W eitere Kulturlandschaften, wie die
Montanregion Erzgebirge, sind dabei in ihrem BemUhen zu unterstitzen. Weiterhin wird auf die
Begrindung zu G 5.1.5 verwiesen.

Insbesondere bei der Aufstellung von Regionalen Entwicklungs- und Handlungskonzepten (REK) sowie von
ILEK- fir LEADER- und ILE-Raume sind die Leitbilder fir die Kulturlandschaftsentwicklung zu einer
Grundlage zu machen und in die entsprechenden Handlungsfelder zu integrieren. Soweit die
Kulturlandschaftsentwicklung landliche Teilrdume beziehungsweise suburbane Raume (mit Gberwiegend
nicht stadtischem Charakter) betrifft, werden die finanziellen Anreize zur Gestaltung der Kulturlandschaft
mafgeblich Uber land- und forstwirtschaftliche Forderprogramme bestimmt.

Kulturlandschaftsschutz

zu Ziel 4.1.1.12
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz sind insbesondere nach folgenden
charakteristischen Auspragungen auszuwahlen:
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- Bereiche der Landschaft mit regionalen Besonderheiten des Reliefs,
- Bereiche der Landschaft mit kleinrdumiger Nutzungsvielfalt,
- Bereiche der Landschaft mit regionstypischen landschaftsstrukturierenden Elementen,

- Bereiche der Landschaft mit besonderer Pragung durch naturnahe FlieBgewasser und stehende
Gewasser (insbesondere die sachsischen Teichlandschaften - auch zur Erhaltung der sachsischen
Fischereiwirtschaft),

- Bereiche der Landschaft im bildbedeutsamen Umfeld bedeutender historischer Siedlungsstrukturen
sowie historischer Anlagen,

- Bereiche der Landschaft mit besonderer Pragung durch historische Kulturlandschaftselemente (zum
Beispiel charakteristische Flurformen, insbesondere die durch den Weinbau gepragten Elbhange, gut
erhaltene regionstypische Siedlungsstrukturen, Steinriegel, Bergmahwiesen, Bergbauzeugen,
landschaftspragende archaologische Denkmaler),

- Bereiche der Landschaft von hohem landschaftsasthetischem Wert,

- Bereiche der Landschaft mit abwechslungsreich strukturierten Waldgebieten sowie naturnahen
Waldern mit hoher Erlebniswirksamkeit.

Bei raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen, die Auswirkungen auf das Landschaftsbild haben
kdnnen, sind die fur die Ausweisung des jeweiligen Gebietes zu Grunde gelegten Kriterien zur Beurteilung
der Erheblichkeit der Beeintrachtigung des Gebietes, heranzuziehen.

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz kénnen sich bei entsprechender Eignung mit
anderen Vorrang- und Vorbehaltsausweisungen Uberlagern (zum Beispiel Arten- und Biotopschutz,
Waldmehrung, Schutz des vorhandenen Waldes, Landwirtschaft, vorbeugender Hochwasserschutz).

zu Grundsatz 4.1.1.13

Raumordnerisch gesicherte Gebiete, in denen die Kulturlandschaft auf Grund ihrer natlrlichen Ausstattung
beziehungsweise ihrer kulturhistorischen Entwicklung eine besonders charakteristische Pragung besitzt,
eignen sich dadurch flr die landschaftsbezogene Erholung. Dies setzt jedoch eine geeignete Erschliefung
durch das Wander-, Rad- und Reitwegenetz voraus. Im Interesse der Flachenverbrauchsminderung soll
dazu die Multifunktionalitdt des historischen Wegenetzes aufrechterhalten und fortgefihrt werden.

zu Ziel 4.1.1.14

Landschaftspragende Gehdlze und Baumbestande entlang von StraRen, Wegen und Gewassern sowie im
Offenland sind ein charakteristisches Merkmal der sachsischen Kulturlandschaft. Sie erfillen zahlreiche
Funktionen wie:

- Lebensraum und Nahrungshabitat fur die Tierwelt,

- Beitrag zur Gewahrleistung des Biotopverbundes und der Biotopvernetzung,

- Orientierung in der Landschaft,

- Schutz des Verkehrs vor Schnee, Hitze und Staub,

- Schutz der Uferbereiche an Gewassern vor Erosion,

- Verbesserung des Mikroklimas,

- Beschattung von Gewassern,

- Schutz des Bodens vor Wind- und Wassererosion.

Die Entwicklung der Gehdlze soll sich an der kulturlandschaftlichen Eigenart sowie an den Erfordernissen
der Biotopvernetzung, der Entwicklung der Gewasserstrukturgite und des Erosionsschutzes orientieren.
Erfordernisse des Hochwasserschutzes sind zu beachten und die Funktionsfahigkeit von Drainagen zu
gewahrleisten. Unterhaltungsaspekte besonders an Gewassern sind bei der Planung zu bertcksichtigen.
Gemall Z 4.1.1.12 kdnnen geeignete lineare Landschaftsstrukturen Uber das Kriterium ,Bereiche der
Landschaft mit regionstypischen landschaftsstrukturierenden Elementen” in den Regionalplanen als
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz gesichert werden. Gebiete, in denen
landschaftspragende Gehdlze wiederhergestellt oder neu angelegt werden sollen, kbnnen gemal Z 4.1.1.6
als ,,Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” (strukturarme Landschaften) in den Regionalplanen
festgelegt werden.

Darlber hinaus richtet sich der Entwicklungsauftrag an die Flurbereinigung und die Landschaftsplanung.
Das Ziel gilt nicht, soweit MaBnahmen der Funktionssicherung an Anlagen des technischen
Hochwasserschutzes betroffen sind.

Arten- und Biotopschutz, groRraumig Ubergreifender Biotopverbund

zu Grundsatz 4.1.1.15 und Ziel 4.1.1.16
Vor allem in den letzten Jahrzehnten ist zu beobachten, dass durch die Einflisse des Menschen immer
mehr wild wachsende Pflanzen-, Pilz- und wild lebende Tierarten im Verschwinden begriffen sind oder
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bereits als ausgestorben gelten missen. Damit verliert die Natur einen wichtigen Teil inrer Vielfalt und es
geht bedeutendes genetisches Potenzial unwiederbringlich verloren. Die heimischen Tiere, Pflanzen und
Pilze kbnnen nur dann dauerhaft erhalten werden, wenn ihre Lebensraume gesichert beziehungsweise so
weit wie mdglich wieder hergestellt werden und ein Austausch zwischen den verschiedenen Populationen
von Tieren und Pflanzen ermdglicht wird.

Die raumordnerische Sicherung wertvoller Lebensrdume der Pflanzen- und Tierarten erfolgt durch
Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Arten- und Biotopschutz im Rahmen der
Regionalplanung.

Far die Festlegung als Vorranggebiete Arten- und Biotopschutz kommen insbesondere Flachen in
folgenden Gebieten in Betracht:

- Nationalparks,
- Naturschutzgebiete und dafiir geeignete schutzbediirftige Flachen,

- folgende Gebiete, die als landesweit bedeutsam gelten: die Trockenhange bei Lommatzsch, das
Gimmlitztal oberhalb Talsperre Lichtenberg, die Elstersteilhange unterhalb Plauen, die Neileaue
unterhalb Gorlitz/Zhorjelc, der Dresdener Heller, die Weinske und Alte Elbe Elsnig, die
Scheibenberger Heide, Hohwald und Valtenberg, das Bobritzschtal unterhalb Naundorf und die
Meuschaer Hohe,

- Flachennaturdenkmale,

- Bereiche (Zonen) innerhalb von Biospharenreservaten, Naturparken oder grof3flachigen
Landschaftsschutzgebieten, welche eine besonders wertvolle Naturausstattung aufweisen,

- Gebiete, in denen NaturschutzgroBprojekte durchgefihrt wurden, geplant sind oder realisiert
werden,

- Lebensraume und Vorkommen von Arten, die einen besonderen europaischen Schutzstatus gemali
der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie-Richtlinie (Anhange I, Il und 1V) und der Richtlinie 2009/147/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 Uber die Erhaltung der
wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie) (ABI. L 20 vom 26.1.2012, S. 7), zuletzt geandert
durch die Richtlinie 2013/17/EU vom 13. Mai 2013 (ABI. L 158 vom 10.6.2013, S. 193), genieBen,

- Gebiete des Netzes Natura 2000 oder Teile von ihnen sowie Verbindungsflachen zwischen diesen
Gebieten,

- Flachen mit landesweiter oder regionaler Bedeutung fur den Biotopverbund im Sinne des § 21
BNatSchgG,

- Komplexe kleinflachiger geschitzter oder sonstiger hochwertiger Lebensraume von regionaler
Bedeutung (zum Beispiel nach § 30 BNatSchG oder § 21 SachsNatSchG besonders geschutzte
Biotope beziehungsweise Biotopkomplexe, wie Heidekomplexe, Trockenrasen- und
Magerrasenkomplexe, Streuobstwiesenkomplexe, Feuchtbiotopkomplexe),

- Flachen, die fur die Lebensraumerhaltung und -entwicklung stark gefahrdeter oder vom Aussterben
bedrohter Arten von mindestens regionaler Bedeutung sind,

- neu entstandene sowie durch Sukzession oder MaBnahmen der Landschaftspflege sich
entwickelnde seltene Lebensraume in degradierten, stark beeintrachtigten oder veranderten
Landschaften, insbesondere Flachen der Bergbaufolgelandschaft der Braunkohle und
naturschutzfachlich bedeutsame Bergbaurestseen,

- naturnahe und renaturierbare Moore und Feuchtgebiete (Suchraume vergleiche Karte A 1.2 im
Anhang A 1),

- ausgewahlte unzerschnittene verkehrsarme Raume (UZVR) von hoher Bedeutung fur den Arten-
und Biotopschutz gemals Z 4.1.1.2,

- geeignete Flachen von Flachenpoolkonzeptionen,

- Schwerpunkte der Verbreitung gefahrdeter Tier-/Pflanzenarten in Sachsen (Hot-Spots) gemafl
Karten A 1.3, A1.4im Anhang A 1,

- Bereiche der Landschaft von besonders hoher Naturnahe (Naturentwicklungsgebiete, natirliche und
naturnahe FlieBgewasser einschlieRlich der Quellbereiche, Auen und Gewasserrandstreifen,
grofflachig naturnahe Waldkomplexe gemaf Karte A 1.5 im Anhang A 1 sowie Flachen mit der Stufe
oligohemerob in der Karte ,Hemerobie” (www.umwelt. sachsen.de/umwelt/natur/26261.htm),
zusatzlich die Stufe mesohemerob flr stehende Gewasser, Moore und Stmpfe, Grinland und
Ruderalfluren, gewasserbegleitende Vegetation, Magerrasen/Felsfluren/Zwergstrauchheiden),

- besonders naturnahe Teiche oder Teichkomplexe, die eine sehr hohe Bedeutung flr die Biodiversitat
besitzen

Flr eine Festlegung als Vorbehaltsgebiete Arten- und Biotopschutz kommen insbesondere in Betracht:
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- geeignete Verbindungs- und Entwicklungsflachen fir den Biotopverbund im Sinne des § 21
BNatSchG, soweit sie nicht als Vorranggebiete festgelegt werden,

- Biospharenreservate, Naturparks und Landschaftsschutzgebiete, soweit nicht als Vorranggebiete
ausgewiesen,

- Pufferzonen um Vorranggebiete Arten- und Biotopschutz,

- Gebiete mit regionaler Bedeutung flur den Artenschutz (zum Beispiel ausgewahlte
Zugvogelrastplatze),

- unzerschnittene verkehrsarme Raume (Karte 5) oder Teilbereiche solcher Raume, soweit sie nicht als
Vorranggebiete festgelegt werden,

- Flachen des Lebensraumverbundsystems flr groBraumig lebende Wildtiere, soweit sie nicht bereits
als Vorranggebiete Arten- und Biotopschutz festgelegt sind.

Die Umsetzung eines groRraumig Ubergreifenden Biotopverbundes und damit die Wiedervernetzung von
Lebensraumen leistet einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung der Biodiversitat in Sachsen (und darUber
hinaus) und tragt zur Verbesserung des Zusammenhanges des Natura 2000-Netzes bei.

Ein funktionierender Biotopverbund wird zukUlinftig vor dem Hintergrund zu erwartender Verschiebungen
und Veranderungen der Lebensraume auf Grund des Klimawandels flr viele Arten die unabdingbare
Voraussetzung sein, um durch Wanderung und Neubesiedlung von Biotopen beziehungsweise
Okosystemen auf die Veranderungen reagieren zu kénnen.

Die Festlegungen zum Biotopverbund konkretisieren die Grundsatze in § 2 Abs. 2 Nr. 2 und 6 ROG, dass
ein groBraumig Ubergreifendes, dkologisch wirksames Freiraumverbundsystem zu schaffen und den
Erfordernissen des Biotopverbundes Rechnung zu tragen ist, und leisten einen Beitrag zur Umsetzung der
.Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt” sowie des Programms und MalBnahmenplanes des
Sachsischen Staatsministeriums fir Umwelt und Landwirtschaft zur Biologischen Vielfalt im Freistaat
Sachsen (2009/2010).

Mit der in Karte 7 dargestellten Gebietskulisse liegt ein unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten
erarbeitetes funktional zusammenhangendes Netz ékologisch bedeutsamer Raume zur Uberwindung der
Isolation von Arten, Biotopen oder ganzer Okosysteme vor. Die innerhalb dieser Gebietskulisse ermittelten
Kernbereiche mit landesweiter Bedeutung fir den Biotopverbund (vergleiche Karte im Fachbeitrag zum
Landschaftsprogramm und Ausfihrungen im Anhang A 1) weisen im Wesentlichen bereits eine
standortgemale Biotopausstattung auf, die es zu erhalten gilt. Unter anderem aus den in der
Gebietskulisse dargesteliten Gebieten sind im Rahmen der Landschaftsrahmenplanung flir den Aufbau des
Biotopverbundes weitere geeignete, regional bedeutsame Verbindungsflachen sowie erforderliche
Entwicklungsflachen flr den Biotopverbund so auszuwahlen und raumordnerisch zu sichern, dass ein
Austausch zwischen den bedeutsamen Lebensraumen und ihren Lebensgemeinschaften ermdglicht wird
(vergleiche Anhang A 1). Dabei ist auch Karte 8 , Lebensraumverbundsystem flr groBraumig lebende
Wildtiere mit natlrlichem Wanderverhalten“ zu Grunde zu legen. Fur die Leitarten Rothirsch, Luchs, Wolf
und Wildkatze als groBraumig lebende und wandernde Arten ist es erforderlich, ihre Lebensraume
beziehungsweise potenzielle Lebensraume sowie die Wanderkorridore zu sichern, um langfristig den fur
die Erhaltung der biologischen Vielfalt erforderlichen genetischen Austausch zu gewahrleisten.

Der Biotopverbund ist durch die Einbindung weiterer, auBerhalb der Gebietskulissen liegender und regional
bedeutsamer Gebiete mit Biotopverbundfunktion beziehungsweise mit Entwicklungspotenzial fur die
Ubernahme von Funktionen im Biotopverbund zu ergénzen. Dabei sind infrastrukturelle
Entwicklungserfordernisse zu bertcksichtigen.

Zur Gewahrleistung der Durchgangigkeit des Biotopverbundes ist bei der Festlegung von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten Arten- und Biotopschutz auf eine regions- und landertbergreifende Passfahigkeit zu
achten. Durch die Trager der Regionalplanung sind entsprechende Abstimmungen zu flhren.

Um innerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Arten- und Biotopschutz die Gebiete mit
Verbundfunktion des Biotopverbundes im Sinne des § 21 BNatSchG identifizieren zu kénnen, sind diese in
den Regionalpldnen zu kennzeichnen.

Regionale Grinzige und Vorrang-/Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft, Waldmehrung oder zum Schutz des
vorhandenen Waldes oder Kulturlandschaftsschutz kénnen sich bei Eignung mit Vorrang-
/NVorbehaltsgebieten Arten- und Biotopschutz berlagern. Durch diese Uberlagerung werden die
multifunktionale Nutzung des Waldes (ordnungsgemalie Forstwirtschaft) auf gegenwartig bestehenden
Flachen sowie die derzeit bestehende Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flachen nicht
eingeschrankt. Weiterhin kdnnen sich geeignete Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur den vorbeugenden
Hochwasserschutz (Retentionsraum) und Vorranggebiete Wasserversorgung mit Vorrang-
/Vorbehaltsgebieten Arten- und Biotopschutz Uberlagern, sofern keine Konflikte absehbar
beziehungsweise diese durch Konfliktregelungen Iésbar sind.

zu Grundsatz 4.1.1.17
Sekundarlebensraume sind Ausweich- und Ersatzstandorte fur seltene und gefahrdete Arten- und
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Lebensgemeinschaften und insbesondere in strukturarmen Agrarlandschaften bedeutsam. Sie weisen
extreme und seltene Standortverhaltnisse auf. Charakteristisch sind unter anderem nahrstoffarme
Rohbéden und oligotrophe Gewasser. Auf diese speziellen Verhaltnisse angewiesene Tier- und
Pflanzenarten treten in den nivellierten und eutrophierten Landschaften sowohl in Sachsen als auch
bundesweit auBerhalb der ehemaligen Bergbaugebiete zumeist nur als Relikte auf, sofern sie noch nicht
ausgestorben sind. In der Bergbaufolgelandschaft finden einige von ihnen geeignete bis optimale
Lebensbedingungen. Dazu zahlen Pionierarten offener Rohbdden, Arten mit Teillebensraumen in
oligotrophen Flachgewassern, Bewohner von Felspartien und Steilufern, aber auch Leitarten
unterschiedlicher Sukzessionsstadien. Auch einige Hinterlassenschaften des Erzbergbaus wie Pingen,
schwermetallhaltige Halden und Stollen kénnen Bedeutung fir den Arten- und Biotopschutz entfalten (zum
Beispiel Schwermetallvegetation auf Halden, Stollen als Fledermausquartiere) und sollten mit Ricksicht auf
diese Potenziale genutzt und entwickelt werden. Der Anteil von Rote-Liste-Arten ist in solchen Gebieten oft
besonders hoch. Die Erhaltung der Lebensrdume gefahrdeter Tier- und Pflanzenarten dient der Sicherung
der biologischen Vielfalt (Biodiversitat) und einer Bewahrung der genetischen Ressourcen. Neben der
Rekultivierung als Voraussetzung fur einen naturraumtypischen leistungsfahigen Naturhaushalt mit
positiven Auswirkungen auf das Lokalklima und den Wasserhaushalt und einer méglichen Entwicklung in
Orientierung an der dem Rohstoffabbau vorangegangenen Nutzung soll daher auf den Flachen mit
besonderer Bedeutung fur den Arten- und Biotopschutz auch die Entwicklung von ékologisch wertvollen
Sekundarlebensraumen maoglich bleiben.

zu Grundsatz 4.1.1.18

Lebensraume, in denen eine ungelenkte, das heilt von menschlichen Zielsetzungen und
Zweckbestimmungen freie Entwicklung ablaufen kann, sind aus unserer heutigen Landschaft nahezu
verschwunden. Dies wird besonders deutlich an Bachen und Flissen, an denen keine naturlichen
dynamischen Veranderungen mehr ablaufen kénnen. Naturliche ungestdrte Prozesse sind jedoch fur viele
Arten und Lebensgemeinschaften und damit zur Erhaltung der natirlichen biologischen Vielfalt besonders
bedeutsam. Die , Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt” der Bundesregierung sieht daher vor, bis
zum Jahr 2020 auf mindestens 2 Prozent der Landflache Deutschlands ,Wildnisgebiete” zu etablieren, in
denen sich die Natur wieder nach ihren eigenen GesetzmaRigkeiten entwickelt. Entsprechend dem
Programm zur Biologischen Vielfalt im Freistaat Sachsen (2009) soll auf ausgewahlten Flachen
unterschiedlicher Standortbedingungen (einschlieBlich anthropogener Standorte) der natirlichen
Entwicklung Vorrang eingerdumt werden. Bisher ist dies in Sachsen insbesondere in Teilen des
Nationalparks ,Sachsische Schweiz” (5 027 ha, Zielstellung rund 7 100 ha bis zum Jahr 2030), des
Biospharenreservates ,Oberlausitzer Heide- und Teichlandschaft”/Biosferowy rezerwat ,Hornjotuziska hola
a haty” (1 125 ha in mehreren Teilflachen), der Naturschutzgebiete , Kénigsbricker Heide” (5 063 ha) und
»Gohrischheide und Elbniederterrasse Zeithain“ (454 ha) sowie einiger weiterer Naturschutzgebiete mit
sogenannten Totalreservatsflachen moglich. Von den 5 700 ha des Nationalen Naturerbes der Deutschen
Bundesstiftung Umwelt in Sachsen werden bisher 1 170 ha Waldflachen nicht mehr bewirtschaftet. Bei
kleinen und mittelgroBen Naturentwicklungsgebieten (10 bis 1 000 ha) bestehen deutliche Defizite
bezlglich Anzahl, Flache und raumlicher Verteilung, allerdings naturraumlich unterschiedlich. In fast der
Halfte der Naturrdaume Sachsens findet momentan gar kein Prozessschutz statt.

Als weitere Naturentwicklungsgebiete sollen Flachen mit unterschiedlichen ékologischen
Standortbedingungen und Ausgangssituationen gesichert werden, deren Rahmenbedingungen geeignet
sind oder soweit wieder hergestellt werden kdnnen, dass zuklnftig natirliche oder naturnahe
Entwicklungsprozesse ablaufen kdnnen und in denen keine erheblichen Stérungen durch Siedlungen oder
Infrastrukturen bestehen. HierfUr kommen insbesondere Teile ehemaliger Truppenltbungsplatze und
Bergbaufolgelandschaften, Flussauen oder Moore in Betracht. In diesem Zusammenhang soll gepruft
werden, ob auch ausgewahlte Seen unter Beachtung des Fischereigesetzes flir den Freistaat Sachsen
(Sachsisches Fischereigesetz - SachsFischG) vom 9. Juli 2007 (SachsGVBI. S. 310), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 29. April 2012 (SachsGVBI. S. 254), ausschlieBlich naturschutzfachlichen Zielen gewidmet und
der Eigenentwicklung Uberlassen werden kdnnen.

Die Sicherung der Naturentwicklungsgebiete kann durch das Naturschutzrecht (Totalreservate in
Schutzgebieten, insbesondere in NSG), das Waldgesetz flr den Freistaat Sachsen ( SachsWaldG) vom
10. April 1992 (SachsGVBI. S. 137), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 6. Juni 2013
(SachsGVBI. S. 451, 469) (Naturwaldzellen) und vorsorgend durch die Ausweisung von Vorranggebieten
im Regionalplan erfolgen.

Das Ziel der Sicherung von Naturentwicklungsgebieten sind Landschaften, die das Spektrum
unterschiedlicher Sukzessionsstadien mit ihren vielfaltigen Artenzusammensetzungen aufweisen, wobei
auf Grund der Dynamik die tatsachliche Entwicklung nicht immer genau vorhersehbar ist. Um die
notwendigen Wanderungsbewegungen von Arten zu ermdglichen, sind die Naturentwicklungsgebiete in
den groRraumig Ubergreifenden Biotopverbund einzubinden.

Neben dem Beitrag zur Erhaltung der biologischen Vielfalt dienen die Naturentwicklungsgebiete als wichtige
Untersuchungsraume flr wissenschaftliche Studien und bieten als Gegenpol zur Kulturlandschaft die
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Maoglichkeit, natlrliche oder anthropogen ausgeloste Prozesse besser zu erkennen. Soweit konfliktfrei
mdglich, soll ungelenkte Naturentwicklung flr die Allgemeinheit erlebbar werden. Nirgendwo sonst ist
Wissen um dkosystemare Zusammenhange so gut vermittelbar. Dartber hinaus kénnen
Naturentwicklungsgebiete als Orte unverfalschter Naturerfahrung in besonderer Weise der Erholung
dienen.

zu Grundsatz 4.1.1.19

Von oberflachennahem Grundwasser abhangige Landdékosysteme wie Moore, Simpfe, Auen und andere
Feuchtgebiete weisen einen hohen Anteil an speziell angepassten Arten der Feucht- und Nassbiotope,
insbesondere auch zahlreiche gefahrdete Arten, auf. Sie sind deshalb sehr bedeutsam flr den Schutz der
Biodiversitat. Diese Lebensraume sind aber auch besonders empfindlich gegen schadliche Stoffeintrage
und UbermaBige Wasserentnahmen, sodass der Erhalt beziehungsweise die Verbesserung der relevanten
Standortbedingungen, wie Wasserregime, -menge und -beschaffenheit, erforderlich ist.

Es gibt in Sachsen bei einer Gesamtflache an Moorkomplexen von circa 47 000 ha kaum noch naturnahe
und nur noch sehr wenige Moore, in denen in gréBeren Teilbereichen ein anhaltendes Torfwachstum
auftritt (vergleiche Anhang A 1 ,Fachplanerische Inhalte des Landschaftsprogramms*”, Kapitel 2.2.2.1).
Diese wenigen naturnahen Moore haben eine Refugialfunktion fir ,,Schlisselarten”, die torfbildend und
damit fUr die Funktionalitat der Moore unerlasslich sind. lhre Erhaltung und naturnahe Entwicklung ist
prioritar.

Der defizitdre Moorzustand bedeutet im Umkehrschluss, dass ein erhebliches Flachenpotenzial zur
Renaturierung (Erhéhung der Naturnahe) und Revitalisierung (,,Wiederbelebung”, Initierung von
Torfwachstum) unter anderem durch MaBnahmen der Wiedervernassung gegeben ist. Diese Malnahmen
sind mit hoher Dringlichkeit umzusetzen. Dabei sind die Belange der Trinkwasserqualitat zu
berlcksichtigen. Eine Renaturierung von Mooren im Einzugsgebiet von Trinkwassergewinnungsanlagen ist
nur vertretbar, wenn es zu keinem zusatzlichen und fir die Trinkwassergewinnung bedeutsamen Eintrag
von Huminstoffen kommen kann. Um dem Anliegen der Moorrenaturierung Rechnung tragen zu kdnnen,
sind daher weitere Untersuchungen zu den Wirkzusammenhangen erforderlich.

Grundwasserabhangige Okosysteme inklusive der Moore haben eine groRe Bedeutung fir den
Klimaschutz, da sie auf Grund ihrer hohen Kohlenstoffbindungs- und Speicherfahigkeit nattrliche
Kohlenstoffsenken darstellen. So werden durch MaBnahmen zur Revitalisierung anthropogen gestérter,
aber renaturierbarer Moorbereiche hohe Synergiewirkungen erreicht. Fir diese Bereiche kommt eine
vorsorgliche Sicherung durch die Regionalplanung als ,,Sanierungsbedlirftige Bereiche der Landschaft” in
Betracht (vergleiche Begriindung zu Z 4.1.1.6).

4.1.XGrundwasser-, Oberflaichenwasser-, Hochwasserschutz
Grund- und Oberflaichenwasserschutz

Z 4.1.2.1 In den Regionalplanen sind,

- regional bedeutsame Grundwassersanierungsgebiete als
»Sanierungsbediirftige Bereiche der Landschaft”,

- Gebiete mit hoher geologisch bedingter Grundwassergefahrdung und
Gebiete, in denen Grundwasservorkommen durch die Folgen des
Klimawandels erheblich beeintrachtigt werden konnen, als ,,Bereiche der
Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen*

festzulegen. Auf angemessene Nutzungen, die das Fehlen geologischer
Schutzfunktionen sowie die klimawandelbedingte Reduzierung der
Grundwasserneubildung bericksichtigen, ist hinzuwirken.

Z 4.1.2.2 Die Nutzung der Elbe als BundeswasserstraBe ist im bisherigen Rahmen ohne
weitere Ausbauten im Freistaat Sachsen zu gewahrleisten. MaBnahmen zur
Erhaltung der Schifffahrtsbedingungen auf der Elbe sollen unter Beachtung der
okologischen und wasserwirtschaftlichen Funktionen gefiihrt werden. Der Bau
von Staustufen ist nicht vorzusehen.

Z 4.1.2.3 Zur Verbesserung der Gewasserodkologie sind verrohrte oder anderweitig
naturfern ausgebaute FlieBgewasser beziehungsweise FlieBgewasserabschnitte
und Quellbereiche, sofern deren Ausbauzustand nicht durch besondere
Nutzungsanspriiche gerechtfertigt ist, zu 6ffnen und naturnah zu gestalten. lhre
Durchgangigkeit ist herzustellen. Hierzu sind in den Regionalplanen regionale
Schwerpunkte als ,,Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft“ festzulegen.

G 4.1.2.4 Bei der ErschlieBung von Siedlungs- und Verkehrsflachen sollen zur
Verbesserung des Wasserhaushaltes (Grundwasserneubildung) und der
Verringerung von Hochwasserspitzen verstarkt MaBnahmen der naturnahen
Oberflachenentwasserung umgesetzt werden.
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Z 4.1.2.5 Durch die Festlegung in den Regionalpldnen von ,,Sanierungsbediirftigen
Bereichen der Landschaft“ und , Bereichen der Landschaft mit besonderen
Nutzungsanforderungen” sowie Vorrang- und Vorbehaltsgebieten, insbesondere
fur die Sicherung der é6ffentlichen Wasserversorgung und den groBBraumig
ubergreifenden Biotopverbund, ist die Umsetzung der MaBnahmenprogramme
und Bewirtschaftungsplane fir die Flussgebietseinheiten zu unterstiitzen.

Vorbeugender Hochwasserschutz

G 4.1.2.6 Der Hochwasserschutz soll in den Flusseinzugsgebieten Sachsens - auch
grenziubergreifend - abgestimmt sowie durch eine effektive Kombination von
MaBnahmen der Eigenvorsorge der potenziell Betroffenen und weiteren
MaBnahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes gewahrleistet werden.
Hierzu sollen weitgehend das natirliche Wasserriickhaltevermoégen genutzt, ein
uneingeengter, gefahr- und schadloser Hochwasserabfluss, insbesondere in
Siedlungsbereichen, gewahrleistet sowie gefahrdete Bereiche von Besiedlung frei
gehalten werden. Soweit dies nicht ausreicht, um Menschen, Infrastruktur oder
bedeutende Sachwerte in vorhandenen Siedlungsbereichen vor Hochwasser zu
schiitzen, sollen erganzend MaBnahmen des technischen Hochwasserschutzes
getroffen werden.

Z 4.1.2.7 In den Regionalplanen sind Gebiete, die auf Grund potenziell starker
Oberflachenabfliisse eine Erhaltung und Verbesserung der Wasserrickhaltung
besonders erfordern, als , Bereiche der Landschaft mit besonderen
Nutzungsanforderungen” festzulegen. Diese Festlegung ist durch weitere
Festlegungen, die auch der Wasserriickhaltung dienen, wie Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete Waldmehrung, zum Schutz des vorhandenen Waldes oder
Arten- und Biotopschutz sowie regionale Griinziige, zu erganzen.

G 4.1.2.8 Raumbedeutsame Planungen und MaBRnahmen, die nicht auBerhalb der
potenziellen Ausbreitungsbereiche der Fliisse (Flussauen) realisiert werden
konnen, sollen so gestaltet werden, dass Schaden durch Hochwasser nicht
eintreten oder zumindest so gering wie moglich gehalten werden.

Z 4.1.2.9 In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fiir den
vorbeugenden Hochwasserschutz,

- fiir vorhandene und riickgewinnbare Uberschwemmungsbereiche zur
Gewahrleistung und Verbesserung der natiirlichen Wasserrickhaltung in der
Flache (Retentionsraum) und,

- fiir Risikobereiche in potenziellen Uberflutungsbereichen, die bei Versagen
bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhochwasser
uberschwemmt werden konnen, zur Minimierung méglicher Schaden
(Hochwasservorsorge)

sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten festzulegen. Durch
diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementpline zu
unterstitzen.

Z 4.1.2.10 In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsstandorte fiir MaBnahmen
des technischen Hochwasserschutzes, wie Standorte fir Talsperren,
Hochwasserriickhaltebecken, Polder und linienhafte Hochwasserschutzanlagen,
festzulegen.

Z 4.1.2.11 Die Entsorgungssicherheit von Abfillen im Falle von
Hochwasserkatastrophenfillen ist zu gewahrleisten.

Begriindung zu 4.1.2 Grundwasser-, Oberflachenwasser-, Hochwasserschutz
Grund- und Oberflachenwasserschutz

zu Ziel 4.1.2.1

Der vorsorgende Grundwasserschutz orientiert sich landesweit am Besorgnisgrundsatz. Belastungen des
Grundwassers und seiner Deckschichten sind zu vermeiden (Verschlechterungsverbot). Gebiete mit hoher
Grundwassergefahrdung liegen vor, wenn die Deckschichten auf Grund geringer Machtigkeit
beziehungsweise ihrer geologischen Eigenschaften eine nur geringe Schutzwirkung fir das Grundwasser
aufweisen. Aus diesen Grinden bedarf es hier der erh6hten Achtsamkeit gegentber gefahrdenden
Nutzungen.

Im Sinne des nachsorgenden Grundwasserschutzes sind Grundwasserschaden unter Wahrung der
VerhaltnismaRigkeit so weit wie mdglich zu sanieren. Grundwasserschaden sind entsprechend ihrem
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Gefahrdungspotenzial zu beseitigen, Defizite auszugleichen.
Vorrangig saniert werden sollen:

- Einzugsgebiete bedeutsamer Wassergewinnungsanlagen der 6ffentlichen Wasserversorgung,
- Einzugsgebiete anderer bedeutender Grundwassernutzungen,

- mengenmalige und chemische Belastungen in allen Grundwasserkoérpern, fur die die Gefahr
besteht, den guten Zustand gemaR § 47 WHG (in Umsetzung von Artikel 4 Abs. 1 Buchst. b WRRL)
nicht oder nicht fristgemald zu erreichen,

- durch ehemaligen Braunkohlenbergbau beeinflusstes Grundwasser, insbesondere
Grundwasserabsenkungsgebiete,

- durch Uranbergbau (Wismut) und Altlasten beeinflusstes Grundwasser,
- durch ehemaligen Steinkohlenbergbau beeinflusstes Grundwasser.

Ein Grundwasserschaden liegt vor, wenn auf Grund anthropogenen Stoffeintrages und/oder (anthropogen
bedingten) Grundwasserwiederanstiegs die Stoffgehalte die Geringflgigkeitsschwelle ,nicht nur
kleinrdumig” Ubersteigen (erhebliche Verunreinigungen). Grundwasser kann als geringfligig verunreinigt
eingestuft werden, wenn trotz einer Erh6hung der Stoffgehalte gegentber den geogenen
Hintergrundwerten und unabhangig von der tatsachlichen Nutzungssituation

- im oder durch das Grundwasser keine relevanten toxikologischen Wirkungen auftreten kénnen und

- im Grundwasser die Schwellenwerte nach Anlage 2 zur Verordnung zum Schutz des Grundwassers
( Grundwasserverordnung - GrwV) vom 9. November 2010 (BGBI. |1 S. 1513) und die
Geringflugigkeitsschwellen der Bund-/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser eingehalten werden.

Die prognostizierten Auswirkungen des Klimawandels in Sachsen lassen erwarten, dass in einigen
Regionen die Grundwasservorkommen beeintrachtigt werden. Vulnerabilitdtsanalysen in den
Planungsregionen Westsachsen und Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuzica-Delnja Sleska belegen die
Empfindlichkeit ausgewahlter Vorkommen gegentber den Folgen des Klimawandels. Klimabedingte
Beeintrachtigungen der Grundwasservorkommen ziehen Veranderungen des Naturhaushaltes nach sich,
die ihrerseits eine Anpassung von Landnutzungen erfordern werden.

In Umsetzung der Wasserrechtsrahmenrichtlinie wurden 2009 fur die Flussgebietseinheiten
Bewirtschaftungspléne aufgestellt mit dem Ziel, fur das Grundwasser bis spatestens Ende 2015 einen
guten chemischen Zustand (Trendumkehr und Grenzwerte) und mengenmafiigen Zustand (Gleichgewicht
zwischen Neubildung und Entnahme) zu erreichen. Signifikante und anhaltende Trends bei der
Verschmutzung des Grundwassers sind umzukehren. Das Prinzip der einzugsgebietsbezogenen
Betrachtung ist fur alle raumrelevanten Malnahmen und Planungen zu beachten. Einen wesentlichen
Beitrag zur einzugsgebietsweisen Betrachtung bis zur unteren Ebene, auch unter Bertcksichtigung des
Klimawandels, haben die Bauleitplanung einschlieSlich Landschaftsplanung, die Flurneuordnung und weitere
Fachplanungen zu leisten.

Die Regionalplanung setzt durch die Festlegung von ,,Sanierungsbedurftigen Bereichen der Landschaft”
und ,,Bereichen der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen” entsprechend Ziel 4.1.1.6
raumliche Schwerpunkte flr die Umsetzung konkreter MaBnahmen und angepasster
Bewirtschaftungsformen.

Die sich daraus ergebenden Lésungsansatze sind im Rahmen der Fachplanung auf zeitliche und
wirtschaftliche Machbarkeit zu prufen. Die technischen und landwirtschaftlichen MalBhahmen sind derart
zu gestalten, dass sie in einem ausgewogenen Verhaltnis zwischen lang- und kurzfristigen Kosten stehen.
Um eine Rekultivierung der ,Sanierungsbedurftigen Bereiche der Landschaft” zu gewahrleisten, ist auf eine
ausgeglichene Verwendung der Mittel und der Schwerpunktsetzung zu achten.

zu Ziel 4.1.2.2

Die Nutzung der Elbe soll durch UnterhaltungsmaBnahmen im bisherigen Rahmen gewahrleistet werden.
Darlber hinausgehende Mallhahmen haben sich nach den Erfordernissen aus Naturhaushalt und
Wasserwirtschaft zu richten. Ein Bau von Staustufen widerspricht den Forderungen der
Wasserrechtsrahmenrichtlinie und ist sowohl aus verkehrswirtschaftlichen Grinden als auch wegen der
damit verbundenen erheblichen Eingriffe in die Flusslandschaft im Freistaat Sachsen ausdrlcklich nicht
vorgesehen. Auf Grund einer erhdhten Wahrscheinlichkeit von Hoch- und Niedrigwasserereignissen kann
es zu weitergehenden Einschrankungen hinsichtlich der Schiffbarkeit kommen (vergleiche Z 3.6.1).

zu Ziel 4.1.2.3
Hinweis Festlegungen zur Erhaltung naturnaher Oberflachengewasser sind in Kapitel 4.1.1 Schutz
und Entwicklung von Natur und Landschaft enthalten.

Gewasser inklusive ihrer Quellbereiche besitzen vielfaltige 6kologische Funktionen fur den Naturhaushalt,
die Tier- und Pflanzenwelt, als Lebensgrundlage flr den Menschen, sind lokalklimatischer Ausgleichsfaktor
sowie landschaftspragende Bestandteile fur Natur- und Kulturlandschaft.
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Die Offenlegung und naturnahe Gestaltung von FlieBgewassern sowie der Quellgebiete ist flr einen
ausgeglichenen Landschaftswasserhaushalt, fur den vorbeugenden Hochwasserschutz, zur
Unterstitzung der Selbstreinigungskrafte und zur Biotopanreicherung verstarkt umzusetzen. In der Regel
ist dabei von entsprechend mehrschichtigen Umweltvorteilen auszugehen. Die RenaturierungsmaRnahmen
sollen auch die mit den Gewassern funktional verbundenen Ufer- und Auenbereiche einschlieRen.

Eine besondere Bedeutung kommt auch der landschaftsgerechten Sanierung bergbaulich beeinflusster
FlieBgewasser zur Erreichung eines sich selbstregulierenden Wasserhaushaltes zu (vergleiche Begriindung
zu G 4.2.3.2).

Ausnahmen vom Ziel der naturnahen Gestaltung bilden FlieBgewasser beziehungsweise
FlieBgewasserabschnitte, deren Nutzung den Ausbauzustand erfordert, wie kinstliche oder erheblich
veranderte Gewasser, zum Beispiel flir Wasserspeicherung, Stromerzeugung, Wasserregulierung,
Hochwasserschutz, Freizeitnutzung oder Schifffahrt.

Fur erforderliche BaumalBhahmen an Gewassern, zum Beispiel zur Uferbefestigung zum Schutz vor
Erosion, sollen die 6kologischen und 6konomischen Vorteile der ingenieurbiologischen Bauweisen verstarkt
genutzt werden. Sie sollen dem Ausbau mit unbelebten Baustoffen vorgezogen werden, wenn sie die
Anforderungen an die Gewassernutzung, die Gewasserunterhaltung und den Hochwasserschutz erfllen.
Bei RenaturierungsmaBnahmen ist die grundsatzliche Funktionsfahigkeit der Drainagesysteme zu
berlcksichtigen. Neben den Renaturierungsmafinahmen dient die Reduzierung diffuser und punktueller
Stoffeintrage (Erreichung eines guten chemischen Zustandes gemaR § 27 WHG) der Verbesserung des
Okologischen Zustandes der Oberflachengewasser und der dauerhaften Erhaltung aquatischer
Lebensgemeinschaften.

Die Regionalplanung setzt durch die Festlegung von ,,Sanierungsbedurftigen Bereichen der Landschaft”
entsprechend Ziel 4.1.1.6 raumliche Schwerpunkte fur die Umsetzung konkreter MaBnahmen der
FlieBgewassersanierung beziehungsweise FlieBgewasseroffnung.

zu Grundsatz 4.1.2.4

Die fortschreitende Flachenversiegelung und schnelle Ableitung von Regenwasser fuhrt zu erheblichen
Problemen, wie geringere Grundwasserneubildung und starke Beschleunigung der Regenwasserabflisse
sowie drohende Uberflutung der FlieRgewésser. Die Probleme werden sich zukinftig durch die
Auswirkungen der klimatischen Veranderungen, wie langere und ausgepragte Trockenperioden sowie
zunehmende Starkregenereignisse, verscharfen.

Niederschlagswasser soll nicht mit dem Gbrigen Abwasser abgeleitet (hydraulische Belastung der
bestehenden Entwasserungssysteme) und behandelt (kostenintensive Reinigung) werden. Mit der
naturnahen Oberflichenentwésserung kénnen die Uberflutungssicherheit fiir Siedlungsgebiete und
Verkehrsflachen (Kappung von Hochwasserspitzen) und der Wasserhaushalt (Grundwasserneubildung)
insgesamt verbessert sowie Niederschlagswasserentsorgungskosten reduziert werden. Als Alternative zur
Ableitung in unterirdischen Regenwasserkanalen orientiert sich die naturnahe Oberflachenentwasserung
am naturlichen Wasserkreislauf. Das heiRt, das Niederschlagswasser soll entstehungsnah so lange wie
moglich in der Landschaft zurickgehalten, genutzt, versickert und verdunstet werden (dezentrale
Bewirtschaftung). Dies verzégert den gegebenenfalls verbleibenden Abfluss in Oberflachengewasser.

Als MaBnahmen der naturnahen Oberflachenentwasserung kommen in Betracht:

- Verminderung des Anteils versiegelter Flache,

- Férderung der Versickerung des nicht oder nur gering verschmutzten Niederschlagswassers durch
sickerfahige Oberflachen, Versickerungsmulden, Rigolen, Retentionsbecken und so weiter
(dezentrale Systeme, intelligente Vernetzung der Systeme),

- verzdgerte Zufuhrung des nicht oder nur gering verschmutzten Niederschlagswassers in den
natlrlichen Wasserkreislauf, Verlangsamung der Niederschlagswasserabfllisse, zum Beispiel durch
naturnah gestaltete Rinnen mit Hindernissen,

- Dachbegrinungen, Grunplanung unter Bertcksichtigung von Pflanzen mit hoher Verdunstungsrate.

Ein bewusster und nachhaltiger Umgang mit Niederschlagswasser kann in Siedlungen zu weiteren
Synergien fuhren. Durch das Sichtbarmachen des Wassers in der Landschaft erh6hen sich die
Lebensumfeldqualitdt und der Erholungswert. Es kénnen sich neue Lebensraume fur Flora und Fauna
entwickeln.

Naturnahe Oberflachenentwasserung erfordert auf Grund ihrer Komplexitat einen interdisziplinaren,
vernetzten Planungsprozess, woflir Gemeinden und Planer Verantwortung tragen.

zu Ziel 4.1.2.5

Bei der Umsetzung der MaBRnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane zur Erreichung eines guten
Okologischen und chemischen Zustandes der Oberflachengewasser und eines guten chemischen und
mengenmaliigen Zustandes in den Grundwasserkorpern nach §§ 82 und 83 WHG sind eine Vielzahl von
Raum- und Nutzungsansprichen zu berlcksichtigen und Raumnutzungskonflikte zu I6sen.
Beeinflussungen der Grund- und Oberflachengewasser entstehen insbesondere nutzungsbedingt von

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 90 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/438/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/438/redirect

Landesentwicklungsplan 2013

Seiten der Landwirtschaft, Fischerei, Freizeitnutzung, Wasserwirtschaft, Schifffahrt, Wasserkraft,
Industrie, Gewerbe, Bergbau und durch den Gewasserausbau selbst.

Die Regionalplanung kann dazu beitragen, Nutzungsanspriche so zu koordinieren, dass die Umsetzung
der MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane unterstitzt werden. Dazu dienen insbesondere
folgende Festlegungen in den Regionalplanen:

- »Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” beziehungsweise ,,Bereiche der Landschaft mit
besonderen Nutzungsanforderungen” wie Grund- und Oberflachenwasserkdrper, die das Ziel eines
guten Zustandes gemall Wasserrechtsrahmenrichtlinie nicht oder nicht fristgemaR erreichen;
regional bedeutsame Grundwassersanierungsgebiete; regionale Schwerpunkte zur Verbesserung
der Gewasserokologie, Gebiete, in denen Grundwasservorkommen durch die Folgen des
Klimawandels erheblich beeintrachtigt werden kénnen,

- Vorrang-/Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung,

- Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Arten- und Biotopschutz zur Sicherung eines groRraumig
Ubergreifenden Biotopverbundes, insbesondere natlrliche und naturnahe FlieBgewasser
einschlieBlich der Quellbereiche, Auen und Gewasserrandstreifen.

Da sich die MaRnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane nach §§ 82 und 83 WHG auf
Einzugsgebiete von Flissen, die Flussgebietseinheiten, und nicht auf Verwaltungsgrenzen beziehen, sind
die Festlegungen zwischen den betroffenen Tragern der Regionalplanung abzustimmen.

Vorbeugender Hochwasserschutz

zu Grundsatz 4.1.2.6

Vorbeugender Hochwasserschutz ist nicht ausschlieflich und auch nicht vorrangig eine
wasserwirtschaftliche Aufgabe. Vielmehr muss allgemein an der Vermeidung und Verminderung von
Risikopotenzialen angesetzt werden, durch die es im Hochwasserfall zur Gefahrdung von Leben,
Gesundheit, bedeutenden Sachwerten sowie Kulturgttern und wichtiger Infrastruktur kommen kann. Dies
erfordert eine ganzheitliche, fachlbergreifende und grenziberschreitende Betrachtung der
Hochwasserrisiken und VorsorgemalBnahmen unter besonderer Berlcksichtigung von MaBnahmen der
Eigen- und der Flachenvorsorge. Einen wesentlichen Beitrag zum vorbeugenden Hochwasserschutz kann
dabei die Raumordnung mit ihren Instrumenten leisten. Die Sicherung und Rickgewinnung von Auen,
Rickhalteflachen und Uberschwemmungsbereichen ist in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG als raumordnerischer
Grundsatz fur den vorbeugenden Hochwasserschutz verankert. Eine zusammenfassende Darstellung
Uber das mdgliche Vorgehen der Raumordnung ist in den Handlungsempfehlungen der MKRO zum
vorbeugenden Hochwasserschutz vom 14. Juni 2000 enthalten.

Die Erfahrungen vergangener Hochwasserereignisse belegen, dass Hochwasserschutz bereits in den
Einzugsgebieten der Flisse ansetzen muss. Dabei ist es in der Regel effizienter, Hochwasser auslésende
Niederschlagsmengen so weit wie moéglich durch darauf ausgerichtete Flachennutzungen in den
Einzugsgebieten sowie den natirlichen Uberschwemmungsraumen (Flussauen) zuriickzuhalten, als
Hochwasserabflisse beschleunigt durch ausgebaute und eingedeichte Flusslaufe zu leiten. Den Fllssen ist
hierfir Raum zu geben und das natlrliche Wasserrickhaltevermégen durch Gewasserrenaturierungen,
Altarmrevitalisierungen oder ahnliche moéglichst wieder herzustellen beziehungsweise zu entwickeln. Dabei
gelten uferbegleitender standortgerechter Baumbewuchs sowie Auwalder in der Regel nicht als
Behinderung des Abflusses. Insbesondere auRerhalb von Siedlungsbereichen ist solchen Aspekten der
Wasserriuckhaltung ausreichend Rechnung zu tragen. Innerhalb und in FlieRBrichtung nahe unterhalb von
Siedlungen ist auf eine ausreichende Abflussmadglichkeit zu achten. Die Méglichkeiten der natirlichen
Wasserruckhaltung und eines im Wesentlichen ungehinderten Abflusses sollen vorrangig ausgeschopft
werden. Wo dadurch kein angemessener Hochwasserschutz fur Ortslagen erreichbar ist, sollen
erganzend technische Hochwasserschutzanlagen zur Gefahrenminderung herangezogen werden. Da
diese nur Schutz bis zum jeweiligen Bemessungshochwasser, aber nicht vor jedem madglichen
Extremereignis bieten und aufSerdem die Mdglichkeit des Versagens besteht, kommt auch in Gebieten, die
durch Hochwasserschutzanlagen geschitzt sind, den Grundsatzen der Eigen- und der Flachenvorsorge
groflRe Bedeutung zu. Dieses Prinzip ist auch bei der Konzeption von Infrastruktureinrichtungen und -
maRnahmen zu Grunde zu legen (Katastrophenschutz und Hochwasservorbeugung).

Der vorbeugende Hochwasserschutz muss flussgebietsbezogen und unabhangig von administrativen
Grenzen erfolgen. Daher ist bei der Hochwasserrisikomanagementplanung eine enge gemeinde-, kreis-,
ldnder- und staatenubergreifende Kooperation erforderlich. Diese ist auf internationaler Ebene durch die
Internationale Kommission zum Schutz der Elbe und die Internationale Kommission zum Schutz der Oder
gegen Verunreinigung sowie auf Landerebene durch die Flussgebietsgemeinschaft Elbe und die Arbeit der
Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) gewahrleistet. Die bis 2015 zu erstellenden
landerUbergreifenden Hochwasserrisikomanagementplane fir die Flussgebietseinheiten der Elbe und der
Oder mussen auch MaRnahmen der Raumordnung und Landesplanung zum Hochwasserschutz enthalten.
Die zu treffenden MaBnahmen haben auch den Bewirtschaftungszielen der Wasserrahmenrichtlinie
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Rechnung zu tragen.

zu Ziel 4.1.2.7

Vielfaltige Faktoren haben Einfluss auf die Abflussbildung. Einige sind nicht oder nur bedingt beeinflussbar,
wie zum Beispiel das Niederschlagsgeschehen oder das Relief. Beeinflussbar sind die Flachennutzung und
die Art und Weise, wie bei der Nutzung mit den Flachen umgegangen wird. Darauf kann die Raumordnung
mit ihren klassischen Instrumenten sowie im Rahmen ihrer Beratungs-, Moderations- und
Koordinierungsfunktion hinwirken.

Handlungsbedarf besteht insbesondere in Gebieten, in denen bei Starkniederschlagen oder bei
Schneeschmelzen in kurzer Zeit starke oberirdische Abflisse auftreten kdnnen, die zu einer
Hochwassergefahr in den FlieBgewassern oder zu geogenen Naturgefahren, wie Murgange sowie Rutsch-
und Sturzprozesse von Erd- und Felsmassen, fiuhren kdnnen. Betroffen sind vorwiegend die Mittelgebirge
und das Hugelland. Gemal § 76 Abs. 1 Satz 2 des Sachsischen Wassergesetzes ( SachsWG) vom

12. Juli 2013 (SachsGVBI. S. 503) werden ,Hochwasserentstehungsgebiete” durch die obere
Wasserbehorde durch Rechtsverordnung festgesetzt. In diesen Gebieten unterliegen bestimmte
Vorhaben, die das Wasserruckhaltevermdgen verschlechtern kdnnen, dem Genehmigungsvorbehailt.
Zusatzlich ist es notwendig, groBraumig in gefahrdeten Gebieten auf MaBnahmen hinzuwirken, die
insgesamt positive ausgleichende Wirkungen auf den Wasserhaushalt haben. Mit der Ausweisung von
»Bereichen der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen“ gemal Ziel 4.1.1.6 kdnnen
Planungen und die Durchfihrung von konkreten Malnahmen zur Verbesserung der Wasserrickhaltung in
der Landschaft festgelegt werden, auf deren Umsetzung die Regionalplanung unter Einbeziehung der
betroffenen Akteure hinwirken kann. Zudem kénnen solche Ausweisungen eine Grundlage fir die
raumliche Steuerung von Fordermitteln sein.

Als MaBnahmen, die einen glinstigen Einfluss auf das Wasserrtckhaltevermdégen haben, bieten sich an:

- Reduzierung der Bodenversiegelung,

- Versickerung von Regenwasser von Bauflachen,

- Erhaltung beziehungsweise Wiederherstellung der funktionellen Einheit zwischen Gewasser und Aue,
- Freilegung verrohrter oder unterirdisch gefihrter Wasserlaufe,

- besonders auch den kleinen Flissen Raum lassen und Herstellung eines naturnahen Zustandes der
Gewasser,

- Umwandlung von Ackerflachen in Dauergriinland oder standortgerechten Wald (Waldmehrung), vor
allem in besonders erosionsgefahrdeten Hang-, Tallagen und Uberschwemmungsbereichen der
Auen,

- Verzicht auf die Umwandlung von Grinland in Ackerland auf diesen Flachen,

- Anwendung von bodenschonenden Bewirtschaftungs- beziehungsweise Anbau- und
Bestellverfahren zur Erhaltung einer hohen Infiltrationsfahigkeit,

- Erhaltung, Aufbau von Strukturen, die die Hange (Abflussbahnen) unterteilen/unterbrechen und
- standortgerechte Waldbewirtschaftung.

Auch die Sicherung von Freirdumen und Freiraumfunktionen durch die Ausweisung von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten sowie regionalen Grinzligen dienen dem vorbeugenden Hochwasserschutz und
soliten insbesondere in den Gebieten mit potenziell starken oberirdischen Abflissen auch unter dem
Gesichtspunkt der positiven, ausgleichenden Wirkungen fir den Wasserhaushalt angewendet werden. In
Betracht kommen Ausweisungen gemald Ziel 4.1.1.16, Ziel 4.1.3.3, Ziel 4.2.2.1 und Ziel 4.2.2.2.

Flr diese Gebiete kdnnen in den Regionalplanen Festlegungen getroffen werden, die gewahrleisten, dass
alle raumbedeutsamen Flachennutzungsanderungen in diesen Gebieten auf ihre Konsequenzen zur
Abflussbildung geprift werden.

Grundlagen fir die Ermittlung von Gebieten, die eine Erhaltung und Verbesserung der Wasserrickhaltung
besonders erfordern, sind unter anderem:

- die im Fachvorschlag des LfULG zur Ausweisung von Hochwasserentstehungsgebieten enthaltene
Gebietskulisse, Naturraumkarten, die auf der Basis der naturraumlichen Ordnung erarbeitet werden,
mit ihren Dokumentationen. In den auf die Kartiereinheiten (Mikrogeochoren) bezogenen
Dokumentationsblattern sind unter anderem der jahrliche Gebietsabfluss, das FlieBgewassernetz
und Flachennutzungen ausgewiesen, bei deren Anderung eine glinstige Wirkung hinsichtlich der
Verminderung des Oberflachenabflusses erreicht werden kdnnte,

- die nach § 76 Abs. 1 Satz 2 SachsWG erlassenen Rechtsverordnungen.

zu Grundsatz 4.1.2.8

Die Hochwasserereignisse 2002 und 2010 haben gezeigt, dass im Falle von Extremereignissen die
FlieRgewasser bei Uberstrémen und auch bei technischem Versagen von Hochwasserschutzeinrichtungen
ihre seit Jahrhunderten nattrlichen Ausbreitungsbereiche (Flussauen) wieder einnehmen. Deshalb sind
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diese Flachen, ungeachtet vorhandener GewasserausbaumalRnahmen und Hochwasserschutzanlagen,
grundsatzlich UGberschwemmungsgefahrdete Bereiche. Es empfiehlt sich, diese Flachen in Karten
darzustellen, um die Trager raumbedeutsamer Planungen und MalBnahmen in die Lage zu versetzen, in
einer Risikoabwagung, soweit die Planungen und MalBnahmen nicht bereits gegen andere Ziele der
Raumordnung (zum Beispiel Ziel 4.1.1.3) oder Vorgaben der Fachgesetze (zum Beispiel § 76 Abs. 2
SachsWG) verstoRen, zu entscheiden, ob sie die Planung und Mallhahme Uberhaupt beziehungsweise mit
welchen RisikovorsorgemaRnahmen durchfiihren wollen. Dabei soll die Planung oder MaBnahme zumindest
so gestaltet werden, dass Schaden mdglichst nicht eintreten oder zumindest so gering wie mdglich
gehalten werden. Ob dies im Einzelfall erfullt ist, ist unter Zuhilfenahme der vorgelegten
Planungsunterlagen und der fachbehdérdlichen Stellungnahmen zu prifen. Dabei ist auch die Option eines
weitgehenden Verzichtes auf Siedlungstatigkeit zu prifen.

zu Ziel 4.1.2.9

Die nattirlichen Uberschwemmungsflachen der FlieRgewasser sind historisch bedingt durch
Gewasserausbauten und Aufhéhung gewassernaher Grundstlicke und Bebauungen sowie durch Deiche
stark verkleinert worden. Die heute noch nicht durch die vorgenannten MaRnahmen veranderten
Uberschwemmungsfliachen sind deshalb méglichst vollstéandig fiir den Abfluss und die Retention von
Hochwasser zu erhalten. Eine weitere Inanspruchnahme flr Baugebiete soll ausgeschlossen werden, um
Retentionsraume zu erhalten und keine zusatzlichen Schadenspotenziale aufzubauen. Des Weiteren sollen
dort, wo die Mdglichkeit besteht, Gebiete durch Rickbau, Gewasserrenaturierungen,
Deichrlckverlegungen oder Polder fur die natirliche Wasserrickhaltung zuriick gewonnen werden.

Dazu sind in den Regionalplanen Vorranggebiete fir den vorbeugenden Hochwasserschutz
(Retentionsraum) festzulegen. In Fallen, in denen eine regionalplanerische Letztentscheidung nicht mdglich
ist, kommt auch eine Festlegung von Vorbehaltsgebieten flir den vorbeugenden Hochwasserschutz in
Betracht. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisikomanagementplane gemals der
Richtlinie 2007/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Uber die
Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken (ABI. L 288 vom 6. November 2007, S. 27) in
Verbindung mit §§ 73 ff. WHGzu unterstutzen. Insoweit sind als Grundlage Aussagen in den
Hochwasserschutzkonzepten beziehungsweise -risikomanagementplanen, sofern vorliegend,
heranzuziehen.

Damit wird auch dem Grundsatz gemaR § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG Rechnung getragen, wonach fur den
vorbeugenden Hochwasserschutz im Binnenland vor allem durch die Sicherung oder Rickgewinnung von
Auen, Rickhalteflachen und Entlastungsflachen zu sorgen ist.

Die in Sachsen durch Rechtsverordnung oder Gesetz bereits flachendeckend festgesetzten oder vorlaufig
gesicherten Uberschwemmungsgebiete verfligen bereits tiber einen ausreichenden fachgesetzlichen
Schutz. Sie sind durch die Regionalplanung nachrichtlich zu Gtbernehmen und darzustellen. Bei
besonderem raumordnerischen Erfordernis kénnen sie in die Vorranggebiete integriert werden.

Natirliche Uberschwemmungsbereiche haben haufig auch eine hohe Bedeutung fiir den Arten- und
Biotopschutz. Des Weiteren sind Flussauen oftmals Standorte bedeutender fir die 6ffentliche
Wasserversorgung genutzter Grundwasservorkommen. Sofern keine Konflikte absehbar beziehungsweise
diese durch Konfliktregelungen I6sbar sind, ist in den Regionalplanen eine Uberlagerung von
Vorranggebieten flr den vorbeugenden Hochwasserschutz mit Vorranggebieten Arten- und Biotopschutz
gemal Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft und Vorranggebiete
Wasserversorgung gemal Kapitel 5.2 Wasserversorgung zur Nutzung von Synergien maglich.

Zur Minimierung des Schadenspotenzials sind fir Risikobereiche in potenziellen Uberflutungsbereichen, die
bei Versagen bestehender Hochwassereinrichtungen oder Extremhochwasser tberschwemmt werden
kdnnen, in den Regionalplanen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete flr den vorbeugenden Hochwasserschutz
(Hochwasservorsorge) festzulegen.

Festzulegen sind insbesondere:

- Bereiche, in denen bei Uberflutung oder Versagen der Schutzeinrichtung (Deiche und sonstige
Hochwasserschutzanlagen, wie Hochwasserrickhaltebecken und so weiter) Gefahr flr Leib und
Leben bestande, diese Gefahr nur durch erhéhte Vorkehrungen im Einzelfall beherrschbar und
hochwasserangepasstes Bauen nur mit unvertretbarem Aufwand mdglich ware, in der Regel als
Vorranggebiete,

- Bereiche, die bereits bestehende Siedlungsflachen umfassen beziehungsweise Bereiche mit
besonderem Schadenspotenzial, die einem hohen Risiko des Hochwassers ausgesetzt sind,

- Bereiche, in denen die Abwehr von Hochwasserschaden und Gefahren durch bauliche Malnahmen
mit vertretbarem Aufwand erreicht werden konnen.

In hochwassergefahrdeten Bereichen sollten historisch gewachsene Siedlungen grundsatzlich durch
funktionsfahige Anlagen gegen Hochwasser geschitzt werden. Die Bemessung dieser Schutzanlagen hat
den differenzierten Schutzzielen zu entsprechen. Dennoch kénnen Hochwasserschutzanlagen keine
absolute Sicherheit garantieren. Katastrophen, zum Beispiel durch Deichbriiche oder ein Uberstrémen von
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Deichen bei extremen Hochwasserereignissen, kdnnen nicht vollkommen ausgeschlossen werden. Auch
hinter den Deichen ist deshalb eine starkere Berucksichtigung des Restrisikos notwendig. Mit der
raumordnerischen Ausweisung von potenziellen Uberflutungsbereichen (hinter Deichen) einschlieRlich
Polderflachen sollen das Bewusstsein flr dieses Restrisiko in deichgeschutzten Bereichen gescharft sowie
entsprechend angepasste Raumnutzungen initiert werden. Eine weitere Siedlungsentwicklung soll nicht
generell ausgeschlossen, sondern dem Risiko angepasst werden. Geeignete Malhahmen kénnen zum
Beispiel sein:

- Verzicht auf Ansiedlung hochwasserempfindlicher Flachennutzungen in besonders tiefliegenden
Geldndepartien (die im Falle der Uberflutung besonders hohe Wasserstande aufweisen),

- hochwasserangepasste Ausfiihrung von Gebauden, Sicherung von Oltanks und so weiter.

Die zeichnerische Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten fiir den vorbeugenden
Hochwasserschutz in den Regionalplanen erfolgt in einem Malstab, in dem eine flachengenaue,
flurstiickskonkrete Abgrenzung nicht méglich ist. Es besteht auch die Moglichkeit, dass die
Regionalplanung die Ausweisung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete in einem entsprechend
aussagekraftigen, gréoeren MalRstab darstellt.

zu Ziel 4.1.2.10

Auf Grund der geomorphologischen Bedingungen und der dichten Besiedlung im Freistaat Sachsen sind
geeignete Standorte fur wirtschaftlich begrindbare Talsperren, Hochwasserrickhaltebecken, Polder und
linienhafte Hochwasserschutzanlagen nur noch begrenzt vorhanden. Die noch bestehenden Mdéglichkeiten
sollten daher raumordnerisch fur eine mogliche Wasserspeicherung erhalten bleiben.

Aus Uberwiegenden Grinden des Wohls der Allgemeinheit kann es erforderlich sein, auch technische
HochwasserschutzmaRnahmen durchzuflhren (unter anderem auch im Zusammenhang mit der
Rickgewinnung von Retentionsflachen andernorts). Fur diesen Zweck beziehungsweise entsprechende
Bauwerke sind geeignete Flachen zu bestimmen und zu sichern. Die Errichtung von
Hochwasserschutzanlagen soll auf das unbedingt notwendige Mal8 beschrankt bleiben und sich am
Schadenspotenzial orientieren.

Die Ausweisung solcher Flachen ist vor allem in enger Abstimmung mit den Wasserbehoérden,
insbesondere auf der Grundlage der Hochwasserschutzkonzepte oder
Hochwasserrisikomanagementplane, aber auch mit anderen betroffenen Tragern 6ffentlicher Belange
durchzufihren.

zu Ziel 4.1.2.11

Auf Grund des Hochwassers 2002 mussten im Freistaat mehr als 600 000 t Hochwasserabfalle zusatzlich
entsorgt werden. Eine dhnliche Situation ergab sich auch beim NeiSehochwasser 2010. Im Unterschied zur
Situation beim Hochwasser 2002 sind die meisten Deponien, auf denen damals kurzfristig Abfalle
abgelagert werden konnten, nicht mehr in Betrieb. Abfalle missen zudem seit dem 1. Juni 2005 vor einer
Ablagerung vorbehandelt werden.

Die vorhandenen Abfallbehandlungsanlagen sind im Katastrophenfall oft nicht in der Lage, eine so grof3e
Menge Abfalle zusatzlich zu behandeln. Ausreichend Zwischenlager (welche einer Genehmigung bedtrfen)
fur eventuelle Katastrophenfalle, deren AusmaR nicht absehbar ist, ungenutzt vorzuhalten, ist nicht
mdglich. Dennoch mussen Abfalle in ahnlich gelagerten Katastrophenfallen so zwischengelagert werden
kdnnen, dass sie flr einen schnellen Abtransport bereit stehen.

Die Auswahl geeigneter Gebiete obliegt der Fachplanung (Katastrophenschutzplanung) und sollte in
Flachennutzungsplanen bericksichtigt werden. Die Katastrophenschutzbehérden mussen sich bezlglich
geeigneter Flachen mit den 6ffentlich-rechtlichen Entsorgungstragern beziehungsweise den
Gebietskorperschaften abstimmen.

4.1.Bodenschutz, Altlasten
Karte: Die Gebiete mit speziellem Bodenschutzbedarf sind in Karte 9 dargestellt.

G 4.1.3.1 Bei der Nutzung des Bodens sollen seine Leistungsfahigkeit, Empfindlichkeit
sowie seine Unvermehrbarkeit beriucksichtigt werden. Bodenverdichtung,
Bodenerosion sowie die Uberlastung der Regelungsfunktion des Bodens im
Wasser- und Stoffhaushalt sollen durch landschaftsgestalterische MaBnahmen
und standortgerechte Bodennutzung, angepasste Flur- und Schlaggestaltung,
Anlage erosionshemmender Strukturen und Verringerung von
Schadstoffeintragen und belastenden Nahrstoffeintragen vermieden werden.

G 4.1.3.2 Die unvermeidbare Neuinanspruchnahme von Flichen fir Siedlung, Industrie,
Gewerbe, Verkehr, Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen soll auf Flachen
mit Boden, die bereits anthropogen vorbelastet sind oder die eine geringe
Bedeutung fiir die Land- und Forstwirtschaft, fiur die Waldmehrung, fir die
Regeneration der Ressource Wasser, fir den Biotop- und Artenschutz oder als
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natur- und kulturgeschichtliche Urkunde haben, gelenkt werden.

Z 4.1.3.3 In den Regionalplanen sind Gebiete mit Boden besonderer Funktionalitiat zu
sichern.

Z 4.1.3.4 In ihren Funktionen erheblich beeintrachtigte Boden und regional bedeutsame
Altlasten sind in den Regionalplanen als ,, Sanierungsbediirftige Bereiche der
Landschaft” festzulegen. Sofern erforderlich, sind besonders empfindliche Boden
als ,,Bereiche der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen*
festzulegen.

Begrindung zu 4.1.3 Bodenschutz, Altlasten

Hinweis: Festlegungen zur Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme sind insbesondere in
Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation, Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen und Kapitel 2.2.2 Stadt-
und Dorfentwicklung verankert. Eine umfassende Zusammenstellung der entsprechenden
Handlungsschwerpunkte und Festlegungen des LEP 2013 ist in Gliederungspunkt Il ,,Neue
Herausforderungen fir die nachhaltige Raumentwicklung des Freistaates Sachsen” unter der
Uberschrift , Effiziente Flachennutzung und Reduzierung der Flacheninanspruchnahme*
enthalten.

zu Grundsatz 4.1.3.1 und Grundsatz 4.1.3.2

Bdden nehmen eine Vielzahl von Funktionen im Naturhaushalt sowie fir den Menschen und die
Gesellschaft wahr. Der Boden stellt das Bindeglied zwischen den Umweltkompartimenten Klima/Luft,
geologischer Untergrund, Oberflachen- und Grundwasser sowie Vegetation und Tierwelt dar. Die hierbei
auftretenden Transformationsprozesse haben direkten Einfluss auf die Nahrungskette und die
Umweltqualitat.

Die zunehmende Intensitat der Bodennutzung und der standig wachsende Flachenbedarf der modernen
Gesellschaft fihren dazu, dass die Béden verandert, belastet und verbraucht werden. Der hohe
Fldchenverbrauch verursacht unter anderem hohe Verluste beziehungsweise Einschrankungen an
bodenfunktionalen Leistungen, die auch Auswirkungen auf andere Bereiche des Naturhaushaltes haben.
Daher sollen insbesondere Béden mit einer besonderen Funktionalitdt im Naturhaushalt (vergleiche

Z 4.1.3.3) vor Inanspruchnahme bewahrt und flacheninanspruchnehmende Nutzungen auf weniger
wertvolle B6den gelenkt werden.

Eine standortgerechte Bodennutzung ist langfristig auch aus 6konomischen Grinden sinnvoll.
Dringende fachubergreifende Aufgaben des Bodenschutzes kdnnen durch die Raumordnung
wahrgenommen werden, indem diese dazu beitragt, dass die Vielzahl von Anspriichen an den Boden
koordiniert wird, dabei die Leistungsfahigkeit und Empfindlichkeit der Béden berlcksichtigt, und der Boden
in seiner Leistungsfahigkeit und als Flache flr bestimmte Nutzungen nachhaltig gesichert oder wieder
hergestellt wird. Dabei liegt der konkrete Handlungsbedarf fir raumordnerische Festlegungen zum
vorsorgenden Schutz des Bodens sowie zur Sanierung beeintrachtigter Boden auf der Ebene der
Regionalplanung, da auf Grund der starken raumlichen Differenziertheit der Boden landesweit geltende
Festlegungen beziehungsweise Ausweisungen nur bedingt sinnvoll sind.

zu Ziel 4.1.3.3

Um den generellen landesplanerischen Grundsatz der angepassten Nutzung und schonenden
Neuinanspruchnahme von Boden nach G 4.1.3.1 umsetzen zu kénnen, sind Béden mit besonderer
Funktionalitdt in den Regionalplanen zu sichern.

Dies gilt insbesondere fir:

Bdden mit einer hohen natlrlichen Ertragsfahigkeit (Produktionsfunktion).

Land- und Forstwirtschaft als wichtigste Fldachennutzer in Sachsen bendtigen Béden fur die Produktion von
Nahrungs- und Futtermitteln, nachwachsenden Rohstoffen und Holz. B6den mit einer hohen natirlichen
Ertragsfahigkeit missen langfristig insbesondere fur die landwirtschaftliche Nutzung verfugbar bleiben.
Bdden der landwirtschaftlichen Nutzflache sind aber auch im besonderen MalSe von Flachenentzug
betroffen. Daher sind Gebiete mit Bdden, die eine hohe nattrliche Ertragsfahigkeit haben sowie Gebiete mit
regional bedeutsamen Bdden fur die landwirtschaftliche Produktion gemal Kapitel 4.2.1 Landwirtschaft in
den Regionalplanen als Vorrang- und gegebenenfalls Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft zu sichern. Diese
Bdden zeichnen sich in der Regel immer auch durch hohe Speicher-, Puffer-, und Filterfunktion aus.

Besonders seltene und naturnahe Bdden

Bdden sind besonders naturnah, wenn sie nicht anthropogen beeinflusst sind und die Horizontabfolge des
Bodenprofils vollstandig und charakteristisch ausgepragt ist. Da Béden in der heutigen Kulturlandschaft
nahezu flachendeckend anthropogen beeinflusst sind, ist zur Bewahrung eines breiten Naturspektrums
sowie der natlrlichen pedogenen Eigenschaften die Erhaltung der verbliebenen seltenen und naturnahen
Bdden notwendig.

Bdden mit besonderer Archivfunktion fur Natur- und Kulturgeschichte
Bdden sind von besonderer natur- und kulturhistorischer Bedeutung, wenn sie im Profilaufbau Zeugnis
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ablegen Uber vergangene geologische Epochen beziehungsweise Uber die Entwicklung des Menschen oder
seines Einflusses auf die Natur.
Dies kénnen sein:

- Bdden mit reprasentativer Auspragung und besonderer Bedeutung als Anschauungs- und
Forschungsobjekt der Bodenentwicklung, zum Beispiel fossile Bdden, Reliktbdden sowie

- Denkmale im Boden von erdgeschichtlicher oder archaologischer Bedeutung, zum Beispiel Reste
friherer Besiedlung oder Nutzungsform, Graber, Fundstatten.

Bdden mit besonderer Infiltrationsfahigkeit und Speicherfunktion

Bdden mit hoher Wasseraufnahmefahigkeit beglnstigen die Versickerung und minimieren den
Oberflachenabfluss von Niederschlagswasser. Dieser Regulationseffekt der Abflussretention dient dem
vorbeugenden Hochwasserschutz und begunstigt die Nutzung der Landschaft. Dem Schutz dieser Béden
wird vor dem Hintergrund des Klimawandels in Zukunft eine gréRBere Rolle zukommen, insbesondere durch
die mdgliche Zunahme von Starkregenereignissen sowie in Gebieten, die durch zurlickgehende
Sommerniederschldage und héherer Verdunstung auf Grund steigender Temperaturen eine Verringerung
des Saldos der klimatischen Wasserbilanz zu verzeichnen haben.

Bdden mit besonderer Filter- und Pufferfunktion

Bdden mit besonderer Filterfunktion dienen der Grundwasserneubildung und dem Grundwasserschutz
wegen der spezifischen Durchlassigkeit fur Sickerwasser sowie Filterung des Wassers bei der
Bodenpassage, indem organische und anorganische Beimengungen zurlckgehalten werden. Die damit
verbundene Regeneration der Ressource Wasser erfllit eine wesentliche Aufgabe im Rahmen der
Wassergewinnung und -versorgung. DarUber hinaus sind diese Béden auch in der Lage, Nahrstoffe in der
durchwurzelbaren Zone den Pflanzen bedarfsgerecht zur Verfligung zu stellen.

Bdden mit besonderer Biotopentwicklungsfunktion

Bdden weisen vor allem dann eine hohe Biotopentwicklungsfunktion auf, wenn die Bodenverhaltnisse auf
engem Raum sehr unterschiedlich sind, wenn es sich um naturnahe Béden oder landwirtschaftliche
Grenzertragsbdden (in der Regel Bodenwertzahlen

Bdden mit hoher Klimaschutzfunktion

Hydromorphe Béden wie Moorbdden und nicht drainierte, vernasste Béden (Gleye, Auenbdden) haben
eine hohe Kohlenstoff-Senkenfunktion. Aus Grinden des Klimaschutzes gilt es, diese Bdden insbesondere
vor Entwasserung (fuhrt zu einer Freisetzung von Kohlenstoff) und Versiegelung zu schitzen. Da diese
Bdden haufig auch eine hohe Biotopentwicklungsfunktion haben, gibt es hier groBe Synergieeffekte
zwischen Klimaschutz und Naturschutz.

Die Gebiete mit Bdden besonderer Funktionalitat kdnnen in den Regionalplanen als Vorrang- oder
Vorbehaltsgebiete Bodenschutz festgelegt oder Gber andere freiraumbezogene zeichnerische
Festlegungen, die auch der Sicherung bestimmter Bodenfunktionen dienen, wie Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete Arten- und Biotopschutz, Kulturlandschaftsschutz, vorbeugender Hochwasserschutz,
Landwirtschaft, Waldmehrung, Wasserversorgung sowie Regionale Griinztiige und Griinzasuren oder
Bereiche der Landschaft gemals Z 4.1.1.6 gesichert werden. Die besondere Bodenfunktion soll dabei
gekennzeichnet werden.

zu Ziel 4.1.3.4
Als in ihren Funktionen erheblich beeintrachtigte Béden kommen insbesondere in Betracht:

- Bdden mit hoher chemischer Belastung (zum Beispiel durch Schwermetalle, Arsen, organische
Schadstoffe, Saurebildner),
- entwasserte hydromorphe Béden oder teilabgetorfte Moore,

- Bdden mit hoher physikalischer Belastung (zum Beispiel B6den mit Erosionsschaden,
schadverdichtete B6den, Boden von Brachflachen oder mit hohem Versiegelungsgrad).

Als regional bedeutsame Altlasten kommen insbesondere Standorte in Betracht, die ein erhebliches
Schadstoffpotenzial in der ungesattigten oder gesattigten Bodenzone aufweisen, beziehungsweise
Altlasten, die sich in Gebieten mit zu erwartendem Grundwasserwiederanstieg befinden.
Als besonders empfindliche Béden kommen in Betracht:
- Bdden mit geringer Filter- und Pufferkapazitat,
- Bdden mit geringer Speicherkapazitat,
- landwirtschaftlich genutzte Ackerbéden mit hoher bis sehr hoher Erosionsgefahrdung (DIN 19708),
- sonstige erosionsgefahrdete Bdden,
- verdichtungsempfindliche Béden (zum Beispiel vernasste Boden).

In Karte 9 sind als Gebiete mit speziellem Bodenschutzbedarf in Sachsen die Gebiete > 100 ha mit hoher
bis sehr hoher Wassererosionsgefahrdung des Ackerbodens, mit hoher bis sehr hoher potenzieller
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Winderosionsgefahrdung und die Gebiete mit Anhaltspunkten oder mit Belegen flur grofflachige schadliche
stoffliche Bodenveranderung dargestellt.

Sachsen hat auf Grund seiner Naturraumausstattung (Relief, Bdden und Starkregenereignisse) ein hohes
Gefahrdungspotenzial bezlglich Bodenerosion durch Wasser. Rund 60 Prozent der Ackerflache Sachsens
haben eine hohe bis sehr hohe potenzielle Wassererosionsgefahrdung (DIN 19708) und 7 Prozent der
Ackerflachen eine hohe bis sehr hohe potenzielle Winderosionsgefahrdung (DIN 19706). Anhaltspunkte fur
grofl3flachige schadliche Bodenveranderungen durch Schadstoffe im Sinne des Zieles weisen vorwiegend
Gebiete im Einflussbereich des ehemaligen Erzbergbaus einschlieRlich der zugehdrigen Hittenindustrie auf.
Verbreitet werden die Schadstoffe (insbesondere Schwermetalle) durch das Verbringen von Bergematerial,
Aufbereitungsrickstanden oder Schlacken sowie auf dem Luft- beziehungsweise Wasserpfad.
Dementsprechend sind, neben den Herkunftsgebieten selbst, auch deren Umgebung sowie die
Auensedimente von Wasserlaufen mit Einzugsgebieten im Erzgebirge zu beachten.

4.1.485iedlungsklima

Z 4.1.4.1 Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfahigkeit (GroRe,
Durchlassigkeit, Qualitiat der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu
entwickeln und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie
schadlichen und stérenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den
Regionalplanen siedlungsrelevante

- Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie
- Frisch- und Kaltluftbahnen
festzulegen.

G 4.1.4.2 Innerhalb des Siedlungsgefiiges sollen siedlungsklimatisch relevante Strukturen
und Raume mit ausgleichender Wirkung hinsichtlich sommerlicher Hitzebelastung
geschaffen werden.

Begrindung zu 4.1.4 Siedlungsklima

zu Ziel 4.1.4.1

Gemal dem Grundsatz der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist der Raum in seiner Bedeutung fur
die Funktionsfahigkeit des Klimas zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich und méglich,
angemessen wiederherzustellen. Dabei ist auch den raumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes durch
MaBnahmen, die der Anpassung an die Folgen des Klimawandels dienen, Rechnung zu tragen.
Angesichts bereits nachgewiesener und prognostizierter Klimatrends fur die kommenden Jahrzehnte
gewinnt die Vorsorge fur schadstoffarme Frisch- und Kaltluft innerhalb des Siedlungsgefiiges im Rahmen
der Daseinsvorsorge zunehmend an Bedeutung.

Siedlungsklimatisch bedeutsame Frischluftentstehungsgebiete sind gréoBere zusammenhangende
siedlungsnahe Waldflachen, deren Wirkungsbereich in Siedlungsgebiete hineinreicht. Waldbestande
verbessern das Klima und die Luftqualitat durch Luftaustausch infolge von Temperaturunterschieden. Die
grofBRe Oberflachenrauhigkeit fihrt zu einer Reduktion der Staubfrachten (Frischluft). Da sich bei Wald die
AbkuUhlung Uber ein grofRes Hohenprofil erstreckt, werden vergleichsweise auch grof3e Luftmassen
abgekuhlt. Waldflachen sind daher zu erhalten und in strukturreiche Waldbestande umzubauen. Die
erzeugte Frischluft gelangt entlang von Frischluftbahnen (zum Beispiel lineare Gewasserstrukturen)
beziehungsweise durch Kaltluftbahnen (durch Gefalle) in die Siedlungen.

Kaltluftentstehungsgebiete sind Flachen, welche nachts die auf ihr lagernde Luft abkihlen. Dies ist
abhangig von den Bodeneigenschaften und dem Bewuchs, wobei Walder und Wiesen die groRte Wirkung
erzielen. Kaltluftentstehungsgebieten sind Kaltluftbahnen zuzuordnen, in denen die Kaltluft
transportierenden bodennahen Luftschichten durch ein Gefalle ungehindert in Siedlungsgebiete abflieen
kénnen.

Siedlungsnahe Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete missen funktionsfahig erhalten und, falls die sich
anschlieBende siedlungsklimatische Situation innerhalb des Siedlungsgefliges es erfordert, zusatzlich
geschaffen werden (vergleiche auch Kriterien zur Waldmehrung).

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche kénnen in den Regionalplanen in Verbindung mit anderen
schutzbezogenen Vorrang- oder Vorbehaltsausweisungen (zum Beispiel Arten- und Biotopschutz,
Waldmehrung, Schutz des vorhandenen Waldes, Landwirtschaft) sowie Regionale Grinzlige ausgewiesen
werden. Die zusatzliche siedlungsklimatische Funktion dieser Ausweisungen ist dabei symbolhaft zu
kennzeichnen.

Ebenso wie bei Immissionsbelastungen der bodennahen Luftschichten mit schadlichen Stoffen spielen
nachtliche Kaltluftabflusssysteme auch flr Geruchsimmissionen in der Nachbarschaft bodennaher
Emittenten (unter anderem Tierhaltungsanlagen, Kompostieranlagen, Deponien, Abfalllagerstatten) eine
wesentliche Rolle. Diese bilden sich bevorzugt unter schwachwindigen Strahlungswetterlagen aus. Da auf
Grund der extrem stabilen Schichtung innerhalb der Kaltluftschicht, verbunden mit geringen
Windgeschwindigkeiten, die in die Kaltluftschicht freigesetzten Emissionen nur sehr langsam auf ihnrem
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Transportweg verdinnt werden, nimmt man unter solchen meteorologischen Bedingungen Gertiche in der
Nachbarschaft von oben genannten Anlagen verstarkt und lang anhaltend wahr. Durch ungehinderten
Stofftransport kdnnen belastigende Geruchsereignisse auch weit entfernt von den Anlagen auftreten.

Im Rahmen der Bauleitplanung soll der Ubergang der siedlungsklimatisch bedeutsamen Bereiche in das
Siedlungsgeflige so berlcksichtigt werden, dass ihr Wirkbereich méglichst tief in die Siedlung hineinreicht.

zu Grundsatz 4.1.4.2

GemaR § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist den raumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes durch MaRnahmen
Rechnung zu tragen, die der Anpassung an die Folgen des Klimawandels dienen. Insofern muss die
Vorsorge flr das Siedlungsklima auch Strukturen innerhalb des Siedlungsgefliges einbeziehen.

In den Stadten muss das bestehende Freiflachensystem hinsichtlich seiner Vegetationsstrukturen
Uberprift und unter Erganzung von Brachflachen ein System aus siedlungsklimatisch wirksamen
Griunflachen und verbindenden Vegetationsstrukturen, insbesondere Grof3- und StraRenbaumen,
entwickelt werden, das sommerliche Hitzebelastungen mildert und attraktive Aufenthaltsméglichkeiten im
Freien schafft. Dabei sind Synergien im Sinne einer integrierten Siedlungs-, Verkehrs- und
Freiraumentwicklung aufzugreifen.

W esentliche Gebiete des Freiflachensystems mussen, um klimatisch wirksam zu sein, Gber 1 ha groR,
wenig durch Emissionen (insbesondere durch Verkehr) belastet und mdglichst kompakt gestaltet sein. Das
heillt, das Verhaltnis der Seiten der Grundflachen sollte mindestens im Verhaltnis 1 : 4 stehen. Je nach
Vegetation und Freiraumnutzungen kénnen diese Grunflachen entweder tags (zum Beispiel Wald im
stadtischen Bereich oder Umfeld) oder/und nachts (Offenland kombiniert mit Gehdlzen) klimatisch wirksam
sein.

4.2 Freiraumnutzung
4.2.1 andwirtschaft

Z 4.2.1.1 In den Regionalplanen sind mindestens 35 Prozent der regionalen
landwirtschaftlichen Nutzflache als Vorranggebiete Landwirtschaft festzulegen.

Z 4.2.1.2 Es ist darauf hinzuwirken, die Bewirtschaftung landwirtschaftlich genutzter
Boden den absehbaren Folgen des Klimawandels zur Stabilisierung der
Umweltsituation und damit auch zur Vermeidung von Ertragsausfallen
anzupassen.

Z 4.2.1.3 Es ist darauf hinzuwirken, dass die landwirtschaftliche Nutzung von Flachen zum
Erhalt der natiirlichen Lebensgrundlagen, naturnaher Lebensraume und zur
Forderung der biologischen Vielfalt beitragt.

Z 4.2.1.4 Es ist darauf hinzuwirken, dass der Anteil 6kologisch bewirtschafteter Flachen an
der landwirtschaftlichen Flache weiter zunimmt.

Begrindung zu 4.2.1 Landwirtschaft

zu Ziel 4.2.1.1

Die raumordnerische Sicherung von Gebieten mit aus landwirtschaftlicher Sicht landesweit und regional
bedeutsamen Bdden verfolgt das Ziel, langfristig die naturlichen Voraussetzungen fur eine leistungsfahige
Landwirtschaft auch vor dem Hintergrund des Klimawandels zu sichern sowie die Voraussetzung fur eine
verbrauchernahe und krisensichere Versorgung der Bevdlkerung zu erhalten.

Far die landwirtschaftliche Nutzung aus landesweiter Sicht besonders geeignete Flachen sind nicht
gleichmaBig Uber die einzelnen Planungsregionen verteilt. Um dennoch eine verbrauchernahe Versorgung
der Bevolkerung (insbesondere mit Frischprodukten) gewahrleisten zu kénnen, missen auch im
regionalen Kontext Schwerpunkte fir eine Flachensicherung gesetzt werden kénnen.

Im Durchschnitt hat Sachsen eine Ackerzahl von 46 und eine Grinlandzahl von 42 (Bodenwertzahl).
Landesweit bedeutsam durch ihre hohe natirliche Ertragsfahigkeit sind Gebiete mit Ackerzahlen gréRer 50
(vergleiche Karte 9 Gebiete mit speziellem Bodenschutzbedarf). Dartuber hinaus kdnnen aber schon Bdden
mit niedrigeren Bodenwertzahlen regional bedeutsam sein.

Neben der Sicherung von Gebieten mit einer hohen natlrlichen Ertragsfahigkeit sollen fur die
landwirtschaftliche Produktion geeignete Gebiete auch nach folgenden Kriterien ausgewahlt werden:

- Eignung der Béden flr regional bedeutsame Sonderkulturen (zum Beispiel Spargel),
- Bdden fir die verbrauchernahe Versorgung von Verdichtungsraumen,
- zum Obstanbau genutzte Béden,

- im Zusammenhang mit bestehender landwirtschaftlicher Tierhaltung stehende Bdéden zur
Futterversorgung.
Die raumordnerische Sicherung von 35 Prozent der regionalen landwirtschaftlichen Nutzflache hat durch
Vorranggebiete zu erfolgen, welche durch zusatzliche Vorbehaltsgebiete erganzt werden kénnen. Der
Nutzung der Béden dieser Gebiete als landwirtschaftliche Nutzflache darf groRflachig keine anderweitige
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Nutzung entgegenstehen. Eine Uberlagerung von Vorranggebieten Landwirtschaft und Vorrang- und
Eignungsgebieten Windenergienutzung ist mdglich, wenn dadurch die landwirtschaftliche Nutzung nicht
wesentlich eingeschrankt wird. Die Anlage naturnaher Strukturelemente (zum Beispiel Anlage von Baum-
beziehungsweise Gehodlzreihen flr Erosionsschutz und Biotopverbund, vergleiche Z 4.1.1.6, Z 4.1.1.14,

Z 4.2.1.2 und Z 4.2.1.3) steht einem Vorranggebiet Landwirtschaft nicht entgegen.

Die raumordnerische Sicherung landwirtschaftlicher Nutzflache dient nicht unmittelbar dem Erhalt des
bestehenden Anteils an landwirtschaftlicher Nutzflache im Freistaat, sondern im Sinne des Grundsatzes § 2
Abs. 2 Nr. 4 ROG zur Erhaltung und Schaffung der raumlichen Voraussetzungen flr die Landwirtschaft
dem Erhalt von Flachen, welche fir die landwirtschaftliche Produktion langfristig besonders geeignet sind.
Eine Uberlagerung von Vorranggebieten Landwirtschaft und Vorranggebieten Kulturlandschaftsschutz ist
dann maoglich, wenn in beiden Fallen die Landschaft (Nutzungsform und Landschaftsbild) geschltzt
werden soll.

Zur landwirtschaftlichen Nutzung von Béden gehdrt auch die Tierhaltung. Damit im Zusammenhang
stehende bauliche Anlagen sind daher zulassig, soweit diese einem landwirtschaftlichen Betrieb gemal § 35
Abs. 1 Nr. 1 BauGB dienen. Allerdings sollen diese, soweit ohne Bezug zu bisherigen Stallanlagen und
agrarstrukturell vertretbar, die raumordnerisch gesicherten Boden madglichst geringfligig in Anspruch
nehmen. Der Erweiterung und Erneuerung von Stallanlagen sollte zur Reduzierung der
Fldchenneuinanspruchnahme Vorrang vor Neubauten eingerdaumt werden.

zu Ziel 4.2.1.2

Gemals den Grundsatzen der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist den Erfordernissen des
Klimaschutzes durch MaBnahmen Rechnung zu tragen, die sowohl der Anpassung an den Klimawandel
dienen als auch den Raum in seiner Bedeutung fir die Funktionsfahigkeit der Béden und des
Wasserhaushaltes sichern.

Zur Erhaltung der Leistungsfahigkeit der Landwirtschaft durch eine Stabilisierung der Umweltsituation sind
regional differenziert Anpassungsmalinahmen an die Folgen des Klimawandels erforderlich. Neben weiter
steigenden Temperaturen und einer Abnahme von Frihjahrs- und Sommerniederschlagen muss sich die
Landbewirtschaftung vor allem auf eine Zunahme von Extremereignissen (Hitze-/Trockenperioden,
Starkregen und so weiter) einstellen. Dadurch kénnen Ertragsschwankungen und -einbuBen, insbesondere
auf den Sandstandorten in Nord- und Ostsachsen, zunehmen.

MaRnahmen zur Stabilisierung der Umweltsituation sind insbesondere erforderlich:

- auf Sandstandorten in Nord- und Ostsachsen auf Grund der Gefahr zunehmender Winderosion
sowie einer trockenheitsbedingt schlechteren Nitrataufnahme durch die Pflanzenbestande mit der
Gefahr erhohter Nitratauswaschung in der winterlichen Sickerwasserperiode oder durch Starkregen;
aullerdem kommt auf diesen Standorten der Humusreproduktion besondere Bedeutung zu. Sofern
nicht gezielt Anpassungsmalinahmen ergriffen werden, besteht die Gefahr wiederkehrender
Ertragsausfalle,

- auf LoBstandorten auf Grund der hohen und sehr hohen potenziellen Erosionsgefahrdung, der
Verdichtungsempfindlichkeit (Grundwasserneubildung und so weiter) sowie der Gefahr
trockenheitsbedingt steigender Nitratgehalte im Sickerwasser,

- in den Vor- und Mittelgebirgsstandorten auf Grund der hohen potenziellen Erosionsgefahrdung
sowie eines erwarmungsbedingten Humusabbaus und einer dadurch bedingten Gefahr
vorubergehend erhéhter Stoffaustrage (Nitrat, Kohlendioxid, Lachgas).

Landwirtschaftlich genutzte Flachen, deren potenzielle Erosionsgeféahrdung durch Wind als hoch
beziehungsweise sehr hoch eingeschatzt wird (Karte 9), sollen durch eine fachgerechte Bewirtschaftung,
eine Verkleinerung der Schlage oder durch die Anlage geeigneter Windschutzstreifen (zum Beispiel in Form
von Baumreihen, Hecken, Alleen, Feldgehdlzen oder Immissionsschutzwaldern) auch einer potenziellen
Gefadhrdung des StralSenverkehrs vorbeugen.

Zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels sind vor allem MaBnahmen zu unterstltzen, die die
Verdunstung der Bodenfeuchte und den Oberflachenabfluss minimieren, die Wasserrickhaltung in der
Flache erhéhen, die Wasserverflgbarkeit und Wassernutzungseffizienz der Kulturpflanzen verbessern,
Bodenerosion und Stoffaustrag vermindern sowie die Humusreproduktion sicherstellen (Wahl geeigneter
Anbaustrukturen). Diese Aspekte sind auch im Rahmen der Flurneuordnung zu bericksichtigen.

In den Bergbaufolgelandschaften sind ferner die Folgen des Grundwasserwiederanstiegs zu
berlcksichtigen (Vorflut, Drainagen und so weiter).

zu Ziel 4.2.1.3

Der Plansatz nimmt Bezug auf die Grundsatze der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 6 ROG, nach
welchen die wirtschaftlichen Nutzungen des Raumes unter Berlicksichtigung seiner ékologischen Funktion
zu gestalten und die raumlichen Voraussetzungen dafur zu schaffen sind, dass die Land- und
Forstwirtschaft ihren Beitrag dazu leisten kann, die natirlichen Lebensgrundlagen im landlichen Raum zu
schutzen.
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Die Bilanz der Europaischen Union zeigt, dass das Ziel zur Eindammung des Verlustes der biologischen
Vielfalt bis 2010 verfehlt wurde. Die Konsequenz ist, den Gedanken des Erhalts der Artenvielfalt besser als
bisher in die Fachpolitiken, aber auch im Rahmen der Regionalentwicklung als Vorgabe fur die Férderpolitik
zu integrieren; vergleiche Biodiversitatsstrategie der EU (2011) sowie globaler Strategieplan 2011-2020 der
zehnten Vertragsstaatenkonferenz zur UN-Konvention zur Biologischen Vielfalt (Oktober 2010).

Uber die Halfte der Landesflache in Sachsen wird landwirtschaftlich bewirtschaftet. Die biologische Vielfalt
in der intensiv genutzten Agrarlandschaft ist so gefahrdet, dass nicht nur der Verlust eingedammt werden
muss, sondern diese sogar einer besonderen Forderung bedarf. Der Freistaat Sachsen hat mit dem
Programm und MaBBnahmenplan des SMUL zur biologischen Vielfalt im Freistaat Sachsen (2009/2010)
entsprechende Voraussetzungen geschaffen, den Aspekt der biologischen Vielfalt in die Fachpolitiken zu
integrieren. Insbesondere durch die Agrar- und Férderpolitik soll damit dem Erhalt und der
Wiederherstellung im direkten Zusammenhang mit der Landbewirtschaftung stehender Lebensraume
weiterhin hohe Bedeutung beigemessen werden.

Das betrifft MaBnahmen zum Erhalt und zur Wiederherstellung von ékologisch wirksamen Strukturen,
insbesondere entlang von Wegen, StraBen und Gewassern innerhalb der landwirtschaftlichen Nutzflache
(zum Beispiel Anlage von Feldrainen, Feldhecken und naturnah gestalteten Gewasserrandstreifen) oder
eine Zurlcknahme der Bewirtschaftung (zum Beispiel Ackerrandstreifen ohne Dingung und
Pflanzenschutz, Feldlerchenfenster). RegelmaRig vernasste Bereiche sollen besonders schonend
bewirtschaftet oder zur Biotopentwicklung genutzt werden.

GemaR der Mitteilung der Europaischen Kommission bezlglich des Beitrages der Regionalpolitik zum
nachhaltigen Wachstum im Rahmen der Strategie Europa 2020 soll die Biodiversitat zuklnftig auch Gber
den Struktur- und Kohasionsfonds im Rahmen der Regionalentwicklung unterstitzt werden. Damit kann
insbesondere im Rahmen der freiwilligen Flurneuordnung beziehungsweise der
Unternehmensflurbereinigung bei InfrastrukturmaBnahmen (zum Beispiel StraRenbau) ein Beitrag zur
biologischen Vielfalt geleistet werden. Im Zusammenhang mit der Schaffung einer mdglichst glinstigen
Agrarstruktur soll die Anlage entsprechender Landschaftsstrukturen ermdéglicht werden. Die Herstellung
solcher Strukturen kann auch ein nutzungsintegrierter Ansatz im Rahmen von Ausgleichs- und
ErsatzmaBBnahmen im Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Nutzflache sein.

zu Ziel4.2.1.4

Bei einer intensiven Bodennutzung ist auf lange Sicht eine nachhaltige Beeintrachtigung von Bdden,
Grundwasser und Artenvorkommen nicht auszuschlieBen. Deshalb gilt es, die Leistungs- und
Funktionsfahigkeit von landwirtschaftlich genutzten Boden unter Beachtung der Grundsatze der guten
fachlichen Praxis zu erhalten, vor allem durch zunehmende Anwendung Boden schonender und
umweltgerechter Bewirtschaftungsverfahren. Mit dem Bewirtschaftungsverfahren des dkologischen
Landbaus kann dabei insgesamt die héchste Stufe der Umweltentlastung (Wasser- und Bodenschutz,
Artenvielfalt, Klimaschutz) erreicht werden, da unter anderem auf chemisch-synthetische Diinge- und
Pflanzenschutzmittel vollstandig verzichtet wird.

Der Flachenanteil des 6kologischen Landbaus an der landwirtschaftlichen Nutzflache in Sachsen lag 2011
bei 3,9 Prozent (35 517 ha). Vor dem Hintergrund der Umweltvorteile wird angestrebt, den Anteil deutlich
zu erh6hen. Dem mussen allerdings die freien unternehmerischen Entscheidungen der
Landwirtschaftsbetriebe fiir den Okolandbau vorausgehen.

Neben der Umweltentlastung dient diese Ausweitung einer Bedienung der wachsenden Nachfrage nach
Okologisch erzeugten Lebensmitteln. Zur Realisierung der Zielsetzung ist es unter anderem erforderlich,
Okologisch wirtschaftende Betriebe in ihrem Bestreben nach Flachenaufstockung/Arrondierung zu
unterstitzen (Flachenvergaben, Flachen der 6ffentlichen Hand, Flurneuordnung und so weiter) sowie vor
konkurrierenden Nutzungen zu schitzen (Bauleitplanung, Flurneuordnung).

4.2. Forstwirtschaft

Z 4.2.2.1 Der Waldanteil im Freistaat Sachsen ist auf 30 Prozent zu erhohen. Dazu ist der
Waldanteil

- in der Planungsregion Oberes Elbtal/Osterzgebirge auf 28,5 Prozent
Waldanteil an der Regionsfliache,

- ivn der Planungsregion Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuzica-Delnja
Sleska auf 38 Prozent Waldanteil an der Regionsflache,

- in der Planungsregion Leipzig-Westsachsen auf 19 Prozent Waldanteil an der
Regionsflache,

- in der Planungsregion Region Chemnitz auf 32 Prozent Waldanteil an der
Regionsflache

zu erhéhen. Zur Unterstiitzung dieser Zielstellung sind in den Regionalplanen
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Waldmehrung festzulegen.

Z 4.2.2.2 In den Regionalplanen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete zum Schutz des
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vorhandenen Waldes festzulegen.

Z 4.2.2.3 Zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels sind MaBnahmen zur Erh6hung
des Anteils standortgerechter Baumarten (Waldumbau) durchzufiihren.

G 4.2.2.4 WaldumbaumaBnahmen sollen vorrangig in folgenden Landschaftseinheiten
durchgefiihrt werden:

- Mulde-Losshiigelland und angrenzende Teile des Ostthiiringischen
Losshugellandes,

- Nordsachsisches Platten- und Hiigelland,
- Erzgebirgsbecken,

- Westlausitzer Hiigel- und Bergland ,

-  Ostliche Oberlausitz,

- Vogtland,

- Unteres Osterzgebirge,

- Oberlausitzer Bergland,

- Sachsische Schweiz und Zittauer Gebirge.

Z 4.2.2.5 Durch Immissionen geschadigte Walder sind klimaangepasst, standortgerecht
und somit als natiirlicher Speicher fiir Kohlenstoff zu sanieren.

Begrindung zu 4.2.2 Forstwirtschaft

zu Ziel 4.2.2.1

Mit dem Waldmehrungsziel wird neben der raumlichen Voraussetzung fur die Holzproduktion als
nachwachsender Rohstoff auch die rdumliche Voraussetzung fur die Funktion des Waldes als natlrlicher
Speicher fur Kohlenstoff sowie die Funktionsfahigkeit des Bodens, des Wasserhaushaltes, der Tier- und
Pflanzenwelt sowie des Klimas und der menschlichen Gesundheit gesichert. Damit wird der Grundsatz der
Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG zur Erhaltung der raumlichen Voraussetzungen fUr die
Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung fur die Rohstoffproduktion untersetzt.

Seit dem Landesentwicklungsplan von 1994 verfolgt der Freistaat langfristig das Ziel, seinen Waldanteil
auf 30 Prozent zu erh6hen. Dem entspricht sachsenweit eine Flache von 552 858 ha. Die Grundlage fur
die Erfassung des regionalen Waldbestandes und die darauf aufbauende Zielvorgabe ist die
Waldflachenstatistik des Staatsbetriebes Sachsenforst. Mit Stand von 2011 besitzt Sachsen nunmehr
circa 28,4 Prozent Waldanteil an der Landesflache.

Auf Grund der unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten und den Kriterien zur Waldmehrung wird der
Waldanteil in den Planungsregionen auch zuklnftig Unterschiede aufweisen.

Far die Planungsregion Oberes Elbtal/Osterzgebirge ergibt sich aus der Zielstellung eine Erh6hung des
Flachenanteiles von Wald um 2,1 Prozent. In der Planungsregion Region Chemnitz betragt diese
Erhéhung 1,9 Prozent. Sie soll insbesondere in der ehemaligen Planungsregion Chemnitz-Erzgebirge
erfolgen, deren Waldanteil 2008 noch bei circa 25 Prozent lag.

Obwohl der Waldanteil der Planungsregion Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuzica-Delnja Sleska deutlich
Uber dem landesweiten Durchschnitt liegt, ist auf Grund méglicher Landnutzungsanderungen vor dem
Hintergrund des Klimawandels sowie Aufforstungen in den Bergbaufolgelandschaften eine weitere
Erhdhung um 0,8 Prozent vorgesehen.

Die Planungsregion Leipzig-Westsachsen hat landesweit den geringsten Waldanteil. Sie ist Giberwiegend
von Ackerflachen mit hoher Bodenwertzahl gepragt, welche auch kinftig fir die ackerbauliche Nutzung
zur Verfligung stehen sollen. Fur die Waldmehrung in der Planungsregion sind insbesondere die
Kippenflachen der Tagebaue Zwenkau, Espenhain, Witznitz und in bedeutenden Teilen des Tagebaues
Vereinigtes Schleenhain als landesweiter Schwerpunkt der Waldmehrung maéglichst umfassend zu
bewalden. Hieraus ergibt sich eine Erh6hung des Waldanteiles um mindestens 1,5 Prozent. Mit der
Waldmehrung in der Region soll auch den Folgen des Klimawandels entgegengewirkt und den zahlreichen
positiven Wechselwirkungen zur Stabilisierung des Naturhaushaltes, fur die Naherholung, die
Lebensqualitdt und damit auch fir die regionale und Uberregionale Standortattraktivitdt Rechnung
getragen werden.

Zielte die Waldmehrung im LEP 1994 auf die zu erreichenden positiven 6kologischen Wirkungen
(insbesondere in ausgeraumten Agrargebieten und Bergbaufolgelandschaften), so soll die Neubegriindung
von Waldern heute auch der Notwendigkeit der Anpassung an die Folgen des Klimawandels, der
Biodiversitat und der Kulturlandschaftsentwicklung Rechnung tragen.

Die raumliche Konkretisierung der regionalen Waldmehrungsziele durch die Ausweisung von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten Waldmehrung in den Regionalplanen soll auf der Grundlage folgender Kriterien
erfolgen:

- Umwandlung von Bereichen, die in der Naherholungszone von Siedlungsbereichen mit hoher
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Einwohnerdichte liegen und die derzeit eine geringe lokalklimatische Entlastungswirkung aufweisen,
in Bereiche mit lokalklimatischer Ausgleichswirkung gegeniber sommerlicher Hitzebelastung,

- Sicherung des Biotopverbundes tUber Wanderungskorridore,

- Sicherung einer nachhaltigen Landnutzung in Gebieten mit hoher Wind- und Wassererosionsgefahr,
- Rickhaltung von Niederschlagswasser in Gebieten mit Hochwasserentstehungsgefahr,

- Umwandlung von landwirtschaftlich genutzten Gebieten mit hohem Ertragsausfallrisiko,

- Mehrung Gewasser begleitender Walder, insbesondere von Auwaldern an grof3en Fllissen.

Gebiete mit einer hohen natirlichen Ertragsfahigkeit fir die landwirtschaftliche Produktion sollen fir die
Aufforstung im Wesentlichen nicht in Anspruch genommen werden (vergleiche Z 4.2.1.1).

Die Waldmehrungsplanung fur den Freistaat Sachsen ist eine weitere Grundlage fur die Auswahl geeigneter
Gebiete.

Adressat des Waldmehrungszieles ist auch der Freistaat selbst, der im Rahmen seiner Forstpolitik die
Waldmehrung nach den genannten Kriterien weiterhin unterstitzt.

zu Ziel 4.2.2.2

Gemal den Grundsatzen der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG ist mit dem Schutz der Walder den
raumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes (Kohlenstoffspeicherfahigkeit der Walder) und der
Anpassung an den Klimawandel (lokalklimatische Wirksamkeit) Rechnung zu tragen. Weiterhin sind die
raumlichen Voraussetzungen daflir zu schaffen, dass die Forstwirtschaft ihren Beitrag zum Schutz der
natirlichen Lebensgrundlagen leisten kann. Insbesondere soll die raumordnerische Sicherung bestehender
Walder deren besonderer Bedeutung bei gleichzeitiger Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion Rechnung
tragen. Dies bedeutet nicht, dass alle Funktionen gleichmaRig stark ausgepragt sein missen.
Beispielsweise erflllen Totalreservate und Naturwaldzellen keine Nutzfunktion.

Waldflachen sind nach dem Sachsischen Waldgesetz in ihrem Bestand geschutzt. lhre Umwandlung
zugunsten einer anderen Nutzung bedarf der Genehmigung. Eine raumordnerische Sicherung dartber
hinaus ist sinnvoll, wenn

- im Einzelfall ein raumordnerischer Nutzungskonflikt erkennbar ist,
- Walder vor dem Hintergrund der Kriterien nach Ziel 4.2.2.1 besonders bedeutsam sind,

- Walder in ihren Funktionen, wie sie sich aus der Waldfunktionenkartierung ergeben, eine besondere
Bedeutung haben,

- es sich um groRflachige naturnahe Waldkomplexe (vergleiche auch Anhang 1 ,Fachplanerische
Inhalte des Landschaftsprogramms®, Kapitel 2.2.2.1 und Karte A 1.5) handelt.

zu Ziel 4.2.2.3

Die Leitvorstellungen der Raumordnung sind auch auf die Minimierung von Umweltbelastungen
ausgerichtet. So ist gemals den Grundsatzen der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 6 ROG der Raum
unter Berulcksichtigung seiner 6kologischen Funktionen zu gestalten und zu entwickeln. Dabei soll den
raumlichen Erfordernissen der Anpassung an die Folgen des Klimawandels Rechnung getragen sowie die
Voraussetzungen daflir geschaffen werden, dass die Forstwirtschaft weiterhin ihrer Bedeutung als
Rohstoffproduzent gerecht werden kann.

Die prognostizierten Klimaveranderungen werden in den Waldern vielfaltige Anpassungsreaktionen
auslosen. Hieraus kénnen Beeintrachtigungen der Waldfunktionen resultieren, wie dies durch das
Absterben von Waldbestanden im Zuge der hohen Immissionsbelastungen im vergangenen Jahrhundert
im Freistaat bereits der Fall war. Die Auswirkungen des Klimawandels werden die regional begrenzten
Erfahrungen der immissionsbedingten Waldschaden im Erzgebirge jedoch bei weitem Uberschreiten. Einer
groBraumigen Beeintrachtigung der Waldfunktionen auf Grund der erwarteten klimatischen Veranderung
ist durch einen rechtzeitigen funktions- und risikoangepassten Waldumbau zu standortgerechten
artenreichen Mischwaldern mit hoher Anpassungsfahigkeit an die Folgen des Klimawandels vorzubeugen,
auch um unvorhersehbaren Entwicklungen im Bereich der Schadorganismen besser vorzubeugen.
Ulmenwelke und Eschentriebsterben verdeutlichen die Problematik der unvorhersehbaren Entwicklung von
Schadorganismen auch bei standortheimischen Baumarten.

Im Zuge des Waldumbaus sollen daflir standortgerechte Baumarten unter Verwendung eines
hinreichenden Anteils standortheimischer Baumarten beziehungsweise Baumarten der natlrlichen
Waldgesellschaft eingesetzt werden. Damit soll im Rahmen des Waldumbaus gleichzeitig das heimische
Baumartenpotenzial als Grundlage der natirlichen Biodiversitat gesichert werden. Dies wird durch das
Programm und den MalBnahmenplan zur Biologischen Vielfalt im Freistaat Sachsen (2009/2010)
unterstitzt. Darutber hinaus kann aber auch die standortgerechte Beteiligung fremdlandischer Baumarten
vorteilhaft sein (zum Beispiel Douglasie, Robinie, Roteiche). Naturverjingung kann unter anderem auf
Grund ihrer Standortangepasstheit, ihres Potenzials zur Bestandsstrukturierung und optimaler
Wurzelentwicklung einen weiteren Beitrag flr eine erhéhte Bestandsstabilitat und die natlrliche
Biodiversitat bringen.
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Adressat des Waldumbauzieles ist der Freistaat selbst, der im Rahmen seiner Forstpolitik auch den
Waldumbau in anderen Waldeigentumsarten langfristig unterstitzen soll.

zu Grundsatz 4.2.2.4

Von 1994 bis 2010 wurden allein im sachsischen Landeswald circa 20 000 ha Wald vor allem mit den
Baumarten Buche, Weilltanne und Eiche in Mischwalder umgebaut. Gleichzeitig wurde der Waldumbau auf
jahrlich rund 300 ha im Privat- und Kérperschaftswald gefdordert. Der Waldumbau im sachsischen
Staatswald soll mit 1 300 bis 1 500 ha pro Jahr zielgerichtet und mit Blick auf die bevorstehenden
Veranderungen der 6kologischen Rahmenbedingungen im Zuge des Klimawandels und der
Biodiversitatsstrategie fortgefiihrt werden. Allein bezogen auf den Staatswald des Freistaates betrifft der
Waldumbau insgesamt noch circa 60 000 ha bis Mitte des Jahrhunderts.

Vor dem Hintergrund sowohl der Dringlichkeit als auch der Langfristigkeit des Waldumbaus sowie der
unterschiedlichen Voraussetzungen durch die standortlichen Gegebenheiten und die vorhandenen
Baumartenzusammensetzungen ist es sinnvoll, regional Prioritaten fir den Waldumbau zu setzen.
WaldumbaumaBnahmen sind vorrangig auf die Landschaftseinheiten nach Karte 6 zu konzentrieren, in
denen ansonsten auf Grund der klimatischen Veranderungen ein groRraumiger Verlust von
Waldfunktionen zu erwarten ware. In allen tbrigen Landschaftseinheiten des Freistaates soll der
Waldumbau differenziert unter Berlcksichtigung der standértlich bedingten funktionalen Risiken und der
Abweichung des gegebenen Waldzustandes vom standortgerechten Zielzustand fortgefihrt werden.

zu Ziel 4.2.2.5

GemaR Ziel 4.1.1.6 kdnnen Waldschadensgebiete in den Regionalplanen als ,,sanierungsbeddirftige
Bereiche der Landschaft” ausgewiesen werden. In diesen Gebieten ist die Minimierung der
Umweltbelastungen durch Bodenschutzkalkungen und Waldumbau hin zu standortgerechten,
artenreichen Mischwaldern mit hoher Anpassungsfahigkeit an die Folgen des Klimawandels eine
Voraussetzung fur die Walderhaltung und damit Grundlage flr eine Waldmehrung. Die MaBnahmen dienen
der notwendigen Regeneration der noch immer versauerten Waldbdden, dem Grundwasserschutz und
dem Waldwachstum.

Bodenschutzkalkungen sollen in ausreichendem Abstand von Standorten erfolgen, deren Béden und
Vegetation sich von Kalkung unbeeinflusst entwickeln sollen (zum Beispiel naturnahe Moore,
Referenzflachen in NSG oder bestimmte Lebensraumtypenflachen in FFH- Gebieten).

4.2.3Bergbau und Rohstoffsicherung

Karten: In der Karte 10 ,Klassifizierung der Vorkommen von Steine- und Erden-Rohstoffen, aktiver
Steine-Erden-Bergbau” ist unter anderem die Wertigkeit der oberflachennahen
Rohstoffvorkommen in ihrer regionalen Verteilung nach Rohstoffgruppen dargestellt. In der
Karte 11 ,Klassifizierung der Braunkohlenlagerstatten, Verbreitung erz- und spathéffiger
Gebiete” sind unter anderem der aktive Braunkohlenbergbau, das Potenzial von
Braunkohlenressourcen fir die stoffliche und energetische Nutzung und Vorkommen von
Spaten und Erzen dargestellt.

Z 4.2.3.1 In den Regionalplanen sind die raumordnerischen Voraussetzungen fiir die
vorsorgende Sicherung und Gewinnung von standortgebundenen einheimischen
Rohstoffen zu schaffen. Dazu sind Vorranggebiete fiir den Rohstoffabbau sowie
Vorranggebiete fiir die langfristige Sicherung von Rohstofflagerstatten
festzulegen. Die landesweit bedeutsamen Braunkohlenlagerstatten in
den Tagebaubereichen Vereinigtes Schleenhain, Nochten/Wochozy und
Reichwalde/Rychwatd sowie der siachsische Teil des Tagebaus Welzow-Sud sind
durch Festlegung von Vorranggebieten fiir den Braunkohlenabbau zu sichern.

G 4.2.3.2 Sicherung und Abbau von Rohstofflagerstatten sollen auf einer
vorausschauenden Gesamtplanung basieren. Die Abbauflachen sollen Zug um Zug
mit dem Abbaufortschritt einer nachhaltigen Folgenutzung, die sich in das
raumliche Gesamtgefiige einordnet, zugefiihrt werden. Die bei der
Wiedernutzbarmachung neu entstehenden Fliachen, welche naturliche
Bodenfunktionen wahrnehmen sollen, sollen so gestaltet werden, dass eine den
naturraumlichen Verhaltnissen angepasste Entwicklung, Nutzung und
Funktionalitat gewahrleistet wird.

Begrindung zu 4.2.3 Bergbau und Rohstoffsicherung

zu Ziel 4.2.3.1

Der Freistaat Sachsen ist ein rohstoffreiches Land. Um eine nachhaltige, das heilSt 6kologisch, 6konomisch
und sozial vertragliche Versorgung der Wirtschaft mit Rohstoffen zu gewahrleisten, bedarf es einer
fachUbergreifenden Gesamtplanung, die sowohl die Standortgebundenheit der Rohstoffvorkommen als
auch die Ubrigen Nutzungsanspriche an den Raum sowie die sonstigen Schutzguter bericksichtigt.

Die Rohstoffwirtschaft verfligt zur Sicherung ihrer Ressourcen lUber keine eigene Fachplanung und ist
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somit auf die Festlegungen der Raumordnung angewiesen. Die Regionalplanung kann durch die Festlegung
von Vorranggebieten fur den Rohstoffabbau sowie von Vorranggebieten flr die langfristige Sicherung von
Rohstofflagerstatten einen verlasslichen Ordnungsrahmen fur eine nachhaltige Rohstoffnutzung und
bedarfsgerechte Rohstoffversorgung schaffen. Dazu soll in allen Planungsregionen eine abgestimmte
Verfahrensweise bei der Festlegung von Gebieten zur Rohstoffsicherung erfolgen.

Das Ziel konkretisiert den Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 4 ROG, wonach die raumlichen Voraussetzungen
fur die vorsorgende Sicherung sowie die geordnete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebundenen
Rohstoffen zu schaffen sind.

Als Vorranggebiete fur den Rohstoffabbau sollen insbesondere festgelegt werden:

- bereits genehmigte Abbauvorhaben sowie Erweiterungs- und Ersatzflachen flr bestehende
Betriebe,

- landesweit bedeutsame Rohstofflagerstatten - Rohstofflagerstatten sind landesweit bedeutsam,
wenn die in ihnen angetroffenen Bodenschatze selten sind und/oder ein hohes Veredlungspotenzial
aufweisen (Braunkohlen, Kaoline, Tone, Bentonite, Quarzsande und -kiese; Festgesteine und
Kiessande, soweit sie zur Herstellung hochwertiger Baustoffe geeignet sind; Naturwerkstein;
Karbonatgesteine; Erze und Spate).

Far die Festlegung dieser Gebiete ist die Sicherung der Rohstoffversorgung fir den kurzfristigen Bedarf
(Zeitraum circa 20 bis 30 Jahre) zu betrachten. Durch den Umfang der Festlegungen ist eine sichere,
bedarfsorientierte, regional ausgewogene Versorgung in diesem Zeitraum zu gewahrleisten.

Fur die Vorranggebiete flir den Rohstoffabbau erfolgt eine abschlieBende Abwagung hinsichtlich der
Nutzbarkeit der Rohstofflagerstatten, die alle anderen raumbedeutsamen Nutzungen, die mit dem
Rohstoffabbau nicht vereinbar sind, ausschlieSt. Fir diese Gebiete sind die gegebenenfalls erheblichen
Auswirkungen auf die Umwelt im Rahmen der Umweltpriufung vertieft zu prifen sowie die Vereinbarkeit
mit den Erhaltungszielen oder dem Schutzzweck eventuell betroffener Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung oder europaische Vogelschutzgebiete zu prifen (FFH-Vertraglichkeitsprifung).

Far die Festlegung der Vorranggebiete flur die langfristige Sicherung von Rohstofflagerstatten (liber den
kurzfristigen Bedarf hinausgehend) sollen insbesondere folgende Kriterien herangezogen werden:

- das Rohstoffpotenzial und seine raumliche Verteilung,
- die rohstoffgeologische Bewertung der Lagerstatten,
- die Bedeutsamkeit der Rohstofflagerstatten.

Die Vorranggebiete fur die langfristige Sicherung von Rohstofflagerstatten dienen dem Erhalt der
Moglichkeit der Rohstoffgewinnung flr zukinftige Generationen und sind daher von solchen Nutzungen
freizuhalten, die einen spateren Rohstoffabbau unmdglich machen (Verkehrstrassen, neue
Siedlungsgebiete, Gewerbegebiete und so weiter). Dagegen sind raumbedeutsame Funktionen oder
Nutzungen, die die gesicherte Rohstofflagerstatte nicht beeintrachtigen, wie Arten- und Biotopschutz,
Wasserschutz, Land- und Forstwirtschaft, Erholungsnutzung, mit der vorrangigen Funktion vereinbar.
Eine Uberlagerung mit entsprechenden Vorrang-/Vorbehaltsgebieten ist méglich. Gemal § 2 Abs. 1 Satz 2
SachsLPIG kénnen durch Ziele der Raumordnung (hier Vorranggebiete) flr ein bestimmtes Gebiet
verschiedene Nutzungen oder Funktionen vorgesehen werden. Da die genannten Funktionen
beziehungsweise Nutzungen nicht miteinander in Konflikt treten, ist eine Bestimmung der Rangfolge der
Festlegungen hier nicht notwendig.

Mit der Festlegung als Vorranggebiete fur die langfristige Rohstoffsicherung sollen die Lagerstatten vor
Nutzungen geschltzt werden, die einen spateren Abbau unmadglich machen. Damit ist noch keine
Entscheidung Uber die mdgliche kinftige Inanspruchnahme der Lagerstatte getroffen. Dazu ware eine
erneute raumordnerische Prifung, entweder im Rahmen der Fortschreibung des Regionalplanes, in einem
Raumordnungsverfahren oder integriert in einem gesonderten Genehmigungsverfahren, notwendig.
Ungeachtet des Auftrages zur Festlegung von Vorranggebieten kdnnen in den Fallen, in denen durch die
Trager der Regionalplanung keine abschlieBende Abwagung zu Gunsten der Sicherung des
Rohstoffabbaus beziehungsweise zur langfristigen Sicherung von Rohstofflagerstatten getroffen werden
kann, dem Rohstoffbelang aber bei nachfolgenden Abwagungen ein besonderes Gewicht beigemessen
werden soll, in den Regionalplanen auch Vorbehaltsgebiete flr standortgebundene einheimische Rohstoffe
festgelegt werden. Insofern bleibt die Mdglichkeit zur Ausweisung von Vorbehaltsgebieten nach § 8 Abs. 7
in Verbindung mit § 8 Abs. 5 ROG unberuhrt.

Aus Grinden der Transparenz und Nachvollziehbarkeit sind die bestehenden Gewinnungsbetriebe
nachrichtlich darzustellen.

Bei den Festlegungen, vor allem bei den Vorranggebieten flr den Rohstoffabbau, sind durch die
Regionalplanung insbesondere folgende Belange zu bericksichtigen:

- Sicherung der Rohstoffversorgung/Rohstoffbedarf,
- Standortgebundenheit und regionale Verteilung der Lagerstatten,
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- wirtschaftliche Bedeutung des Rohstoffes,

- Moglichkeit der sparsamen und schonenden, das heilt optimalen Nutzung der Lagerstatten
(Nacheinander von Rohstoffaufschlissen),

- abbaubedingte Vorbelastungen, Vermeidung der Uberlastung von Teilrdumen durch die
Auswirkungen des Rohstoffabbaus,

- Schutzbedirftigkeit 6kologisch besonders wertvoller Lebensraume und pragender Landschaftsbilder
sowie hinsichtlich der Naturhaushaltsfunktionen (auch klimawandelbedingt) besonders empfindlicher
Gebiete,

- geordnete Siedlungsentwicklung,

- Vermeidung der Kumulation von Rohstoffabbau in Gebieten mit einem klimawandelbedingt
besonders angespannten Wasserhaushalt,

- Belange von Tourismus und Erholung,

- zeitliche Begrenztheit des Eingriffs und Mdglichkeiten der Wiedernutzbarmachung (fortlaufende
Rekultivierung),

- Entstehen temporarer oder dauerhafter 6kologisch wertvoller Sekundarbiotope wahrend des
Bergbauvorhabens oder danach.

Die Braunkohlenlagerstatten in den Tagebaubereichen Vereinigtes Schleenhain, Nochten/Wochozy und
Reichwalde/Rychwatd besitzen flr die Rohstoffwirtschaft (stoffliche und energetische Verwertung) eine
herausragende Bedeutung. Fur die bereits in den verbindlichen beziehungsweise in Aufstellung befindlichen
Braunkohlenplanen festgelegten Gebiete sowie flr den sachsischen Teil des Tagebaus Welzow-Sud, ist die
entsprechende planerische Sicherheit zu gewahrleisten. Auf Grund neuer landesweiter Erfordernisse kann
es notwendig werden, zusatzliche Braunkohlenlagerstatten, die sich flr eine stoffliche Veredelung
und/oder energetische Nutzung eignen, zu sichern. Die Notwendigkeit der zusatzlichen Sicherung von
Braunkohlenlagerstatten, die fur eine stoffliche Veredelung und/oder energetische Nutzung geeignet sind,
ist zu prufen.

Die Verteilung der Bodenschatze in Sachsen ist raumlich differenziert. Somit ist es erforderlich, diese
raumlichen Unterschiede bei der vorsorgenden raumordnerischen Sicherung so zu berlicksichtigen, dass
ein regionaler Ausgleich erreicht wird.

Mit dem Fachinformationssystem Rohstoffe (FIS Rohstoffe) liegt ein aktuelles und umfassendes
rohstoffgeologisches Instrument flr alle sachsischen Rohstofflagerstatten und -vorkommen vor, in dem
die zur Verfligung stehenden Rohstoffdaten laufend fortgeschrieben und bewertet werden
(www.umwelt.sachsen.de/umwelt/geologie/7655.htm). Die Nutzung dieser Informationsbasis als Grundlage
fur die raumordnerische Sicherung von Rohstofflagerstatten gewahrleistet eine nachvollziehbare und
vergleichbare raumordnerische Verfahrensweise in den einzelnen Planungsregionen in Ubereinstimmung
mit den Leitlinien und Zielen der sachsischen Rohstoffpolitik (Rohstoffstrategie fur Sachsen). Zur
Information sind dem LEP 2013 die Erlauterungskarten 10 und 11 entsprechend der Rohstoffstrategie
beigeflgt.

Die Klassifizierungen der Vorkommen und Lagerstatten in Karte 10 und in Karte 11 basieren auf rein
rohstoffbezogenen Parametern. Die Flachenumgrenzungen berlcksichtigen in Karte 10 als ausgewahlte,
eine Rohstoffgewinnung ausschlieBende Elemente: Bebauungen, wichtige Trassenverlaufe und Gewasser
einschlieBlich Pufferzonen. Sonstige Nutzungskonflikte sind in dieser rein fachlichen Bewertung nicht
berilcksichtigt. Die Abwagung mit allen anderen raumordnerisch relevanten Belangen erfolgt im Rahmen
der regionalplanerischen Sicherung von Rohstofflagerstatten mit dem Ziel des Ausgleichs von
Nutzungsinteressen.

zu Grundsatz 4.2.3.2

Der Abbau von Bodenschatzen ist ein Eingriff in das Landschaftsbild und in den bestehenden
Naturhaushalt. Dies erfordert, dass, soweit es die abbautechnischen und betrieblichen Gegebenheiten
zulassen, moglichst frihzeitig mit den RekultivierungsmaBnahmen begonnen wird. Frihzeitige
grundlegende Vorgaben flr eine Folgenutzung sichern eine sinnvolle Einbindung der
Bergbaufolgelandschaft in das raumliche Gesamtgefiige und férdern die Akzeptanz des Vorhabens.
Die gemals dem Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung von
Altlasten ( Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), zuletzt geandert
durch Artikel 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212, 261), geforderte
Funktionalitdt von Bdden ist bei bergbaubedingten Hinterlassenschaften zunachst nicht oder nur sehr
eingeschrankt gegeben. Bei der Rekultivierung muss deshalb die Herstellung der Funktionalitat unter
Beachtung nutzungsbezogener Aspekte angestrebt werden. Dabei dient die Ausbildung der nattrlichen
Bbéden der Region als Orientierung. Besonders weitreichende Anderungen der hydrologischen,
hydrochemischen, wasserwirtschaftlichen und dkologischen Verhaltnisse im Grund- und
Oberflachenwasser, hervorgerufen durch den Beginn, den Betrieb und die Aufgabe von
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Grundwasserabsenkungen und Betriebswasserableitungen, erfordern eine unbedingte Beachtung bei
Vorbereitung, Betrieb und Schliefung des Tagebaubetriebes und der Nachsorgeplanungen. Die
Wasserhaushalts- und Vorflutverhaltnisse sollen landschaftsgerecht und selbstregulierend hergestellt
werden. Da Gewasser in hohem Mal3e landschaftspragenden Charakter haben, sind sie im Zusammenhang
der BergbaufolgemaRnahmen landschaftsgerecht zu gestalten. Um die Nachsorgeaufwendungen zu
minimieren, kommt der Schaffung von Vorflutsystemen mit selbstregulierendem Wasserhaushalt eine
zentrale Bedeutung zu.

Die Schaffung und Erhaltung von Lebensraumen von Pflanzen und Tieren im Rahmen von
RekultivierungsmaRnahmen soll sich an Erfordernissen naturraumtypischer Okosysteme beziehungsweise
des Biotopverbundes orientieren (vergleiche auch G 4.1.1.17).

5 Technische Infrastruktur
5.1 Energieversorgung
Z5.1.1 Die Trager der Regionalplanung wirken darauf hin, dass,

- die Nutzung der Erneuerbaren Energien flaichensparend, effizient und
umwelkltvertraglich ausgebaut werden kann,

- die einheimische Braunkohle als bedeutendster einheimischer Energietrager
zur sicheren Energieversorgung weiter genutzt werden kann und,

- die Energieinfrastruktur unter Beriicksichtigung regionaler Energiepotenziale
und -kreislaufe optimiert wird.

G 5.1.2 Bei Vorliegen von Regionalen Energie- und Klimaschutzkonzepten sind diese bei
der Regionalplanung zu bericksichtigen.

Windenergie

Z5.1.3 In den Regionalplanen sind die raumlichen Voraussetzungen zum Erreichen des
fiir die Nutzung der Windenergie geltenden Zieles der Sachsischen
Staatsregierung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend dem
Flachenanteil der jeweiligen Planungsregion an der Gesamtflache des Freistaates
Sachsen (regionaler Mindestenergieertrag) zu sichern. Die Nutzung der
Windenergie ist dabei durch eine abschlieBende, flaichendeckende Planung nach
dem Prinzip der dezentralen Konzentration in den Regionalplanen durch die
Festlegung von Vorrang- und Eignungsgebieten zur Nutzung der Windenergie
raumlich zu konzentrieren.

Z5.1.4 Die Trager der Regionalplanung kénnen vom regionalen Mindestenergieertrag
nach Ziel 5.1.3 Satz 1 abweichen, soweit gewahrleistet ist, dass das Ausbauziel
bezogen auf die Windenergie landesweit eingehalten wird.

G 5.1.5 Bei der Festlegung von Vorrang- und Eignungsgebieten zur Nutzung der
Windenergie sollen unter anderem

- die Windhoffigkeit der Gebiete,

- bestehende technogene Vorbelastungen der Landschaft, insbesondere
Autobahnen und andere Infrastrukturtrassen sowie die durch den
Braunkohlenabbau gepragten Gebietsregionen,

- Lagen, welche nicht in besonderer Weise die Kulturlandschaft pragen,
- die Moglichkeiten der Netzeinspeisung,

- das besondere Interesse, Altanlagen durch Neuanlagen zu ersetzen
(Repowering) und

- die lokale Akzeptanz von Windenergieanlagen, auch im Hinblick auf einen
hinreichenden Abstand zu Wohngebieten

beriicksichtigt werden. Die Nutzung von Waldgebieten soll grundsatzlich
vermieden werden. Dies gilt insbesondere fiir Waldflachen mit Schutzstatus nach
Naturschutzrecht und mit ausgewahlten Waldfunktionen.

G 5.1.6 Die Trager der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass Altanlagen, deren
Energieertrag auBer Verhaltnis zu den von ihnen ausgehenden stérenden
Auswirkungen steht, durch neue Windenergieanlagen an geeigneten Standorten
ersetzt werden. Dazu sollen in den Regionalplanen Vorrang- und Eignungsgebiete
oder Teilflachen solcher Gebiete festgelegt werden, innerhalb derer die
Errichtung von Windenergieanlagen nur zulassig ist, wenn bestimmte, auBerhalb
der festgelegten Vorrang- und Eignungsgebiete errichtete Windenergieanlagen
zuriickgebaut werden.
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Biomasse

Z5.1.7 Flachen fur Biomasseanlagen diirfen durch Bebauungsplan nur festgesetzt
werden, wenn die entstehende Abwarme uberwiegend genutzt und der Bedarf
an Biomasse lberwiegend aus der naheren Umgebung gedeckt werden kann.

Geothermie

G 5.1.8 Die Trager der Regionalplanung wirken darauf hin, dass die regionalen Potenziale
zur Nutzung der oberflichennahen Geothermie und der Nutzung von
Grubenwassern aufgezeigt werden.

Netzausbau

Z5.1.9 In den Regionalplanen sind, soweit erforderlich, Trassenkorridore zum Ausbau
des landeriibergreifenden Stromiibertragungsnetzes und des Stromverteilnetzes
raumordnerisch zu sichern.

Begriindung zu 5.1 Energieversorgung

Hinweis: Der Auftrag zur Sicherung der raumlichen Voraussetzungen zur Nutzung der einheimischen
Braunkohle als bedeutendster Energietrager zur sicheren Energieversorgung sowie als
Rohstoff erfolgt im Kapitel 4.2.3 Bergbau und Rohstoffsicherung.

zu Ziel 5.1.1

In Ausformung der Grundsatze des Raumordnungsgesetzes sind durch formelle und informelle Planung
die raumlichen Voraussetzungen fir den Ausbau der raumbedeutsamen Erneuerbaren Energien zu
schaffen. Dabei sind die natlrlichen Ressourcen nachhaltig zu schitzen, die Flacheninanspruchnahme fur
die notwendige Infrastruktur im Freiraum zu begrenzen und die Voraussetzungen fir den Ausbau der
Energienetze zu schaffen (vergleiche Grundsatze der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 6 ROG).

Der Ausbau der Nutzung der Erneuerbaren Energien verandert die Struktur der Energieversorgung
grundsatzlich. Solchen Struktur verandernden Herausforderungen hat die Raumordnung Rechnung zu
tragen, wobei regionale Entwicklungskonzepte und Bedarfsprognosen der Landes- und Regionalplanung
einzubeziehen sind (vergleiche Grundsatz der Raumordnung § 2 Abs. 2 Nr. 1 ROG). Eine konzeptionelle
Vorbereitung durch Regionale Energie- und Klimaschutzkonzepte ist ein wichtiger Schritt zur Umsetzung
der landesweiten energie- und klimaschutzpolitischen Zielstellungen auf kommunaler Ebene.

Durch die Moderation der Regionalen Planungsverbande im Rahmen der Regionalen Energie- und
Klimaschutzkonzepte soll eine raumlich und sachlich integrierte Sicht auf die Erneuerbaren Energien im
Mittelpunkt stehen. Neben einer umfassenden Potenzial- und Bedarfsermittlung ist insbesondere eine
raumordnerische Bewertung der raumlichen Potenziale der Erneuerbaren Energien erforderlich. lhre
Nutzung ist mit Eingriffen in die Landschaft verbunden. Im Gegensatz zur Gewinnung des
Energierohstoffes Braunkohle sind die Erneuerbaren Energien jedoch nur bedingt standortgebunden und
in der Regel sachsenweit verfigbar. Dies erfordert eine rdaumliche Steuerung zur Minimierung der
Nutzungskonflikte.

Die Bewertung der Nutzungsmaglichkeit der Potenziale der raumbedeutsamen Erneuerbaren Energien soll
sich dabei an folgenden raumrelevanten Kriterien orientieren:

- flachensparend:

- durch die Ausweisung von Flachen zur Erzeugung von Elektroenergie hoher Leistung in der
Umgebung bestehender geeigneter Netzinfrastruktur (zum Beispiel Umspannwerke
beziehungsweise Hochspannungsleitungen) zur Verringerung des Netzausbaubedarfs,

- effizient:
- durch das Ziel, lokale Produktions- und Abnehmerstrukturen optimal miteinander zu
verbinden,

- durch eine geeignete Standortwahl, um auf so wenig wie mdglich Flache so viel wie méglich
Leistung zu erbringen,

- umweltvertraglich:

- damit die Beeintrachtigungen fir Mensch und Natur so gering wie mdéglich gehalten werden,
eine unverhaltnismaBig hohe Belastung der Kulturlandschaft ausgeschlossen wird und die
landwirtschaftliche Nutzflache weitestgehend erhalten bleibt

und damit eine nachhaltige, das heilst dauerhaft tragfahige Nutzung der Erneuerbaren Energien
ermoglichen.

Die Optimierung der Energieinfrastruktur beinhaltet auch geeignete Ausweisungen zu raumbedeutsamen
Standorten fur die Energiespeicherung, wie zum Beispiel Pumpspeicherkraftwerke, welche in den
Regionalplanen zu sichern sind.

zu Grundsatz 5.1.2
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Regionale Energie- und Klimaschutzkonzepte gehen sowohl durch die Berlcksichtigung aller Potenziale zur
Nutzung der Erneuerbaren Energien als auch der Energieeffizienz Gber die Mdglichkeiten der Férderung
der Nutzung Erneuerbarer Energien durch eine raumordnerischen Steuerung hinaus und sind geeignet,
den Ausbau der Erneuerbaren Energien im Sinne einer regionalen Wertschépfung zu beférdern. Diese
Konzepte bilden eine Grundlage flur die Regionalplanung und die Regionalentwicklung mit dem Ziel, lokale
Produktions- und Abnehmerstrukturen von Energie optimal miteinander zu verbinden.

Insbesondere die Regionalen Planungsverbande als Trager der Regionalplanung und der
Landschaftsrahmenplanung sind geeignet, raumliche Potenziale Erneuerbarer Energien zu ermitteln und
raumvertraglich zu bewerten. Diese Konzepte bilden somit einen Rahmen flr Energie- und
Klimaschutzkonzepte der Aktionsraume der Regionalentwicklung sowie der Landkreise und Kreisfreien
Stadte und sind im Rahmen von Férderprogrammen, der Fachplanung sowie der Regionalentwicklung
umzusetzen.

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien soll schrittweise und mit Augenmalf$ erfolgen. Im Rahmen von
Regionalen Energie- und Klimaschutzkonzepten sollen Zielstellungen dazu ambitioniert und dem Stand der
Technik gemaR erfolgen. Aktivitaten auf kommunaler, privatwirtschaftlicher und birgerschaftlicher Ebene
(Einzelldbsungen) sind in die Regionalen Energie- und Klimaschutzkonzepte einzubeziehen. Im
Gegenstromprinzip sind die Ergebnisse auf den nachfolgenden Ebenen zu berucksichtigen und
umzusetzen.

Offentlichkeitsarbeit ist wesentlicher Bestandteil der Regionalen Energie- und Klimaschutzkonzepte, die auf
einen langerfristigen Prozess auf regionaler und kommunaler Ebene angelegt sind. Bei der
Konzepterstellung sind insbesondere die Energieversorger, die Netzbetreiber sowie der Naturschutz zu
beteiligen.

Far die Erarbeitung Regionaler Energie- und Klimaschutzkonzepte ist insbesondere die im Rahmen des
Modellprojektes fiir den Regionalen Planungsverband Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuzica-Delnja
Sleska erarbeitete Methodik zu Grunde zu legen. Damit soll auf einer vergleichbaren Datengrundlage eine
effektive Datenerhebung und -auswertung gewahrleistet werden.

Windenergie

zu Ziel 5.1.3

Die Nutzung der Windenergie ist nach dem derzeitigen Stand der Technik die effektivste und
leistungsfahigste Art der Onshore-Energieerzeugung im Rahmen der Erneuerbaren Energien.

An dem im Freistaat bewahrten Konzept einer rdumlich abschlieRenden, flachendeckenden Planung der
Nutzung der Windenergie auf Ebene der Regionalplanung soll festgehalten werden. Dies schafft die
Voraussetzungen fUr einen zukunftsfahigen Ausbau der Windenergie.

Die landesgesetzliche Vorgabe des § 2 Abs. 1 Satz 2 SachsLPIG , wonach die Ausweisung von
Eignungsgebieten nur in Verbindung mit der Ausweisung von Vorranggebieten erfolgen darf, hat sich
bewahrt und steht im Einklang mit der Rechtsprechung zur Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3
BauGB. Nur eine VerknUpfung der Vorrang- und Eignungsgebiete bildet eine rechtssichere Grundlage fur
eine raumlich abschlieende flachendeckende Planung zur Konzentration der Windenergienutzung.
Voraussetzung fur eine solche Planung ist nach standiger Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts ein schllissiges, gesamtraumliches Konzept, das der Nutzung der
bauplanungsrechtlich im AuRenbereich privilegierten Windenergie durch die Ausweisung von Vorrang- und
Eignungsgebieten in substanzieller Weise Raum schafft. Hinsichtlich des Kriteriums ,,substanziell Raum
schaffen” verweist Ziel 5.1.3 dynamisch auf die Beschllisse der Staatsregierung zum Ausbau der
Erneuerbaren Energien, wie sie erstmals mit dem Leistungsziel des Klimaschutzprogramms des Freistaates
aus dem Jahr 2001 vorlagen und bereits den Vorgaben im LEP 2003 zu Grunde lagen. Diese
Vorgehensweise hat die Rechtsprechung des Sachsischen Oberverwaltungsgerichts bestatigt (siehe
Normenkontroll-Urteil vom 17.07.2007). Die im Klimaschutzprogramm 2001 enthaltenen Ertragsziele
konkretisierten die Formel des Bundesverwaltungsgerichtes in Form quantifizierter Vorgaben.

Weiterhin ist der hdchstrichterlichen Rechtsprechung (siehe vor allem Beschluss des BVerwG v.
15.09.2009 - Az.: 4 BN 25/09) dadurch Rechnung zu tragen, dass sich die Ausarbeitung eines
Planungskonzeptes auf der Ebene des Abwagungsvorganges in mehreren Abschnitten vollzieht.

Im ersten Abschnitt sind diejenigen Bereiche als ,, Tabuzonen” zu ermitteln, die sich fur die Nutzung der
Windenergie nicht eignen. Die Tabuzonen lassen sich in zwei Kategorien einteilen, namlich in Zonen, in
denen die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen aus tatsachlichen und/oder rechtlichen
Grinden schlechthin ausgeschlossen sind (,,harte” Tabuzonen) und in Zonen, in denen die Errichtung und
der Betrieb von Windenergieanlagen zwar tatsachlich und rechtlich méglich sind, in denen nach den
Vorstellungen, die der Plangeber anhand eigener Kriterien entwickeln darf, aber keine Windenergieanlagen
aufgestellt werden sollen (,,weiche” Tabuzonen). Unter Letztere fallen zum Beispiel am Vorsorgegedanken
orientierte und Uber das rechtlich Gebotene hinausgehende Schutzkriterien flr die menschliche
Gesundheit (durch Siedlungsabstande), flr bedrohte Tierarten (durch Pufferzonen zu Schutzgebieten)
oder flr das Landschaftsbild (durch einen Mindestabstand der Gebiete untereinander). Nach Abzug der
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harten und weichen Tabuzonen bleiben sogenannte Potenzialflachen Ubrig, die fur die Darstellung von
Konzentrationszonen in Betracht kommen. Sie sind in einem weiteren Arbeitsschritt zu den zu ihnen
konkurrierenden Nutzungen in Beziehung zu setzen, das heit die 6ffentlichen Belange, die gegen die
Ausweisung eines Landschaftsraumes als Konzentrationszone sprechen, sind mit dem Anliegen
abzuwagen, der Windenergienutzung an geeigneten Standorten eine Chance zu geben, die ihrer
Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gerecht wird. Als Ergebnis der Abwagung muss der
Windenergie in substanzieller Weise Raum geschaffen werden.

In der Begriindung des Regionalplanes sind die Kriterien, die zur Festlegung der Vorrang- und
Eignungsgebiete geflhrt haben, aufzuflhren; dabei mlssen die oben genannten Arbeitsschritte und die
Auswabhlkriterien bei der Gebietsauswahl nachvollziehbar dargestellt werden.

Eine Studie des Fraunhofer Institutes fir Windenergie und Energiesystemtechnik (IWES) 2011 belegt, dass
wegen der dokumentierten im bundesweiten Vergleich relativ hohen Dichte der Siedlungsflachen der
Freistaat unter den Flachenlandern hinsichtlich der nutzbaren Flachen fur die Windenergie auf dem
vorletzten Platz rangiert. Das bedeutet, dass mit der verbleibenden Flache unter Beriicksichtigung des
Schutzbedirfnisses der menschlichen Gesundheit effektiv und sorgsam umzugehen ist.

Von einer Konzentration durch die Planung kann gesprochen werden, wenn Standorte flr drei oder mehr
Windenergieanlagen ausgewiesen werden. Die Konzentration der Nutzung der Windenergie dient dem
Schutz der Landschaft vor Neuinanspruchnahme.

Darstellungen in Flachennutzungsplanen und Festsetzungen in Bebauungsplanen, die den Zielen dieses
Kapitels, insbesondere einer optimalen Ausnutzung der festgelegten Vorrang- und Eignungsgebiete
entgegenstehen, sind unzulassig.

GemaR § 1 Abs. 4 BauGB sind die (gemeindlichen) Bauleitplane an die Ziele der Raumordnung anzupassen.
Die Ziele der Raumordnung entfalten strikte Bindungswirkung nach § 4 Abs. 1 ROG. Daher sind
Darstellungen in Flachennutzungsplanen und Festsetzungen in Bebauungsplanen, die die Ziele dieses
Kapitels unterlaufen beziehungsweise konterkarieren, unzuladssig. Sofern in einer Planungsregion die
Sicherung des regionalen Mindestenergieertrages durch entsprechende Flachensicherungen keine
weiteren Planungsspielrdume zulasst, sind des Weiteren auf der nachfolgenden Planungsebene
Festlegungen wie Hohenbegrenzungen, die der optimalen Ausnutzung der Gebiete entgegenstehen,
unzulassig. Vorrang- und Eignungsgebiete stellen auf der Ebene der Regionalplanung letztabgewogene
Ziele der Raumordnung im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG dar, an die die gemeindliche Ebene strikt
gebunden ist.

Durch das unter Ziel 5.1.3 beschriebene Vorgehen bei der Ausweisung von Vorrang- und
Eignungsgebieten zur Nutzung der Windenergie und durch das gesetzlich vorgeschriebene
Beteiligungsverfahren ist ausreichend sichergestellt, dass weitere Hohenbegrenzungen auf kommunaler
Ebene nicht erforderlich werden.

Im Rahmen der Regionalplanung ist durch die Auswahl geeigneter Gebiete sicherzustellen, dass
Hoéhenbegrenzungen nicht erforderlich werden. Dazu ist das flr die Hohenbegrenzung entscheidende
Schutzbedurfnis in der Abwagung der Bedeutung und Leistungsfahigkeit des Energietragers Wind im
Rahmen der Erneuerbaren Energien gegenuberzustellen.

zu Ziel 5.1.4

Um einer landesweiten Gleichwertigkeit des Schutzbedirfnisses der menschlichen Gesundheit sowie der
landesweiten Unterschiede der Siedlungsdichte (ohne eine Berlicksichtigung von Einzel- beziehungsweise
Splittersiedlungen) Rechnung zu tragen, kénnen die Planungsregionen vom regionalen
Mindestenergieertrag im gegenseitigen Einvernehmen abweichen. Ein Einvernehmen ist mindestens dann
vorhanden, wenn zwei oder mehr Planungsverbande durch ihre Planung, dokumentiert durch den
Beschluss der Verbandsversammlung zur Freigabe des Planentwurfes, gemeinsam und Uber die Dauer
des Beteiligungsverfahrens annahernd zeitgleich dem regionalen Mindestenergieertrag gerecht werden.
Fortschreibungen entsprechender Planungen kdnnen abermals nur gemeinsam vorgenommen werden.

zu Grundsatz 5.1.5

Uber die in Anlehnung an die héchstrichterliche Rechtsprechung dargesteliten Auswahlkriterien hinaus
(siehe oben zu Ziel 5.1.3) sollen in die Abwagungsentscheidung auch die Kriterien eingestellt werden, die
flr die Nutzung der Windenergie sprechen. Solche Kriterien werden im Grundsatz 5.1.5 beispielhaft
benannt.

Eine Flachen sparende und effiziente Nutzung der Windenergie auf der Grundlage einer
leistungsbezogenen Zielstellung setzt voraus, dass sich die Flachenauswahl zunehmend an der
Windhoffigkeit orientiert.

Auch kann eine bereits bestehende technogene Vorbelastung fur die Nutzung der Windenergie sprechen.
Diese Vorbelastung kann dazu fuhren, dass die Beeintrachtigung bestimmter Schutzguter, wie zum
Beispiel des Landschaftsbildes, durch die Errichtung von Windenergieanlagen geringer ist, als bei nicht
vorbelasteten Landschaftsteilen. Beispiele fur technogene Vorbelastungen sind Infrastrukturtrassen, wie
vor allem Autobahnen. Hinsichtlich des Abstandes zu Autobahnen ist auf § 9 des
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Bundesfernstrallengesetzes ( FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBI. |

S. 1206), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 31. Mai 2013 (BGBI. 1 S. 1388, 1391) geandert
worden ist, zu verweisen, wonach ein Bauverbot bis zu 40 m vom Fahrbahnrand und eine Pflicht zur
Zustimmung der zustandigen StraRenbaubehdrde bei Errichtung baulicher Anlagen in einer Entfernung bis
zu 100 m vom Fahrbahnrand besteht. Zum Schutz bislang nicht vorbelasteter Landschaftsraume soll
daher bei der Konzentrationsplanung grundsatzlich ein Abstand zum auf3eren Fahrbahnrand der Autobahn
von 100 m zu Grunde gelegt werden.

Insbesondere die durch den Braunkohlenabbau, durch Stromleitungen und Kraftwerke gepragten
Gebietsregionen weisen bereits erhebliche Beeintrachtigungen auf. Gerade diese vorgepragten Flachen
sind als Anlagen der energietechnischen Infrastruktur vorgepruft. Ihr Beeintrachtigungspotenzial ist
bereits so erheblich, dass ein Zubau von Windenergieanlagen in der Regel nicht mehr so ins Gewicht fallen
durfte. Aber auch Konversionsflachen und alte Industrieanlagen kénnen eine entsprechende Vorpragung
aufweisen. Allerdings ist bei der Berlcksichtigung technogener Vorbelastungen und der anzustrebenden
Bindelung von technischer Infrastruktur darauf zu achten, dass diese im Ergebnis nicht zu einer
unverhaltnismaBig hohen Belastung der Landschaft fuhrt.

Die Anwendung des Prinzips der dezentralen Konzentration (vergleiche Ziel 5.1.3) soll dazu dienen,
Bereiche der Landschaft von Windenergieanlagen frei zu halten, im Umkehrschluss aber auch Eingriffe in
die Landschaft zu blndeln. Dies gilt nicht nur im Verhaltnis der Windenergieanlagen untereinander,
sondern auch im Verhaltnis zu anderen technogenen Vorbelastungen.

Die Flache des Freistaates Sachsen ist insgesamt als Kulturlandschaft einzuordnen. Diese Kulturlandschaft
ist als solche nicht flachendeckend als gleichermaRen schiitzenswert einzuschatzen. Kann festgestellt
werden, dass es an einer besonderen Schutzwurdigkeit fehlt, spricht dieses flur die Festlegung von
Vorrang- und Eignungsgebieten fur die Windenergienutzung.

Ebenfalls spricht flr die Festlegung von Vorrang- und Eignungsgebieten fir die Windenergienutzung,
wenn die Méglichkeit besteht, den gewonnenen Strom ohne besonderen Aufwand in das Stromnetz
einspeisen zu kénnen.

Bei den Auswahlkriterien soll des Weiteren die lokale Akzeptanz von Windenergieanlagen berlcksichtigt
werden, zum Beispiel wenn wie sie in positiven Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung zum
Planentwurf zum Ausdruck kommt.

Gerade wenn der gemeindliche Wille zugunsten einer Errichtung von Windenergieanlagen geauflSert wird,
spricht dies fur eine Ausweisung von Vorrang- und Eignungsgebieten. Selbiges gilt, wenn
burgerschaftliche Beteiligungsmodelle sich voraussichtlich am Standort etablieren werden. Der
gemeindliche Wille ergibt sich in der Regel aus einem entsprechenden Gemeinderatsbeschluss.

Zum Schutze der Wohnbevdlkerung soll ein hinreichender Abstand zu Wohngebieten und zu
entsprechenden ruhebedlrftigen Einrichtungen, wie Krankenhauser und Sanatorien, eingehalten werden.
Dabei soll die in der Praxis steigende Nabenhdhe von Windenergieanlagen bericksichtigt werden, die zu
groéBeren Siedlungsabstanden fihren kann.

Auch Regionale Energie- und Klimaschutzkonzepte sind in diesem Sinne zu behandeln, da auch sie den
regionalen Willen dokumentieren.

Die Inanspruchnahme von Waldflachen soll im Hinblick auf die im Wald gesetzlich geregelten Funktionen
grundsatzlich vermieden werden. Dies gilt insbesondere flir Waldflachen mit Schutzstatus nach
Naturschutzrecht und mit ausgewahiten Waldfunktionen. Die Regionalen Planungsverbande sollen bei der
Beurteilung der ausgewahlten Waldfunktionen die besonderen Schutz- und Erholungsfunktionen des
Waldes gemal der Waldfunktionenkartierung im Freistaat Sachsen heranziehen.

Den in diesem Grundsatz genannten Aspekten soll im Rahmen der Abwagung entsprechendes Gewicht
beigemessen werden.

zu Grundsatz 5.1.6

Im Freistaat Sachsen gibt es noch Altanlagen, die an unglinstigen Standorten, zum Teil siedlungsnah,
errichtet wurden und oftmals auch nur Uber eine verhaltnismalig geringe installierte Leistung verflgen.
Von diesen Windenergieanlagen gehen erhebliche stérende Auswirkungen aus, weshalb der Standort auch
nicht als Vorrang- und Eignungsgebiet ausgewiesen werden kann. Daher besteht ein besonderes Interesse
daran, dass diese Anlagen zurlickgebaut werden, die aber baurechtlich Bestandsschutz besitzen. Einen
Anreiz fur den Ruckbau sollen insbesondere so genannte Repoweringgebiete schaffen. In diesen Vorrang-
und Eignungsgebieten sind der Ruckbau alter und die Errichtung neuer Windenergieanlagen in der Weise
miteinander verknupft, dass die Inbetriebnahme neuer Windenergieanlagen erst zulassig ist, wenn die
Altanlagen rickgebaut worden sind; die Altanlagen sind naher zu bezeichnen.

Biomasse

zu Ziel 5.1.7

Ziel 5.1.7 richtet sich ausschlieBlich an die Gemeinden als Trager der Bauleitplanung. Daraus folgt, dass
das Ziel nur fur die Anlagen gilt, deren Zulassigkeit einer entsprechenden Festsetzung in einem
Bebauungsplan bedarf. Nicht erfasst sind somit insbesondere die Anlagen, die nach § 35 Abs. 1 BauGB
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privilegiert sind.

Der Begriff Biomasseanlagen im Sinne der Festlegung ist umfassend gemeint und bezieht sich damit auf
Anlagen, welche Strom und/oder Warme und/oder Gas erzeugen.

In Umsetzung von Ziel 5.1.1 sollen im Sinne der Kriterien zur raumlichen Nutzung Erneuerbarer Energien -
flachensparend, effizient und umweltvertraglich - Biomasseanlagen dort angesiedelt werden, wo die
Mdglichkeiten gegeben sind, auch entstehende Abwarme effizient zu nutzen. Dies kann durch die
raumliche Nahe zu Warmesenken (zum Beispiel Gebaude oder Anlagen, in denen die Warme genutzt
werden kann) geschehen. Eine andere Mdaglichkeit ist die Umwandlung der erzeugten Abwarme in Strom.
Im Sinne der Nachhaltigkeit der Energieversorgung ist vor Beschluss des Bebauungsplanes nachzuweisen,
dass der Bedarf an Biomasse Uberwiegend (das heilt mindestens zur Halfte) aus der Umgebung der
Biomasseanlagen gedeckt werden kann. Insofern besteht ein Zusammenhang mit dem Kapitel 4.2.1
Landwirtschaft. Dem dort normierten Auftrag zur raumordnerischen Sicherung von geeigneten Flachen
fur die landwirtschaftliche Nutzung liegt unter anderem die Absicht zu Grunde, die Versorgung der
Bevolkerung mit landwirtschaftlichen Produkten verbrauchernah zu sichern. Bei der Feststellung der
Moglichkeit, den Bedarf umgebungsnah zu decken, ist auch zu prufen, inwieweit die mit dem Kapitel 4.2.1
Landwirtschaft verfolgten Zielstellungen berihrt sind.

Die Umgebungsnahe ist gegeben, wenn der Bedarf in der Regel Uberwiegend aus demselben oder einem
anliegenden Landkreis gedeckt werden kann. Die Bedarfsdeckung aus weiteren Landkreisen ist
unschadlich, wenn dies nicht zu einer wesentlichen Erhdhung der Entfernung fihrt.

Geothermie

zu Grundsatz 5.1.8

Das oberflachennahe geothermische Potenzial steht flachendeckend in Sachsen zur Verfligung. Die
oberflachennahe Geothermie ist eine heimische Erneuerbare Energiequelle, die sowohlim stadtischen als
auch im ldndlichen Raum erschlieBbar ist. Ihre Nutzung soll unter Berlcksichtigung vorhandener
umweltschonender Versorgungslésungen (Kraft-Warme-Kopplungs-Systemen) und weiterer geeigneter
Mdglichkeiten zur Nutzung Erneuerbarer Energietrager erfolgen und darf in ihrer Dimensionierung nicht
zur thermischen oder sonstigen Beeintrachtigung des Grundwassers fuhren.

In den ehemaligen Bergbaugebieten des Freistaates Sachsen sind etwa 100 Milionen m3 Hohlrdume
geflutet. Zusatzlich werden im noch aktiven Bergbau Wasserhaltungen betrieben und Grubenwasser an
die Oberflache geférdert. Die Grubenwasser weisen Temperaturen von etwa 8 °C bis Uber 20 °C auf. Sie
kdnnen als Warmequelle zum Heizen und als Warmespeicher bei Kliihlung von Gebauden genutzt werden.
Das in diesen Bergbauwassern enthaltenen Energiepotenzial wird bisher nur in wenigen Einzelfallen
genutzt. Je nach GrélRe der Grube und der nutzbaren Grubenwassermenge ist die Warme- und
Kaltebereitstellung sowohl fir Eigenheime als auch fir grofBere Komplexe (zum Beispiel Schulen,
Schwimmbader, Blro- und Industriegebaude) anzustreben.

Die Abschatzung der Potenziale sollgemals G 2.1.1.3 in Verbindung mit Z 5.1.1 durch die Trager der
Regionalplanung Uber Regionale Energie- und Klimaschutzkonzepte erfolgen.

Netzausbau

zu Ziel 5.1.9

Gemals § 8 Abs. 5 Nr. 3 ROG sollen Raumordnungsplane Festlegungen zu den zu sichernden Standorten
und Trassen fur Infrastruktur enthalten.

Der Ausbau des Ubertragungs- und Verteilnetzes zur Stromversorgung ist auch erforderlich, wenn er
einer besseren Integration der eingespeisten Erneuerbaren Energien dient oder den landeribergreifenden
beziehungsweise grenziberschreitenden Stromaustausch unterstltzt. Er ist unverzichtbar, weil er die
Ausschopfung der energetischen Potenziale der Erneuerbaren Energien erméglicht. Dieser Ausbau hat
jedoch auch Beeintrachtigungen von Schutzgltern im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG, schutzwurdigen
Landnutzungen sowie der Kulturlandschaft zur Folge, die bei einer entsprechenden Trassierung zu
berlcksichtigen sind. Die Erforderlichkeit einer raumordnerischen Trassensicherung kann zum Beispiel
dann gegeben sein, wenn durch den Netzbetreiber der Nachweis einer energiewirtschaftlichen
Erforderlichkeit erbracht worden ist und ein bevorzugter Trassenkorridor beziehungsweise geeignete
Alternativen vorgelegt werden kdnnen.

Im Jahr 2010 waren laut Bundesnetzagentur 97 Prozent der Wind-, Solar- und Biomasseanlagen an das
Verteilnetz angeschlossen. Der aktuelle und geplante Ausbau der EEG-Erzeugungsanlagen erfordert daher
insbesondere auch einen Ausbau der Verteilnetze als eine Voraussetzung flr die Erhdhung des Anteils
Erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch zur Erreichung der energiepolitischen Ziele des
Freistaates Sachsen.

5.2 Wasserversorgung

Z5.2.1 In den Regionalplanen sind fur die langfristige Sicherung der offentlichen
Wasserversorgung bedeutsame Grundwasservorkommen als Vorranggebiete
Wasserversorgung festzulegen.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 111 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/872/redirect

Landesentwicklungsplan 2013

G 5.2.2 Zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit sollen
- in Verdichtungsraumen sowie

- in Gebieten, in denen Grundwasservorkommen erheblich beeintrachtigt
werden konnen, und

- in Gebieten, in denen durch eine mit dem Braunkohlenbergbau verbundene
Absenkung des Grundwasserspiegels beziehungsweise dessen
Wiederanstieg die Trinkwasserversorgung gefahrdet ist,

die nutzbaren Dargebote durch iberortliche und regionale Versorgungssysteme
oder Systemkopplungen erganzt werden.

Begrindung zu 5.2 Wasserversorgung

zu Ziel 5.2.1

Gemal dem Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist der Raum in seiner Bedeutung flr
die Funktionsfahigkeit des Wasserhaushaltes zu sichern. Grundwasservorkommen sind zu schitzen.

Fur die 6ffentliche Wasserversorgung in Sachsen besteht ausdrucklich der Anspruch, diesbezuglich
genutzte Vorkommen aus Grund- und Oberflachenwasser fachrechtlich zu schitzen. Trotz des
prognostizierten geringen Rickganges der Grundwasserneubildung werden die fur die 6ffentliche
Wasserversorgung verfigbaren Grundwasservorkommen auch infolge des Riuckganges des
Wasserbedarfes bis 2020 als ausreichend angesehen.

Darulber hinaus soll die nachhaltige, das heit langfristige Sicherung von geeigneten, regional bedeutsamen
Grundwasservorkommen, einschlieBlich des Uferfiltrats von FlieRgewassern, unabhangig von einer
gegenwartigen Inanspruchnahme, erfolgen, indem diese als Vorranggebiete Wasserversorgung festgelegt
werden.

Vorbehaltsgebiete kommen wegen der Bedeutung der Vorkommen flr die Daseinsvorsorge und der
langfristigen Sicherung unter Ausschluss irreparabler Schaden fir eine nachhaltige stabile
Wasserversorgung nur erganzend in Betracht. Vorranggebiete Wasserversorgung kénnen sich mit
anderen Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Uberlagern (zum Beispiel Wald, Kulturlandschaftsschutz,
Vorbeugender Hochwasserschutz, Arten- und Biotopschutz), solange durch die Uberlagerung keine
Konflikte entstehen.

Die Anforderungen bei der Inanspruchnahme der Grundwasservorkommen werden im Kapitel 2 in den
Abschnitten 2 und 4 WHG geregelt. Dazu gehéren insbesondere der Schutz des Grundwassers vor
nachteiligen Veranderungen, der Erhalt seiner bestehenden und kinftigen Nutzungsmaoglichkeiten sowie
das Vermeiden der Verschlechterung des chemischen und des mengenmaRigen Zustandes der
Grundwasserkorper. Letzterer wird durch das Gleichgewicht zwischen Grundwasserentnahme und
Grundwasserneubildung charakterisiert.

Der Schutz der Grundwasservorkommen in den raumordnerisch gesicherten Gebieten ist unabhangig von
einer Inanspruchnahme fir die Wasserversorgung bei allen raumbedeutsamen Planungen und
MalBBnahmen zu beachten. Grundwasserschutz ist Bodenschutz und hier besonders der Schutz des
Bodenwasserhaushaltes.

Grundwasservorkommen kénnen insbesondere beeintrachtigt werden durch:

- UbermaRige Flachenversiegelungen oder Bodenverdichtungen,

- Abtrag der grundwassertberdeckenden Bodenschichten durch Abgrabungen (zum Beispiel bei
Rohstoffabbau),

- Grundwasserspiegelabsenkung durch Eingriffe in die hydrogeologischen Verhaltnisse (zum Beispiel
durch Rohstoffabbau),

- stoffliche Verunreinigungen durch anthropogen bedingten Stoffeintrag.

Die Durchfihrung von MaBRnahmen, die zur Verlangsamung des Oberflachenwasserabflusses beitragen
(zum Beispiel Entsiegelung, Grinlandnutzung, Aufforstung, bodenschonende Bewirtschaftung) dient dem
Schutz der Grundwasservorkommen.

Die fachplanerischen Informationen zu Wasserschutzgebieten und Trinkwasser- und
Heilquellenschutzgebieten im Freistaat Sachsen sind unter folgendem Link zu finden:
www.umwelt.sachsen.de/fumwelt/wasser/6349.htm

zu Grundsatz 5.2.2

Wasserversorgung dient der Daseinsvorsorge. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG ist die Versorgung durch
Infrastrukturen der Daseinsvorsorge in angemessener Weise zu gewahrleisten. Dies gilt auch in dinn
besiedelten Radumen. Zur Gewahrleistung der Versorgungssicherheit ist die Funktionsfahigkeit der
vorhandenen Netze und Anlagen zur Wasseraufbereitung und -versorgung langfristig zu sichern. Der
Vorteil Gberdrtlicher und regionaler Versorgungssysteme beziehungsweise Systemkopplungen liegt dabei
in der Moglichkeit einer flexiblen Wassergewinnung und -verteilung. Siehe dazu auch
»Grundsatzkonzeption 2020 Offentliche Wasserversorgung Freistaat Sachsen”.
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Hinsichtlich der Verdichtungsraume dient die MaBBnahme auch der Vorsorge im Falle von
Naturkatastrophen beziehungsweise bei Notstanden. Insbesondere in Verdichtungsraumen mit mehr

als 300 000 Einwohnern sind dabei die Mdglichkeiten der Errichtung von Anlagen zur Trinkwasser-
Notversorgung Uber netzunabhangige Brunnen gemall Wassersicherstellungsgesetz zu bertcksichtigen.
In Gebieten, in denen Grundwasservorkommen erheblich beeintrachtigt werden kénnen, besteht
perspektivisch die Gefahr, dass die Versorgungssicherheit aus ortsnahen Dargeboten nach den
Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie langfristig nicht gewahrleistet werden kann. Regional
bedeutsame Gebiete, in denen Grundwasservorkommen erheblich beeintrachtigt werden kdnnen, werden
nach Z 4.1.1.6 und Z 4.1.2.1 als ,,Bereiche der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen*
ausgewiesen.

Gebiete, in denen durch eine mit dem Braunkohlenbergbau verbundene Absenkung des
Grundwasserspiegels beziehungsweise dessen Wiederanstieg eine wirtschaftliche Aufbereitung des
Trinkwassers nicht mehr mdglich ist, sind in den Braunkohlenplanen gemafls § 5 SachsLPIG darzustellen.
Eine Einbeziehung in Gberortliche Versorgungssysteme ist zu prufen.

5.3 Telekommunikation

Z5.3.1 In allen Landesteilen ist auf eine flachendeckende Versorgung mit
Telekommunikationsdienstleistungen, einschlielich des Zugangs zu
leistungsfahigem Breitbandinternet nach dem Stand der Technik, hinzuwirken.
Der Ausbau der Breitbandversorgung soll technologieoffen erfolgen. Bei der
Inanspruchnahme von Flachen sind moégliche Synergien zu nutzen.

Z5.3.2 Bestehende und geplante Richtfunkstrecken sind von stérender Bebauung
freizuhalten.

Z5.3.3 Auf eine Mehrfachnutzung von Mobilfunksendemasten und die Nutzung
bestehender Standorte fiir neue Technologien und zukiinftige Anlagen ist
hinzuwirken.

Begrindung zu 5.3 Telekommunikation

zu Ziel 5.3.1

Far die wirtschaftliche und soziale Entwicklung einer Region ist das gesamte Spektrum an
Kommunikations-Techniken von wachsender Bedeutung. Deshalb ist eine flachendeckende Versorgung mit
Telekommunikationsdienstleistungen anzustreben. Dies schliet den Zugang zur Datenkommunikation ein.
Die Ubertragungsraten sollen einen funktionierenden Internetzugang gewahrleisten und fiir den GroRteil
der Haushalte einen Zugang zu leistungsfahigem Breitbandinternet ermdéglichen. Der Zugang solite jeweils
auf den Bedarf der Nutzer ausgerichtet sein und dabei auch den jeweils neuesten Stand der Technik bei
der Entwicklung von Angeboten bericksichtigen, insbesondere den Ausbau fur Hochgeschwindigkeits-
Internet (NGA, Next Generation Access).

Dies gilt insbesondere fur den landlichen Raum, dem durch fehlende oder unzureichende
Kommunikationssysteme Standortnachteile im Bereich der Wirtschaft, einschlieBlich des Tourismus und
der Lebensqualitat der Bevdlkerung, entstehen (vergleiche auch Begriindung zu Z 2.2.2.6).

Beim Aufbau einer flachendeckenden Versorgung ist auf eine Mehrfachnutzung bestehender Anlagen und
Leitungen hinzuwirken, um sowohl die Flacheninanspruchnahme als auch die Kosten maoglichst minimal zu
halten. Synergien mit anderen 6ffentlichen (StraBen-, Trink- und Abwassernetze, BOS-Netze) und privaten
Infrastrukturen (Strom-, Gas- und Schienennetze) sind zu erschlieBen, um einen schnellen,
wirtschaftlichen und sparsamen Netzausbau zu erreichen.

zu Ziel 5.3.2

Der Fernmeldeverkehr wird auch Uber Richtfunkstrecken betrieben. Zur Durchfiihrung eines
stérungsfreien Richtfunkbetriebes dirfen keine Hindernisse zwischen Sende- und Empfangsstelle errichtet
werden. Langs der Richtfunkstrecken ist eine durch ein Rotationsellipsoid begrenzte Zone (so genannte
Fresnelzone) um die Sichtlinie herum von Hindernissen freizuhalten. Die Breite dieser Zone betragt etwa
100 m beiderseits der Sichtlinie. Richtfunkstrecken und ihre Freihaltung sind raumbedeutsam. Die
Gemeinden sind frihzeitig in die Planungen einzubeziehen. Dadurch haben sie die Mdglichkeit, ihre
Bauleitplanung mit dem Verlauf der Richtfunkstrecken abzustimmen.

zu Ziel 5.3.3

Far die flachendeckende Breitbandversorgung ist die Nutzung von Mobilfunk unverzichtbar.

Um die bei Aufstellung von Mobilfunksendemasten sowohl im Siedlungsbereich als auch in der freien
Landschaft technisch bedingten unvermeidbaren Stérungen sowie die Beeintrachtigung des
Landschaftsbildes zu minimieren, sollen verschiedene Netzangebote an einem Standort gebundelt werden.
Dem Erhalt und der weiteren Nutzung bestehender Standorte auch flr neue Technologien, wie
beispielsweise dem Mobilfunk der vierten Generation (LTE), ist dabei Vorrang vor der Errichtung neuer
Standorte zu geben.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 113 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/547/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=13934&jabs=p5

Landesentwicklungsplan 2013

6 Daseinsvorsorge
6.1 Sicherung der Daseinsvorsorge

Z6.1.1 Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge sind in allen Teilraumen des
Freistaates zu sichern. Dazu sind

- offentliche Einrichtungen fiir die ortliche Versorgung in allen Gemeinden und

- zentralortliche Einrichtungen in Zentralen Orten entsprechend
zentralortlicher Funktionszuweisung

vorzuhalten. AuRerhalb der Zentralen Orte kénnen Einrichtungen der
Daseinsvorsorge, die nicht allein der ortlichen Versorgung dienen, erganzend
angesiedek werden, soweit dies keine negativen Auswirkungen auf deren
Tragfahigkeit in den Zentralen Orten hat.

G 6.1.2 Die o6ffentlichen und freien Trager von Einrichtungen und Leistungen der
Daseinsvorsorge sollen sicherstellen, dass Einrichtungen und Leistungen der
Daseinsvorsorge in Bezug auf Zugangshindernisse und -barrieren zur physischen
Umwelt (zum Beispiel Gebaude, Straen), zu Transportmittein, zu Information
und Kommunikation fiir alle Menschen barrierefrei zuganglich sind.

Z 6.1.3 Es ist darauf hinzuwirken, dass die Versorgung der Bevélkerung mit Waren und
Dienstleistungen des kurzfristigen Bedarfs in allen Gemeinden verbrauchernah
gesichert wird. Dazu sollen auch neue, am ortlichen Bedarf orientierte
Versorgungsmodelle umgesetzt werden.

G 6.1.4 Die Zentralen Orte sollen die zentralortliche Daseinsvorsorge eigenverantwortlich
sichern.

G 6.1.5 Die offentlichen, freien und privat-gewerblichen Trager der Daseinsvorsorge
sollen ihre Einrichtungen und Leistungen miteinander abstimmen sowie maglichst
untereinander vernetzen und in iibergeordnete Konzepte einbinden.

G 6.1.6 Im landlichen Raum soll die Bereitstellung von Einrichtungen und Leistungen der
Daseinsvorsorge auch unter den Bedingungen begrenzter finanzieller Ressourcen
gesichert werden. Dabei soll die Sicherung der Daseinsvorsorge einschlieBSlich der
technischen Infrastruktur durch bedarfsgerechte und flexible L6sungen erfolgen.

G 6.1.7 Zur Sicherung der Daseinsvorsorge sollen Strukturen und Projekte unterstitzt
werden, die durch eine Beteiligung lokaler Akteure getragen werden und
biurgerschaftliches Engagement ermoglichen.

Begrindung zu 6.1 Sicherung der Daseinsvorsorge

zu Ziel 6.1.1

In den Grundsatzen der Raumordnung nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG heil3t es: , Die Versorgung mit
Dienstleistungen und Infrastrukturen der Daseinsvorsorge, insbesondere die Erreichbarkeit von
Einrichtungen und Angeboten der Grundversorgung fur alle Bevélkerungsgruppen, ist zur Sicherung von
Chancengerechtigkeit in den Teilrdumen in angemessener Weise zu gewahrleisten; dies gilt auch in dinn
besiedelten Regionen“. In diesem Sinne Ubernimmt die Raumordnung die raumliche
Gewahrleistungsverantwortung flr die Sicherung der Daseinsvorsorge in der Flache. Zur Daseinsvorsorge
zahlen die Guter und Dienstleistungen, die fur den Zusammenhalt der Menschen und flr eine
wirtschaftliche, kulturelle und politische Entwicklung die Basis bilden und an deren Angebot ein besonderes
Offentliches Interesse besteht. Die Infrastruktur der 6ffentlichen Daseinsvorsorge, wie Schulen,
Kindergarten, Straken, OPNV, bestimmt ganz maBgeblich die Rahmenbedingungen fiir die Lebensqualitat
und Zukunftschancen der Menschen. Als harte und weiche Standortfaktoren beeinflusst die Versorgung
einer Region mit Infrastruktur sehr wesentlich deren wirtschaftliche Entwicklung.

Wahrend man mit dem Begriff der ,Daseinsvorsorge” in der Vergangenheit fast ausschlieBlich eine
Bereitstellung von Einrichtungen durch die Offentliche Hand, das heiRt den Staat und die Kommunen,
verband, erfolgt diese Bereitstellung von Einrichtungen und auch Dienstleistungen heute zunehmend in
einer Arbeitsteilung von 6ffentlichem und privatem Sektor. Das bedeutet, dass urspringlich ausschlieBlich
Offentlich wahrgenommene Aufgaben auf Private Ubertragen werden, wahrend der Staat weiterhin eine
Gewahrleistungsfunktion fur diese Aufgaben Ubernimmt.

Der Katalog der Daseinsvorsorge ist, auch angesichts von Liberalisierungs- und Privatisierungstendenzen,
nicht abschlieBend geregelt und unterliegt auch den sich wandelnden Bedurfnissen der Gesellschaft. Zur
Daseinsvorsorge zahlen die technische Infrastruktur, die zur Sicherstellung der Grundversorgung mit
Energie, Wasser und Telekommunikation sowie der Abfall- und Abwasserentsorgung dient, der 6ffentliche
Nah- und Fernverkehr sowie die Post. Im sozialen Bereich werden neben Einrichtungen und Diensten im
Gesundheits-, Sozial-, Erziehungs- und Bildungswesen, der Kinder- und Jugendhilfe, Sport- und
Kulturangeboten und dem Wissenschaftsbereich auch die Einrichtungen und Dienstleistungen der

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 114 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect

Landesentwicklungsplan 2013

Offentlichen Verwaltung, der Gerichtsbarkeit, der Sicherheit und Ordnung sowie im weiteren Sinne auch
der Verteidigung zur Daseinsvorsorge gerechnet.

Grundlage fur die raumordnerische Sicherung der Daseinsvorsorge ist eine Siedlungsstruktur, die dem
Prinzip der dezentralen Konzentration folgt. Das Zentrale-Orte-System als Standortsystem fUr die
zentralértlichen Einrichtungen der Daseinsvorsorge ermaoglicht eine effiziente Blindelung von Einrichtungen
und Leistungen der Daseinsvorsorge und sichert somit die wirtschaftliche Tragfahigkeit der Einrichtungen.
Durch die raumliche Verteilung der Zentralen Orte ist gewahrleistet, dass die Einrichtungen in allen
Teilrdumen des Freistaates von der Bevolkerung in zumutbarer Entfernung erreichbar sind. Im Interesse
der Konzentration und einer guten Erreichbarkeit dieser Einrichtungen sind diese zudem vorrangig in den
Versorgungs- und Siedlungskernen der Zentralen Orte anzusiedeln (siehe auch Kapitel 2.2.1
Siedlungswesen).

Neben den zentralortlichen, das heilst Gberdrtlich bedeutsamen Einrichtungen der Daseinsvorsorge, die in
den Zentralen Orten zu konzentrieren sind, sollen alle Gemeinden in ihrem Gebiet entsprechend § 2 Abs. 1
SachsGemO im Rahmen ihrer Leistungsfahigkeit alle flr das soziale, kulturelle und wirtschaftliche Wohl
ihrer Einwohner erforderlichen 6ffentlichen Einrichtungen schaffen, soweit Gesetze nichts anderes
bestimmen. Zu den 6ffentlichen Einrichtungen flr die értliche Versorgung zahlen, in Abhangigkeit von der
kommunalen Prioritatensetzung, sowohl die jeweiligen freiwiligen Aufgaben einer Gemeinde, als auch die
durch Gesetze auf Grundlage der in § 2 Abs. 2 SachsGemO festgelegten Pflichtaufgaben der Gemeinde.
Sofern auf Grund fachspezifischer Kriterien Einrichtungen, die nicht allein der 6rtlichen Versorgung dienen,
abweichend vom Konzentrationsgebot in den Zentralen Orten auerhalb dieser vorzuhalten sind, darf
deren Ansiedlung nur erfolgen, wenn dadurch nicht die Tragfahigkeit bereits bestehender oder geplanter
Einrichtungen in den Zentralen Orten gefahrdet ist. So kann es zum Beispiel angesichts der zunehmenden
Zahl alterer Menschen sinnvoll sein, stationare Einrichtungen der Altenpflege auch aufSerhalb der Zentralen
Orte anzusiedeln. Dies darf jedoch nur dann erfolgen, wenn diese Einrichtungen nicht eine GréRenordnung
und einen Einzugsbereich haben, der dazu flhrt, dass flr entsprechende Einrichtungen im Zentralen Ort
nicht mehr die erforderlichen Belegungszahlen erreicht werden. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll,
dass fur Uberértlich wirkende Einrichtungen der Daseinsvorsorge, insbesondere solche, die sehr
kostenintensiv sind, regional abgestimmte Fachentwicklungsplane aufgestellt werden.

zu Grundsatz 6.1.2

Der Begriff der Barrierefreiheit ist umfassend zu verstehen und nicht auf Menschen mit Behinderung
beschrankt. Barrierefreiheit ist die unabdingbare Voraussetzung fur Teilhabe, Gleichstellung und
Selbstbestimmung behinderter Menschen und darlber hinaus ein Qualitatsmerkmal, das auch nicht
behinderten Menschen in unserer Gesellschaft zu Gute kommt. Deshalb ist dem barrierefreien Zugang in
allen Lebensbereichen und auf allen Planungsebenen ein entsprechendes Gewicht beizumessen (siehe
auch Kapitel 2.3.3 Tourismus und Erholung und Kapitel 3 Verkehrsentwicklung). Insbesondere im Bereich
der Daseinsvorsorge ist die Barrierefreiheit Grundvoraussetzung flur die Teilhabe behinderter Menschen
und die Gewahrleistung von Chancengerechtigkeit. Sofern es sich um privat-gewerbliche Trager von
Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge handelt, sollen diese sich gleichermalen an diesem
Grundsatz der Barrierefreiheit orientieren.

Die Zielstellungen einer umfassenden Barrierefreiheit finden sich in der UN-Behindertenrechtskonvention
(UN-BRK), die auch von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet wurde. In § 9 dieser Konvention
verpflichten sich die Vertragsstaaten, geeignete MaBnahmen zu treffen, die Menschen mit Behinderungen
den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und
Kommunikation, einschlieBlich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu
anderen Einrichtungen und Diensten, die der Offentlichkeit in stddtischen und landlichen Gebieten
offenstehen oder fur sie bereitgestellt werden, zu gewahrleisten. Weitere Grundlagen der Barrierefreiheit
sind das Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen ( Behindertengleichstellungsgesetz - BGG) vom
27. April 2002 (BGBI. 1 S. 1467, 1468), zuletzt geandert durch Artikel 12 des Gesetzes vom

19. Dezember 2007 (BGBI. | S. 3024, 3034), sowie flr den Freistaat Sachsen das Gesetz zur
Verbesserung der Integration von Menschen mit Behinderungen im Freistaat Sachsen (Sachsisches
Integrationsgesetz - SachslntegrG) vom 28. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 196), geandert durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 14. Juli 2005 (SachsGVBI. S. 167, 176). Darlber hinaus hat die Zielstellung der
Barrierefreiheit Eingang in konkrete fachliche Vorschriften in Fachgesetzen und -richtlinien gefunden.

zu Ziel 6.1.3

Die Versorgung mit Waren des kurzfristigen Bedarfs, das heiSt vor allem mit Lebensmitteln, ist ein
wichtiger Aspekt gesellschaftlicher Teilhabemdglichkeiten und bedeutet fir die Menschen einen
wesentlichen Teil ihrer Lebensqualitat. Insbesondere in den landlichen Radumen ist diese Versorgung
zunehmend gefahrdet, da der Markt die wohnortnahe Versorgung mit GUtern und Dienstleistungen des
alltaglichen Bedarfs, zum Beispiel in Form traditioneller Verkaufsladen, nicht mehr Gbernehmen kann oder
will. FUr altere Menschen und andere in ihrer Mobilitat eingeschrankte Bevolkerungsgruppen wird eine
wohnortnahe Versorgung zunehmend schwieriger. Hier bieten sich neue Formen der Versorgung, wie
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zum Beispiel Dorfladen - auch in Kombination mit anderen Dienstleistungen - mobile beziehungsweise
temporare Versorgung, Lieferservice, Dienstleistungsterminals oder Shuttleservice als Alternativen an.
Entsprechende Einrichtungen und Leistungen kénnen in unterschiedlicher Tragerschaft, das heilt sowohl
privat, 6ffentlich, in Public-Private-Partnership oder auch ehrenamtlich organisiert und betrieben werden.
Die Kommunen und andere 6ffentliche Stellen solliten, méglichst in Kooperation mit der Wirtschaft, durch
geeignete MalBnahmen auf den Erhalt von Einrichtungen der Versorgung in ihren Gemeinden hinwirken und
die Entwicklung alternativer Versorgungsmodelle unterstitzen, indem sie daflr die erforderlichen
rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen schaffen - zum Beispiel durch
finanzielle Anreize, die kostengiinstige Bereitstellung geeigneter Raumlichkeiten oder die Unterstitzung
ehrenamtlichen Engagements.

zu Grundsatz 6.1.4

Der Landesentwicklungsplan gibt, ergénzend zu den jeweiligen Fachgesetzen beziehungsweise -
regelungen, in denen in unterschiedlichem Male die fachbezogenen Standards der Daseinsvorsorge
geregelt sind, Ubergeordnete Vorgaben fur die Sicherung der Daseinsvorsorge. Als Mindeststandard der
raumlichen Entwicklung der Daseinsvorsorge ist das Standortsystem der Zentralen Orte zu
berlcksichtigen, an dem sich die Verteilung der Einrichtungen der Daseinsvorsorge und die Bereitstellung
entsprechender Leistungen orientieren sollen. Dartber hinaus sind in diesem Kapitel Daseinsvorsorge
Festlegungen als Ziele und Grundsatze der Raumordnung formuliert, die als Rahmensetzung bei der
Sicherung der Daseinsvorsorge zu beachten und zu berlcksichtigen sind. Im Rahmen dieser Festlegungen
und daruber hinaus gibt es aber auch eine Vielzahl von Spielrdumen zur Sicherung und Entwicklung der
Daseinsvorsorge. In Abhangigkeit von der regionalen Situation, der Veranderung der Nachfragestrukturen
und den kommunalen Prioritatensetzungen sollen die kommunalen Entscheidungstrager im Rahmen
ausreichender Entscheidungsspielraume und moglichst auch eng mit anderen relevanten regionalen
Akteuren, wie zum Beispiel karitativen Verbanden und ehrenamtlich engagierten Burgerinnen und Burgern,
Qualitat und Umfang ihrer zentralértlichen Versorgung in dem vorgenannten Rahmen, einschlieBlich der
fachgesetzlichen Vorgaben, bestimmen und sichern. Das heit zum Beispiel, auf der Grundlage des
heutigen und zu erwartenden kinftigen Bedarfs die situationsgerechte Entscheidung zu treffen, wie grof
eine Einrichtung sein soll, wo gebundelt oder dezentralisiert werden kann und was erforderlichenfalls nur
temporar zur Verfligung gestellt werden kann.

zu Grundsatz 6.1.5

Zur Verbesserung der Kostensituation sowie zur langfristigen Stabilitdt von Gebuhren und Beitragen im
Bereich der Daseinsvorsorge ist eine verstarkte Bundelung, Vernetzung und Kooperation der
Einrichtungen und Leistungen erforderlich. Insbesondere angesichts der Gefahr, dass vorhandene
Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge nicht mehr aufrecht erhalten werden kénnen, da ihre
wirtschaftliche Tragfahigkeit nicht mehr gegeben ist, ist die Abstimmung 6ffentlicher, freier und privat-
gewerblicher Trager der Daseinsvorsorge eine notwendige Voraussetzung, um durch Blndelung,
Vernetzung, organisatorische Abstimmung und ahnliche MaBnahmen Synergieeffekte zu erreichen und
Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge effizient vorzuhalten. Durch rdumlich und inhaltlich
integrierte Gesamtkonzepte beziehungsweise -planungen kann gewahrleistet werden, dass die
unterschiedlichen AnpassungsmalBnahmen mit dem Ziel einer erhéhten Kosteneffizienz
bereichsibergreifend im regionalen Kontext abgestimmt werden. Entsprechende Mdglichkeiten bietet zum
Beispiel das Konzept der integrierten Sozialraumplanung, bei der im Rahmen der Sozialplanung
unterschiedliche, sozial relevante Lebenslagen in definierten raumlichen Bezligen (wie Teilregionen oder
Stadtteile) erfasst und aufeinander abgestimmt werden. Soweit MaBhahmen im Rahmen entsprechender
Abstimmungen und Konzepte abgestimmt und mit einer Prioritat versehen wurden, sollten diese bei der
Vergabe von Fordermitteln durch die Ressorts der Staatsregierung und andere Férdermittelgeber
gegenuber anderen Mallnahmen, die nur unzureichend abgestimmt wurden, mdglichst vorrangig
berlcksichtigt werden.

zu Grundsatz 6.1.6

Im landlichen Raum mussen die Infrastrukturen der 6ffentlichen Daseinsvorsorge an die veranderte
Nachfrage angepasst werden. Diese Raume, die in unterschiedlichem MaRe von teilweise starken
Abwanderungstendenzen betroffen sind, sind oft auch relativ wirtschaftsschwache Raume. Zugleich
werden kinftig insgesamt weniger staatliche Mittel zur Unterstitzung der Kommunen zur Verfuagung
stehen. Aber auch unter diesen Bedingungen soll in diesen Rdumen die Daseinsvorsorge in angemessener
Weise, das heit in erster Linie durch entsprechende AnpassungsmaRnahmen, gesichert werden.

Soweit eine Bereitstellung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge einschlieflich technischer Infrastruktur
an einzelnen Standorten nicht moéglich beziehungsweise nicht sinnvoll ist, sollen bedarfsgerechte und
flexible Losungen, wie temporare Leistungserbringung, dezentrale oder mobile Ver- und Entsorgung,
elektronische Dienste und weitere alternative Formen der Leistungserbringung, umgesetzt werden und
Abweichungen von Standards ermdglicht sowie die Méglichkeiten der Kooperation und Vernetzung, auch
grenziberschreitend, verstarkt genutzt werden. Hierflr sollen durch die Ressorts der Staatsregierung
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und die Kommunen die notwendigen Rahmenbedingungen, einschlielich der erforderlichen
Rechtsgrundlagen, geschaffen werden.

Eine wesentliche Voraussetzung flr die ausgewogene Entwicklung und Attraktivitat der landlichen Radume
ist auch eine wirtschaftliche, ordnungsgemale Abwasserbeseitigung (Minimierung von Fixkosten, hohe
Umwelt- und Lebensqualitat, Planungssicherheit durch erreichtes Qualitatsniveau). Flr eine
flachendeckende Abwasserentsorgung nach dem Stand der Technik soll deshalb insbesondere im
landlichen Raum noch starker auf dezentrale Einzel- und kleinraumige Gruppenlésungen orientiert werden.

zu Grundsatz 6.1.7

Bilrgerschaftliches Engagement spielt eine zentrale Rolle beim Umgang mit den Folgen des
demografischen Wandels. Durch die Einbeziehung der lokalen Akteure kénnen kreative L6sungen zur
Sicherung der Daseinsvorsorge gefunden werden, die die Interessen der Menschen vor Ort
berlcksichtigen und die Akzeptanz der MaBhahmen erhdhen. Blrgerschaftliches Engagement ermdglicht
wirtschaftlich tragfahige, ergdanzende Angebote im Infrastrukturbereich, fordert den Gemeinschaftssinn
und kann auch zu neuen Qualitaten des Zusammenlebens fuhren. Dabei darf das blrgerschaftliche
Engagement nicht als Ersatz fUr die staatliche Verantwortung gesehen werden, sondern kann diese nur
erganzen. Staat und Kommunen missen Rahmenbedingungen schaffen, die die Eigeninitiative der
Blrgerinnen und Birger unterstitzen und konkrete Partizipation im Sinne gesellschaftlicher Teilhabe
unterstitzen. Dazu ist es auch notwendig, dass die Kommunen 6ffentliche Orte vorhalten, an denen das
bUrgerschaftliche Engagement Kommunikationsmaéglichkeiten erhalt. Die MaRnahmen, die durch das
burgerschaftliche Engagement, das heilSt durch eine breite Akzeptanz vor Ort, getragen werden, sollten
bei der Vergabe von Férdermitteln durch die Ressorts der Staatsregierung und andere Férdermittelgeber
moglichst vorrangig bericksichtigt werden.

6.2 Gesundheits- und Sozialwesen

G 6.2.1 Dienste und Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens sollen so
entwickelt werden, dass in allen Landesteilen die sozialen und gesundheitlichen
Bediirfnisse der Bevolkerung durch ein breites, gleichwertiges und
bedarfsgerechtes Angebot befriedigt werden kénnen.

Z 6.2.2 Auf eine regionale Vernetzung der ambulanten, teilstationaren und stationaren
Angebote sowie der Beratungs-, Unterstiitzungs- und Hilfsangebote im Sozial-,
Gesundheits- und Bildungswesen ist hinzuwirken.

Z 6.2.3 Die stationare Versorgung ist entsprechend den fachspezifischen Anforderungen
durch ein abgestuftes Versorgungssystem sicherzustellen. Die Standortplanung
orientiert sich am Zentrale-Orte-System. Neue Krankenhausstandorte sind nur in
Ober- und Mittelzentren zulassig, sofern nicht die fachspezifische Ausrichtung
der Einrichtung einen anderen Standort ausnahmsweise rechtfertigt. Die
Erfordernisse der Erreichbarkeit sind zu bertucksichtigen.

Z6.2.4 Zur Sicherung der medizinischen und pflegerischen Versorgung insbesondere im
landlichen Raum sind integrierte und sektoriibergreifende Strukturen weiter zu
entwickeln und die ambulante arztliche und zahnarztliche Versorgung mit
Vertragsarzten und Vertragszahnarzten bedarfsgerecht zu stabilisieren. Die
Vorgaben der Bedarfsplanungs-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses
in der jeweils geltenden Fassung sind zu beachten.

Begrindung zu 6.2 Gesundheits- und Sozialwesen
zu Grundsatz 6.2.1
Gesundheits-, Sozial- und Pflegedienstleistungen gehdren zu den Kernbereichen der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge, die unmittelbar die Lebensqualitat in den Teilraumen bestimmen. Hierzu zahlen unter
anderem:

- Einrichtungen und Dienste der Kinder- und Jugendhilfe, der Familienhilfe und Behindertenhilfe,

- Leistungserbringer wie Allgemeine und Fachkrankenhauser sowie weitere medizinische Einrichtungen
und Dienste,

- Leistungserbringer der hausarztlichen, facharztlichen und psychotherapeutischen
Versorgungsbereiche,

- Apotheken beziehungsweise die Versorgung mit Arzneimitteln,
- ambulante und stationare Pflegedienste.

Die einzelnen medizinischen und sozialen Einrichtungen und Dienste, das heil3t die stationare und
ambulante Versorgung in diesen Bereichen sowie die Angebote des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes,
werden je nach spezifischer Bevolkerungs- und Sozialstruktur unterschiedlich in Anspruch genommen und
unterscheiden sich auch in ihren technisch-medizinischen und organisatorischen Anforderungen. Von
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daher ergeben sich, sowohl auf Einwohner als auch auf die Entfernung bezogen, unterschiedliche
Einzugsbereiche. Durch die Trager der jeweiligen Einrichtungen und Dienste soll dabei in allen Landesteilen
ein den regionalen Erfordernissen angepasstes breites, gleichwertiges und bedarfsgerechtes Angebot in
zumutbarer Entfernung gesichert und weiterentwickelt werden. Dieses Angebot soll sich rdumlich in erster
Linie am Zentrale-Orte-System orientieren, soweit nicht fachspezifische Anforderungen Abweichungen von
diesem oder Erganzungen dieses Standortsystems notwendig machen. Fir die Sicherstellung eines
gleichwertigen Angebotes in allen Teilrdumen des Landes ist die Absicherung der Mobilitat zur Erreichung
der Einrichtungen auch fur in ihrer Mobilitat eingeschrankte Menschen von besonderer Bedeutung.

zu Ziel 6.2.2

Im Gesundheits- und Sozialwesen und zum Teil in VerknlUpfung damit auch im Bildungswesen (zum Beispiel
Jugendsozialarbeit an Schulen) gibt es vielfaltige Beratungs-, Unterstitzungs- und Hilfsangebote
unterschiedlicher 6ffentlicher, freier und privat-gewerblicher Trager. Diese gilt es in regionalen
Versorgungsnetzwerken zu koordinieren, flexibilisieren und regional abzustimmen. Dies betrifft
entsprechende Angebote fir unterschiedliche Bevdlkerungsgruppen wie Senioren, Menschen mit
Behinderungen, sucht- und psychisch kranke Menschen, Menschen mit Migrationshintergrund sowie vor
allem auch Angebote fur Familien, Frauen, Jugendliche und Kinder. Hier soll durch die unterschiedlichen
Trager und die Fachplanungen verstarkt auf fachlbergreifende Kooperationsstrukturen hingewirkt
werden, indem sowohl Einrichtungen raumlich geblndelt und vernetzt, als auch die Dienstleistungen
inhaltlich und organisatorisch miteinander abgestimmt werden, mit dem Ziel, in diesen Bereichen eine
effiziente, flaichendeckende und bedarfsgerechte Versorgung der Bevélkerung zu gewahrleisten.

zu Ziel 6.2.3

Raumliches Grundgerust flr die Versorgung mit Krankenhdusern sind die Mittel- und Oberzentren. Neben
den Krankenhausern der Schwerpunkt- und Maximalversorgung mit Standorten in Zentralen Orten
verflgen auch Fachkrankenhauser Gber ein Uberregionales Einzugsgebiet. Dabei sichern Krankenhauser
der Allgemeinversorgung und Fachkrankenhauser in einem gestuften Versorgungssystem die stationare
Versorgung der Bevdlkerung und nehmen zunehmend an der ambulanten Versorgung teil. Die
Standortplanung orientiert sich am Zentrale-Orte-System. Einzelne Fachkrankenhauser und
Krankenhauser der Regelversorgung sind auf Grund der Fachspezifik und Logistik aber zum Teil auch in
Grundzentren und aulSerhalb der Zentralen Orte angesiedelt. Soweit auf Grund einer bedarfsgerechten
Versorgung erforderlich, sowie insbesondere zur Vermeidung von Neuinvestitionen an méglichen neuen
Krankenhausstandorten, kdnnen auf Grundlage der Krankenhausplanung entsprechende bereits
bestehende Standorte in Grundzentren und aulBerhalb der Zentralen Orte auch zukinftig stabilisiert und
gegebenenfalls weiterentwickelt werden.

Der demografische Wandel wird in den kommenden Jahren zu erheblichen Bedarfsanderungen in
verschiedenen Fachgebieten flhren. Insbesondere bei Krankenhausern im landlichen Raum wird ein
Strukturwandel mit starkerer Vernetzung von ambulanten, teilstationaren und rehabilitativen Einrichtungen
eintreten. Krankenhauser fungieren einerseits als Wirtschaftsunternehmen mit hohem logistischem
Aufwand in Ver- und Entsorgung, der durch den Drei-Schicht-Betrieb rund um die Uhr in der Woche und
an Sonn- und Feiertagen sowie durch Notfallversorgung und Bereitschaftsdienst verstarkt wird.
Andererseits fungieren sie als Gesundheitseinrichtungen mit zusatzlichen Patienten- und
Besucherstromen. Daher soliten Krankenhauser auch mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln aus einem gréReren
Einzugsbereich gut erreichbar sein. Dies spricht daflir, neue Krankenhausstandorte sofern diese fur die
bedarfsgerechte Versorgung der Bevdlkerung notwendig sein sollten, in Ober- und Mittelzentren
anzusiedeln.

Mit der grundsatzlichen Ausrichtung der Krankenhausstandorte auf die Ober- und Mittelzentren wird auch
den Erfordernissen der Erreichbarkeit mit OPNV Rechnung getragen, da diese Zentralen Orte als OPNV-
Knotenpunkte, insbesondere fir ihre Verflechtungsbereiche fungieren.

zu Ziel 6.2.4

Die Sicherung der medizinischen und pflegerischen Versorgung ist angesichts eines zu deckenden
Arztebedarfs und einer zu erwartenden steigenden Nachfrage, insbesondere in strukturschwachen
ldndlichen und stadtischen Regionen, eine groRe Herausforderung.

So wird, zum Beispiel vor dem Hintergrund des zu erwartenden steigenden Anteils alterer Menschen, die
medizinische und pflegerische Betreuung durch ambulante Dienste und stationare Einrichtungen
erhebliche Anforderungen an die entsprechenden Trager stellen. Um diese Anforderungen zu bewaltigen,
gilt fir den Bereich der Pflege zunachst der Grundsatz ,,ambulant vor stationar”, das heit
pflegebedlrftige Menschen sollten so lange wie méglich in ihrer hauslichen Umgebung leben kénnen und
durch ambulante Dienste unterstitzt werden. Zudem ist es kUnftig in verstarktem MalSe notwendig, dass
die Dienste und Einrichtungen der medizinischen und pflegerischen Versorgung kooperieren, ihre
Angebote blndeln und miteinander vernetzen. Dies beinhaltet auch die Nutzung neuer Formen ambulanter
medizinischer und sozialer Dienstleistungen (zum Beispiel nichtarztliche(r) Praxisassistent/in
[Gemeindeschwester], Betreuung in Ambulanzen mit geriatrischen Schwerpunkten) sowie die Nutzung der
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Telemedizin. Die W eiterentwicklung von integrierten und sektoribergreifenden Versorgungsstrukturen ist
vor allem fur den landlichen Raum von Bedeutung, sollte aber auch darlber hinaus in dichter besiedelten
Raumen, insbesondere durch die Zusammenfassung von Leistungen in Gesundheitszentren in den
Zentralen Orten zur Anwendung kommen. Zudem gilt es, die ambulante geriatrische Versorgung zu
verbessern. Schon aktuell besteht eine unzureichende Versorgungsdichte von niedergelassenen Arzten
mit geriatrischer Fachkompetenz. FUr die nachsten zehn Jahre ist mit einer deutlichen Zunahme
geriatrischer Patienten zu rechnen.

Auf Grund der Altersstruktur der Arzte und einer zu geringen Zahl an Haus- und Fachérzten, die bereit
sind, sich in Regionen niederzulassen, die von Unterversorgung bedroht sind, ist die Sicherstellung der
medizinischen Versorgung vor allem im landlichen Raum gefahrdet. Davon ist auch der Offentliche
Gesundheitsdienst betroffen. Insbesondere die Nachbesetzung von Arztestellen beim Kinder- und
Jugendarztlichen Dienst stoBt in den Flachen-Landkreisen auf Schwierigkeiten, denen durch entsprechende
MaRnahmen zu begegnen ist.

Als Grundlage flr die Bedarfsplanung durch die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen ist die ,,Richtlinie des
Gemeinsamen Bundesausschusses Uber die Bedarfsplanung sowie die Mal3stabe zur Feststellung von
Uberversorgung und Unterversorgung in der vertragsarztlichen Versorgung (Bedarfsplanungs-Richtlinie)“
in der jeweils geltenden Fassung (zurzeit vom 20. Dezember 2012) zu beachten.

Die Kassenarztliche Vereinigung Sachsen, die den Sicherstellungsauftrag flr die ambulante medizinische
Versorgung inne hat, weitere verantwortliche Stellen im Gesundheitswesen, wie die Krankenkassen sowie
staatliche und kommunale Stellen, sollten gemeinsam darauf hinwirken und Anreize schaffen, damit im
landlichen Raum eine flachendeckende Versorgung mit Haus- und Facharzten gewahrleistet ist.
Instrumente, wie zum Beispiel die Studienbeihilfe, die in Form von Stipendien an studienwillige zukinftige
Landarztinnen oder Landarzte gewahrt wird, um eine frihe Bindung zu erreichen, gilt es
weiterzuentwickeln.

6.3 Erziehungs- und Bildungswesen, Wissenschaft

G 6.3.1 Der Zugang zu gleichwertigen und leistungsfahigen Bildungsangeboten soll
uberall in zumutbarer Erreichbarkeit gewahrleistet werden. Angebote der
Kindertagesbetreuung sollen flachendeckend, wohnortnah und bedarfsgerecht
vorgehalten werden. Insbesondere bei den Schulen soll eine enge standortliche
Ausrichtung auf die Zentralen Orte nach dem o6ffentlichen Bedirfnis gesichert
bleiben.

Z 6.3.2 Grundschulen sollen in allen Zentralen Orten vorhanden sein, wenn hierfir ein
offentliches Bediirfnis besteht. Dariiber hinaus konnen Grundschulen auch in
anderen Gemeinden gefiihrt werden, wenn hierfiir ein 6ffentliches Bediirfnis
besteht.

G 6.3.3 Das Netz der Kindertageseinrichtungen, insbesondere der Kindergarten und
Horte, soll sich unter Einbeziehung der Gemeinden und der freien Trager am Netz
der Grundschulen orientieren.

Z 6.3.4  Oberschulen 2 sollen in Ober- und Mittelzentren sowie bei tragfiahigem
Einzugsbereich in Grundzentren sowie in den Gemeinden mit besonderer
Funktion im Bildungsbereich Oberschulen? zur Verfiigung stehen. Dariiber hinaus
kénnen Oberschulen? auch in anderen Gemeinden gefihrt werden, wenn hierfur

ein 6ffentliches Bedirfnis besteht. 3

Z 6.3.5 Gymnasien sollen in Ober- und Mittelzentren sowie bei tragfahigem
Einzugsbereich in Grundzentren mit besonderer Funktion im Bildungsbereich
(Gymnasium) zur Verfigung stehen. Dariiber hinaus konnen Gymnasien auch in
anderen Gemeinden gefiihrt werden, wenn hierfiir ein 6ffentliches Bedirfnis
besteht.

Z 6.3.6 Berufsbildende Schulen und uberbetriebliche Berufsbildungsstatten sollen in
Ober- und Mittelzentren sowie kénnen bei bestehendem éffentlichen Bediirfnis
auch in Grundzentren zur Verfiigung stehen. Soweit dies nicht méglich ist, soll
ein Angebot in zumutbarer Erreichbarkeit gesichert werden.

Z 6.3.7 Forderschulen sollen bedarfsgerecht in Ober- und Mittelzentren und, wenn ein
offentliches Bediirfnis besteht, konnen sie auch auBerhalb von Ober- und
Mittelzentren vorhanden sein. Die fachlichen Aufgaben der Integration der
Schiiler mit sonderpadagogischem Forderbedarf sind dabei zu beriucksichtigen. In
den Oberzentren und in den Mittelzentren ist fiir jede Schulart bedarfsgerecht
mindestens eine allgemein bildende Schule als Integrationsstandort zu
entwickeln.
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Z 6.3.8 Schulen des zweiten Bildungsweges, Volkshochschulen oder andere
Weiterbildungseinrichtungen sollen in Oberzentren und Mittelzentren vorhanden
sein.

Z 6.3.9 Im Siedlungsgebiet des sorbischen Volkes sollen, dem besonderen Bedarf
entsprechend, zweisprachige Kindertagesbetreuungsangebote und schulische
Bildungseinrichtungen sowie Jugendfreizeitstatten in ausreichendem MaR und in
der erforderlichen Qualitat vorhanden sein. Sie sollen neben der Erfullung ihrer
gesetzlichen Aufgaben die sorbische Identitiat und aktive Zweisprachigkeit
férdern.

Z 6.3.10 Die bestehenden Universitaten, Kunst- und Fachhochschulen sowie die
Staatlichen Studienakademien der Berufsakademie Sachsen sind nur an ihren
vorhandenen Standorten weiterzuentwickeln.

G 6.3.11 Die Universitaten, Fachhochschulen, staatlichen Studienakademien und
auBeruniversitaren Forschungseinrichtungen sollen miteinander sowie mit
forschenden und produzierenden Unternehmen, inshesondere der regionalen
Wirtschaft, kooperieren.

G 6.3.12 Neueinrichtungen von Forschungseinrichtungen sollen an Standorten erfolgen,
an denen eine enge Kooperation insbesondere mit der Wirtschaft oder mit
Universitaten und Fachhochschulen gewahrleistet werden kann.

Begrindung zu 6.3 Erziehungs- und Bildungswesen, Wissenschaft

zu Grundsatz 6.3.1

Der Zugang zu gleichwertigen und leistungsfahigen Bildungsangeboten in allen Landesteilen in zumutbarer
Erreichbarkeit ist ein Kernelement der Daseinsvorsorge. Ein leistungsfahiges und auf Qualitat
ausgerichtetes Netz von Schulen und von Angeboten zur Kindertagesbetreuung sowie der Zugang zu
vielfaltigen Aus- und Weiterbildungsmaoglichkeiten entsprechend den Anforderungen, die sich aus
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklungen ergeben, sind ein wichtiges Entwicklungspotenzial
Sachsens und zudem eine Voraussetzung zur Sicherung der Bildungs- und Chancengerechtigkeit. Hierbei
sind insbesondere auch die Inklusion und Chancengerechtigkeit fir Menschen mit und ohne Behinderung
zu berilcksichtigen, indem integrative Angebote weiterentwickelt werden. Dabei soll auch eine enge
Vernetzung von Kindertageseinrichtungen, Schulen und Unterstitzungsangeboten angestrebt werden.
Die Ausweisung der Standorte 6ffentlicher Schulen erfolgt auf der Grundlage des Schulgesetzes flr den
Freistaat Sachsen ( SchulG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 2004 (SachsGVBI. S. 298),
zuletzt geandert durch Artikel 2 Abs. 10 des Gesetzes vom 19. Mai 2010 (SachsGVBI. S. 142, 144), im
Rahmen der Schulnetzpldne, die durch die Landkreise und Kreisfreien Stadte aufgestellt und dem SMK zur
Genehmigung Ubergeben werden. Sofern ein 6ffentliches BedUrfnis gemaR der Definition des
Schulgesetzes hierflr gegeben ist, sind die kommunalen Schultrager zur Einrichtung und Fortflihrung
einer 6ffentlichen Schule verpflichtet.

Die Angebote der Kindertagesbetreuung (Krippe, Kindergarten, Hort und Kindertagespflege) sind
entsprechend der regionalen Bevoélkerungsentwicklung und unter besonderer Bericksichtigung des
Kindeswohls, das heilt auch in zumutbarer Erreichbarkeit, sowie der BedUrfnisse der
Erziehungsberechtigten zur Verfigung zu stellen. Kindertagesbetreuung ist entsprechend des Bedarfs als
integratives Angebot vorzuhalten. Die Schulnetzplanung wird im Wesentlichen von der rdumlichen
Verteilung und Struktur der Bevdlkerung beeinflusst. Das Netz der Zentralen Orte im landlichen Raum stellt
je nach Schulart grundsatzlich das nach raumordnerischen Kriterien begrindete Grundnetz fur die
raumliche Verteilung der Schulstandorte als Orientierung fur die Schulnetzplanung dar. Die
Schulnetzplanung muss mit der Jugendhilfeplanung, insbesondere den Fachplanungen fir
Kindertageseinrichtungen verknulpft sein.

Durch die Organisation des OPNV sollen die Trager der Schiilerbeférderung gewahrleisten, dass
zumutbare Schulwege zu der jeweils nachstgelegenen aufnahmefahigen 6ffentlichen Schule der jeweiligen
Schulart erreicht werden. Hierzu sollen auch die Unterrichtszeiten (Beginn und Ende des Unterrichts)
beziehungsweise Betreuungszeiten (Beginn und Ende der Hortbetreuung) und die Fahrplantaktzeiten unter
Berlicksichtigung schulorganisatorischer Belange eng miteinander abgestimmt werden. Als Orientierungen
fur die Organisation des OPNV gelten maximale Fahrzeiten (reine Fahrzeit einschlieRlich eventueller
Umsteigezeiten, ohne Wartezeiten vor oder nach dem Unterricht beziehungsweise der Hortbetreuung,
einfache Strecke) von 30 Minuten fur Grundschulen sowie 45 Minuten fir Oberschulen und Gymnasien.

zu Ziel 6.3.2

Grundschulen sollen fur die Schuiler auf einem zumutbaren Schulweg erreichbar sein. Der gesetzliche
Bildungs- und Erziehungsauftrag kann in der Regel nur erflllt werden, wenn dafir die gemal Schulgesetz
notwendige Schulerzahl in allen Klassenstufen erreicht wird. Bei der Einrichtung von Grundschulen
aulBerhalb der Zentralen Orte ist zu beachten, dass der Bestand von Grundschulen in Zentralen Orten
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nicht gefahrdet wird. Im Ausnahmefall kann der Zentrale Ort mit einer benachbarten Gemeinde vertraglich
vereinbaren, dass der Ort der Beschulung der Grundschuler des Zentralen Ortes sich in dieser
benachbarten Gemeinde befindet.

zu Grundsatz 6.3.3

Die Lage von Kindertageseinrichtungen, insbesondere von Kindergarten und Horten, und Grundschulen
soll die fachliche Kooperation unterstitzen. Grundschulen und Horte sollen flr die Schuler in zumutbarer
Entfernung erreichbar sein. Entsprechend G 6.3.1 sollen Kindertageseinrichtungen auch in Gemeinden
vorhanden sein, in denen keine Grundschule vorhanden, aber der Bedarf flr eine Kindertagesbetreuung
gegeben ist.

zu Ziel 6.3.4

In sachsischen Oberschulen? kénnen sowohl der Real- als auch der qualifizierende Hauptschul- und der
Hauptschulabschluss erworben werden. Oberschulen? sind grundsatzlich mindestens zweizigig zu
fuhren.? Die dafur notigen Schilerzahlen sind in der Regel in Ober- und Mittelzentren mit ihren
Verflechtungsbereichen sowie auch in einigen Grundzentren vorhanden. Bei der Einrichtung von
Oberschulen? auBerhalb der Zentralen Orte ist zu beachten, dass der Bestand von Oberschulen? in
Zentralen Orten und bei Einrichtung in Zentralen Orten der Bestand von Oberschulen? in héherrangigen
Zentralen Orten nicht gefahrdet wird.

zu Ziel 6.3.5

Gymnasien besitzen entsprechend ihrer Funktionen einen im Vergleich zu Grund- und Oberschulen?
groBBeren Einzugsbereich; ihre Standorte befinden sich daher vorwiegend in Ober- und Mittelzentren, die
als Standorte flr diese Schulen zu stabilisieren sind. Bei der Einrichtung von Gymnasien auRerhalb von
Ober- und Mittelzentren ist zu beachten, dass der Bestand von Gymnasien in Ober- und Mittelzentren nicht
gefahrdet wird. Sportgymnasien beziehungsweise Aultenstellen mit sportlichem Profil kbnnen auch
entsprechend den regionalen Besonderheiten und den fachlichen Anforderungen an anderen Standorten
vorhanden sein. Gymnasien sind grundsatzlich mindestens dreizlgig zu fuhren.

zu Ziel 6.3.6

Berufsbildende Schulen haben einen groRen Einzugsbereich und kénnen in der Regel nur in Zentralen
Orten héherer Stufe (Oberzentren und Mittelzentren) angeboten werden, wo sie auch mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln gut erreichbar sind. Die Angebote der beruflichen Bildung gilt es unter Berticksichtigung
der steigenden Fach- und Qualifikationsanforderungen auf dem Arbeitsmarkt dort so vielfaltig zu
unterbreiten, dass die wirtschaftliche Entwicklung der jeweiligen Gebiete dadurch nachhaltig beguinstigt
wird. Berufsbildende Schulen aulBerhalb dieser Zentralen Orte sind insbesondere dann notwendig, wenn
die Ausbildung an bestimmte berufsbedingte, lokale Voraussetzungen gebunden ist oder ein besonderer
inhaltlicher Bezug der Ausbidung zum Standort besteht.

zu Ziel 6.3.7

Férderschulen sind dem jeweiligen fachlichen Bedarf entsprechend in den Zentralen Orten vorzuhalten. Bei
der Standortwahl sind insbesondere auch die sozialrdumlichen Belange derjenigen Schulen zu
berlcksichtigen, die eine besondere Lebensraumnahe erfordern und die gegebenenfalls im Kontext mit
anderen sozialen Hilfsangeboten im Bereich der Jugendhilfe stehen. Es ist eine raumlich ausgewogene
Entwicklung anzustreben, bei der in den Oberzentren und in jedem Mittelzentrum bedarfsgerecht und in
zumutbarer Erreichbarkeit fir jede allgemein bildende Schulart mindestens eine Schule als
Integrationsstandort zur Verfugung steht. Die Umsetzung der Inklusion gemals UN-BRK im Freistaat
Sachsen ist ein langfristiger Prozess, der sich zwangslaufig auf das Schulnetz aller Schularten auswirken
wird. Ziel ist es, dass neben den Fdrderschulen in zumutbarer Erreichbarkeit auch eine andere
allgemeinbildende Schule zur Verfigung steht, an der eine gemeinsame Beschulung mit nicht behinderten
Kindern bei gleichzeitiger Berlcksichtigung des sonderpadagogischen Férderbedarfs mdglich ist. Neben
der Beschulung von Schiilern vor Ort wird die Férderschule noch starker als bisher zum
Kompetenzzentrum, um Schiler und Lehrer bei der Umsetzung der Integration in der Regelschule fachlich
aktiv zu begleiten.

zu Ziel 6.3.8

Es besteht ein groRer Bedarf der Blrgerinnen und Birger, durch den Erwerb zusatzlicher Kenntnisse,
Fahigkeiten und Fertigkeiten auf beruflichem, kulturellem, politischem und wissenschaftlichem Gebiet, den
Anforderungen am Arbeitsplatz und im taglichen Arbeitsumfeld besser gerecht zu werden sowie aktiv die
Freizeit zu gestalten (,Lebenslanges Lernen”) und birgerschaftliches Engagement zu starken. Um auch im
ldndlichen Raum im Sinne der Bildungs- und Chancengerechtigkeit den Menschen den Zugang zu

W eiterbildungseinrichtungen zu ermdéglichen, sollen die bestehenden differenzierten Tragerstrukturen
gestarkt und ein raumlich ausgewogenes Netz von entsprechenden Einrichtungen, wie zum Beispiel von
Volkshochschulen, kirchlichen Einrichtungen und Bibliotheken, in den Oberzentren und Mittelzentren mit
einer entsprechenden Anbindung an den 6ffentlichen Personennahverkehr vorhanden sein.
Niedrigschwellige W eiterbildungsangebote, wie sie zum Beispiel die Heimvolkshochschulen bieten, sollen
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durch die jeweiligen Trager bei Bedarf auch in Grundzentren vorgehalten werden. Schulen des Zweiten
Bidungsweges sollen in Oberzentren und bei 6ffentlichem BedUrfnis in Mittelzentren zur Verfigung
stehen.

zu Ziel 6.3.9

Kindertagesbetreuungsangebote und schulische Bildungseinrichtungen sowie Jugendfreizeitstatten stellen
einen der wichtigsten Grundpfeiler flr den Erhalt und die Fortentwicklung der sorbischen Sprache und
Identitat dar. AuBer in einigen Kerngebieten leben die Sorben relativ verstreut. Es gilt, dieser Tatsache mit
angemessenen padagogischen Angeboten und einem besonders hohen MalR an Zusammenarbeit der
Gebietskorperschaften im sorbischen Siedlungsgebiet Rechnung zu tragen.

zu Ziel 6.3.10

Universitaten, Kunst- und Fachhochschulen und die Staatlichen Studienakademien der Berufsakademie
Sachsen erflllen Uber ihre eigentlichen bildungs- und wissenschaftspolitischen sowie klinstlerischen
Aufgaben hinaus wichtige strukturpolitische Funktionen. Sie wirken sowohl durch die kontinuierliche
Ausbildung hochqualifizierter Fachkrafte als auch durch ihre Zusammenarbeit mit auBeruniversitaren
Forschungseinrichtungen als wichtiger Standortfaktor flr die Ansiedlung innovativer Wirtschaftszweige.
Sie pragen die Attraktivitat der Stadte und Regionen mit und wirken Abwanderungen entgegen. Der
Freistaat Sachsen verfligt Uber eine ausgebaute und bedarfsgerechte Hochschulinfrastruktur. Auf Grund
der demografischen Entwicklung ist abzusehen, dass die Studentenzahlen im Freistaat zurtickgehen
werden. Aus landesplanerischer Sicht ist daher kein Bedarf flr zusatzliche Hochschulstandorte erkennbar.
Um eine Schwachung der traditionellen Hochschulstandorte zu vermeiden, sind Neubauten und
Erweiterungen sowie weitere EntwicklungsmalRnahmen der bestehenden Hochschulen und
Studienakademien nur in den Stadten umzusetzen, in denen diese Einrichtungen bereits vorhanden sind.
Dies schlieft auch BaumaRnahmen an anderen Standorten im Bereich der jeweiligen Stadte ein.

zu Grundsatz 6.3.11 und Grundsatz 6.3.12

Die Hochschulen und auBeruniversitaren Forschungseinrichtungen wirken als Innovationsmotoren, die
auch die regionale Wirtschaft stimulieren. Durch die Bildung von Clustern und Netzwerken sowie andere
Formen der Kooperation untereinander und mit forschenden und produzierenden Unternehmen sowie
weiteren regionalen Akteuren wird der Wissens- und Technologietransfer in die Wirtschaftsunternehmen
der Region beférdert und kénnen Forschungsergebnisse praxisnah umgesetzt werden. Der Erhaltung und
Weiterentwicklung auBeruniversitarer Forschungseinrichtungen kommt im Hinblick auf eine weitere
Steigerung der Innovationskraft des Freistaates Sachsen eine besondere Bedeutung zu. Um
Synergieeffekte zu erzielen, Forschungspotenziale effizient zu bindeln und eine Zersplitterung der
bestehenden Forschungslandschaft zu vermeiden, sollten neue Forschungseinrichtungen in raumlicher
Nahe zu Wirtschaftsunternehmen oder bereits bestehenden Hochschulen eingerichtet werden. Dies gilt
fur die Verdichtungsraume sowie auch fiur den landlichen Raum.

6.4 Kultur und Sport
Kultur

G 6.4.1 Die kulturelle Vielfalt und Bedeutung Sachsens mit seinem Netz der
Kultureinrichtungen und Denkmale, verbunden mit den regionalen kulturellen
Traditionen, soll in den Zentralen Orten und in der Flache in ihrer historisch
gewachsenen Vielfalt und identitatsstiftenden Wirkung durch bedarfsgerechte,
leistungsstarke und finanzierbare Strukturen gefordert, erhalten und
weiterentwickelt werden. Die Besonderheiten des Siedlungsgebietes der Sorben
und der Schutz und die Pflege der sorbischen Kultur, Tradition und Sprache
sollen unterstitzt und gefordert werden.

G 6.4.2 Die Entwicklung der Kultureinrichtungen mit regionaler Bedeutung in den
Kulturraumen

- Chemnitz, Leipzig, Dresden (urbane Kulturraume) und

- Vogtland-Zwickau, Erzgebirge-Mittelsachsen, Leipziger Raum,

- MeiBen-Sachsische Schweiz-Osterzgevbirge, Oberlausitz-
Niederschlesien/Hornja tuzica-Delnja Sleska (landliche Kulturraume)

soll sich am Standortsystem der Zentralen Orte orientieren.

Z 6.4.3 Auf die Vernetzung von éffentlichen und privaten Kultureinrichtungen und -
initiativen sowie die Intensivierung des grenziiberschreitenden
Kulturaustausches und der grenziuberschreitenden Kulturpflege ist hinzuwirken.
Durch Kooperationen zwischen Kultureinrichtungen und Schulen sollen die

Potenziale von schulischer und auBerschulischer kultureller Bildung verstarkt
genutzt werden.
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Sport

G 6.4.4 Das Netz der Sportanlagen und -einrichtungen soll so gestaltet werden, dass der
Bevélkerung in allen Landesteilen in zumutbarer Entfernung sportliche Angebote
fir alle sozialen Gruppen und Altersgruppen bedarfsgerecht zur Verfligung
stehen. Dabei sollen Sportanlagen und -einrichtungen mit uberortlicher
Bedeutung in Zentralen Orten zur Verfiigung stehen. Fiir diese Sportanlagen und
-einrichtungen sollen die Erfordernisse der infrastrukturellen Einbindung
berucksichtigt werden.

Z 6.4.5 Den kommunalen Planungen und der Forderung der Sportinfrastruktur sind
Sportstattenentwicklungsplanungen oder vergleichbare, regional abgestimmte
Konzepte zugrunde zu legen. Dabei ist zu prifen, inwieweit der Betrieb, die
Sanierung und der Neubau kommunaler Sportanlagen, insbesondere der
Baderbau, kiinftig gemeindeiibergreifend organisiert werden kénnen.
Besonderes Gewicht in der gemeindeiibergreifenden Abstimmung soll auch auf
die Entwicklung flachen- und bandartiger Bewegungsraume fiir Sport im Freiraum
gelegt werden.

Begrindung zu 6.4 Kultur und Sport
Kultur

zu Grundsatz 6.4.1

Die Pflege von Kunst und Kultur und die Gewahrleistung eines vielfaltigen qualitats- und
publikumsorientierten kulturellen Angebotes fur die Bevdlkerung ist ein wichtiger Bestandteil der
Lebensqualitadt und zugleich ein bedeutendes Standortpotenzial fir Wirtschaft und Tourismus Sachsens.
Gleiches qilt fur Bau- und Kunstdenkmale sowie archaologische Kulturlandschaftsrelikte, die als wertvolle
Zeugnisse der Geschichte wesentlich zur Identitat und AuRenwahrnehmung beitragen. Dabei kommt der
Bewahrung, Pflege und Weiterentwicklung des industriekulturellen Erbes des Landes eine besondere
Bedeutung zu.

Im Kulturraum Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuZica-Delnja Sleska gilt es, die unikaten sorbischen
Kultureinrichtungen zu erhalten und beim weiteren Ausbau der Kultureinrichtungen den Anforderungen an
die Zweisprachigkeit und an die spezielle Auspragung kultureller Traditionen der Sorben zu entsprechen
(siehe auch G 1.1.2). Die Abgrenzung des sorbischen Siedlungsgebietes ist in der Karte 12 dargestelit.

zu Grundsatz 6.4.2

Die kulturelle Landschaft Sachsens zeichnet sich unter anderem durch ein dichtes Netz von Theatern,
Orchestern, Museen, Bibliotheken, Musikschulen und anderen kulturellen Einrichtungen aus.

Neben einem differenzierten Kulturangebot in den gréfBeren Stadten tragen im landlichen Raum kleinteilige
Angebote und Initiativen, die Vielfalt der Tragerschaft und die Vielzahl kultureller Orte und Veranstaltungen
dazu bei, dass Sachsen als Kulturland wahrgenommen wird und die Menschen gern auch im landlichen
Raum wohnen. Die Dezentralisierung der Kulturaufgaben auf der Grundlage der Bildung von Kulturrdumen
(Gesetz Uber die Kulturraume in Sachsen [Sachsisches Kulturraumgesetz - SachskKRG ] in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. August 2008 [SachsGVBI. S. 539], zuletzt geandert durch Artikel 15 des
Gesetzes vom 15. Dezember 2010 [SachsGVBI. S. 387, 398]) unterstitzt die kommunale Verantwortung
fur den Erhalt und die Entwicklung der Kultureinrichtungen und -angebote mit ihren kultur- und
bildungspolitischen Aufgaben und touristischen Anspruchen.

In den Kulturrdumen wird in deren eigener Verantwortung entsprechend den regional unterschiedlichen
Strukturen Uber die Férderung regional bedeutsamer Einrichtungen und Malnahmen entschieden. Sofern
nicht andere, fachlich begrindete Kriterien rdumliche Praferenzen begrinden, sollten sich die Standorte
dieser Einrichtungen am System der Zentralen Orte orientieren, um somit eine flachendeckende
Erreichbarkeit und einen effizienten Betrieb dieser Einrichtungen zu gewahrleisten.

zu Ziel 6.4.3

Zur Kostenreduktion und Effizienzsteigerung bieten sich bildungs- und leistungsorientierte
tragerubergreifende sowie gemeindelbergreifende Kooperationslésungen und Netzwerke an.
Kultureinrichtungen sollen unabhangig von ihrer Tragerschaft Kooperationen untereinander sowie mit
anderen Institutionen anstreben. Soweit erforderlich, sollen hierzu auch die sachsischen Kulturraume
miteinander kooperieren.

Bestimmte Regionen in Randlage zu den Landern Brandenburg, Sachsen-Anhalt sowie zu den Freistaaten
Bayern und Thiringen und auch zur Republik Polen und zur Tschechischen Republik Gbernehmen wichtige
Aufgaben der grenziberschreitenden kulturellen Arbeit.

Die Zusammenarbeit von kulturellen Einrichtungen und Schulen in der kulturellen Bildung von Jugendlichen
und Kindern soll in Zukunft starker beférdert werden.

Sport
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zu Grundsatz 6.4.4

Sportanlagen und -einrichtungen sind auf Grund der erzieherischen, gesundheitlichen und sozialen
Wirkungen des Sports wichtige Bestandteile der Daseinsvorsorge, die der Bevdlkerung in allen
Landesteilen zur Verflgung stehen sollen. Sie steigern den Wohn- und Freizeitwert der Gebiete und sollten
den Erfordernissen des Breiten-, Schul- und Leistungssports unter Bertcksichtigung kultureller und
touristischer Aspekte Rechnung tragen. Das Interesse von Freizeitsportlern, 6ffentliche Infrastruktur (zum
Beispiel Wege, Platze, Seen und Fliisse) zum Sporttreiben zu benutzen, solite von Planungstragern
zukUnftig mit bertcksichtigt werden.

Die Errichtung neuer Sportanlagen fur den Breiten- und Nachwuchssport in Verbindung mit gréBeren
Schulstandorten wird als sinnvoll erachtet. Sportanlagen und -einrichtungen mit Gberdértlicher Bedeutung,
das bedeutet mit besonderer GréRe, Zuschauerkapazitat oder flr bestimmte Sportarten, sollen in Ober-
und Mittelzentren in Verbindung mit Schulstandorten angesiedelt werden und einen gentigend groBen
Einzugsbereich sowie eine giinstige Verkehrsanbindung (auch mit OPNV) gewahrleisten. Ausnahmen einer
bevorzugten Orientierung auf Zentrale Orte bilden Sportstatten und -einrichtungen, die an bestimmte
Standortvoraussetzungen gebunden sind, wie zum Beispiel Rennschlitten- und Bobbahnen,
Biathlonstltzpunkte oder Leistungszentren. Bei entsprechender Lage von Sportstatten und -einrichtungen
bietet sich die grenzuberschreitende Gestaltung von sportlichen Aktivitdten und Nutzung von Anlagen an.

zu Ziel 6.4.5

Vor dem Hintergrund kleinrdumig unterschiedlich verlaufender demografischer Veranderungen und des
RlUckganges der finanziellen Ressourcen ist seitens der Kommunen eine langfristig angelegte
konzeptionelle und im regionalen MaRstab abgestimmte Planung erforderlich, um ein zeitgemaRes
nachfragegerechtes Angebot an Sportstatten zu sichern.

Die 30. Sportministerkonferenz hat zum Thema ,,Demografischer Wandel und Sportentwicklung” im
Jahr 2006 den kommunalen Gebietskérperschaften , dringend empfohlen, Sportentwicklungsplanungen
aufzustellen, sie mit anderen kommunalen Infrastrukturplanungen zu vernetzen und regionale
Abstimmungsprozesse zu organisieren®.

Diese Empfehlung der Sportministerkonferenz hat das SMK bereits mit der Richtlinie des Sachsischen
Staatsministeriums fur Kultus fur die Sportférderung ( Sportférderrichtlinie) vom 5. Mai 2009

(SachsABI. S. 890), zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 16. Dezember 2011

(SachsABI. SDr. S. S 1776), aufgegriffen. Demnach werden SportstattenbaumaRnahmen ab einem
Gesamtwertumfang von mehr als 125 000 EUR nur noch geférdert, wenn der Antragsteller zugleich einen
landkreisbezogenen oder kommunalen Sportstattenentwicklungsplan vorlegt. Das SMK betont in seinem
Forderkonzept 2009 fur die Sportférderung im Freistaat Sachsen das Erfordernis der Vorlage von
kommunalen beziehungsweise regionalen Sportstattenentwicklungsplanen ausdrlcklich. Diese sollen,
neben der Festlegung der langerfristig an der demografischen Entwicklung orientierten bedarfsgerechten
Sportstatteninfrastruktur, Aussagen zu den perspektivisch entstehenden Betriebskosten und Kosten fur
Neubau- und SanierungsmaflRnahmen beinhalten.

Angesichts des Tragfahigkeitskriteriums ist bei Sportstatten in der Regel der ibergemeindliche Bedarf zu
berlcksichtigen. Um hier Synergieeffekte zu erzielen und die Sportstatten wirtschaftlich betreiben zu
kdnnen, ist es bei Sportanlagen mit Gberregionaler Bedeutung erforderlich, dass der Betrieb sowie die
Entscheidung Uber deren Sanierung oder einen entsprechenden Neubau als eine Uber die
Gemeindegrenzen hinaus reichende Aufgabe verstanden wird, die gegebenenfalls auch in Kooperation
umzusetzen ist. Dies trifft in besonderem Male auch fur Hallenbader zu, da diese den Kommunen hohe
Kosten verursachen.

Angesichts einer zunehmenden Individualisierung des Sports ist es erforderlich, die
Sportentwicklungsplanung Uber die reine Sportstatten- und Sportanlagenplanung hinaus auch auf
freiraumbezogene Bewegungsraume auszurichten. Vor allem bandartige Bewegungsraume, wie zum
Beispiel Nordic-Walking- oder Mountainbike-Strecken, sollen, soweit erforderlich, gemeindeltbergreifend
geplant werden.

6.5 Offentliche Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Sicherheit und Ordnung, Verteidigung

G 6.5.1 In allen Teilraumen soll die Sicherung der Daseinsvorsorge durch nachhaltig
leistungsfahige Gebiets- und Verwaltungsstrukturen gewahrleistet werden.

G 6.5.2 Die Einrichtungen der offentlichen Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Sicherheit und
Ordnung (Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienst) sollen raumlich so verteilt
werden, dass in allen Landesteilen eine ausreichende und biirgernahe
Versorgung der Bevélkerung und der Wirtschaft mit o6ffentlichen
Dienstleistungen sichergestellt ist.

Z 6.5.3 Die uberortlichen Einrichtungen des Bedarfs der Bevélkerung und der Wirtschaft
an Verwaltungsdienstleistungen sind in den Zentralen Orten bereitzustellen.

Z6.5.4 Den Streitkraften ist die Erhaltung und angemessene Nutzung bestehender und
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bei Bedarf die Schaffung neuer Infrastruktur zu ermoéglichen. Neue militarische
Anlagen sind auSerhalb der Verdichtungsraume zu errichten. Diese miissen sich
in die gegebene wirtschaftliche und soziale Struktur der Teilraume und
geeigneter Zentraler Orte einordnen und in das Landschafts- und Ortsbild
einfugen. Fiur militarische Anlagen sind nach Maglichkeit nur geringwertige land-
oder forstwirtschaftliche Flachen und Flachen mit geringer 6kologischer
Wertigkeit in Anspruch zu nehmen. Nicht mehr militarisch genutzte Flachen sind
zu sanieren und in geeigneter Weise wieder zu nutzen.

G 6.5.5 Im Rahmen ihrer militarischen Zweckbestimmung sollen Ubungsplitze so genutzt
werden, dass Umweltschaden minimiert werden. Dabei sollen unvermeidbare
Umweltschaden und -beeintrachtigungen soweit méglich durch MaBnahmen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege ausgeglichen werden.

Begriindung zu 6.5 Offentliche Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Sicherheit und Ordnung, Verteidigung

zu Grundsatz 6.5.1
Aus den veranderten Rahmenbedingungen, insbesondere in Folge der demografischen Veranderungen,
ergeben sich fur die kommunalen Gebietskdrperschaften erhebliche Konsequenzen:

- eine zunehmende Diskrepanz zwischen der (schwindenden) Einwohnerzahl der Gemeinden und den
(steigenden) Aufwendungen zur Aufrechterhaltung der Daseinsvorsorge,

- zusatzliche Aufwendungen fur die Neustrukturierung der Infrastruktur infolge zunehmender
Uberalterung der Bevélkerung,

- RlUckgang der kommunalen Einnahmen, die zumindest teilweise an die ricklaufige Bevdlkerungszahl
gekoppelt sind.

Zudem bestehen wegen der sich verandernden finanziellen Méglichkeiten und dem zunehmendem
Standortwettbewerb Anpassungserfordernisse auch fir den kommunalen Bereich. Die qualitativen und
quantitativen Anforderungen an die kommunalen Verwaltungen steigen weiter.

Die Schaffung moderner, nachhaltig leistungsfahiger Gebiets- und Verwaltungsstrukturen auf
gemeindlicher Ebene und die Gewahrleistung einer dauerhaften Aufgabenerfillung durch die Gemeinden
sind im gesamten Gebiet des Freistaates zu unterstitzen. Das funktionsteilige System der Zentralen Orte
und ihrer Verflechtungsbereiche dient dabei als raumordnerisches Leitprinzip.

zu Grundsatz 6.5.2

Eine ausgewogene rdumliche Verteilung der Behorden, Gerichte und anderen Organe der Justiz in allen
Teilrdumen des Landes tragt den Erfordernissen einer blrger- und unternehmerfreundlichen Verwaltung
Rechnung. Die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse umfasst auch die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung, denn die objektive Sicherheitslage und das subjektive Sicherheitsgeflihl kénnen die
Lebensqualitat der Menschen beeinflussen. Blirgernahe und Gemeinwesenorientierung haben trotz einer
ricklaufigen Bevélkerungsentwicklung einen hohen Stellenwert. Die Polizei wird an den bisherigen
Standorten auch im landlichen Raum, einschlieBlich der Grenzregionen, festhalten und lageangepasst
prasent sein.

Der Erhaltung von Leben und Gesundheit der Bevdlkerung sowie dem Schutz von Tieren und Sachwerten
kommt eine Uberragende Bedeutung zu. Ebenso ist Umweltgefahren sowie GroBschadensereignissen zu
begegnen. Hierzu ist ein leistungsfahiges Netz von Leitstellen, Rettungswachen, Feuerwehren, und
Katastrophenschutzeinheiten sicherzustellen, das auch dem Stand von Medizin und Technik sowie den
Erfordernissen der Wirtschaftlichkeit entspricht.

Damit wird auch dem Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 7 ROG entsprochen, wonach neben
den raumlichen Erfordernissen der Verteidigung auch denen des Zivilschutzes Rechnung zu tragen ist.
Zur Gewahrleistung einer schnellen Hilfe im Notfall, auch bei GroSschadensereignissen, sind insbesondere
auch die Méglichkeiten kommunaler und grenzuberschreitender Kooperationen zu nutzen.

Unter Berlcksichtigung der lokalen Situation soll sichergestellt werden, dass bei Eintritt von Katastrophen
und Naturereignissen digjenige Infrastruktur aufrechterhalten wird, die fur
KatastrophenschutzmaBnahmen und die 6ffentliche Sicherheit von Bedeutung ist. Insoweit gilt auch der
Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG, wonach dem Schutz kritischer Infrastrukturen
Rechnung zu tragen ist.

zu Ziel 6.5.3

Burgernahe Versorgung mit 6ffentlichen Dienstleistungen bedeutet insbesondere auch, eine
leistungsfahige Verwaltung mit méglichst vielen Leistungen an einem Ort vorzuhalten, kundenfreundliche
Erreichbarkeiten und Offnungszeiten zu sichern sowie digitale Potenziale zur Leistungserbringung zu
nutzen. Dabei ist den neuen Kommunikationserfordernissen der Bilrgerinnen und Blrger sowie der
Unternehmer durch internetgestitzte Verwaltungsdienstleistungen, den nutzergruppenbezogenen
Veranderungen aus der demografischen Entwicklung und den finanziellen Méglichkeiten durch
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kostengunstige Aufgabenerledigung Rechnung zu tragen. Die bevorzugte Bereitstellung von tGberdrtlichen
Einrichtungen mit Verwaltungsdienstleistungen in Zentralen Orten ist flr die Bevilkerung von besonderer
Bedeutung, da die standértliche Bundelung und bestmaégliche Erreichbarkeit von Einrichtungen der
Daseinsvorsorge in Zentralen Orten die Verknlpfung von Besorgungen der Blrgerinnen und Blrger im
Alltag mit der Nutzung von Verwaltungsdienstleistungen beférdert. Auch fur die Wirtschaft bieten die
Zentralen Orte durch Blndelung von Uberdrtlichen Einrichtungen mit Verwaltungsdienstleistungen
Flhlungsvorteile. Zudem dient diese Blundelung dem effektiven Einsatz 6ffentlicher Finanzmittel.

zu Ziel 6.5.4

Gemall dem Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 7 ROG ist den raumlichen Erfordernissen der
Verteidigung und des Zivilschutzes Rechnung zu tragen. Dies erfordert auch eine ausreichende
Berlcksichtigung bestehender Anlagen der Verteidigung sowie festgelegter Schutzbereiche gemaf
Schutzbereichsgesetz im Rahmen der Regionalplanung.

Zum Zeitpunkt der Planaufstellung bestehen folgende Anlagen der Verteidigung:

- Truppenubungsplatz Oberlausitz,

- Standortlibungsplatze Gelobtland und Dreibriderhéhe (Marienberqg),
- Standortiibungsplatze Altenhain und Dittersbach (Frankenberg),

- Standortibungsplatz Delitzsch,

- Standortibungsplatz Bad Duben,

- Munitionshauptdepot Mockrehna (SchlieBung vorgesehen).

Beim TruppenUbungsplatz sind die im Braunkohlenplan Nochten/Wochozy als Vorranggebiet gesicherten
Ersatz- und Verbindungsflachen zu beachten.

Die Liegenschaften der Bundeswehr sind in Bauleitplanen textlich und zeichnerisch einheitlich als
Sondergebiet Bund darzustellen beziehungsweise festzulegen.

Die Erhaltung und gegebenenfalls Bereitstellung einer ausreichenden Zahl unterschiedlicher militérischer
Anlagen ist weiterhin erforderlich. Aus heutiger Sicht dirfte dabei die Neuerrichtung gréerer militérischer
Anlagen wie Ubungsplatze, Depots, Flugplatze, Kasernen und ahnliches die Ausnahme sein. Fiir die
Standortsicherung bestehender und die eventuelle Neuerrichtung von Anlagen bilden die strukturellen
Auswirkungen, die Bevolkerungsdichte, die Wertigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes
sowie die Orientierung an den raumstrukturellen Gegebenheiten und Erfordernissen den
Entscheidungsrahmen. Wegen der teilweise erheblichen Flachenintensitat militarischer Anlagen sollen nach
Mdglichkeit bei Neuanlage von militarischen Anlagen keine hochwertigen Béden in Anspruch genommen
werden. In Betracht kommen in erster Linie bereits brachgefallene oder aus der Bewirtschaftung
ausscheidende Grenzertragsbdden, soweit ihnen aus Griinden des Naturschutzes oder der Okologie keine
besondere Bedeutung zukommt. Nach Ende der militdrischen Nutzung soll ein ausreichender Flachenanteil
fur den Naturschutz gesichert und entsprechend gepflegt werden.

Die Stationierung von Streitkraften und die Aufgaben der jeweiligen Standorte ist fir die Teilrdume
Sachsens ein wichtiger Standortfaktor (siehe auch Kapitel 1.4 Gemeinden mit besonderer
Gemeindefunktion). ReduzierungsmaRnahmen und der Abzug von Streitkraften haben vielfach
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und das wirtschafts- und sozialpolitische Geflige in den betroffenen
Gebieten. Sofern keine militarischen Notwendigkeiten dem entgegenstehen, ist diesen Aspekten bei
eventuellen FordermaRnahmen besonders Rechnung zu tragen.

zu Grundsatz 6.5.5

Unter dem Begriff ,,Ubungsplatze” sind sowohl die einzelnen Standortiibungsplatze als auch der
Truppenubungsplatz Oberlausitz zu verstehen. Militarisch genutzte Flachen haben haufig wegen ihrer
GrofRflachigkeit, Unzerschnittenheit, teilweisen Stérungsarmut und teilweise haufigen Stérungen, die zu
Rohbéden fluhren, sowie Nahrstoffarmut eine hohe Bedeutung flr die biologische Vielfalt. Soweit im
Rahmen der militdrischen Zweckbestimmung mdglich, werden Ubungsplatze bereits fir die Umsetzung
spezifischer Ziele des Naturschutzes genutzt. Als Grundlage fir landschaftspflegerische MaBnahmen an
Ubungsplatzen werden von der Bundeswehr Plane erstellt, die etwa einem Griinordnungsplan
entsprechen. Dabei ist auch der Ausgleich unvermeidbarer schadlicher Umwelteinwirkungen Gegenstand.

7 Ubergangsbestimmung

Z7.1 Die Regionalplane sind binnen vier Jahren nach Inkrafttreten des
Landesentwicklungsplanes an dessen Ziele und Grundsatze anzupassen.

Begriindung zu 7. Ubergangsbestimmung
zu Ziel 7.1
Der Landesentwicklungsplan enthalt an mehreren Stellen Vorgaben, die der Umsetzung durch die

Regionalplanung bedurfen. Fir die Umsetzung dieser Handlungsauftrage sieht die Festlegung eine
angemessene Frist von vier Jahren vor.
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V.
Zusammenfassende Erklarung zur Umweltprifung des LEP 2013

Dem Raumordnungsplan ist gemal § 11 Abs. 3 ROG eine zusammenfassende Erklarung beizufiigen tber
die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung
in dem Aufstellungsverfahren berlicksichtigt wurden, aus welchen Griinden der Plan nach Abwagung mit
den gepruften in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmaéglichkeiten gewahlt wurde, sowie Uber
die im Rahmen der Uberwachung der Auswirkungen auf die Umwelt nach § 9 Abs. 4 Satz 1 ROG
durchzufihrenden MaRnahmen.

Gemal § 6 Abs. 4 SachsNatSchG Ubernimmt der Landesentwicklungsplan zugleich die Funktion des
Landschaftsprogramms. Die fachplanerischen Inhalte des Landschaftsprogramms sind dem
Landesentwicklungsplan als Anhang A 1 beigefligt. Damit richtet sich die Durchfihrung der
Umweltprifung fur das Landschaftsprogramm gemaR § 19a des Gesetzes uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung ( UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010
(BGBI. I S. 94), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBI. I S. 734, 745) geandert
worden ist, nach § 2 Abs. 2 SachsLPIG und ist unselbststandiger Teil der Umweltprifung des
Landesentwicklungsplanes.

Gegenstand der Umweltprifung waren somit das Leitbild fur die Entwicklung des Freistaates Sachsen als
Lebens-, Kultur- und Wirtschaftsraum in seiner Gesamtheit (Teil | LEP 2013), die Grundsatze und Ziele der
Raumordnung (Teil Il LEP 2013) und die fachplanerischen Inhalte des Landschaftsprogramms (Anhang
A 1 zum LEP 2013). Daruber hinaus wurde als Bestandteil der Umweltprifung ein Klimacheck dahin
gehend durchgeflihrt, welchen Beitrag der LEP 2013 zur Bewaltigung der Herausforderungen des
Klimawandels leistet.

GemaR § 2 Abs. 2 SachsLPIG wird der Umweltbericht mit Klimacheck dem LEP 2013 als Anhang A 2
beigeflgt.

1 Beriucksichtigung der Umweltbelange im Aufstellungsverfahren

Umwelterwagungen wurden bereits bei der Aufstellung des Landesentwicklungsplanes insbesondere auch
in seiner Eigenschaft als Landschaftsprogramm in allen thematischen Schwerpunkten bericksichtigt. Der
LEP 2013 selbst ist dem Prinzip der nachhaltigen Raumentwicklung verpflichtet, nach welchem die sozialen
und wirtschaftlichen Anspriiche an den Raum mit seinen 6kologischen Funktionen in Einklang gebracht
werden sollen. Dies setzt eine differenzierte Auseinandersetzung mit Umweltbelangen voraus, die auf der
Bewertung des Zustandes von Natur und Landschaft durch die Landschaftsplanung gemals § 3 Abs. 1
SachsLPIG basiert und die mit dem vorliegenden Umweltbericht dokumentiert wird. Die nach § 9 Abs. 1 in
Verbindung mit § 7 Abs. 7 ROG durchzufihrende Umweltprifung wurde vollstandig in das Verfahren zur
Fortschreibung integriert.

Die Umweltprufung entspricht in ihrem Abstraktionsgrad dem programmatischen Charakter des LEP 2013.
Lediglich die zeichnerischen Festlegungen zu Verkehrstrassen gehen Uber die sonstigen
Rahmensetzungen im Detailierungsgrad hinaus. Sie wurden dementsprechend vertiefend hinsichtlich der
zu erwartenden Auswirkungen auf die Umwelt gepruft.

Mit seinen textlichen und zeichnerischen Festlegungen wird der LEP 2013 insgesamt insbesondere im
Bereich der Vermeidung und Minderung von Umweltbeeintrachtigungen wirksam. So tragt er
beispielsweise mit den Festlegungen zum Zentralen-Orte-System zu einer Reduzierung von
Umweltbeeintrachtigungen bei, indem der Zersiedlung der Landschaft entgegengewirkt wird. Zentrale
Orte, Gemeinden mit besonderen Gemeindefunktionen, Verbindungs- und Entwicklungsachsen sowie
Regionale Grinzlge und Grinzasuren waren bereits im LEP 2003 instrumentell verankert, sodass keine
mafgeblich neuen oder anderen Umweltwirkungen gegeniber dem bislang geltenden
Landesentwicklungsplan zu erwarten sind.

Der Handlungsauftrag zur Ausweisung von Vorsorgestandorten fur Industrie und Gewerbe in der
Regionalplanung sowie die Méglichkeit, flir groBere Ferienhausgebiete in den Regionalplanen
L,Vorsorgestandorte Fremdenverkehr-Tourismus*” festzulegen, kénnen im Einzelfall nachteilige
Auswirkungen auf die Umwelt zur Folge haben, die bei einer entsprechenden Standortfestlegung im
Rahmen der Regionalplanung zu prufen sind.

Im Bereich der Freiraumentwicklung zeichnet sich der LEP 2013 gegeniuber dem bislang geltenden

LEP 2003 durch eine qualitativ weiter verbesserte Umweltvorsorge unter Wahrung der Planungskontinuitat
aus. Insgesamt wird der Regionalplanung ein weitreichendes und ausdifferenziertes Instrumentarium flr
den Schutz und die Entwicklung der Umwelt eréffnet, welches in seiner Umsetzung positive
Umweltauswirkungen erwarten Iasst.

Im Bereich der technischen Infrastruktur entspricht der neu aufgenommene Planungsauftrag, bei
Erforderlichkeit Vorrangtrassen zum Ausbau des landeriibergreifenden Ubertragungsnetzes und des
Verteilnetzes in den Regionalplanen auszuweisen, ebenso wie das Repowering von Windenergieanlagen
aktuellen Herausforderungen, die grundsatzlich auch zum Schutz und zur Entwicklung von Natur und
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Landschaft geboten sind.

Im Bereich der Daseinsvorsorge ergeben sich keine neuen Umweltauswirkungen erheblichen Ausmalfes,
da die Ziele und Grundsatze inhaltlich die bereits bislang geltenden Festlegungen weiter entwickeln.
Maogliche erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen gehen insbesondere von der Umsetzung der
Festlegungen zur Verkehrsinfrastruktur aus.

Der LEP 2013 beinhaltet

- 36 Verkehrsprojekte, die als Trasse Neubau und

- 7 Verkehrsprojekte, die als Ausbautrasse,

- 89 Verkehrsprojekte, die als Symbol oder Korridor,

- 7 Vorhaben, die planfestgestellt sind und ebenfalls als Trasse Neubau sowie

- im Bereich Schienenverkehr 3 Malinahmen, die als Korridor und eine, die als Trasse Neubau

festgelegt sind.

Bei zeichnerisch als Trasse festgelegten Vorhaben wurde in der Bewertung der Umweltauswirkungen auf
vorliegende Umweltvertraglichkeitsstudien zurtckgegriffen. Fir die als Symbol festgelegten Vorhaben ist
mit der Ausweisung keine Trassenfihrung verbunden, die Konkretisierung bleibt den entsprechenden
Zulassungsverfahren vorbehalten. Entsprechend wurde in der Umweltprifung mit einer Bewertung des
Raumwiderstandes gearbeitet.

FUr jedes der 95 StraBenbauvorhaben wurde ein Tableau erarbeitet, in welchem die Bewertung der
Auswirkungen auf die einzelnen Schutzguter und absehbare Konfliktschwerpunkte vertiefend dargestellt
und gepruft wurde, ob sich erhebliche Beeintrachtigungen von Natura 2000-Gebieten zum gegenwartigen
Planungsstand bereits ausschlieBen lassen.

Insgesamt sind aus den Festlegungen zur Verkehrsinfrastruktur voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen zu erwarten, die im Umweltbericht naher dargestellt werden. Eine Vermeidung und
Minderung sowie ein Ausgleich erheblicher negativer Umweltauswirkungen mussen entsprechend der
rechtlichen Bestimmungen im Zuge der auf nachgeordneten Planungsstufen erfolgenden Konkretisierung
stattfinden.

Die fachplanerischen Inhalte des Landschaftsprogramms wurden im Zusammenhang mit den ihnen
entsprechenden Festlegungen im raumordnerischen Teil des LEP 2013 gepruft. Mit ihrer Umsetzung ist mit
weiteren positiven Umweltauswirkungen zu rechnen. Das Landschaftsprogramm wahrt gegentber dem
LEP 2003 Kontinuitat, indem das Instrumentarium gezielt weiter entwickelt wird. So werden der Erhalt und
die Entwicklung der Kulturlandschaft vertiefend betrachtet. Mit Gebietskulissen zur Moorrenaturierung und
zum Erhalt groRraumig naturnaher Waldkomplexe werden landesweite Erfordernisse zum Schutz
derartiger Lebensraume aufgestellt. Gleichzeitig wird fur Bergbaufolgelandschaften und ehemalige
Militarflachen der naturschutzfachliche Handlungsbedarf formuliert und der Erhalt von Arten und
Lebensraumen innerhalb der Siedlung in den Fokus geruckt. Die fachplanerischen Inhalte zum
landesweiten Biotopverbund wirken rahmensetzend durch die Gebietskulisse und der Benennung von
Kriterien. Hinsichtlich des Umweltzustandes der Béden werden fachliche Grundlagen zur Verfliigung
gestellt, um auf aktuelle umweltbezogene Herausforderungen reagieren zu kénnen. Dies gilt auch flr den
Umweltzustand der FlieB- und Standgewasser und der Identifikation von Gebieten, die einen hohen Anteil
vom oberflachennahen Grundwasser abhangiger Landdkosysteme aufweisen. Weiterhin werden unter
anderem MalBnahmen zum nichttechnischen Wasserrickhalt formuliert und an die Landschaftsplanung
adressiert.

2 Beriicksichtigung der Ergebnisse der Offentlichkeits- und der Behérdenbeteiligung im
Aufstellungsverfahren

Der Entwurf des Landesentwicklungsplanes auch in seiner Eigenschaft als Landschaftsprogramm inklusive
der Begrindung und des Umweltberichtes hat vom 27. Januar 2012 bis 23. Marz 2012 gemaR §§ 9 und 10
ROG in Verbindung mit § 6 Abs. 2 SachsLPIG 6ffentlich ausgelegen (Bekanntmachung des Sachsischen
Staatsministeriums des Innern im Sachsischen Amtsblatt Nr. 3/2012 vom 19. Januar 2012). Parallel dazu
ist die Beteiligung der 6ffentlichen Stellen erfolgt. Insgesamt gingen zum Planentwurf

1 220 Stellungnahmen, davon 32 Stellungnahmen zum Umweltbericht ein. Die 1 220 Stellungnahmen
enthielten 5 759 einzelne Anregungen, Hinweise und Bedenken, 1,5 Prozent davon bezogen sich auf den
Umweltbericht.

Im Ergebnis der Auswertung der Stellungnahmen wurde der Planentwurf mit seiner Begriindung inklusive
Umweltbericht in Teilen gedndert. Der geanderte Entwurf hat vom 9. November 2012 bis

zum 11. Januar 2013 inklusive des Umweltberichtes 6ffentlich ausgelegen (Bekanntmachung des
Sachsischen Staatsministeriums des Innern im Sachsischen Amtsblatt Nr. 44/2012 vom

1. November 2012). Parallel dazu ist die Beteiligung der 6ffentlichen Stellen erfolgt. Zum geanderten
Entwurf gingen insgesamt 792 Stellungnahmen mit 3 284 einzelnen Anregungen, Hinweisen und
Bedenken, davon 22 Stellungnahmen mit 38 Hinweisen zum Umweltbericht ein.

Die eingegangenen Stellungnahmen und das Ergebnis ihrer Abwagung wurden dokumentiert. 64 Prozent
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der Anregungen, Hinweise und Bedenken zum Umweltbericht wurden im Ergebnis der ersten Auslegung
entweder zur Kenntnis genommen oder vollstandig beziehungsweise sinngemals berlcksichtigt,

32 Prozent im Ergebnis der zweiten Auslegung.

Die Abwagung von umweltbezogenen Anregungen, Hinweisen und Bedenken zu Festlegungen des

LEP 2013, insbesondere zu zeichnerischen Festlegungen im Bereich der Verkehrsinfrastruktur, wurde in
den entsprechenden Kapiteln des Umweltberichtes zusammenfassend transparent gemacht.

3 Begriindung fiir die Annahme des Planes

Zusammenfassend sprechen insbesondere folgende Grunde flr eine Annahme der Fortschreibung des
LEP 2013:

- Die Fortschreibung tragt insgesamt zu einer nachhaltigen raumlichen Ordnung und Entwicklung des
Freistaates Sachsen bei. Durch die umfassende Berlcksichtigung der Umweltbelange wird mittel- bis
langfristig eine Verbesserung der Umweltqualitat im Freistaat Sachsen erzielt werden kdnnen.

- Durch die im Landesentwicklungsplan auch in seiner Eigenschaft als Landschaftsprogramm
enthaltenen, umfangreichen Festlegungen zum Schutz und Erhalt, zur Entwicklung und zur
Verbesserung von Natur und Landschaft, sind schutzgutibergreifend mageblich positive
Umweltauswirkungen zu erwarten. Sie dienen somit der gezielten Verbesserung des
Umweltzustands im Freistaat Sachsen.

- Im Zuge der prozessualen Umweltprifung des Landesentwicklungsplanes wurde - sofern dies zur
ErfUllung des Planungsauftrags moglich war - auf umwelterheblichere Alternativen verzichtet und
eine Planoptimierung durchgefihrt.

- Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur wurde bei den zeichnerischen Festlegungen als Trasse in der
Regel die in der jeweiligen, detailierten Umweltvertraglichkeitsstudie empfohlene Vorzugsvariante aus
Umweltsicht gewahlt und insofern eine umweltbezogene Planoptimierung durchgefihrt.
Abweichungen von diesem Prinzip erfolgten in acht Fallen. Diese wurden einzeln begriindet. Bei den
symbolhaften Festlegungen geplanter Trassen kann eine solche Plan- beziehungsweise
Trassenoptimierung erst auf den nachfolgenden Planungs- und Zulassungsebenen erfolgen. Jedoch
wurden die Méglichkeiten einer umweltvertraglichen Trassenfindung durch den LEP nicht
eingeschrankt, da die symbolhafte Festlegung den nachfolgenden Planungs- und Zulassungsebenen
umfassende Ausformungsspielrdume eréffnet.

4 Geplante MaBnahmen zur Uberwachung der erheblichen nachteiligen Auswirkungen der
Durchfiihrung des Landesentwicklungsplanes auf die Umwek

Gemals § 9 Abs. 4 ROG sind die erheblichen Auswirkungen der Durchfuhrung der Raumordnungsplane auf
die Umwelt zu Uberwachen und die MaBnahmen daflr im Umweltbericht zu benennen. Zweck des
Monitorings im Sinne der SUP-RL ist unter anderem, friihzeitig unvorhergesehene negative Auswirkungen
zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete AbhilfemaBnahmen zu ergreifen.

Der LEP 2013 trifft wesentliche Rahmensetzungen flr die Entwicklung der Siedlungs- und Infrastruktur,
aber auch der Wirtschafts- und Freiraumstruktur Sachsens und wird insofern zwangslaufig malgebliche
Umweltauswirkungen nach sich ziehen. Allerdings ist ein GroBteil der Festlegungen auf den nachfolgenden
Planungsebenen raumlich und sachlich auszuformen, sodass das Monitoring weniger auf konkrete
Umweltauswirkungen einzelner Festlegungen, sondern vielmehr auf eine Ubergreifende Gesamtschau der
Umweltauswirkungen abzuzielen hat.

Folgende Monitoring-Indikatoren werden insgesamt vorgeschlagen:

- Flacheninanspruchnahme fur Siedlung und Verkehr (Belastungsindikator), Umweltindikatorenset des
LfULG,

- Anteil regenerativer Energien (MaBnahmeindikator), Umweltindikatorenset des LfULG,

- Feinstaub-Belastung (Belastungsindikator), Umweltindikatorenset des LfULG,

- Landschaftszerschneidung (Belastungsindikator), Umweltindikatorenset des LfULG,

- Schutzgebietsanteil (MaBnahmeindikator), Umweltindikatorenset des LfULG,

- Klimafolgenmonitoring (Zustandsindikator), derzeit im Aufbau, LfULG,

- Anteil Waldschadensflache (Zustandsindikator), Umweltindikatorenset des LfULG,

- CO2-Emissionen (Belastungsindikator), Umweltindikatorenset des LfULG,

- Zustand der Oberflachenwasserkdrper und Grundwasserkdrper nach Wasserrechtsrahmenrichtlinie
(Zustandsindikator), Monitoring WRRL,
- Anteil an Raumen mit hoher und sehr hoher landschaftlicher Erlebniswirksamkeit und
Erholungseignung (Zustandsindikator), Fachbeitrag zum Landschaftsprogramm.
Darlber hinaus wird empfohlen, bei flaichendeckend vorliegenden Daten zum Erhaltungszustand der Arten
und Lebensraume gemeinschaftlichen Interesses zukinftig auch eine Kopplung mit dem Monitoring
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entsprechend der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie vorzunehmen. Die Fortschreibung des Fachbeitrages zum
Landschaftsprogramm stellt grundsatzlich ein Monitoring der Umweltauswirkungen des LEP 2013 dar, da
der Umweltzustand des Freistaates Sachsen im Zuge der Fortschreibung detailliert und in Bezug auf die
abiotischen und biotischen Bestandteile des Naturhaushaltes umfassend erfasst und bewertet wird. Eine
kinftige Fortschreibung des Fachbeitrages zum Landschaftsprogramm liegt insofern auch im Interesse

des Monitorings der Umweltauswirkungen des Landesentwicklungsplanes.

Verzeichnis der im Plan und im Landschaftsprogramm verwendeten Abkiirzungen

AbfKlarVv
AD

AEG

AK

AS

BA

BauGB
BauNVO
BBodSchG
BBodSchV
BGr
BImSchG
BMU
BMVBS
BNatSchG
BOS-Netz
BTLNK
BVerwG
BVWP

C-Senken
CcO
CO:

dB(A)
DIN

EPLR
EUREK

EU
EUROPARC
EWG

FFH-RL
FEV
FND
FZ

GIS
Grwv

Kldrschlammverordnung
Autobahndreieck
Allgemeines Eisenbahngesetz
Autobahnkreuz
Anschlussstelle

Bauabschnitt

Baugesetzbuch

Baunutzungsverordnung

Bundesbodenschutzgesetz

Bundesbodenschutzverordnung

Bundesgrenze

Bundesimmissionsschutzgesetz

Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Bundesministerium fur Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
Bundesnaturschutzgesetz

Netz der Beh6érden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben
Biotoptypen- und Landnutzungskartierung
Bundesverwaltungsgericht

Bundesverkehrswegeplan

Kohlenstoffsenken
Kohlenmonoxid
Kohlendioxid

Schalldruckpegel in Dezibel
Norm des Deutschen Instituts fir Normung e.V.

Entwicklungsprogramm fur den landlichen Raum

Europaisches Raumentwicklungskonzept

Europaische Union

Dachverband der Nationalparks, UNESCO-Biospharenreservate und Naturparks
Europaische Wirtschaftsgemeinschaft

Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie der EU

Fachlicher Entwicklungsplan Verkehr
Flachennaturdenkmal

Fachplanerisches Ziel des Naturschutzes (Anhang A 1)

Geografisches Informationssystem
Grundwasserverordnung
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HWRM-RL

ILEK
INSEK
IOR
IPCC

IUCN

KUP

LaPro
LAWA
LEADER

LEP
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LfULG
LIKI
LRT

LSG
LTE
LTV
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MIV
MKRO

Na+
Natura 2000

NGO
NHs
NLP
NO
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OPNV
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Glterverkehrszentrum

Hektar

Chlorwasserstoff

statistisch einmal in 100 Jahren auftretendes Hochwasser
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie

Integriertes Landliches Entwicklungskonzept
Integriertes Stadtentwicklungskonzept
Leibniz-Institut fur 6kologische Raumentwicklung Dresden

Intergovernmental Panel on Climate Change (Zwischenstaatlicher Ausschuss flr
Klimaanderungen), , W eltklimarat*”

International Union for the Conservation of Nature and Natural Ressources (deutsch:
Internationale Union fur die Bewahrung der Natur und der natlrlichen Ressourcen)

Kurzumtriebsplantagen

Landschaftsprogramm
Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Wasser

Liaison entre actions de développement de I'économierurale (deutsch: Verbindung
zwischen Aktionen zur Entwicklung der landlichen Wirtschaft)

Landesentwicklungsplan

Landesentwicklungsbericht

Sachsisches Landesamt fUr Umwelt, Landwirtschaft und Geologie
Landerinitiative Kernindikatoren

Natlrliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse gemal Anhang | der FFH-
Richtlinie, fir deren Erhaltung besondere Schutzgebiete ausgewiesen werden missen

Landschaftsschutzgebiet
Long Term Evolution (Neuer Mobilfunkstandard mit deutlich h6heren Downloadraten)
Landestalsperrenverwaltung

Miligramm pro Liter
Motorisierter Individualverkehr
Ministerkonferenz flr Raumordnung

Natrium-lonen

Koharentes Netz von Schutzgebieten in der EU zum Schutz wild lebender heimischer Tier-
und Pflanzenarten und ihrer natlrlichen Lebensraume

Nichtregierungsorganisationen
Ammoniak

Nationalpark

Stickoxide

Naturschutzgebiet

Offentlicher Personennahverkehr

Gesetz Uber den 6ffentlichen Personennahverkehr im Freistaat Sachsen
Ortsumgehung

Oberverwaltungsgericht
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OWK Oberflachenwasserkorper

PAK polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe

pnV potenzielle natlrliche Vegetation

REK Regionales Entwicklungskonzept

RIN Richtlinien fur integrierte Netzgestaltung

ROG Raumordnungsgesetz (des Bundes)

SachsABG Sachsisches Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz

SachsDSchG  Sachsisches Denkmalschutzgesetz

SachsGemO  Gemeindeordnung fir den Freistaat Sachsen
SachsKkomZG Sachsisches Gesetz Uber kommunale Zusammenarbeit
SachsLPIG Sachsisches Landesplanungsgesetz

SachsNatSchG Sachsisches Naturschutzgesetz

SachsVwVfZG Gesetz zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts
fur den Freistaat Sachsen

SachsWaldG Sachsisches Waldgesetz

SachsWG Sachsisches Wassergesetz

SBS Staatsbetrieb Sachsenforst

SEKO Stadtebauliches Entwicklungskonzept

SIB Sachsisches Immobilien- und Baumanagement

SMK Sachsisches Staatsministerium fur Kultus

SMUL Sachsisches Staatsministerium fir Umwelt und Landwirtschaft

SMWA Sachsisches Staatsministerium far Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

SOz Schwefeldioxid

SPA-Gebiet Special Protection Areas (Europaisches Vogelschutzgebiet)

SPNV Schienenpersonennahverkehr

TA 2020 Territoriale Agenda der Europaischen Union

TEN Transeuropaisches Netz

TEU twenty foot equivalent unit

THG Treibhausgase

TK 10 Topographische Karte 1 : 10 000

UMK Umweltministerkonferenz

UN-BRK UN-Behindertenrechtskonvention

UNCED W eltumweltkonferenz

UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization (deutsch: Organisation der
Vereinten Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und Kultur)

uvs Umweltvertraglichkeitsstudie

UZVR Unzerschnittene verkehrsarme Raume

\ Verlegung

VB Vordringlicher Bedarf

VOC flichtige organische Verbindungen

VwVFG Verwaltungsverfahrensgesetz
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WB Weiterer Bedarf

WB* Weiterer Bedarf mit Planungsrecht

WEREX W etterlagenbedingte Regression fur Extremwerte, regionales Klimamodell fiir Sachsen
WETTREG Wetterlagenbasierte Regionalisierungsmethode, regionales Klimamodell fir Sachsen
WHG Wasserhaushaltsgesetz

WKA Wasserkraftanlagen

WRRL EU-Wasserrahmenrichtlinie

Glossar zu Fachbegriffen der Raumordnung

Achsen

Instrumente der » Raumordnung, die durch eine Bundelung von Verkehrs- und
Versorgungsstrangen (Bandinfrastruktur) und durch eine unterschiedlich dichte Folge von
Siedlungskonzentrationen gekennzeichnet sind.

Je nach Aufgabe und Auspragung werden Verbindungsachsen und Entwicklungsachsen
unterschieden.

Uberregional bedeutsame Verbindungs- und Entwicklungsachsen sind landesweit bedeutende
Achsen, die die raumlichen Verflechtungen der sachsischen Verdichtungsraume und Oberzentren
mit den Oberzentren und Verdichtungsradumen benachbarter Lander und Staaten sowie die
Einbindung in europaische Netze wiedergeben. Das Netz der lGberregionalen Verbindungs- und
Entwicklungsachsen wird durch ein Netz regionaler Verbindungs- oder Entwicklungsachsen
(Gliederung durch — Griinzasuren, — Regionaler Griinzug) erganzt. (LEP 2013 Kapitel 1.5
Verbindungs- und Entwicklungsachsen)

Bauleitplanung

Raumliche Gesamtplanung auf gemeindlicher Ebene.

Es wird unterschieden zwischen vorbereitenden Bauleitplanen (- Flachennutzungsplane) und
verbindlichen Bauleitplanen (Bebauungsplanen).

Die Rechtsgrundlagen enthalt das Baugesetzbuch ( BauGB).

Braunkohlenplan

In den Regionen mit Braunkohlengebieten wird flr jeden Tagebau ein Braunkohlenplan - flr
stillzulegende oder stillgelegte Tagebaue als Sanierungsrahmenplan - aufgestellt. Die
Braunkohlenplane sollen insbesondere Angaben zu Grenzen des Abbaus und der
Grundwasserbeeinflussung, Oberflachengestaltung, Wiedernutzbarmachung und
Landschaftsentwicklung enthalten.

Der Braunkohlenplan gilt als Teil-Regionalplan.

Daseinsvorsorge

Zusammenfassender Begriff fur die flachenhafte Versorgung mit lebensnotwendig eingestuften
GuUtern und Dienstleistungen zu sozial tragbaren Preisen und zu vertraglichen
Erreichbarkeitsbedingungen. Eine abschlieBende Aufzahlung aller Leistungen der Daseinsvorsorge
ist nicht méglich, zumal diese im gesellschaftlichen Wandel stetigen Veranderungen unterworfen
sind. Fur die Gewahrleistung der Daseinsvorsorge steht der Staat bei zahlreichen Grundaufgaben in
der Pflicht, ohne allerdings selbst Trager dieser Leistungen sein zu miissen. Fir die Offentliche Hand
kommt es lediglich darauf an, dass die betreffenden Leistungen auch tatsachlich erbracht werden.
(LEP 2013, vor allem Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbunde, Kapitel 3 Verkehrsentwicklung,

Kapitel 5 Technische Infrastruktur und Kapitel 6 Daseinsvorsorge)

EgroNet
GrenzUberschreitendes europaisches Nahverkehrssystem in Teilen der Vierlanderregion Sachsen,
Tharingen, Bayern, Béhmen (EUREGIO EGRENSIS)

Eigenentwicklung
Die fur den Bauflachenbedarf zu Grunde zu legende Entwicklung einer Gemeinde, die sich aus der
naturlichen Bevolkerungsentwicklung und aus den Anspruchen der 6rtlichen Bevdlkerung an
zeitgemale Wohnverhaltnisse sowie den Flachenansprichen einer ortsangemessenen Entwicklung

von Gewerbebetrieben und Dienstleistungseinrichtungen ergibt.
(LEP 2013, Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen)

Eignungsgebiete

Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen MalBnahmen oder Nutzungen, andere
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raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei diese MaRnahmen oder Nutzungen an
anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen sind.

Gemal § 2 Abs. 1 SachsLPIG darf die Ausweisung von Eignungsgebieten im vorgenannten Sinne nur
in Verbindung mit der Ausweisung von — Vorranggebieten zu Gunsten der betreffenden Nutzung
erfolgen.

Endogenes Potenzial

Das endogene (Entwicklungs-/Wachstums-)Potenzial bezeichnet die Entwicklungsmaoglichkeiten
innerhalb einer Region im Gegensatz zu den von auBen herangeflhrten Entwicklungsressourcen.

Erfordernisse der Raumordnung

Die Erfordernisse der Raumordnung umfassen — Ziele der Raumordnung, = Grundsatze der
Raumordnung und sonstige Erfordernisse der Raumordnung (§ 3 ROG).

Sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung,
Ergebnisse formlicher landesplanerischer Verfahren wie des - Raumordnungsverfahrens sowie
landesplanerische Stellungnahmen.

Euroregionen

Euroregionen sind freiwilige Zusammenschlisse von Landkreisen, Stadten und Gemeinden Uber die
Binnen- und AuRengrenzen der EU hinweg, mit dem Ziel, die grenzuberschreitende Zusammenarbeit
zu férdern. lhre Aufgabe ist es unter anderem, grenziberschreitende Aktivitaten auf kommunaler
und regionaler Ebene zu koordinieren und zu unterstitzen sowie die W ettbewerbsfahigkeit der
gesamten Region zu starken. Haufig wird auch der Begriff , Euregio” als Kurzform fur ,Europaische
Region” genutzt.

Es gibt an der sachsisch-polnischen und der sachsisch-tschechischen Grenze vier Euroregionen.
Dies sind die Euroregion Neisse-Nisa-Nysa, die Euroregion Elbe/Labe, die Euroregion
Erzgebirge/Kruanohori und die Euregio Egrensis.

Europaisches Raumentwicklungskonzept (EUREK)

Das EUREK, durch die fir Raumordnung zustandigen Minister/innen der EU-Mitgliedstaaten 1999
verabschiedet, enthalt die Ziele und Optionen fur eine nachhaltige europaische Raumentwicklung.
AuBRerdem werden die wesentlichen Instrumente der transnationalen und grenzibergreifenden
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Raumordnung in Europa dargestelit.

Das EUREK hat als informelles raumplanerisches Dokument auf EU-Ebene nach wie vor Gultigkeit,
wenngleich mittlerweile weitere Dokumente verabschiedet wurden, wie die — Territoriale

Agenda 2020 (2011) und die -» EU-Strategie 2020 (2010).

Europaische territoriale Zusammenarbeit

Das Ziel ,,Europaische Territoriale Zusammenarbeit” besteht seit der Férderperiode 2007 bis 2013 in

den Ausrichtungen

- Starkung der grenzubergreifenden Zusammenarbeit durch gemeinsame lokale und regionale
Initiativen,

- Starkung der transnationalen Zusammenarbeit in Gestalt von Prioritaten der Gemeinschaft
entsprechenden Aktionen zur integrierten Raumentwicklung und

- Ausbau der interregionalen Zusammenarbeit und des Erfahrungsaustausches auf der
geeigneten territorialen Ebene (Artikel 3 Abs. 2 Nr. 3 VO (EG) Nr. 1083/2006).

Die europaische territoriale Zusammenarbeit wird aus dem Europaischen Fonds flr Regionale
Entwicklung (EFRE) finanziert. Zuvor wurde die territoriale Kooperation durch die
Gemeinschaftsinitiative - INTERREG gefdrdert.

EU-Strategie 2020
Die EU-Strategie 2020 fur ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum stellt eine Folge
der Herausforderungen durch die Wirtschafts- und Finanzkrise in Europa dar und 16st die Lissabon-
Strategie ab, die darauf abzielte, Europa zum groRten Weltwirtschaftsraum zu machen. Dabei gibt
es drei Prioritaten:

- Entwicklung einer auf Wissen und Innovation gestitzten Wirtschaft (inteligentes Wachstum),

- Forderung einer Ressourcen schonenden 6kologischen und wettbewerbsfahigen Wirtschaft
(nachhaltiges Wachstum) sowie

- Férderung einer Wirtschaft mit hoher Beschaftigung und ausgepragtem sozialen und
territorialen Zusammenhalt (integratives Wachstum).

siehe auch —» TAEU 2020
Fachplanungen, raumwirksame
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Planungen, MaBnahmen und sonstige Vorhaben der Fachressorts auf den verschiedenen
Planungsebenen (EU, Bund, Lander, Kommunen), durch die Raum in Anspruch genommen oder die
raumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird (zum Beispiel Verkehr,
technische Ver- und Entsorgung, Wirtschaftsférderung, Wohnungsbau und Stadtentwicklung,
Agrar- und Umweltpolitik).

Flachennutzungsplan

Vorbereitender - Bauleitplan, der fur das gesamte Gemeindegebiet die von der Gemeinde
angestrebte stadtebauliche Entwicklung und beabsichtigte Bodennutzung darstellt.

Freiraum

Raum auBerhalb von Siedlungen, in dem vor allem landschaftsbezogene Nutzungen oder
Okologische Funktionen zu entwickeln sind.

Gegenstromprinzip

Raumordnerisches Prinzip, nach dem sich die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilrdume in
die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraumes einfligen und die Entwicklung, Ordnung
und Sicherung des Gesamtraumes die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teilrdume
berlcksichtigen soll.

Grenzlbergreifende Zusammenarbeit

Teil der ,,Europaischen Territorialen Zusammenarbeit” (ETZ). Sachsen ist in der derzeitigen
Forderperiode 2007 bis 2013 am Programm zur Férderung der grenzibergreifenden
Zusammenarbeit zwischen dem Freistaat Sachsen und der Tschechischen Republik (www.ziel3-
cil3.eu/de/ index.html) sowie am Operationellen Programm der grenzubergreifenden
Zusammenarbeit Sachsen - Polen (www.sn-pl.eu/de/index.html) beteiligt. Generelles Ziel der
grenzibergreifenden Zusammenarbeit ist es, die durch die Grenzlage bedingten Nachteile
abzubauen und die Grenzregionen gemeinsam zu entwickeln (LEP 2013, Kapitel 2.1.2 Einbindung
Sachsens in Europa und Europaische Territoriale Zusammenarbeit).

Grundsatze der Raumordnung

Allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes (Grundsatze der
Raumordnung im Sinne der Leitvorstellung einer — nachhaltigen Raumentwicklung) als Vorgaben fur
nachfolgende Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen (§ 3 Nr. 3 ROG). Die Grundsatze der
Raumordnung sind von allen 6ffentlichen Planungstragern bei - raumbedeutsamen Planungen und
MalBnahmen sowie bei behérdlichen Entscheidungen in Zulassungsverfahren Uber Vorhaben Privater
in der Abwagung oder bei der Ermessensausibung nach MalRgabe der daflir geltenden Vorschriften
zu berlcksichtigen (§ 4 ROG).

GrlUnzasur

Kleinrdumiger Bereich des - Freiraumes zum Schutz siedlungsnaher Erholungsfunktionen und zur
Verhinderung des Zusammenwachsens dicht beieinander liegender Siedlungsgebiete, insbesondere
im Zuge von - Achsen. Grinzasuren sind = Ziele der Raumordnung. siehe auch - Regionaler
Grinzug

(LEP 2013, Kapitel 1.5 Verbindungs- und Entwicklungsachsen und Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen)

INTERREG

Die Gemeinschaftsinitiative INTERREG wurde bereits in der Strukturfondsperiode 1989 bis 1993 mit
dem Ziel eingerichtet, die Kooperation zwischen Behoérden der EU-Lander Uber die nationalen
Grenzen hinweg zu starken und wurde bis zum Programmzeitraum 2000 bis 2006 fortgefuhrt. Der
Begriff INTERREG wird umgangssprachlich weiterhin verwendet, obgleich zwischenzeitlich INTERREG
offiziell durch das Ziel -» Europaische territoriale Zusammenarbeit ersetzt wurde.

ILEK

Die Integrierte landliche Entwicklung (ILE) ist ein vom Freistaat Sachsen geférderter und mit EU-
Mitteln kofinanzierter Prozess zur Entwicklung und Starkung des landlichen Raumes. Sie beinhaltet
mehrere Bausteine, darunter das ,Integrierte landliche Entwicklungskonzept” (ILEK) als informelles
Planungsinstrument fur die jeweilige Region.

siehe auch www.laendlicher-raum.sachsen.de

INSEK

Das gesamtstadtische , Integrierte Stadtentwicklungskonzept” (INSEK) ist als informelles
Planungsinstrument eine sonstige Rahmenplanung der Gemeinde im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11
BauGB.

siehe auch www.bauen-wohnen.sachsen.de
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IOR-Monitor

Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung des Leibniz-Instituts flr 6kologische
Raumentwicklung (IOR). Der IOR-Monitor stellt Informationen zur Flachenstruktur und deren
Entwicklung unter Nutzung von topographischen Geodaten als Berechnungsgrundlage bereit. Er
erganzt unter anderem die amtliche Flachenstatistik mit Basisinformationen fur die Bewertung der
Flachenentwicklung, insbesondere hinsichtlich deren Nachhaltigkeit.

(LEP 2013, Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen)

Klimacheck

Im Rahmen der - Umweltprifung zum Landesentwicklungsplan (LEP 2013) wird in Sachsen ein
sogenannter ,Klimacheck” durchgefuhrt, mit dem gepruft wird, welchen Beitrag der
Landesentwicklungsplan 2013 zum Klimaschutz und zur vorsorgenden Anpassung an sich
abzeichnende klimatische Veranderungen leistet.

Kulturlandschaft

Die Kulturlandschaft ist das Ergebnis der Wechselwirkung zwischen naturrdumlichen Gegebenheiten
und menschlicher Einflussnahme im Verlauf der Geschichte. Dynamischer Wandel ist daher ein
Wesensmerkmal der Kulturlandschaft.

(LEP 2013, Kapitel 4.1.1 Schutz und Entwicklung von Natur und Landschaft)

Kulturraum

Die Kulturraume sind funf landliche (durch Zusammenschluss von Landkreisen) und drei urbane
Kulturrdume (Dresden, Chemnitz, Leipzig), die als Zweckverbande organisiert sind und in denen
unter anderem regional bedeutsame Einrichtungen und MaBnahmen durch die Sitzgemeinde, den
Kulturraum und den Freistaat Sachsen im Rahmen eines sachsischen Kulturlastenausgleiches
gemeinsam finanziert werden.

siehe auch www.kulturland.sachsen.de (LEP 2013, Kapitel 6.4 Kultur und Sport)

KWIS

Kommunales Wirtschaftsinformationssystem der Wirtschaftsféorderung Sachsen GmbH. Eine
internetgestutzte Datenbank fur die Vermarktung von Gewerbeflachen und Immobilien. Die
dezentrale Online-Datenpflege erfolgt durch die regionalen Wirtschaftsforderer, die TLG Immobilien
GmbH und den Staatsbetrieb Sachsisches Immobilien- und Baumanagement.

Landesentwicklungsbericht (LEB)

In jeder Legislaturperiode dem Sachsischen Landtag von der Staatsregierung vorzulegender Bericht
Uber den Stand der Landesentwicklung, Uber die Verwirklichung der Raumordnungspléane und tber
die Entwicklungstendenzen (§ 17 Abs. 1 SachsLPIG).

Derzeit aktuell ist der Landesentwicklungsbericht 2010 (LEB 2010).

Landesentwicklungsplan (LEP)

Zusammenfassender und Ubergeordneter - Raumordnungsplan fur das gesamte Landesgebiet. Er
enthalt - Grundsatze und - Ziele der Raumordnung zur raumlichen Ordnung und Entwicklung und
stellt unter Einbeziehung der raumbedeutsamen — Fachplanungen eine raumordnerische
Gesamtkonzeption fur das Land mit Vorgaben flr die Regionalplanung (= Regionalplan) dar.

Landesplanung

Teil der 6ffentlichen Verwaltung in den Landern, der zusammenfassende, Uberdrtliche,
Ubergeordnete, den - Grundsatzen der Raumordnung entsprechende Programme und Plane
aufstellt und - raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen koordiniert.

Landesplanerischer Vertrag

Vertragliche Vereinbarung zur Vorbereitung und Verwirklichung von - Raumordnungsplanen oder
zur Koordinierung und Verwirklichung von Regionalen Entwicklungskonzepten (§ 13 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 ROG).

(LEP 2013, Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbiinde)

landlicher Raum

- Raumkategorie, die die Teile Sachsens umfasst, die im Vergleich zu den - Verdichtungsraumen
eine dinnere Besiedlung und eine geringere bauliche Verdichtung aufweisen. Wenngleich die Land-
und Forstwirtschaft bei der Beschaftigung auch im landlichen Raum nicht mehr dominiert, so ist sie
fur die Fldchennutzung in dieser Raumkategorie unvermindert pragend.

(LEP 2013, Kapitel 1.2 Raumkategorien)

Landschaftsplanung

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 136 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=13934&jabs=p17
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect

Landesentwicklungsplan 2013

Planungsinstrument von Naturschutz und Landschaftspflege. Die Landschaftsplanung hat die
Aufgabe, die Ziele und die fir ihre Verwirklichung erforderlichen MaBnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege flr den Planungsraum zu erarbeiten, zu begrinden und in Text und Karten
darzustellen. Sie ist wie die rdumliche Gesamtplanung (= Raumordnung — Bauleitplanung) dreistufig
angelegt (Landschaftsprogramm, Landschaftsrahmenplan, Kommunaler Landschaftsplan) und auf
uberdrtlicher Ebene in die Raumordnungsplanung integriert (= Primarintegration).

Leitbilder fur die Raumentwicklung (Bund)

Es ist Aufgabe des zustandigen Bundesministeriums, diese in Zusammenarbeit mit den Landern zu
entwickeln. Die von der - Ministerkonferenz fur Raumordnung (MKRO) am 30. Juni 2006
verabschiedeten ,Leitbilder und Handlungsstrategien fur die Raumentwicklung in Deutschland”

- »Wachstum und Innovation*,
- ,Offentliche Daseinsvorsorge sichern“ und
- ~Ressourcen bewahren, Kulturlandschaft gestalten”

stellen einen Strategiekonsens zur kinftigen raumlichen Entwicklung dar. Die Leitbilder fir die
Raumentwicklung werden derzeit fortgeschrieben.

Metropolregion

Hochverdichtete Agglomerationsraume mit mindestens 1 Milion Einwohnern, die sich - gemessen an
Okonomischen Kriterien wie Wettbewerbsfahigkeit, Wertschépfung, Wirtschaftskraft und
Einkommen - besonders dynamisch entwickeln und international gleichzeitig besonders
herausgehoben sind. In Deutschland wurden von der - Ministerkonferenz fir Raumordnung 1997
und 2005 elf Rdume als Europaische Metropolregionen in Deutschland ausgewiesen.

siehe auch www.deutsche-metropolregionen.org

Metropolregion Mitteldeutschland

Die Europaische —» Metropolregion ,Mitteldeutschland” ist eine landertbergreifende Kooperation
(Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiringen) von Stadten, bei der auch Uber die jeweiligen Stadtgrenzen
hinaus regionale Abstimmungsprozesse zu berticksichtigen sind. Seit Anfang 2010 besteht die
Metropolregion Mitteldeutschland aus den Stadten Dresden, Chemnitz, Leipzig, Zwickau, Dessau-
Rosslau, Halle, Magdeburg, Erfurt, Gera, Jena und Weimar.

(LEP 2013, Kapitel 1.6 LanderUbergreifende Zusammenarbeit und Europaische Metropolregion
Mitteldeutschland)

Ministerkonferenz fir Raumordnung (MKRO)
Gremium der Bund-Lander-Zusammenarbeit, in dem die fir - Raumordnung und = Landesplanung
zustandigen Minister und Senatoren des Bundes und der Lander Uber grundsatzliche Fragen der
Raumordnung und Landesplanung und Zweifelsfragen gemeinsam beraten und Empfehlungen
abgeben.

Mittelbereich
- Verflechtungsbereich eines Mittelzentrums
(LEP 2013; Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbinde)
Nachhaltige Raumentwicklung
Oberste Leitvorstellung der - Raumordnung gemaR § 1 Abs. 2 ROG. Nachhaltige Raumentwicklung

bringt die sozialen und wirtschaftlichen Anspriche an den Raum mit seinen ékologischen Funktionen
in Einklang und fahrt zu einer dauerhaften, groBradumig ausgewogenen Ordnung.

Nahbereich
- Verflechtungsbereich eines Grundzentrums
(LEP 2013; Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbinde)
Oberbereich
- Verflechtungsbereich eines Oberzentrums
(LEP 2013; Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbinde)
Planungsregion
Planungsraum unterhalb der Landesebene, fir den ein eigener Raumordnungsplan (= Regionalplan)

aufgestellt wird. Die Abgrenzung der Planungsregionen ist im Landesplanungsgesetz (§ 9 Abs. 1)
festgelegt. In Sachsen gibt es derzeit vier Planungsregionen.

Primarintegration

Primarintegration bedeutet, dass Landschaftsprogramm und Landschaftsrahmenplan Teile der
entsprechenden Raumordnungsplane sind. Im Freistaat Sachsen tUbernimmt der —»
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Landesentwicklungsplan zugleich die Funktion des Landschaftsprogramms und die - Regionalplane
Ubernehmen zugleich die Funktion der Landschaftsrahmenplane nach § 6 SachsNatSchG.

Raumbedeutsame Planungen und MaRnahmen

Planungen einschlieBlich der Raumordnungsplane, Vorhaben und sonstige MaBnahmen, durch die
Raum in Anspruch genommen oder die rdumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes
beeinflusst wird, einschlieBlich des Einsatzes der hierflr vorgesehenen 6ffentlichen Finanzmittel (§ 3
ROG).

Raumbeobachtung

Tatigkeit der - Raumordnung und — Landesplanung, die kontinuierlich alle raumbedeutsamen
Entwicklungen und Tendenzen erfasst, systematisiert und bewertet.

Raume mit besonderem Handlungsbedarf

Raume, in denen auf Grund ihrer Lage im Raum, ihrer gro3flachigen bergbaubedingten
Inanspruchnahme oder besonderer Umweltbelastungen die Lebensbedingungen oder die
Entwicklungsvoraussetzungen in inrer Gesamtheit im Verhaltnis zum Landesdurchschnitt
zuruckgeblieben sind oder in denen ein solches Zurlckbleiben zu befurchten ist. Dazu gehdren
insbesondere

- die grenznahen Gebiete an der Staatsgrenze zur Republik Polen und zur Tschechischen
Republik und

- die Bergbaufolgelandschaften des Braunkohlenbergbaus, des Steinkohlenbergbaus, des
Erzbergbaus, des Uranbergbaus.

(LEP 2013, Kapitel 2.1.3 Raume mit besonderem Handlungsbedarf)
Raumkategorien

Raume, die eine weitgehend einheitliche Struktur aufweisen und deshalb hinsichtlich ihrer
angestrebten Entwicklung einheitlich zu behandeln sind. Im LEP 2013 (Kapitel 1.2 Raumkategorien)
werden folgende Raumkategorien unterschieden:

- Verdichtungsraum und

- landlicher Raum mit seinen verdichteten Bereichen.

Raumordnung

Zusammenfassende, Uberdrtliche und fachubergreifende Planung zur Ordnung und Entwicklung
des Raumes einschlieBlich der Verwirklichung dieser Planung. Die Aufgabe der Raumordnung ist in
§ 1 Abs. 1 ROG und § 1 SachsLPIG festgeschrieben.

- Raumordnungsplan, - raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen

Raumordnungsbehérden

Raumordnungsbehdrden sind die fir -» Landesplanung und fir den Vollzug der —»
Raumordnungsplane zustandigen Landesbehoérden.

In Sachsen ist die oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehérde das Sachsische
Staatsministerium des Innern.

Obere Raumordnungsbehdrde ist die Landesdirektion Sachsen (§ 19 SachsLPIG).

Raumordnungsklauseln

Bestimmungen, nach denen bei - raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen — Erfordernisse
der Raumordnung zu berulcksichtigen sind.

Raumordnungsplan

Oberbegriff fir -» Landesentwicklungsplan und - Regionalplane im Freistaat Sachsen (§ 3 ROG
Abs. 1 Nr. 7).

Raumordnungsverfahren

Férmliches Verfahren zur Prifung der Vereinbarkeit eines raumbedeutsamen Vorhabens mit den -
Erfordernissen der Raumordnung und Abstimmung mit raumbedeutsamen Vorhaben anderer
offentlicher und sonstiger Planungstrager untereinander (§§ 15, 16 ROG in Verbindung mit § 15
SachsLPIG).

Regionalentwicklung

Gesamtheit aller Aktivitaten zur Entwicklung von Teilraumen auf der Grundlage der interkommunalen
Kooperation. Im Rahmen der Regionalentwicklung wird versucht, neben 6ffentlichen Stellen auch die
regionalen Akteure (Personen des Privatrechts, Wirtschaftsvertreter,
Nichtregierungsorganisationen, Vereine und so weiter) einzubeziehen.

Zur Starkung der regionalen Entwicklung unterstitzen die - Raumordnungsbehérden und
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Regionalen Planungsverbande die Zusammenarbeit der fir die Verwirklichung der
Raumordnungsplane maligeblichen 6ffentlichen Stellen und Personen des Privatrechts. Dies kann
insbesondere im Rahmen von - Regionalen Entwicklungskonzepten beziehungsweise integrierten
regionalen Anpassungsstrategien und deren Umsetzung sowie durch die Férderung der freiwiligen
Zusammenarbeit mit benachbarten - Planungsregionen, Landern und auslandischen Staaten
erfolgen (§ 13 ROG und § 13 Abs. 1 und 3 SachsLPIG).

Regionaler Griinzug

Siedlungsnaher, zusammenhangender Bereich des — Freiraums mit unterschiedlichen 6kologischen
Funktionen oder naturnahen Erholungsmdglichkeiten, der von Bebauung im Sinne einer Besiedlung
und von anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten ist. Regionale Griinziige sind - Ziele der
Raumordnung.

siehe auch - Grunzasur

(LEP 2013, Kapitel 1.5 Verbindungs- und Entwicklungsachsen und Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen)

Regionaler Planungsverband (RPV)

Koérperschaft des 6ffentlichen Rechts, dem durch das Landesplanungsgesetz die Aufgabe der
Regionalplanung Ubertragen wurde. Mitglieder sind die Kreisfreien Stadte und die Landkreise. Im
Freistaat Sachsen bestehen:

- der RPV Leipzig-Westsachsen,
- der Planungsverband Region Chemnitz,
- der RPV Oberes Elbtal/Osterzgebirge und
- der RPV Oberlausitz-Niederschlesien/Hornja tuZica-Delnja Sleska
(8§ 9 SachsLPIG).
Regionales Entwicklungskonzept (REK)
Kommunale Grenzen Uberschreitendes informelles Konzept flr ein koordiniertes Handeln zur
Entwicklung eines Kooperationsraumes. Eine Form des informellen Instrumentariums zur
Entwicklung einer (Teil-) Region und zur raumlichen Zusammenarbeit. REK kénnen zur Vorbereitung

oder Verwirklichung von Raumordnungsplanen oder sonstigen raumbedeutsamen Planungen und
MaRnahmen beitragen ( ROG § 13 Abs. 2 Punkt 2 und § 13 Abs. 1 SachsLPIG).

Regionales Flachenmanagement

Koordinierung von Flachenbedarf und Flacheninanspruchnahme durch integrierte Siedlungs- und
Freiraumpolitik unter kooperativer Mitwirkung der hierfir maRgeblichen Akteure.
(LEP 2013, Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen)

Regional Governance

Netzwerkartige Kooperationen zwischen Akteuren des 6ffentlichen, privatwirtschaftlichen und
zivilgesellschaftlichen Bereichs zur Bearbeitung von Problemen des regionalen Gemeinwohls.
(LEP 2013, Kapitel 2.1.1 Regionale Kooperation)

Regionalplan

Regionaler » Raumordnungsplan. Er formt den - Landesentwicklungsplan raumlich und sachlich
aus und enthalt -» Grundsatze und - Ziele der Raumordnung zur rdumlichen Ordnung und
Entwicklung fr eine —» Planungsregion. Er ist das wesentliche Bindeglied zwischen den Uberdrtlichen
Entwicklungsvorstellungen des Landes und den konkreten Festlegungen der Raumnutzung auf der
Ortlichen Ebene (- Bauleitplanung).

Sanierungsrahmenplan

- Braunkohlenplan
Stadtenetze

Informelle Kooperationsformen von Gemeinden einer Region oder benachbarter Regionen, die
dadurch gekennzeichnet sind, dass die Gemeinden als Partner agieren, das heit gleichberechtigt
ihre Fahigkeiten und Potenziale bliindeln und erganzen, um ihre Aufgaben gemeinsam besser erfillen
zu kénnen.

Stadteverblinde

In einem —» Raumordnungsplan festgelegter Verbund von mehreren Gemeinden zur gemeinsamen
Ausubung der Funktion eines - Zentralen Ortes.

Ein oberzentraler Stadteverbund besteht aus zwei oder mehreren Gemeinden, die auf Grund ihrer
Lage im Raum, ihrer vergleichbaren Einwohnerzahl, ihrer zentralértlichen Ausstattung und
Leistungskraft sowie einer eigenstandigen Auspragung eines — Verflechtungsbereichs gemeinsam
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die Funktion eines Oberzentrums austben.

Mittel- und Grundzentrale Verblinde bestehen aus zwei oder mehreren Gemeinden, die auf Grund
ihrer Nachbarschaftslage oder eines direkten baulichen Zusammenhangs sowie ihrer
Funktionsteilung in Bezug auf die zentraldrtliche Ausstattung gemeinsam die Funktion eines
Zentralen Ortes ausuben.

(LEP 2013, Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbiinde)

Territoriale Agenda der Europaischen Union (TAEU 2020)

Die TAEU 2020 wurde von den fir Raumordnung und -entwicklung zustandigen europaischen
Ministern/innen am 19. Mai 2011 verabschiedet. Sie beschreibt einen gemeinsamen
Handlungsrahmen zur Unterstltzung des territorialen Zusammenhalts und der Ziele der EU-
Strategie 2020 mit den Mitteln und Instrumenten der Kohasions- und Raumentwicklungspolitik.
Neben der Vermittlung einer strategischen Orientierung soll die raumliche Dimension auf allen
Regierungsebenen starker in die verschiedenen Politikbereiche integriert werden.

In der TAEU 2020 wurden unter anderem sechs Prioritaten benannt, die zur erfolgreichen
Umsetzung der - EU-Strategie 2020 beitragen kénnen.

Transeuropaische Netze (TEN)

Der Auf- und Ausbau der Transeuropaischen Netze soll zur Umsetzung und Entwicklung eines
europaischen Binnenmarktes und zur Unterstitzung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen
Zusammenhalts entscheidend beitragen. Neben den bedeutenden Transeuropaischen
Verkehrsnetzen (TEN-V) geht es in der EU aber auch um IT- und Energienetze. Es wird sowohl die
Vernetzung im Binnenmarkt als auch die Vereinheitlichung der (Verkehrs-)Systeme angestrebt.
Dabei stehen die Férderung des Verbunds und die Interoperabilitat der einzelstaatlichen Netze sowie
der Zugang zu diesen Netzen im Vordergrund. Zu den Transeuropaischen Verkehrsnetzen liegt
seit Oktober 2011 ein Vorschlag der EU-Kommission zur Revision der Leitlinien flr den Aufbau des
zukUnftigen transeuropaischen Verkehrsnetzes vor.

(LEP 2013, Kapitel 2.1.2 Einbindung Sachsens in Europa und Europaische Territoriale
Zusammenarbeit)

siehe auch http://ec.europa.eu/transport/themes/infrastructure/ revision-ten.htm

Transnationale Zusammenarbeit

Teil der Europaischen Territorialen Zusammenarbeit (ETZ). Sachsen gehdrt neben den neuen
Bundeslandern sowie Bayern und Baden-W lrttemberg dem Kooperationsraum Mitteleuropa
(Central Europe: www.central2013.eu) mit den Staaten (Nord-)Italien, Osterreich, Polen, Slowakei,
Slowenien, Tschechien, Ungarn und Teile der Ukraine an. Das Operationelle Programm

Central Europe fordert Projekte der Prioritaten Innovation, Erreichbarkeit, Umwelt und Stadt-
/Regionalentwicklung.

Trager 6ffentlicher Belange (TOB)

In § 6 Abs. 1 Satz 1 SachsLPIG benannte Stellen, die 6ffentliche Aufgaben wahrnehmen und bei der
Aufstellung von Raumordnungsplanen und bei raumordnungsrechtlichen Verfahren zu beteiligen
sind.

Umweltprifung

Auf Grund von § 9 ROG in Verbindung mit § 2 Abs. 2 SachsLPIG bei der Aufstellung und
Fortschreibung von = Raumordnungsplanen obligatorisch durchzufihrende Prifung Uber
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen, welche sich in der Folge der Umsetzung der
Ausweisungen des Planes ergeben kénnen.

verdichtete Bereiche im landlichen Raum

Teilrdume innerhalb des — landlichen Raums, mit Uberdurchschnittlichem Anteil an Siedlungs- und
Verkehrsflache als Randbereich eines Verdichtungsraumes oder als zusammenhangender Raum mit
mindestens 10 000 Einwohnern.
(LEP 2013, Kapitel 1.2 Raumkategorien)

Verdichtungsraum
- Raumkategorie, die die grof3flachigen Gebiete um die Oberzentren Chemnitz beziehungsweise
Zwickau, Leipzig und Dresden mit einer hohen Konzentration von Bevdlkerung, Wohn- und
Arbeitsstatten, Trassen, Anlagen und Einrichtungen der technischen und sozialen Infrastruktur

sowie einer hohen inneren Verflechtung umfasst.
(LEP 2013, Kapitel 1.2 Raumkategorien)

Verflechtungsbereich

Raumlicher Bereich, dessen Bevdlkerung vorwiegend von dem zugehdrigen —» Zentralen Ort mit
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versorgt wird (Handel, Dienstleistungen, Infrastruktur). Der Versorgungsaufgabe entsprechend wird
unterschieden zwischen - Oberbereich, —» Mittelbereich und — Nahbereich.

Verkniipfungspunkte des OPNV

Verkniipfungspunkte des OPNV sind in der Regel durch eine Bedienung mit mindestens zwei
regelmaRig verkehrenden Linien des OPNV gekennzeichnet, die ein verkehrlich sinnvolles rdumliches
und zeitliches Umsteigen ermdglichen. Im weitesten Sinne werden darunter auch Zugangsstellen
des OPNV verstanden, die sich insbesondere als Zugangsstellen zum SPNV beziehungsweise als
Zugangsstellen mit attraktiven Ubergédngen zum MIV und zum Radverkehr besonders eignen.

Versorgungs- und Siedlungskern

Ein Versorgungs- und Siedlungskern einer Gemeinde ist der im Zusammenhang bebaute Ortstell,
der auf Grund seiner bereits vorhandenen Funktionen und entsprechender
Entwicklungsmdglichkeiten, seiner Erreichbarkeit (bei Zentralen Orten fur die Bevilkerung im
Verflechtungsbereich) und seiner Verkehrsanbindung durch den OPNV die Voraussetzung fiir die
raumlich konzentrierte Versorgung der Bevdlkerung (bei Zentralen Orten fir die Bevélkerung im
Verflechtungsbereich) in zumutbarer Entfernung zu den Wohnstandorten bietet.

(LEP 2013, Kapitel 2.2.1 Siedlungswesen)

Vertraglichkeitsprifung nach der FFH-Richtlinie

Auf Grund von § 36 BNatSchG und § 23 Abs. 2 SachsNatSchG bei der Aufstellung und
Fortschreibung von - Raumordnungsplanen obligatorisch durchzuflihrende Prifung hinsichtlich
einer mdglichen erheblichen Beeintrachtigung von Lebensraumtypen des Anhangs | und Habitaten
der Arten des Anhangs Il der FFH-Richtlinie sowie von Vogelschutzgebieten, die nach der EU-
Richtlinie Gber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (79/409/EWG) - kurz: Vogelschutzrichtlinie
- ausgewiesen werden, welche sich in der Folge der Ausweisungen des Planes ergeben kann.

Vorbehaltsgebiete

Gebiete, in denen bestimmten, raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen bei der Abwagung
mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen besonderes Gewicht beigemessen werden soll
(§ 8 Abs. 7 Nr. 2 ROG).

Sie sind = Grundsatze der Raumordnung.

Vorranggebiete

Gebiete, die fur bestimmte, raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen sind und
andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet ausschlieBen, soweit diese mit den
vorrangigen Funktionen, Nutzungen oder Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind (§ 8 Abs. 7
Nr. 1 ROG).

Sie sind = Ziele der Raumordnung.

Zentrale Orte

Gemeinden, die auf Grund ihrer Einwohnerzahl und der GroRe ihres — Verflechtungsbereiches, ihrer
Lage im Raum, ihrer Funktion und der Komplexitat ihrer Ausstattung Schwerpunkte des
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens im Freistaat Sachsen bilden. Sie ibernehmen
entsprechend ihrer Funktion und Einstufung im zentraldrtlichen System Aufgaben fir die Gemeinden
ihres jeweiligen Ubergemeindlichen Verflechtungsbereichs. Im —» Landesentwicklungsplan werden
Ober- und Mittelzentren und in den = Regionalplanen die Grundzentren ausgewiesen.

(LEP 2013, Kapitel 1.3 Zentrale Orte und Verbiinde)

Zentralortlicher Verbund

Gemeinsame Wahrnehmung zentralortlicher Funktionen (- Zentrale Orte) durch mindestens zwei
oder mehrere Gemeinden, die eine Abstimmung und interkommunale Zusammenarbeit auf der
Grundlage vertraglicher Vereinbarungen voraussetzt.

Zielabweichungsverfahren

Das Zielabweichungsverfahren stellt ein im Raumordnungsgesetz verankertes Verfahren dar, mit
dem es vor allem den planenden Kommunen, aber auch Fachplanungsbehérden maglich ist, von
einem verbindlichen Ziel der Raumordnung abzuweichen. Voraussetzung daflr ist, dass die
Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzige der
Planung nicht berihrt werden (§ 6 Abs. 2 ROG). Im Freistaat Sachsen ist unter anderem zusatzlich
festgelegt, dass die Abweichung von Zielen der Raumordnung der Zulassung durch die
Raumordnungsbehérde in einem besonderen Verfahren bedarf (§ 16 SachsLPIG).

Ziele der Raumordnung

Verbindliche Vorgaben in Form von raumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom
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Trager der Landes- oder Regionalplanung abschlieBend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen
Festlegungen in - Raumordnungsplanen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums (§ 3
Abs. 1 Nr. 2 ROG). Die Ziele der Raumordnung sind von 6ffentlichen Stellen bei ihren -
raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen und bei bestimmten behdrdlichen Entscheidungen
Uber Planungen und MaBnahmen von Personen des Privatrechts zu beachten (§ 4 Abs. 1 ROG).
Zudem besteht eine Anpassungspflicht der - Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung (§ 1
Abs. 4 BauGB).

Bei den Zielen ist zwischen ,Ist-Zielen“, ,Soll-Zielen“ und ,Hinwirkungszielen” zu unterscheiden: Bei
einem , Ist-Ziel" ist die Planungsaussage absolut zwingend verbindlich. Sie kann nur im Rahmen eines
Zielabweichungsverfahrens Uberwunden werden.

Bei einem ,Soll-Ziel" ist die Festlegung zwingend verbindlich, enthalt aber ein so genanntes
Restermessen, das es erlaubt, in atypischen Fallen ohne Zielabweichungsverfahren von der
Planungsaussage abzuweichen. Ein atypischer Fall liegt dann vor, wenn bei objektiver Betrachtung
des konkreten Einzelfalles ein Festhalten am Ziel unter Beachtung der Gesamtaussage des Planes
nicht gerechtfertigt erscheint.

Von diesen Soll-Zielen sind zu unterscheiden Ziele mit einem Regel-Ausnahme-Verhaltnis. Damit
diese als Ziele der Raumordnung Verbindlichkeit erlangen, muss der Plangeber sowohl den Regelfall
als auch die Ausnahme bestimmen oder bestimmbar vorgeben. Anders als bei den Soll-Zielen ist die
Ausnahme bei diesen Zielen namlich fir den Plangeber bei Beschluss des Planes bereits erkennbar.
L+Hinwirkungsziele” betreffen Planungen oder MaBnahmen deren Umsetzung nicht im Machtbereich
des Adressaten liegt. Dieser kann daher nur verpflichtet werden, seine Einflussmadglichkeiten (zum
Beispiel Forderprogramme) auf die Stellen zu nutzen, die die Planungen und Mallnahmen umsetzen
kdnnen.

Anhang A 1
zum Landesentwicklungsplan 2013

Fachplanerische Inhalte des Landschaftsprogramms

Inhaltsverzeichnis

1 Einfuhrung

2 Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaBnahmen fiir die Schutzgiiter
2.1 Kulturlandschaft und Landschaftsschutz

2.1.1EinfUhrung

2.1.2Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaRnahmen

2.2 Pflanzen, Pilze, Tiere und ihre Lebensgemeinschaften und Lebensraume
2.2.1EinfUhrung

2.2.2Fachliche Ziele, Erfordernisse und MalRnahmen

2.3 Boden

2.3.1EinfUhrung

2.3.2Fachliche Ziele, Erfordernisse und MalSnahmen

2.4 Wasser

2.4.1EinfUhrung

2.4.2Fachliche Ziele, Erfordernisse und MalBnahmen

2.5 Klima, Luft, Larm

2.5.1EinfUhrung

2.5.2Fachliche Ziele, Erfordernisse und MalShahmen

Literaturverzeichnis

Kartenverzeichnis

Karte A 1.1: Pragung von Kulturlandschaftsgebieten durch historische Kulturlandschaftselemente
Karte A 1.2: Suchraumkulisse Moorrenaturierung

Karte A 1.3: Verbreitung gefahrdeter Tierarten

Karte A 1.4: Verbreitung gefahrdeter Pflanzenarten

Karte A 1.5: Grof3flachig naturnahe Waldkomplexe
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1 Einfihrung

Die Landschaftsplanung ist eine naturschutzfachliche Planung nach dem Bundesnaturschutzgesetz

und hat die Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege flr den jeweiligen
Planungsraum zu konkretisieren und die Erfordernisse und MaBnhahmen zur Verwirklichung dieser Ziele
auch far die Planungen und Verwaltungsverfahren aufzuzeigen, deren Entscheidungen sich auf Natur und
Landschaft auswirken kénnen (§ 9 Abs. 1 BNatSchG). Diese Planungen und Verwaltungsverfahren sowie
die Malnhahmen von 6ffentlichen Stellen, die sich auf Natur und Landschaft auswirken kénnen, haben die
Inhalte der Landschaftsplanung zu bertcksichtigen (§ 9 Abs. 5 Satz 1 BNatSchG in Verbindung mit § 6
Abs. 3 Satz 1 SachsNatSchG). Dies gilt insbesondere flr die Beurteilung der Umweltvertraglichkeit und der
Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets sowie bei der Aufstellung der
MaRnahmenprogramme im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie (§ 9 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG). Soweit den
Inhalten der Landschaftsplanung in den Entscheidungen nicht Rechnung getragen werden kann, ist dies
zu begrinden (§ 9 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG).

Tabelle 1: Bezug der Landschaftsplanung zum System der raumlichen Gesamtplanung (§§ 10, 11

BNatSchG)
Ebene Raumordnung beziehungsweise Landschaftsplanung
Bauleitplanung Naturschutzfachplanung,
Allgemeinverbindliches Plandokument naturschutzfachliches Plandokument
Land (uberortlich) Landesentwicklungsplan Landschaftsprogramm
(LEP) (LaPro)
Region (Uberdrtlich) Regionalplan Landschaftsrahmenplan
Gemeinde (6rtlich) Flachennutzungsplan Landschaftsplan
Gemeindeteil (6rtlich) Bebauungsplan Grunordnungsplan

Ahnlich wie in der Raumordnung beziehungsweise Bauleitplanung werden auch in der Landschaftsplanung
die Plane einer hdheren Bezugsebene durch die jeweils darunterliegende konkretisiert.

In Sachsen Ubernimmt der Landesentwicklungsplan zugleich die Funktion des Landschaftsprogramms,
was allgemein als ,Primarintegration” bezeichnet wird. Dabei werden die Inhalte des
Landschaftsprogramms, soweit sie in formaler Hinsicht zur Festsetzung als Erfordernisse der
Raumordnung geeignet sind (Raumbedeutsamkeit und so weiter), nach Abstimmung im Zuge der
Abwagung mit anderen Raumnutzungsansprichen als Ziele und Grundsatze der Raumordnung in den
nach Raumordnungsrecht verbindlichen Teil (Festlegungsteil) des LEP aufgenommen. Daruber
hinausgehende Inhalte sind als rein fachplanerische Inhalte des Landschaftsprogramms in diesem Anhang
enthalten (§ 6 Abs. 2 SachsNatSchG).

Die rein naturschutzfachlichen Zielformulierungen (gekennzeichnet mit FZ) im Anhang enthalten auch
Auftrage an die Landschaftsrahmenplanung und die kommunale Landschaftsplanung. Erfordernisse und
MalBnahmen, die fur die Umsetzung der naturschutzfachlichen Ziele notwendig sind, werden in den
Begrindungen und Erlduterungen dargestelit.

Lesehilfe:

In Ausformung der allgemeinen naturschutzfachlichen Ziele und ihrer Begrindungen enthalt der Anhang
auch naturschutzfachliche Erfordernisse und Mallnahmen mit einem inhaltlichen Bezug zu den
raumordnerischen Zielen und Grundsatzen im Festlegungsteil des LEP. Um aus naturschutzfachlicher
Sicht einen Uberblick zu einem bestimmten Aspekt des Landschaftsprogramms beziehungsweise
Schutzgut zu erhalten, empfiehlt sich die vergleichende Betrachtung der entsprechenden Textstellen des
Festlegungsteils und dieses Anhangs. Weitere Grundlagen kénnen dem Internetauftritt des Sachsischen
Staatsministeriums fur Umwelt und Landwirtschaft enthommen werden, insbesondere auch dem
Fachbeitrag zum Landschaftsprogramm (http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/ natur/8036.htm).

2 Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaBnahmen fiir die Schutzgiiter
2.1 Kulturlandschaft und Landschaftsschutz

2.1.Einfuhrung

Das Erscheinungsbild der Kulturlandschaft ist infolge der sich verandernden Nutzungen einem standigen
Wandel unterworfen. Ein einschneidender Wandel volizog sich in den 1960er/1970er-Jahren mit der
zunehmenden Technisierung und Industrialisierung der Landnutzungen. Die Landschaft wurde fur die
Belange der Landwirtschaft melioriert, was mit Veranderungen des Reliefs und vor allem des
Wasserhaushaltes und Gewassernetzes verbunden war.

Die Schlage wurden vergroRert und trennende Elemente wie Steinriicken oder Feldhecken, insbesondere in
den fruchtbareren Regionen, beseitigt. Kleinbauerliche Nutzungsformen verschwanden zunehmend. Die
Forstwirtschaft favorisierte Altersklassenwalder aus wenigen Baumarten. Die Teichbewirtschaftung wurde
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intensiviert, was haufig auch mit der Anlage gréRerer Teiche verbunden war. Nutzungen wurden
grofflachiger, wie im Bereich des Rohstoffabbaus am Beispiel des Braunkohletagebaus zu sehen ist. Es
entstanden auch neue Ausformungen, wie zum Beispiel Schienenwege, Autobahnen und suburbane
Bereiche. Gleiche Wirtschafts- und Bauweisen sowie die Verwendung einheitlicher und standardisierter
Materialien haben zur Folge, dass die vormals regional starker differenzierten Kulturlandschaften einander
immer ahnlicher werden. Der nachste einschneidende Wandel ist wahrscheinlich mit dem zunehmenden
Einsatz Erneuerbarer Energien verbunden, der negative Auswirkungen auf die Kulturlandschaft zur

Folge haben kdnnte. Zu nennen sind hier Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes durch monotonen
Feldfruchtanbau (zum Beispiel Mais, Raps), den unsensiblen Bau von Windenergieanlagen und die
Zerschneidung der Landschaft durch neue Leitungstrassen.

Im Folgenden werden wichtige Aspekte der Kulturlandschaft und des Landschaftsbildes kurz erlautert:

Historische Kulturlandschaft

Im Zuge der historischen Entwicklung der sachsischen Kulturlandschaft haben sich gezielt oder als
Nebenprodukt der Landnutzung charakteristische Kulturlandschaftselemente herausgebildet. Der Begriff
der historischen Kulturlandschaftselemente ist hier im weiten Sinne zu verstehen. Er umfasst zusatzlich zu
den kulturhistorischen Elementen im engen Sinne, die sich unter den heutigen wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Bedingungen nicht mehr herausbilden wiirden, auch solche, die im Zuge historischer
Landnutzungsformen entstanden sind, aber heute noch genutzt oder neu angelegt werden. Beispiele fur
historische Kulturlandschaftselemente sind historische Mihlen, Burgen, historische Garten- und
Parkanlagen, Flurformen wie Waldhufenfluren oder alte Siedlungsformen wie Rundlinge oder Angerddrfer
mit Gehoften, alte Waldnutzungsformen wie Mittel-, Nieder- oder Hutewalder, extensiv genutzte
Grunlander und Heiden. Sie kénnen in bauliche Elemente, wie zum Beispiel historische Muhlen, Burgen,
Schlésser oder auch Siedlungsformen, sowie in biotische Elemente, wie zum Beispiel Heiden, alte
Waldnutzungsformen und Alleen mit ihren Formen, unterteilt werden. Sie kénnen ein einzelnes Element
(zum Beispiel Mlhlen) oder einen Komplex bilden, der aus unterschiedlichen Einzelelementen besteht, die in
einer typischen Struktur angeordnet sind (zum Beispiel Waldhufenfluren).

Die Relikte der historischen Kulturlandschaftselemente pragen in ihren regional unterschiedlichen
Ausformungen die Eigenart der sachsischen Kulturlandschaft malRgeblich mit. Die noch vorhandenen
Relikte sind Beispiele flr Gberkommene Formen der Landnutzung und erlebbares Anschauungsmaterial.
Sie sind von groBem Wert, um die Zusammenhange der Entwicklung der Kulturlandschaft zu vermitteln
und Verstandnis daflr zu erzeugen.

Die regional unterschiedliche Pragung durch historische Kulturlandschaftselemente auBert sich zum einen
in unterschiedlichen, charakteristischen Kombinationen von Elementtypen in bestimmten Regionen und
zum anderen in Elementtypen, die ausschlieBlich oder schwerpunktmaltiig nur in bestimmten Regionen
auftreten.

Landschaftsbild

Die Qualitadt des Landschaftsbildes der Kulturlandschaft ist eine der wesentlichen Grundlagen fir ihre
Bedeutung als Erholungslandschaft. Diese Qualitat wird maRgeblich von der mehr oder weniger vielfaltigen
Eigenart der Landschaft gebildet. Schon die naturrdaumlichen Verhaltnisse unterscheiden sich in Sachsen
sehr stark aufgrund unterschiedlicher Anteile an Tief-, Hlgel- und Bergland und sehr verschiedener
Ausgangsgesteine sowie gering bis sehr fruchtbarer Béden, die die Landnutzungen mitbestimmen. Diese
starke naturraumliche Differenzierung wurde durch regional unterschiedliche Landnutzungen weiter
Uberpragt.

Es bildeten sich regional unterschiedliche Landnutzungsmuster und Kulturlandschaftselemente heraus, die
den Regionen ihre jeweilige Typik, ihre Eigenart und Identitat verleihen. Die Ziele und Anforderungen, die
sich aus den Aspekten der historischen Kulturlandschaft, des Landschaftshildes, der Erholungsvorsorge
und der Landschaftszerschneidung an die Entwicklung der Kulturlandschaft ergeben, sind in den
folgenden Unterkapiteln dargestellt.

2.1.Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaBhahmen

Karte Pragung von Kulturlandschaftsgebieten durch historische Kulturlandschaftselemente
A 1.1§ andschaftsschutz und Landschaftszerschneidung
2.1.2.1

FZ 1 (Bezugzu Z 4.1.1.11, Z 4.1.1.12, Z 4.1.1.14)

Die Eigenart der naturraumlich gepragten, historisch gewachsenen Kulturlandschaft ist in
ihrer regionalen Auspragung und Differenzierung dauerhaft zu schitzen, zu pflegen und zu
entwickeln. Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sollen MaRgaben fiir die kiinftige
Entwicklung der Kulturlandschaft formuliert und erlautert werden.

Kulturlandschaften haben unterschiedliche Funktionen zu erfullen. Sie sind nicht nur Wirtschafts-, sondern
auch Lebensraum der Menschen. Daflir miissen sie nicht nur einen funktionierenden Naturhaushalt
aufweisen (diese Anforderungen sind in den folgenden Kapiteln behandelt), sondern sie dienen auch der
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Erholung, der Naturerfahrung, als Anschauungsobjekt unterschiedlicher, auch Gberkommener
Landnutzungsformen, dem kulturellen Wissenserwerb und als Archiv der Nutzungsgeschichte. Daher gilt
es in diesem Zusammenhang vor allem, die regional unterschiedliche Eigenart und Schdénheit der
Kulturlandschaften zu erhalten und zu férdern und immer, wo dies umwelt- beziehungsweise
naturvertraglich zu gestalten ist, der Offentlichkeit zu erschlieRen.

Auch unter dem Gesichtspunkt der Erholung ist es von Bedeutung, moglichst grof8e unzerschnittene
verkehrsarme Raume zu erhalten, da so groBere zusammenhangende naturnahere und ruhigere Bereiche
erfahrbar sind. Da in intensiv genutzten Kulturlandschaften vornehmlich durch Menschen gesteuerte oder
stark beeinflusste Prozesse ablaufen, ist es besonders wichtig, auch Flachen vorzusehen, auf welchen
Uberwiegend natlrliche Prozesse erlebbar sind (zum Beispiel Naturerfahrungsgebiete).

Zum einen sind besonders bedeutsame Bereiche der Kulturlandschaft zu schitzen und im Hinblick auf die
Empfindlichkeit der einzelnen Schutzguter (insbesondere historische Kulturlandschaft, Landschaftsbild,
landschaftsbezogene Erholung, Unzerschnittenheit der Landschaft sowie gréRere naturnahe Bereiche)
besonders behutsam zu entwickeln. Zum anderen sollen die derzeit weniger bedeutsamen Bereiche so
entwickelt werden, dass ihre historische Entwicklung ablesbar bleibt, Eigenart und Schénheit des
Landschaftsbildes sowie die Erlebbarkeit von Natur und Landschaft und insbesondere naturnaher Bereiche
geférdert werden.

Um die Qualitaten besonders bedeutsamer Bereiche der Kulturlandschaft zu bewahren, wird die
Regionalplanung im Festlegungsteil des LEP (Z 4.1.1.12) beauftragt, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete
Kulturlandschaftsschutz festzulegen. Die dort genannten Kriterien werden im Folgenden erlautert.

Historische Kulturlandschaft

- Bereiche der Landschaft mit besonderer Pragung durch historische Kulturlandschaftselemente:

Die sachsische Kulturlandschaft ist in unterschiedlichem MalBe von Relikten historischer
Kulturlandschaftselemente gepragt. Hinweise darauf sind einer Studie zur historischen Kulturlandschaft zu
entnehmen (WALZ et al. 2012). Danach lasst sich die sachsische Kulturlandschaft in 17
Kulturlandschaftsgebiete unterteilen, die sich durch eine ahnliche Ausstattung mit historischen
Kulturlandschaftselementtypen auszeichnen. Die Entwicklung dieser Gebiete soll mit Riicksicht auf diese
Typik erfolgen.

Die Starke der Pragung dieser Gebiete durch historische Kulturlandschaftselemente ergibt sich aus dem
Index der gewichteten Pragung. Die gewichtete Pragung ist in der Karte A 1.1 ,,Pragung von
Kulturlandschaftsgebieten durch historische Kulturlandschaftselemente” als Schraffur in flnf Klassen
dargestellt.

Aus landesweiter Sicht sollten vor allem die Bereiche mit hoher sowie mittlerer bis hoher Pragung durch die
Landschaftsrahmenplanung als Vorranggebiete Kulturlandschaftsschutz vorgeschlagen werden. Diese
Bereiche sollen vor allem geschitzt und mit Ricksicht auf die historischen Strukturen und Elemente
entwickelt werden.

Es wird empfohlen, flr jedes Kulturlandschaftsgebiet mindestens die beiden oberen Bewertungsstufen in
die Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz einzubeziehen. So kann die Charakteristik
eines jeden Kulturlandschaftsgebietes gesichert werden, auch wenn in diesem Gebiet die hdchsten
Bewertungsstufen nicht vertreten sind. Die Bereiche geringerer Pragung sollen mit Ricksicht auf die relativ
wenigen Relikte und, wo es sich anbietet, mit Bezug auf historische Strukturen entwickelt werden.

- Bereiche der Landschaft im bildbedeutsamen Umfeld bedeutender historischer Siedlungsstrukturen
sowie historischer Anlagen:
In Sachsen haben sich teilweise Siedlungsstrukturen erhalten, die nur gering durch moderne
Nachverdichtung oder Siedlungserweiterung Gberpragt wurden. Dies betrifft zum Beispiel manche
Waldhufendérfer, Rundlinge oder Angerddrfer. Teilweise ist auch die Einbindung in die historischen
Flurformen erhalten geblieben. Weiterhin kdnnen besondere historische Anlagen, wie zum Beispiel
Festungen (zum Beispiel Festung Koénigstein), Burgen (zum Beispiel Augustusburg) und Kléster (zum
Beispiel Kloster Marienstern), das Landschaftsbild dominieren und von weithin wahrgenommen
werden.
Notwendige Siedlungserweiterungen sollen sich nach Mdéglichkeit an den historischen Siedlungs-
beziehungsweise Landschaftsstrukturen orientieren und mafRstablich einfligen. Bei Planungen, die
das Landschaftsbild stark verandern kénnen, wie zum Beispiel Siedlungserweiterungen, Neubau
oder Erweiterung von Industrie- und Gewerbegebieten oder Windenergieanlagen (vergleiche dazu
FZ 2), sind die Charakteristik und die sich daraus an die Gestaltung der umgebenden Landschaft
ergebenden Anforderungen dieser besonderen historischen Anlagen angemessen zu
bertcksichtigen.

Landschaftsbild

- Bereiche der Landschaft von hohem landschaftsasthetischen Wert:
Kulturlandschaften, die als besonders schén wahrgenommen werden, bieten ein groRes Potenzial
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fur die landschaftsbezogene Erholung. In einer Studie zur Erfassung und Bewertung des
Landschaftsbildes in Sachsen (BOHNERT et al. 2009) wurden Landschaftsbildeinheiten im Hinblick
auf ihre Schoénheit in 5 Stufen bewertet. Es wird empfohlen, die mit sehr hoch bewerteten Bereiche
im Rahmen der Landschaftsrahmenplanung als Vorranggebiet Kulturlandschaftsschutz
einzubringen.

- Bereiche der Landschaft mit regionalen Besonderheiten des Reliefs:
Das Relief ist fUr die Eigenart einer Landschaft und die Bewertung ihrer Schdnheit sehr bedeutsam.
Es wird durch den jeweiligen Formenschatz und die absoluten und relativen Hohenunterschiede
charakterisiert. Es kdnnen ganze Landschaftsteile von besonderen Formen gepragt sein, wie zum
Beispiel die offenen Felsen oder die Tafelberge der Sachsischen Schweiz, die Kuppenlandschaft, die
der Landschaft um Moritzburg ihren Namen gab, die charakteristische Auffaltung des Muskauer
Faltenbogens und die Parabeldiinen der Muskauer Heide. Es kdnnen aber auch punktuell besondere
Reliefformen auftreten, die den Charakter von Landmarken annehmen kénnen. Dies sind
beispielsweise kleine Bergformationen inmitten von flachen Landschaften wie zum Beispiel die
Hohburger Berge oder der Schildauer Berg bis hin zu Einzelerhebungen wie der Landeskrone oder
dem Colimberg, die beide Landmarken darstellen. Hinweise auf regionale Besonderheiten des Reliefs
sind der Studie zum Landschaftsbild (BOHNERT et al. 2009) zu entnehmen.

- Bereiche der Landschaft mit kleinrdaumiger Nutzungsvielfalt:
Der Eindruck einer vielfaltigen Landschaft wird Uber das Relief hinaus mafigeblich von einem
kleinrdumigen Wechsel der Nutzungen bestimmt. Dies betrifft die Verteilung kleiner Siedlungen in der
Kulturlandschaft ebenso wie den Wechsel von Wald- und Offenlandbereichen sowie das
Vorhandensein kleinerer Ackerflachen mit erhdhter Fruchtartenvielfalt und Grunland verschiedenster
Auspragung. Bereiche der kleinraumigen Nutzungsvielfalt sind infolge von Standortnivellierungen
und gleichféormigerer Nutzungsweisen seltener geworden. Durch sie wird das Landschaftsbild
bereichert und dessen Erleben vielfaltiger. Deshalb sollten sie bei der Festlequng von Vorrang- und
Vorbehaltsgebieten Kulturlandschaftsschutz berlcksichtigt werden. Auch hier kénnen Hinweise auf
die Eigenart der Landschaft und das Vorkommen kleinrdumiger Nutzungsvielfalt der Studie zum
Landschaftsbild (BOHNERT et al. 2009) entnommen werden.

- Bereiche der Landschaft mit regionstypischen landschaftsstrukturierenden Elementen:
Im Ergebnis der historischen Entwicklung der Kulturlandschaft bildeten sich je nach Region und
naturraumlichen Voraussetzungen verschiedene landschaftsstrukturierende Elemente heraus, die
ebenfalls den Regionen ihre typische und voneinander unterscheidbare Charakteristik verleihen. Zu
diesen Elementen gehdren zum Beispiel W einterrassen, Ackerterrassen, Hohlwege, Heiden,
Feldraine, Graben, Stilgewasser, Steinrlcken, Feldgehdlze, Hecken, Baumreihen und Alleen. Der
Uberwiegende Teil der regionstypischen landschaftsstrukturierenden Elemente gehért zu den
kulturhistorischen Elementen, wozu oben schon Weiteres ausgefihrt wurde. Hinweise zu
regionstypischen landschaftsstrukturierenden Elementen sind den Studien zur historischen
Kulturlandschaft und zum Landschaftsbild zu entnehmen.

- Bereiche der Landschaft von besonders hoher Naturnahe:
In der genutzten Kulturlandschaft Sachsens stellen sehr naturnahe Bereiche eine besondere und
selten gewordene Qualitat dar, die nicht nur fir den Erhalt der biologischen Vielfalt, sondern auch
fur Erholungssuchende bedeutsam ist. Daher sollte diese Charakteristik auch unter dem
Gesichtspunkt des Landschaftsschutzes und der Erholungsfunktion bewahrt werden. Diese
Landschaften sollen von einer stark technogenen Uberpragung, zum Beispiel durch Industrie- und
Gewerbeanlagen, Windenergieanlagen, unmaRstabliche Siedlungserweiterungen oder suburbane
Bereiche, oder von einer Intensivierung und Monotonisierung der Landnutzung verschont werden.
Dabei ist abzuwagen, ob die besonders naturnahen Bereiche vor allem der Sicherung der
biologischen Vielfalt dienen und daher als Vorrang- und Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz
festgelegt werden sollen oder ob der Aspekt des Landschaftsbildes und der Erholungsvorsorge
Uberwiegt. Anhaltspunkte flr die Bestimmung der Naturnahe finden sich im Erlduterungstext in
Kapitel 2.2.2.1 sowie flr Gewasser und Auenbereiche in Kapitel 2.4.2 des Anhangs. Hier lassen sich
Bereiche der Landschaft mit besonderer Pragung durch naturnahe Flie- und Standgewasser sowie
naturnahe Walder mit hoher Erlebniswirksamkeit zuordnen. Die Mittlere Mulde und in groBen
Bereichen die Teichlandschaft der Oberlausitz sind herausragende Beispiele fur die Pragung von
Landschaften durch naturnahe Gewasser.

- Bereiche der Landschaft mit abwechslungsreich strukturierten Waldgebieten mit hoher
Erlebniswirksamkeit:
Neben naturnahen Waldern kdnnen auch Walder, die zum Beispiel durch einen héheren Anteil von
Laubmischwaldern, Waldwiesen, Gewassern oder reich strukturierten Waldréandern gekennzeichnet
sind, eine grofSere Vielfalt und Erlebniswirksamkeit aufweisen. Auch diese sollen im Rahmen der
Landschaftsrahmenplanung als Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Kulturlandschaftsschutz
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eingebracht werden. Hinweise darauf kénnen der Studie zum Landschaftsbild (BOHNERT et al. 2009)
entnommen werden.

FZ 2 (Bezug zu Z 4.1.1.12 und Z 5.1.1, Z 5.1.3, G 5.1.5)

Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sind fiir die Planung von Standorten fiir
Windenergieanlagen unter dem Aspekt des Kulturlandschaftsschutzes auch die folgenden
Kriterien zu beriicksichtigen:

- Lage im Sichtfeld von wichtigen Aussichtspunkten,
- Lage in landesweit und regional bedeutsamen Erholungsgebieten

Belange des Vogel- und Fledermausschutzes bei der Festlegung von Vorrang- und Eignungsgebieten fur
Windenergieanlagen sind in Kapitel 2.2.2.1 dargestellt.

Angesichts der zahlreichen negativen Begleitwirkungen beziehungsweise Risiken der Nutzung fossiler
Energietrager und der Kernenergie muss die Nutzung der regenerativen Energien unterstitzt und deren
Nebenwirkungen missen bis zu einem gewissen Grad akzeptiert werden. Auch mit der Nutzung
Erneuerbarer Energien sind verschiedene negative Begleitwirkungen unterschiedlichen Ausmalies
verbunden. So wird die Landschaft insbesondere auch durch die Nutzung der Windenergie eine neue
Pragung erfahren. Zur Gewahrleistung der Nachhaltigkeit sind besonders sensible Bereiche vor einer zu
starken Uberpragung zu schitzen.

Die Eigenart der sachsischen Kulturlandschaft ist aufgrund der unterschiedlichen naturrdaumlichen
Voraussetzungen und der ebenso unterschiedlichen historischen Entwicklung der Siedlungen,
verkehrlichen ErschlieBung und Landnutzungsformen in den Teilraumen sehr differenziert ausgepragt und
daher sehr vielfaltig. Damit sind verschieden ausgepragte Landschaftsbilder von teilweise groRer Schénheit
verbunden, die ein groRes Potenzial fur die Erholung besitzen. Um die Empfindlichkeit und die
Schutzbedurftigkeit zu beschreiben, sind vor allem die nachfolgend aufgeflhrten Kriterien heranzuziehen:

- Bereiche, die stark von historischen Kulturlandschaftselementtypen gepragt sind, kénnen sehr
empfindlich gegentber der Errichtung von Windenergieanlagen sein, da hier die Erlebbarkeit der
Elemente selbst wie auch ihre strukturellen Zusammenhange beeintrachtigt werden kénnen.

- Das Umfeld insbesondere kleiner historischer Siedlungsstrukturen (gut erhaltene historische
Strukturen von Dérfern, wie Rundlinge, Angerdérfer, Platzdérfer) und einzelner historischer
Anlagen nicht industriellen Ursprungs (zum Beispiel Festung Kénigstein, Schiésser und Burgen
allgemein) ist in der Regel empfindlich gegenuber der Errichtung von Windenergieanlagen. Es ist far
die Errichtung von Windenergieanlagen aus landschaftsplanerischer Sicht in der Regel nicht
geeignet.

- Landschaftsbildraume von sehr hoher Schénheit sind in der Regel sehr empfindlich gegentber der
Errichtung von Windenergieanlagen.

- Die Ausblicke besonders wichtiger Aussichtspunkte sollten nicht durch Windenergieanlagen verstellt
werden.

- Landesweit und regional bedeutsame Erholungsgebiete sollen nicht von Windenergieanlagen
erheblich beeintrachtigt werden.

- Windenergieanlagen lassen sich am besten in Landschaften integrieren, die eine mehr oder weniger
starke technogene Vorpragung aufweisen. In besonders naturnahen Landschaftsbereichen
(vergleiche Kapitel 2.2.2.1, Erlauterung) sind Windenergieanlagen aus landschaftsplanerischer Sicht
in der Regel nicht geeignet.

- Im Wald ist neben den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auch die Erflllung
der Waldfunktionen zu bericksichtigen. Zur Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen ist unter
anderem auch den haufig schwierigen Standortverhaltnissen und der geringen ErschlieBung
Rechnung zu tragen.

Auf diese Weise kénnen die empfindlichsten Gebiete vor erheblichen Beeintrachtigungen geschutzt
werden.

FZ 3 (Bezug zu Z 4.1.1.2)

Bei Abwagungen zur Zulassigkeit zerschneidender Eingriffe innerhalb eines unzerschnittenen
verkehrsarmen Raumes (UZVR) oder zwischen zwei UZVR sollen insbesondere die
Naturraum-, Arten- und Biotopausstattung, die Belange von Natura 2000 und Biotopverbund,
die Gebietskulisse fir das Lebensraumverbundsystem fiir Wildtiere sowie das
Landschaftsbild als innere Qualitaten der UZVR beriicksichtigt werden.

Wie schon in der Begriindung zu Z 4.1.1.2 im Festlegungsteil ausgeflihrt, sind die UZVR hinsichtlich ihrer
inneren Qualitdten nicht gleichwertig (vergleiche auch Karte 5 im Festlegungsteil). Die entscheidenden Wert
gebenden Kriterien sind auch nicht homogen innerhalb der UZVR verteilt. Wenn zu entscheiden ist, ob und
wo ein UZVR zerschnitten werden darf beziehungsweise welcher von mehreren UZVR am geringsten

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 147 von 194



Landesentwicklungsplan 2013

beeintrachtigt wird, sollen die konkreten Auspragungen der naturraumlichen Ausstattung, der Arten- und
Biotopausstattung, der Natura 2000-Gebiete und des Landschaftsbildes sowie die Erfordernisse des
Biotopverbundes und des Lebensraumverbundsystems fur Wildtiere herangezogen werden. Die
Schutzwirdigkeit und Schutzbedurftigkeit der einzelnen Schutzguter sind gegeneinander abzuwagen und
die Variante mit der geringsten Beeintrachtigung ist auszuwahlen. Hierbei sind vermeidende oder
minimierende Ausfihrungen wie zum Beispiel Untertunnelungen zu beritcksichtigen. Insbesondere ist
Wert auf die Koharenzanforderungen von Natura 2000, des Biotopverbundes sowie des
Lebensraumverbundsystems flr Wildtiere zu legen. Lage und Belange der Natura 2000-Gebiete sind den
Grundschutzverordnungen beziehungsweise den aktuellen Managementplanen sowie, zusatzlich fur die
Vogelschutz-Gebiete, den Leitfaden fur die teichwirtschaftliche beziehungsweise landwirtschaftliche
Nutzung in Europaischen Vogelschutzgebieten zu entnehmen.

Die Ziele, Erfordernisse und MaBnahmen des Biotopverbundes sind in Kapitel 2.2.2.2 des Anhangs
dargestellt und erldutert. Fir eine Ersteinschatzung der Gebiete bezlglich der Ausstattung mit
schutzbedurftigen Arten der Roten Listen kénnen je nach GréRe und Lage der UZVR die beiden Karten zur
Verbreitung von gefahrdeten Tier- beziehungsweise Pflanzenarten in Sachsen herangezogen werden
(Karten A 1.3 und A 1.4). Eine Erlduterung der Karten findet sich in Kapitel 2.2.2.1 des Anhangs. Die
Varianten sind daruber hinaus auf moégliche Beeintrachtigungen schutzbedurftiger Arten und Biotope zu
prufen und gegeneinander abzuwagen. Die Studie zur Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes
enthalt Steckbriefe fur jede Landschaftsbildeinheit, in welchen Ziele formuliert und die typischen Wert
gebenden Elemente beschrieben sind. Die Varianten sind daraufhin zu prifen, inwieweit diese Elemente
bestmadglich erhalten und die formulierten Qualitatsziele fir die jeweilige Landschaftsbildeinheit weitgehend
erreicht werden kénnen.

W eiterhin ist zu bericksichtigen, ob die geplante Variante die Kaltluftbahnen unglnstig beeinflusst
(vergleiche Karte ,Bioklimatisch und lufthygienisch wirksame Raume*, http://www.
umwelt.sachsen.de/umwelt/natur/26256.htm).

Erlauterung 1 (Bezug zu Z 1.5.4, Z 2.2.1.8, Z 2.2.1.9)

Verkehrsachsen, wachsende Siedlungen, zusammenwachsende Siedlungen, die Siedlungsbander bilden,
und die freie Landschaft zersiedelnde neu gegrindete Siedlungsteile verstarken die
Landschaftszerschneidung mit ihren Auswirkungen auf Natur und Landschaft. Sie verknappen die
Erholungsflachen an den Siedlungsrandern, verkleinern die fur die Erholung zur Verfligung stehenden
Raume und damit auch die Méglichkeit, groBraumig freie Landschaften zu erleben. Eine zunehmende
Zersiedelung vereinheitlicht das Landschaftsbild und Gberpragt historische Strukturen und haufig die
Erlebbarkeit ihrer Zusammenhange. Weiterhin nehmen mit abnehmender GréBe der Landschaftsrdaume
stérende Randeinflisse auf die Biotope und Lebensraume zu, was die biologische Vielfalt beeintrachtigen
kann. Verbindungen zwischen Lebensraumen kénnen unterbrochen werden, die Verbundfunktionen der
Landschaft verschlechtern sich. DarUber hinaus kénnen Kaltluftstaus geférdert und Frischluftbahnen
unterbrochen werden. Mit wachsender SiedlungsgréfSe erwarmt sich das Siedlungsklima zunehmend. Bei
der Entwicklung von Achsen und Siedlungen ist daher darauf zu achten, dass

- moglichst groRe unzerschnittene Landschaftsraume,

- Verbundfunktionen fur Arten,

- naturschutzfachlich bedeutsame Raume,

- Frischluftbahnen und die Frischluftzufuhr far die Siedlungen,

- siedlungsnahe Freirdume auch fur die Erholung,

- die regional unterschiedliche Eigenart und Schdonheit des Landschaftsbildes,

- besonders bedeutsame Sichtbeziehungen,

- gut erhaltene historische Strukturen und die Erlebbarkeit ihrer Zusammenhange
gesichert und in ihrer Funktionsfahigkeit erhalten bleiben.
Erlduterung 2 (Bezug zu Z 2.1.3.2, G 2.3.3.3)
Bergbaufolgelandschaften sind neu entstehende Kultur- und Naturlandschaften. Hier bietet sich die
Maoglichkeit, neue Landschaften zu gestalten und dabei neue Ideen aufzugreifen und zu entwickeln.
Zugleich sollte aber auch ein Bezug zur historischen Entwicklung und damit auch zu ihrer Entstehung aus
dem Rohstoffabbau hergestellt werden und diese in der entstehenden Landschaft ablesbar bleiben. Dies
dient dem Erhalt der Identitat der Kulturlandschaft. Beide Aspekte sollten in der neu entstehenden
Kulturlandschaft zum Tragen kommen. Mdgliche Malnahmen sind:

- Einrichtung von Wildnisgebieten in Teilbereichen,

- Wiederherstellung alter Gewasserverlaufe, sofern mdglich,

- Aufgreifen von, fur die Zeit vor dem Rohstoffabbau beziehungsweise die umgebende unverritzte
Landschaft, typischen Landschaftsstrukturmustern und -elementen,
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- neue Reliefierung mit Bezug zum Thema Abraumschuttungen,
- Erhalt und Umnutzung alter Bausubstanz,

- Erhalt und Integration technischer Relikte insbesondere in die Erholungslandschaft und in
Siedlungsbereiche,

- Entwicklung von Teilbereichen als ,,Energielandschaften” (umweltvertraglich produzierte Erneuerbare
Energien anstelle des Abbaus fossiler Energien),

- touristische Nutzungen.

Die Anforderungen, die sich unter dem Aspekt der Tier- und Pflanzenarten und ihrer
Lebensgemeinschaften sowie des Biotopschutzes an die Bergbaufolgelandschaft ergeben, sind in
Kapitel 2.2 dargestellt, Anforderungen unter dem Aspekt der Gewasser in Kapitel 2.4.

2.1.2.2 Historische Kulturlandschaft

FZ 4 (Bezug zu Z 4.1.1.11 und Z 4.1.1.12)

Bereiche von Kulturlandschaftsgebieten mit hoher bis sehr hoher Pragung durch historische
Kulturlandschaftselemente (vergleiche Karte A 1.1) sollen entsprechend ihrer raumlichen,
geschichtlichen und kulturellen Zusammenhange entwickelkt und neue Elemente nach
Moaglichkeit unter Bewahrung der historischen Strukturen und der Eigenart der
Kulturlandschaftsteile eingefiigt werden. Die Relikte historischer Kulturlandschaftselemente
sollen erhalten, gepflegt oder saniert werden. In den Landschaftsrahmenplanen sind
Empfehlungen fir MaBnahmen zum Erhalt, zur Pflege und zur Entwicklung insbesondere der
in diesen Regionen besonders typischen oder haufigen historischen
Kulturlandschaftselemente zu geben.

Vor allem im Zuge der Intensivierung der Landnutzung (Siedlungswachstum, VergréRerung der Schlage
um ein Vielfaches, Melioration, Gberwiegend Begrindung von Nadelbaum-Altersklassenwaldern) sind
Uberkommene historische Strukturen vielfach verloren gegangen. Um die Eigenart der sachsischen
Kulturlandschaft und Relikte historischer Kulturlandschaftselemente zu erhalten, bedarf es verschiedener
Schutz- und EntwicklungsmalBnahmen, die jedoch nicht zum Ziel haben, die Landschaft museal zu
konservieren, sondern ihre Eigenart im Wandel zu erhalten. Zugleich sind insbesondere die biotischen
Elemente Uberwiegend von groRer Bedeutung flir den Arten- und Biotopschutz, sodass sich hier
Synergieeffekte zwischen dem Schutz von Kulturlandschaftselementen und dem Schutz der biologischen
Vielfalt ergeben. In den Landschaftsrahmenplanen sollen nicht nur Empfehlungen flr einzelne historische
Kulturlandschaftselementtypen gegeben werden, sondern es soll auch dargestellt werden, welche
Strukturen bei Komplexen zu erhalten sind und wie sich neue Elemente einfligen sollen.

Im Fachbeitrag zum Landschaftsprogramm werden Empfehlungen fir ausgewahite Elemente
beziehungsweise Komplexe dargestellt. Bauliche Elemente sind im Wesentlichen Gber den Denkmalschutz
geschitzt und die Anforderungen sind dort formuliert. MaBnahmen flr biotische
Kulturlandschaftselemente sind:

- Ausgewahlte Landschaftsbereiche, in denen sich Komplexe historischer Landschaftselemente gut
erhalten haben und deren typische strukturelle Zusammenhange noch gut erlebbar sind, sollen
erhalten werden. Neue Elemente sind so einzufligen, dass sie die Erlebbarkeit dieser Strukturen
weiterhin gewahrleisten. Beispiele flr solche Komplexe sind Waldhufenfluren, Weinberge und
Siedlungen. So ist zum Beispiel im Falle gut erhaltener Waldhufenstrukturen insbesondere darauf zu
achten, dass die Gewasseraue von Bebauung frei gehalten wird und die Flachen, abgesehen von den
Gewasser begleitenden Gehdlzen, méglichst als Grinland oder 6ffentliche Grinflache genutzt
werden. Die Grinlander zwischen Gehéften, die sich hangaufwarts erstreckenden schmalen
Parzellen, die Waldchen am oberen Ende der Parzellen beziehungsweise eine unregelmaRige
Waldrandlinie sowie Steinrlicken und Feldhecken sollen erhalten bleiben und neu angelegte Wege,
StralRen oder Gebaude in diese Grundstruktur eingefigt werden.

- Gerade auch in Dorfern ist darauf zu achten, dass typische historische Freiraumstrukturen mit ihrer
regionaltypischen Ausstattung erhalten bleiben. Dazu gehéren zum Beispiel Gehdlzpflanzungen,
Alleen, pragende Einzelbdaume mit historischen Beziigen (zum Beispiel Gerichtslinde),
Streuobstwiesen oder auch typische Einfriedungen oder alte Mauern mit ihnrem Bewuchs. Der
Versiegelungsgrad soll mdglichst gering gehalten werden. Dies tragt dazu bei, dass Identitat und
Attraktivitat von Siedlungen erhalten werden. Auch hier ergeben sich Synergieeffekte mit dem Arten-
und Biotopschutz.

- In weniger gut erhaltenen Komplexen historischer Kulturlandschaftselemente kann ihre Typik durch
neu eingefligte Elemente unterstitzt werden. Zum Beispiel kbnnen Baumreihen, Hecken, Wege oder
Feldraine in mehr oder weniger stark aufgelésten Waldhufenfluren so eingefligt werden, dass sie die
typische Struktur aufnehmen. Hier ergeben sich zugleich Synergieeffekte zum Arten- und
Biotopschutz, indem die Habitatvielfalt erhéht wird. Die Auswahl der neuen biotischen Strukturen soll
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sich auch an den in der Region besonders zu fordernden Zielarten orientieren. Des W eiteren kénnen
hier Synergieeffekte zum Bodenschutz (insbesondere zum Erosionsschutz) und damit haufig auch
zum Gewasserschutz entstehen. Entsprechend genutzte Gehodlzstreifen kdnnen dariber hinaus der
Energiegewinnung dienen.

- Relikte historischer Kulturlandschaftselemente sind grundsatzlich zu erhalten. Sie geben auch in
stark Uberformten Landschaften Hinweise auf ihre historische Entwicklung.

- Bei der Sanierung von Gebauden sollen Habitate fur Gebaude bewohnende Tierarten erhalten,
ersetzt oder nach Mdglichkeit geschaffen werden.

Die Aspekte des Schutzes historischer Kulturlandschaftselemente sind in Planungs- und
Verwaltungsverfahren wie zum Beispiel Flurneuordnungsverfahren und Bauleitplanung zu bericksichtigen.
Fir die Umsetzung kénnen, insbesondere bei Neuanlage (mit Ausnahme baulicher Elemente), Ausgleichs-
und ErsatzmalBnahmen, ansonsten in vielen Fallen Férderung in Anspruch genommen werden.

2.1.2.3 Landschaftsbild

FZ 5 (Bezugzu Z 4.1.1.11, Z 4.1.1.12 und Z 4.1.1.14)

In Landschaftsraumen von hoher bis sehr hoher Schonheit ist das Landschaftsbild zu
bewahren, vor Beeintrachtigungen zu schiitzen und entsprechend der regionaltypischen
Eigenart behutsam zu entwickeln.

Landschaftsraume von sehr geringer bis mittlerer Schonheit sollen so entwickelt werden,
dass die regionaltypische Eigenart und die Schonheit des Landschaftsbildes gestarkt
werden.

Die Landschaftsrahmenplanung stellt die Ziele fiir die Entwicklung der unterschiedlichen
Landschaftsbildraume dar.

Seit den 1960er-Jahren vereinheitlichen die Landnutzungen mit ihrer voranschreitenden Technisierung und
Industrialisierung zunehmend die vormals unterschiedlichen Landschaftsbilder. Um ihre Qualitat als
attraktive Lebens- und Erholungsraume fir die Menschen und damit ihre Eigenart und Schénheit zu
bewahren, sind im Zuge der Landschaftsrahmenplanung auf Grundlage der Studie von BOHNERT et al.
2009 zum Landschaftsbild in Sachsen Ziele flr die unterschiedlichen Landschaftsbildrdume zu erarbeiten.
Diese Ziele orientieren sich am Potenzial der einzelnen Raume. Deren unterschiedliche naturraumliche
Verhaltnisse und unterschiedliche Landnutzungsmuster, die mehr oder weniger haufigen regionaltypischen
Kulturlandschaftselemente und somit ihre Eigenart liefern einen MaRstab fir die Entwicklung der Raume. In
der Studie zum Landschaftsbild in Sachsen sind fur Teilrdume die wesentlichen Merkmale
zusammengestellt, die die jeweilige Eigenart der Landschaft bestimmen. Ebenso sind Wert gebende und
stérende Elemente beziehungsweise Faktoren dargestellt. Fir jeden Teilraum wurden Ziele erarbeitet, die
dem Schutz und der Entwicklung von Eigenart und Schénheit der Landschaft dienen. Das Landschaftsbild
der Teilrdume, deren aktuelle Auspragung dem Potenzial sehr nahekommt, ist zu erhalten und zu
schitzen. Sie sind in der in der Studie enthaltenen Karte , Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes
- ErfUllungsgrad der Qualitatsziele” mit hoch und sehr hoch bewertet
(http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/natur/22504.htm). Die Ubrigen, mit mittel und gering bewerteten
Teilraume sind vornehmlich entsprechend den Zielen zu entwickeln.

Vordringliche MaBnahmen sind:

- Far die Eigenart und Schénheit des Landschaftsbildes entscheidende Strukturen und
Elementkomplexe sollen erhalten werden. Dies betrifft zum Beispiel typische W ald-Offenland-
Verhaltnisse ebenso wie Flur- oder Siedlungsstrukturen (vergleiche Kapitel 2.1.2.2).

- Die landschaftsbildpragenden regionaltypischen Elemente sollen erhalten, gepflegt und erganzt
werden.

- Defizite des Landschaftsbildes sollen insbesondere in siedlungsnahen und flr die Erholung
bedeutsamen Bereichen beseitigt werden.

- Wichtige Sichtachsen auf nattrliche und kulturhistorische Elemente sind frei zu halten.
- Die Ausblicke von besonders bedeutsamen Aussichtspunkten sind frei zu halten.

- Gebietspragende Monokulturen, wie sie zum Beispiel infolge eines verstarkten Biomasseanbaus
entstehen kdnnten, kdnnen das Landschaftsbild beeintrachtigen und soliten vermieden werden.

- Die Gestaltung neuer Landschaften, die zum Beispiel im Zuge des Rohstoffabbaus entstehen, soll
Raum flr neue Ideen geben, aber auch Bezlige sowohl zur vergangenen Nutzung als auch zur
Umgebung herstellen (vergleiche auch Erlduterung 2 in Kapitel 2.1.2.1).

2.1.2.4 Erholungsvorsorge

FZ 6 (Bezug zu Z 1.5.4, Z 2.2.1.8, G 2.3.3.3)

Es ist ein ausreichendes und zusammenhdangendes Freiraumsystem fiir die

landschaftsbezogene Erholung zu schaffen, das Grinflachen innerhalb der Siedlungen mit
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siedlungsnahen Freiflachen und nach Mdéglichkeit auch mit Naherholungsgebieten verbindet.
Dieses Freiraumsystem ist in der Landschaftsrahmenplanung textlich und kartografisch
darzustellen. Das Landschaftsbild ist prioritar in diesen Raumen zu entwickeln.

Far die physische und psychische Regeneration aller Menschen mussen ausreichende und gut
erschlossene Flachen fur die landschaftsbezogene Erholung zur Verfigung stehen, die ein attraktives
Landschaftsbild aufweisen und in welchen Natur erlebbar ist. Dies erhéht die Lebensqualitdt von
Siedlungen und insbesondere von Verdichtungsgebieten entscheidend. Besonders in Verdichtungsraumen
ist daher darauf zu achten, dass ausreichende Flachen der Erholung dienen.

Teilweise sind in siedlungsnahen Bereichen Defizite hinsichtlich des Landschaftsbildes festzustellen.
Folgende Aspekte beziehungsweise Mallnahmen sollen berlcksichtigt und umgesetzt werden:

- Wildnisgebiete und andere naturschutzfachlich bedeutsame Bereiche sowie Naturerfahrungsraume
sollen unter Berlcksichtigung der jeweiligen Schutzbedurftigkeit und der Verkehrssicherungspflicht
in Erholungsflachen integriert und gegebenenfalls durch Lenkungssysteme behutsam erschlossen
werden. Dies schafft neue Mdglichkeiten flr die Menschen, die Schonheit und Einzigartigkeit der
Natur zu erleben und hilft damit das Naturbewusstsein in der Bevolkerung zu starken.

- Auch im Siedlungsbereich sollen naturnahe Erlebnismdéglichkeiten mit dem Element Wasser erhalten
oder entwickelt werden. Dazu sollen Gewasserufer grundsatzlich 6ffentlich zuganglich erhalten
werden. Im Rahmen von Planungen soll darauf hingewirkt werden, auch im Bereich privater
Flurstiicke Gewasser fir die Offentlichkeit zugénglich zu machen. Ausgewahite naturfern
ausgebaute Abschnitte von FlieB- und Standgewassern im Siedlungsbereich und am Siedlungsrand
sollen renaturiert werden und der Erholung dienen.

- Bei der Entwicklung von Bergbaufolgelandschaften sollen sanfte landschaftsbezogene
Erholungsnutzungen, die in der Regel mit geringeren Umweltwirkungen verbunden sind (Wandern,
Fahrradfahren, motorloser Bootsverkehr), angemessen berlcksichtigt werden.
Erholungsnutzungen sind unter Einbeziehung der Belange des Arten- und Biotopschutzes zu planen
und zu férdern (vergleiche Kapitel 2.2.2.1). Im Interesse der Konfliktminimierung und
Besucherlenkung ist auf eine fachlich fundierte raumliche Differenzierung insbesondere zwischen
naturschutzfachlichen Schwerpunkten und motorgebundener Freizeitnutzung hinzuwirken.

- Beim Ausbau landlicher Wege sind Belange der landschaftsbezogenen Erholung zu bericksichtigen.

Teile dieses Freiraumverbundsystems fur die landschaftsbezogene Erholung sollen durch die
Landschaftsrahmenplanung als regionale Griinzlige oder Griunzasuren vorgeschlagen werden.

Erlauterung (Bezug zu G 2.3.3.5, G 2.3.3.6, G 2.3.3.7 und G 2.3.3.10)

Beim Ausbau der landschaftsbezogenen Erholung sind naturvertragliche, konfliktarme und ruhige
Erholungsformen zu favorisieren, nachhaltige Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu vermeiden
und die Eigenart der Landschaft zu bewahren. Ausfiihrungen, wie die Eigenart der Kulturlandschaft
bewahrt werden kann, finden sich in den vorstehenden Zielen, Begrtiindungen und Erlauterungen des
Kapitels 2.1.2.

Die Erholungsarten ohne Anlagenbezug sind bevorzugt zu entwickeln. Fir den Luckenschluss des
touristischen Wegenetzes sollen mdglichst bestehende Wege genutzt werden und er soll in natur- und
landschaftsvertraglicher Weise erfolgen. Insbesondere sollen storungsempfindliche Tierarten und Gebiete
nicht beeintrachtigt werden. Grenziberschreitende Verbindungen sollen besonders berlcksichtigt werden.
Ferien- und Umweltbildungseinrichtungen und -programme, insbesondere fir Kinder und Jugendliche, wie
Naturerlebnisangebote sollen erhalten und entwickelt werden. Das touristische Angebot einer Region soll
durch Naturerlebnisbereiche (Lehrpfade, Beobachtungstirme und so weiter), Umweltbildungsprogramme
fur Familien, Kinder und Jugendliche sowie geeignete Unterkinfte fur Kinder- und Jugendgruppen sinnvoll
erganzt werden.

In Schutzgebieten sollen die Besucher durch die Anlage von attraktiven Naturerlebnisbereichen gezielt
gelenkt werden. So kénnen Beeintrachtigungen dkologisch sensibler Bereiche durch touristische
Nutzungen vermindert werden.

Bei der Planung von Camping- und Caravaningplatzen sowie Ferienhaus- und Ferienwohnungsanlagen sind
naturschutzfachlich besonders wertvolle Bereiche von einer Bebauung maglichst freizuhalten.

Fur touristische Einrichtungen wie zum Beispiel Ferienwohnungen soll bevorzugt ungenutzte Bausubstanz,
wie landschaftstypische und architektonisch wertvolle oder denkmalgeschitzte Gebaude oder
Gebaudekomplexe (alte Bauernhauser, Gutshofe, kleine Landschlésser, alte Mihlen), saniert werden.

W eiterhin sollen neue Ferienanlagen prioritar auf Brachflachen in und im Anschluss an Siedlungen geplant
werden.

2.2 Pflanzen, Pilze, Tiere und ihre Lebensgemeinschaften und Lebensraume
2.2.Einfuhrung
Die Erhaltung der naturlichen biologischen Vielfalt (nachfolgend synonym auch als Biodiversitat bezeichnet)
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ist aus Okologischen, 6konomischen, sozialen, kulturellen und ethischen Grinden unverzichtbar. Seit

der 1. Weltumweltkonferenz der Vereinten Nationen (UNCED) 1992 in Rio de Janeiro, auf der das
Ubereinkommen (iber die biologische Vielfalt verabschiedet wurde, wird vor dem Hintergrund des
weltweiten Rickganges der Biodiversitat verstarkt Gber den Schutz und Mdglichkeiten einer nachhaltigen
Nutzung der Biodiversitat diskutiert. Der Verlust und die Gefahrdung der natirlichen biologischen Vielfalt
ist nicht nur weltweit, sondern auch in Deutschland und im Freistaat Sachsen eines der gravierenden,
bisher nicht ausreichend gelésten Umweltprobleme. In Anlehnung an das Ubereinkommen Uber die
biologische Vielfalt soll unter Biodiversitat die Variabilitat der lebenden Organismen der terrestrischen und
aquatischen Okosysteme verstanden werden. Dies schlieRt die Vielfalt innerhalb der Arten (auch
genetische Vielfalt) und zwischen den Arten sowie von Okosystemen ein.

Genetische Vielfalt

Zum Bestand, zum Verlust oder zur Gefahrdung der natlrlichen genetischen Vielfalt in Sachsen gibt es
wegen der Kompliziertheit der Thematik nur wenige wissenschaftliche Untersuchungen und belastbares
Zahlenmaterial. Allgemein kann ausgesagt werden, dass mit dem Verlust von Populationen in der Regel
auch ein Verlust an innerartlicher genetischer Vielfalt einhergeht. Dies ist gravierend, da die genetische
Vielfalt eine Grundvoraussetzung fiir die Anpassungsfahigkeit und damit Uberlebensfahigkeit von
Populationen und Arten darstellt, was wiederum in Zeiten rasch ablaufender Umweltveranderungen
(Klimawandel) besondere Bedeutung erlangt.

Artenvielfalt

In Sachsen haben circa 30 000 Tierarten, 7 500 Pilzarten und 3 300 Pflanzenarten (ohne Algen, Neophyten
und Mikroorganismen) naturliche Vorkommen. Trotz vorhandener Erfolge bleibt festzustellen, dass in den
letzten Jahrzehnten die Zahl der ausgestorbenen, vom Aussterben bedrohten oder in ihrem Bestand
gefahrdeten Arten stark zugenommen hat. So sind zwischen 1950 und 2000 bereits 101 Pflanzenarten im
Freistaat ausgestorben. Aus den Roten Listen Sachsens geht hervor, dass von 28 untersuchten
Artengruppen (Stand 2011) im Durchschnitt circa 10 Prozent der Arten ausgestorben beziehungsweise
verschollen (Spannweite 1 - 30 Prozent) und circa 40 Prozent der Arten mehr oder weniger stark
gefahrdet sind (Kategorien 1, 2, 3, R, G der Roten Listen) (Spannweite 17 - 73 Prozent). Der mittlere Anteil
der gefahrdeten Arten liegt in Sachsen tGber dem Bundesdurchschnitt. Zu den besonders stark
gefahrdeten Artengruppen gehéren Armleuchteralgen, Rot- und Braunalgen, Lurche und Kriechtiere,
Wildbienen, Steinfliegen, Rundmauler und Fische, Bockkafer, Grabwespen und Heuschrecken mit jeweils
Uber 60 Prozent Anteil ausgestorbener und gefahrdeter Arten an der Gesamtzahl der bekannten Arten.
Dabei ist zu beachten, dass von den in Sachsen vorkommenden Arten bisher erst flr weniger

als 30 Prozent Uberhaupt eine Gefahrdungsabschatzung vorgenommen wurde (bei den Tieren zum
Beispiel nur fur circa 17 Prozent).

Besonders alarmierend ist die fortschreitende Verarmung der natlrlichen biologischen Vielfalt im intensiv
landwirtschaftlich genutzten Offenland. Ausraumung der Landschaft (Strukturverarmung), Eintrag von
Pflanzenschutzmitteln, Eutrophierung, Einschrankung des Kulturartenspektrums, enge Fruchtfolgen,
Entwasserung, Nivellierung der Standortvielfalt und Verlust traditioneller Wirtschaftsformen haben hier zu
massiven Populationseinbrichen bei zahlreichen, friher zumeist haufigen und ungefahrdeten Arten der
Feld- und Grasfluren geflihrt (zum Beispiel Vogelarten des Offenlandes, Ackerwildkrautarten, Wirbellose
wie Wildbienen und Schmetterlinge). Nahezu alle Ackerwildkrautgesellschaften sind entsprechend der
sachsischen Roten Liste der Pflanzengesellschaften (BOHNERT et al. 2001) gefahrdet, vom Verschwinden
bedroht oder bereits verschwunden. Die Schrumpfung von Populationen bis hin zu einer kritischen
Gefahrdung oder gar zum Aussterben schreitet, trotz der Erfolge von Férderprogrammen des
Naturschutzes, vor allem in der Agrarlandschaft, aber auch im Siedlungsraum und in anderen
Lebensraumen fort.

Von den 131 in Sachsen bewerteten FFH-Arten der Anhange Il, IV und V der FFH-Richtlinie

(Richtlinie 92/43/EWG) wurde im Zuge des FFH-Monitorings fur den Berichtszeitraum 2001 bis 2006 nur
bei 36 (27 Prozent) der Erhaltungszustand als gunstig eingeschatzt (zum Beispiel Fischotter). 65 Arten
und somit 50 Prozent befinden sich in einem unzureichenden (zum Beispiel Kammmolch, Laubfrosch)
und 9 Arten (7 Prozent) in einem schlechten Erhaltungszustand (zum Beispiel Hirschkafer, Feldhamster,
Luchs). Bei 21 Arten (16 Prozent) fehlen wichtige Informationen, sodass deren Erhaltungszustand nicht
eingeschatzt werden konnte (zum Beispiel Mickenfledermaus).

Vielfalt der Lebensraume und Landschaften

Die Biodiversitat Sachsens basiert vor allem auf der Vielfalt unterschiedlichster Standortverhaltnisse,
Landnutzungen und dadurch gepragter Biotope. Diese Vielfalt entsteht zum Beispiel durch den Ubergang
zwischen ozeanischen und subkontinentalen Klimaeinflliissen, durch wechselhafte geologische
Untergrundverhaltnisse, eine formenreiche Reliefgliederung und durch die vielfaltige Nutzungsgeschichte.
In Sachsen kommen theoretisch circa 485 verschiedene Pflanzengesellschaften (mit h6heren Pflanzen)
vor, von denen 4,1 Prozent verschwunden und 56,5 Prozent mehr oder weniger stark gefahrdet sind
(BOHNERT et al. 2001), weiterhin 212 Moos- und Flechtengesellschaften (6,1 Prozent verschwunden,
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39,7 Prozent gefahrdet). Die Zahl der verschiedenen Biotoptypen Sachsens betragt circa 300. 168 dieser
Biotoptypen (56 Prozent) unterliegen einer Gefahrdung, wobei 34 Biotoptypen bereits von vollstandiger
Vernichtung bedroht sind (zum Beispiel W aldkiefern-, Bergkiefern-, Fichten-Moorwalder, Weichholzauwald
der Tieflandsflussauen, Pfeifengraswiese, Borstgrasrasen, Trocken- und Halbtrockenrasen) (BUDER &
UHLEMANN 2010).

Die Bewertung des Erhaltungszustandes der Schutzguter der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie im Rahmen
der Berichtspflichten an die EU erbrachte flr den Berichtszeitraum 2001 bis 2006 folgende Ergebnisse:
58 Prozent der Lebensraumtypen (LRT) weisen einen glunstigen Erhaltungszustand auf (zum Beispiel Berg-
Mahwiesen), 23 Prozent einen unzureichenden (zum Beispiel Trockene und Feuchte Heiden)

und 13 Prozent einen schlechten Zustand (zum Beispiel Moorwalder). Zu drei LRT lie§ sich der
Erhaltungszustand nicht ermitteln, da noch keine ausreichenden Informationen vorliegen (zum Beispiel
Flechten-Kiefernwald).

Die wesentlichsten Ursachen flr den Rlickgang und die Gefahrdung der natlrlichen biologischen Vielfalt
lassen sich zu folgenden Komplexen zusammenfassen:

- Intensivierung der landwirtschaftlichen Nutzung, verbunden mit der Nivellierung natirlicher
Standortverhaltnisse durch Entwasserung, Dlingung, Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, gro3flachig
monotonen Feldfruchtanbau und enge Fruchtfolgen und dem Rickgang der
Landschaftsstrukturelemente,

- Zerstérung und Zerschneidung von Lebensraumen,
- Aufgabe beziehungsweise Anderung landwirtschaftlicher Nutzung auf Grenzertragsstandorten,
- Defizite bei der Waldbewirtschaftung (zum Beispiel zu geringer Altbaum- und Totholzanteil),

- wasserbauliche MaRnahmen (zum Beispiel Querbauwerke in Verbindung mit fehlender
Durchgangigkeit von FlieBgewassern),

- Schad- und Nahrstoffeintrage in Okosysteme,

- Klimawandel,

- naturbelastende beziehungsweise stdrungsintensive Freizeitnutzungen,
- invasive gebietsfremde Arten.

Um die natlrliche biologische Vielfalt zu erhalten und negative Bestandestrends umzukehren, missen die
Lebensraume der Arten und Biozdnosen geschutzt und entwickelt werden. Dafur werden Flachen
bendtigt, die es ermdglichen, dass sich langfristig Uberlebensfahige Populationen entwickeln kénnen und
auch Arten mit gréBeren Raumansprichen geeignete Lebensraume finden. Die daflr erforderliche
Flachenkulisse umfasst neben natirlichen und naturnahen Okosystemen (zum Beispiel naturnahe Walder,
Moore, unverbaute FlieBgewasser) auch extensiv genutzte Kulturokosysteme, wie extensiv genutzte
Acker, Bergwiesen, Magerrasen und Zwergstrauchheiden.

Wesentliche Teile sind derzeit schon lGber den Flachennaturschutz geschutzt. Manche Vogelarten und
Arten anderer Artengruppen sowie ausgewahlte Lebensraumtypen sind von europaischer Bedeutung und
unterliegen europaischen Schutzbestimmungen nach der Vogelschutz- beziehungsweise FFH-Richtlinie.
Fir die in Sachsen vorkommenden 47 Lebensraumtypen nach Anhang | der FFH-Richtlinie, 45 Tier- und
Pflanzenarten nach Anhang Il der FFH-Richtlinie und unter anderem 39 Vogelarten nach Anhang | der EU-
Vogelschutzrichtlinie wurden 270 FFH-Gebiete vorgeschlagen und von der EU bestatigt und 77
Vogelschutzgebiete gemeldet. FFH- und Vogelschutzgebiete wurden inzwischen, soweit erforderlich, durch
gesonderte Verordnungen (,,Grundschutzverordnungen”) als besondere Schutzgebiete gemals § 22
SachsNatSchG gesichert. Zusammen hat das Netz Natura 2000 mit den sich zum Teil Uberlagernden FFH-
und EU-Vogelschutzgebieten einen Anteil von 15,9 Prozent der Landesflache. Zum Natura 2000-
Programm gehdéren neben der Gebietsausweisung die Ersterfassung und Managementplanung, das
Monitoring der Natura 2000-Schutzguter, ein strenges Schutzregime fur Arten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie und die Vertraglichkeitsprifung fir Plane und Projekte. Neben den Natura 2000-Gebieten sind
weitere schutzbedirftige Teile der Landschaft naturschutzrechtlich nach verschiedenen nationalen
Kategorien geschltzt. Da sich die Schutzgebiete verschiedener Kategorien mehrfach Uberlagern kédnnen
(zum Beispiel FFH-Gebiet mit Vogelschutzgebiet, NSG, FND, gesetzlich geschutzten Biotopen), ist keine
Summierung der Flachen mdglich, um eine Gesamtbilanz zu erhalten. Diese kann nur durch Verschneidung
der Flachen ermittelt werden. Demnach ergibt sich ohne Uberlagerungen ein Anteil ,strenger*
Schutzgebiete nach nationalem Naturschutzrecht (NLP, NSG, FND, gesetzlich geschitzte Biotope)

von 5,3 Prozent der Landesflache, der sich zu einem sehr groBen Teil innerhalb des Netzes der

Natura 2000-Gebiete konzentriert.

In Sachsen existieren circa 13 500 ha Totalreservatsflachen (Stand 31. Mai 2011) in NSG, in der Kernzone
des Biospharenreservates (gleichfalls NSG) sowie in der Naturzone A/Naturzone B (Ruhebereich) des
Nationalparks Sachsische Schweiz. Dies entspricht einem Anteil von circa 0,7 Prozent an der Flache
Sachsens. Naturentwicklungsgebiete stellen auch die Kernbereiche der nach Forstrecht ausgewiesenen
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acht Naturwaldzellen dar, die 303 ha (0,02 Prozent der Flache Sachsens) umfassen (in der Gesamtflache
oben enthalten). Unter den aktuell bestehenden Totalreservaten befinden sich drei groRe mit einer Flache
Uber 1 000 ha und bundesweiter Bedeutung (Kénigsbricker Heide, NLP-Teil Vordere Sachsische Schweiz,
NLP-Teil Hintere Sachsische Schweiz), die allein circa 75 Prozent der gesamten Totalreservatsflache
umfassen. In der Bergbaufolgelandschaft, die groRes naturschutzfachliches Potenzial fur
Naturentwicklungsgebiete in Sachsen aufweist, bestehen derzeit nur drei Totalreservate mit einer Flache
von circa 540 ha (4 Prozent der Totalreservatsflache).

Um den Auswirkungen von Landschaftszerschneidungen entgegenzuwirken und das Wandern von Arten
unter dem Einfluss des Klimawandels auch in intensiv genutzten Landschaften zu erleichtern und damit
den genetischen Austausch zu ermdglichen, soll ein Netzwerk mdglichst unzerschnittener und miteinander
funktional verbundener Biotope/Habitate entwickelt werden (Biotopverbund).

Eine solche Kulisse von naturnahen Okosystemen, Kulturékosystemen und Verbundflachen reicht allein
zum Schutz der Biodiversitat aber noch nicht aus. Daruber hinaus mussen auch in intensiv genutzten
Landschaftsteilen 6kologische Mindeststandards eingehalten werden. Dazu gehort neben einem gewissen
Anteil an 6kologischen Ausgleichsflachen die konsequente Einhaltung der naturschutzfachlichen
Anforderungen an die Landnutzung, die sich vor allem aus der guten fachlichen Praxis gemaR § 5
BNatSchG, den artenschutzrechtlichen Regelungen des BNatSchG und den Regelungen zur
Biotopvernetzung gemald § 21 Abs. 5 BNatSchG ergeben. DarUber hinaus sind die jeweils geltenden
naturschutzfachlich bedeutsamen Bedingungen zur Agrarférderung einzuhalten.

Zur Umsetzung der Erfordernisse und MaBnahmen des Naturschutzes soll zusatzlich zum, in Sachsen
weiterhin favorisierten, kooperativen Ansatz die Vorbildfunktion der 6ffentlichen Hand, insbesondere auf
landeseigenen Flachen, gestarkt werden. Circa 20 bis 25 Prozent der Schwerpunktfldachen des
Naturschutzes befinden sich im Eigentum des Freistaates Sachsen. Umsetzungsmadglichkeiten und
Handlungsoptionen bestehen vor allem im Wald und an gréBeren FlieBgewassern, aber auch im
landwirtschaftlich genutzten Offenland. Beachtet werden solite im Ausnahmefall auch die Mdglichkeit des
freiwiligen Flachentauschs und -kaufs, um einzelne besonders wertvolle Naturschutzflachen, fur die ein
adaquater Schutz durch andere Wege nicht realisierbar ist, in 6ffentliches Eigentum zu Uberflhren. Dies
tragt dazu bei, die Flachenverfligbarkeit flir die Umsetzung dringlicher NaturschutzmaBBnahmen weiter zu
verbessern.

2.2.Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaBRnahmen
2.2.2.1 Natiirliche biologische Vielfalt, Artenschutz, Biotopschutz

Karte Suchraumkulisse Moorrenaturierung
A 1-2\'/erbreitung gefahrdeter Tierarten

Karte Verbreitung geféhrdeter Pflanzenarten
A 1"D’Gro[_%fl‘cichig naturnahe Waldkomplexe

Karte

Al4:

Karte

A 1.5

Wassergebundene Arten und Biotope

FZ 7 (Bezug zu G 4.1.1.5 und Z 4.1.1.6)

In Einzugsgebieten von Gewassern, in denen Vorkommen stark gefahrdeter Arten (zum
Beispiel Flussperimuschel, kieslaichende Fischarten) oder Biotope durch Stoffeintrage infolge
von Wassererosion gefahrdet sind, sind prioritar geeignete SchutzmaSnahmen mit den
Landnutzern abzustimmen und umzusetzen. Im Rahmen der Landschaftsplanung sind weitere
besonders schutzwiirdige, im Gewasser lebende Arten zu benennen und diejenigen
Gewasser darzustellen, die vor Stoffeintragen besonders zu schiitzen sind. Weiterhin ist im
Rahmen der Landschaftsplanung ein Konzept zu entwickeln, wie die Gewasser mit den
Mitteln der Raumordnung und Landschaftsplanung vor Stoffeintragen geschiitzt werden
kénnen.

Die Qualitat vieler Gewasser wird auch durch Stoffeintrage infolge von Wassererosion aus
landwirtschaftlichen Flachen beeintrachtigt. Dies vermindert die Lebensraumqualitat fur viele
wassergebundene Arten. Insbesondere sehr empfindliche Arten wie zum Beispiel die Flussperimuschel
oder kieslaichende Fischarten sind dadurch in ihnrem Reproduktionszyklus beeintrachtigt und im Bestand
gefahrdet.

Um die Lebensraumqualitat zu verbessern, den Bestand besonders schiitzenswerter Arten zu sichern und
Gefahrdungen durch besondere Ereignisse wie aullergewdhnliche Starkregen oder Unfalle vorzubeugen,
solliten aus naturschutzfachlicher Sicht haufiger Gewasserrandstreifen vorgesehen werden, die breiter sind
als zehn Meter und nicht mehr ackerbaulich genutzt werden und damit GUber die Anforderungen des
Sachsischen Wassergesetzes hinausgehen. Naturnahes Grinland oder auentypische Gehdlzbestockungen
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sind als standortgerechter Bewuchs der Gewasserrandstreifen aus naturschutzfachlicher Sicht besonders
geeignet. Sollte dies nicht umzusetzen sein, kommt als nachrangige Moéglichkeit mehrjahriger
Feldfutteranbau (Ackergras, Luzerne, Kleegras) in Betracht. Breitere Gewasserrandstreifen kdnnen von
den unteren Wasserbehdrden im Einvernehmen mit der oberen Landwirtschaftsbehérde gemaR § 24

Abs. 4 SachsWG festgesetzt werden. Um naturschutzfachliche Ziele an Gewassern umzusetzen, kénnen
Gewasserrandstreifen im Rahmen von Ausgleichs- und ErsatzmalBnahmen angelegt werden, auch als
Bestandteil von Flachenpools. Darlber hinaus kdnnen Férderprogramme in Anspruch genommen werden.
W eiterhin soliten im Zusammenhang mit Projekten zur Gewasserrenaturierung immer ausreichend breite
Randstreifen vorgesehen werden.

Etwa 1,5 Prozent der Ackerflache in Sachsen gelten als sehr stark wassererosionsgefahrdet. Dazu zahlen
die besonders erosiven Steillagen und die besonders erosiven Abflussbahnen. Ackerbauliche Nutzung
verursacht hier den Verlust fruchtbarer Béden sowie Belastungen von Gewassern und
naturschutzfachlich wertvollen Biotopen durch Stoffeintrage. Unter den beeintrachtigten Biotopen
beziehungsweise Lebensraumtypen und Habitaten befinden sich auch solche des Netzes Natura 2000
sowie WRRL-relevante FlieBgewasser. Um die Ziele der WRRL und der FFH-RL erreichen zu kénnen,
besteht hier Handlungsbedarf.

Wegen der mdglichen Synergien fur den Boden-, Gewasser- und Naturschutz ist ein Nutzungswandel
prioritar in Einzugsgebieten von Gewassern mit Vorkommen stark gefahrdeter Arten anzustreben.

FZ 8 (Bezug zu Z 4.1.1.6 und G 4.1.1.19)

Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sind solche Flachen mit wasserabhangigen
Landékosystemen (insbesondere Moore) beziehungsweise mit entsprechendem
Entwicklungspotenzial aus der Suchraumkulisse in Karte A 1.2 auszuwahlen und
kartografisch darzustellen, die sich unter Beachtung der Erfordernisse der
Trinkwasserqualitat fir eine Renaturierung eignen.

Vom Wasser abhangige Landdkosysteme, wie Quellbereiche, Moore, Simpfe, Auen und weitere
Feuchtgebiete, besitzen flr die Erhaltung der Biodiversitat, fir den Schutz des Klimas, flr die Erhaltung
besonders schutzwirdiger Boden und flr den Landschaftswasserhaushalt eine prioritare Bedeutung. Sie
sind Lebensraume fur speziell angepasste, haufig klimasensitive Arten und Biotope, die besonders
schutzwilrdig und aufgrund ihrer Gefahrdungssituation schutzbeddrftig sind. Intakte Moorékosysteme mit
Torfbildung und andere Feuchtbiotope mit Akkumulation organischer Substanz stellen Speicher- und
Senkendkosysteme von Treibhausgasen (THG), insbesondere flir den Kohlenstoff aus dem CO., dar.
Nasse, ,lebende” Moore haben eine Stoffsenkenfunktion, entwasserte Moore mit Torfzersetzung sind
dagegen Stoffquellen. Sie emittieren klimaschadliches CO2 sowie Nahrstoffe wie Stickstoff und Phosphor,
die funktional verbundene Okosysteme wie FlieBgewasser mit ihnren Auen sowie Stillgewésser
beeintrachtigen kdnnen.

MalBnahmen zur Erhéhung der Naturnahe (Renaturierung) beziehungsweise zur ,,Wiederbelebung” des
Torfwachstums (Revitalisierung) in Mooren und anderen Feuchtbiotopen kommt eine zunehmende, auch
klimapolitische Bedeutung zu. Solche MaBnahmen besitzen in der Regel Synergieeffekte, indem sie zum
Beispiel dem Arten- und Biotopschutz und gleichzeitig dem Klimaschutz und dem Schutz des
Wasserhaushaltes dienen.

Fir den Freistaat Sachsen liegt eine umfassende Ubersicht der Moore und anderer organischer
Nassstandorte aus dem Projekt SIMON vor (DITTRICH et al. 2011; http://www.umwelt.
sachsen.de/umwelt/boden/23800.htm).

Dafur wurden neben Flachen, die der bodenkundlichen Moordefinition (> 30 cm Torf) entsprechen, auch
Bdden mit flacheren Torfauflagen (aus Bodenkarten, geologischen Karten) und moortypische
Feuchtbiotope (moortypische Biotope aus der Selektiven Biotopkartierung, moortypische FFH-
Lebensraumtypen, teilweise ohne nachgewiesene Torfauflage) erfasst und die Maximalflache aus allen
verwendeten Kartengrundlagen gebildet. Die Moorflachen Sachsens wurden somit nicht rein
bodenkundlich, sondern 6kosystemar unter Einschluss der Moorbiotope und torfbildenden Vegetation
definiert. Diese Flachen sind als Moorkomplexe in der Karte A 1.2 dargestellt und bilden die
Suchraumkulisse fir Renaturierungen von Moor- und Nassstandorten.

Die Gesamtflache der Moorkomplexe betragt flr Sachsen circa 46 800 ha beziehungsweise 2,5 Prozent
der Landesflache.

Karte A 1.2 zeigt, dass der grdfSte Teil der Moorkomplexe im Heideland (vorrangig grundwassergespeist)
und im Bergland (regen- und hangwassergespeist) zu finden ist. Der groRte Teil der Moorkomplexe
befindet sich im Westerzgebirge (7 500 ha), dem Oberlausitzer Heide- und Teichgebiet/Hornjotuziska hola
a haty (6 500 ha), in den Konigsbruck-Ruhlander Heiden (5 800 ha) und dem Mittleren Erzgebirge

(4 500 ha).

In der Karte A 1.2 sind die Moorkomplexe differenziert dargestellt in solche, wo:

- eine moortypische Vegetation auf einem moortypischen abiotischen Standort kartiert wurde
(3 700 ha beziehungsweise 8 Prozent der Moorkomplexflache); dies sind die nach einer ersten
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groben Abschatzung noch relativ naturnahen Flachen (in Karte A 1.2 grin),

- ein moortypischer Standort kartiert ist, aber keine naturnahen moortypischen Biotope (mehr)
vorhanden sind (27 000 ha beziehungsweise 57,5 Prozent, in Karte A 1.2 blau),

- moortypische Biotope oder FFH-LRT kartiert sind, aber in Boden- und geologischen Karten kein
moortypischer Standort (16 100 ha, 34,5 Prozent) dargestellt ist; es handelt sich um Flachen mit nur
flacher oder ohne nachgewiesene Torfauflage oder um kleine Flachen, die in Karte A 1.2 orange
dargestellt sind.

Im Ergebnis des SIMON-Projektes wurden aulerdem die Torfmachtigkeiten in vier Klassen getrennt
erfasst, und zwar Torfkerne mit einer Torfmachtigkeit > 70 cm (3 550 ha), Moorbdden mit flacher
Torfauflage von 30 bis 70 cm (3 650 ha), organische Nassstandorte mit Torfmachtigkeit Anhand der
Ergebnisse aus dem SIMON-Projekt und dem FFH-Monitoring wird deutlich, dass es in Sachsen kaum noch
naturnahe und nur noch sehr wenige Moore gibt, in denen in gréReren Teilbereichen ein Torfwachstum
auftritt. So haben die meisten FFH-LRT der Moore in Sachsen entsprechend dem Bericht zum FFH-
Monitoring (Zeitraum 2001 bis 2006) einen unzureichenden (zum Beispiel LRT 7140 Ubergangs- und
Schwingrasenmoore) oder schlechten Erhaltungszustand (zum Beispiel LRT 91D0 Moorwalder). Viele
moortypische Biotope weisen nur noch sehr geringe bis minimale Flachen auf, in denen der entsprechende
FFH-LRT charakteristisch ausgepragt ist (zum Beispiel 7110 Lebende Hochmoore nur noch circa 5 ha in
Sachsen).

Zu den bedeutendsten Ursachen flr einen ungunstigen Moorzustand gehdéren Entwasserungssysteme
(auch in den Einzugsgebieten aulRerhalb der Moorflachen), Grundwasserabsenkungen (zum Beispiel durch
Bergbau), Torfabbau und Stoffeintrage.

Der defizitéare aktuelle Moorzustand auf der einen Seite und die Suchraumkulisse von 46 800 ha fur
Moorrenaturierungen auf der anderen Seite belegen, dass ein erhebliches Flachenpotenzial zur
Renaturierung und Revitalisierung, unter anderem durch MaBnahmen der Wiedervernassung, gegeben ist.
Die im Zuge der Landschaftsrahmenplanung flir Renaturierungen ausgewahlten Flachen sollen
entsprechend ihrer Bedeutsamkeit flr den Biodiversitats- und Klimaschutz sowie bezuglich ihrer Eignung
fur die Umsetzbarkeit von RenaturierungsmalBinahmen priorisiert werden. Zur Priorisierung kann auch
gehoren, eine zeitliche Reihenfolge flr Renaturierungen vorzuschlagen oder fir
Wiedervernassungsmalnahmen geeignete Teilflachen in grolen Moorkomplexen auszuwahlen. Fur
Renaturierungen geeignete und prioritare Flachen sollen von der Landschaftsrahmenplanung als
»Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” gemaR Z 4.1.1.6 vorgeschlagen werden.

Die Auswahlkriterien beziehungsweise die Methodik zur Ermittlung geeigneter (Moor)Flachen fir
Renaturierungen sollen zwischen den Regionalen Planungsverbanden und mit dem LfULG abgestimmt
werden. Dabei sind auch die Erfordernisse der Trinkwasserqualitat zu berlcksichtigen. Eine Renaturierung
von Mooren im Einzugsgebiet von Trinkwassergewinnungsanlagen ist nur zuldssig, wenn es zu keinem
zusatzlichen und fur die Trinkwassergewinnung bedeutsamen Eintrag von Huminstoffen in das der
Trinkwassergewinnung dienende Wasserdargebot kommen kann. Die Untersuchungen zur Herkunft der
Huminstoffe sowie zum mdglichen Wirkungszusammenhang mit der Entwasserung oder
Wiedervernassung von Mooren sollen fachlbergreifend intensiviert werden, um die klimapolitisch und
naturschutzfachlich bedeutsamen Vorhaben zur Renaturierung von Mooren und anderen Feuchtgebieten
nicht unndétig zu verzégern.

Die Umsetzung der Renaturierungsprojekte und -manahmen kann durch die Erfullung der Vorbildfunktion
auf landeseigenen Flachen (hier kommt unter anderem flr die Moorwalder dem Staatsbetrieb Sachsenforst
eine Schlusselfunktion zu), durch spezielle Projekte Dritter (zum Beispiel finanziert aus Programmen zum
Klimaschutz) oder im Zuge der Naturschutz-Férderprogramme erfolgen.

Zusatzlich zu beziehungsweise in Verbindung mit einer aktiven Renaturierung von Mooren sind geeignete
MalBnahmen zu planen und umzusetzen, die einen hinreichenden Schutz vor 6kosystemgefahrdenden
Stoffeintragen gewahrleisten.

Offenlandschaft

FZ 9 (Bezug zu Z 4.2.2.1)

Im Zuge der anzustrebenden Waldmehrung ist der Erhalt wertvoller Offenlandbereiche, wie
besonders geschiitzter Biotope und FFH-Lebensraumtypen sowie anderer
naturschutzfachlich wertvoller Flaichen, im Genehmigungsverfahren nach & 10 SachsWaldG zu
bericksichtigen.

Arten der Offenlandschaft weisen besonders starke Ruckgangstendenzen auf. Daher missen ihre
Lebensraume und entsprechend entwickelbare Offenlandbiotope (auch in der Bergbaufolgelandschaft) in
ausreichender GrofRRe erhalten und so bewirtschaftet beziehungsweise gepflegt werden, dass die jeweiligen
Habitatqualitdten erhalten bleiben oder entwickelt werden. Deshalb ist die Erhaltung besonders geschutzter
Biotope und FFH-Lebensraumtypen sowie darUber hinaus anderer naturschutzfachlich wertvoller Flachen,
vor allem Habitate seltener und gefadhrdeter Arten der Offenlandlebensraume, wie sie zum Beispiel in der

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 156 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=5909&jabs=p10

Landesentwicklungsplan 2013

Bergbaufolgelandschaft vorkommen, im Genehmigungsverfahren nach § 10 SachsWaldG fur
Aufforstungsmanahmen im Zuge der Waldmehrung zu beriicksichtigen. Beispiele fiir letztere sind Acker
mit selten gewordener Ackerbegleitflora wie Sommer-Adonisréschen und Kleiner Lammersalat oder
Offenlandhabitate fur gefahrdete Tierarten wie zum Beispiel Brutvogelarten des Offenlandes.

Angesichts des Klimawandels, der Zunahme von Extremereignissen und der weltweiten

W ustenausdehnung (Vegetationsverluste) sind grofflachige, vegetationsfreie Rohbodenstandorte jedoch
auch kritisch zu sehen.

Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sind die Vorschlage fir die Vorranggebiete Waldmehrung im
Hinblick auf Konflikte mit naturschutzfachlichen Aspekten zu prifen.

FZ 10 (Bezug zu Z 4.1.1.6)

In Agrarlandschaften, die eine geringe Ausstattung mit Landschaftsstrukturelementen und
eine geringe Artenvielfalt aufweisen, sind MaBnahmen zur Anlage zusatzlicher
regionaltypischer Landschaftsstrukturelemente zu ergreifen. Die Art der anzulegenden
Landschaftsstrukturelemente sowie ihr Umfang orientieren sich an der Eigenart der
Landschaft sowie an den Anforderungen von Zielarten fiir die Offenlandschaft.

Viele Arten der Offenlandschaft gehen besonders stark zurtck. Die Ursachen hierfir sind vielfaltig. Sie sind
vor allem zurlckzufihren auf:

- Nivellierung der standértlichen Verhaltnisse durch Komplexmelioration (vor allem Entwasserung und
Veranderungen des Reliefs),

- Verlust von Landschaftsstrukturen wie zum Beispiel Feldraine und FlieBgewasser,

- Intensivierung und Vereinheitlichung der Bewirtschaftung (zum Beispiel Schnitthaufigkeiten und
Schnittzeitpunkte, Dingung, Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, Verklrzung oder Wegfall der
Stoppelphasen, weitgehender Wegfall der Brachen, verminderte Fruchtartenvielfalt),

- ubiquitare Stoffeintrage.

Durch Anlegen von regionaltypischen Landschaftsstrukturelementen in landschaftstypischer Dichte
(vergleiche Kapitel 2.1.1) kénnen in der intensiv genutzten Offenlandschaft Ersatz- oder Teilhabitate flr
Arten geschaffen werden. Regionaltypische Landschaftsstrukturelemente sind zum Beispiel Feldraine,
Graben, Stillgewasser, Nassstellen, Steinriicken, Feldgehdlze, Hecken, Baumreihen und Alleen.

Wo immer mdglich, sollten bei der Anlage von Landschaftsstrukturelementen Synergien zum Boden- und
Gewasserschutz genutzt werden, zum Beispiel entlang von FlieBgewassern, in Steillagen oder
Hangmulden.

Zusammen mit produktionsintegrierten MaBnahmen (zum Beispiel spezielle MaBnahmen fur Bodenbruter
wie Feldlerchenfenster und Ackerrandstreifen mit reduziertem Pflanzenschutz) kénnen mit der Anlage von
Landschaftsstrukturelementen die Lebensbedingungen flr gefahrdete Arten auch in der intensiv
genutzten Offenlandschaft verbessert werden. Dabei sind fur die Auswahl der Elemente die
Habitatanspriche der jeweiligen Zielarten zu berticksichtigen.

Das Ziel dient zugleich der Umsetzung der Biotopvernetzung entsprechend § 21 Abs. 6 BNatSchG.

Flr die Umsetzung kommen neben der Eingriffsregelung eine ausreichend attraktive und durch
entsprechende Beratung unterstitzte Naturschutzférderung sowie Flachentausch beziehungsweise -kauf
in Betracht.

FZ 11 (Bezug zu G 4.1.1.5 und G 4.1.1.15)

Extensivacker mit Arten oder Gesellschaften vom Aussterben bedrohter Segetalarten und
Tierarten sind zu erhalten, vor Beeintrachtigungen zu bewahren und mit Riicksicht auf die
Anforderungen der Arten und Lebensgemeinschaften zu bewirtschaften.

Die moderne Landbewirtschaftung fihrte auch in Sachsen dazu, dass die artenreichen
Ackerwildkrautgesellschaften der ehemals extensiv bewirtschafteten Felder stark zurlickgedrangt und
durch arten- und individuenarme Unkrautfluren mit wenigen schwer bekampfbaren, Stickstoff liebenden
Arten ersetzt wurden. Insbesondere Arten flachgrindiger kalkreicher und basenreicher Standorte, Saure-
und Krumenfeuchtezeiger, Saatunkrauter, Stoppelunkrauter sowie Zwiebel- und Knollengeophyten sind
stark gefahrdet und vom Aussterben bedroht (BUDER 2002). Ahnliches gilt fur Tierarten, die auf
wildkrautreichen, extensiv bewirtschafteten Ackern leben. Bisherige FérdermaBnahmen wie die Anlage von
Ackerrandstreifen konnten die Gefahrdungssituation nicht wesentlich verbessern. Aus 6konomischen
Griunden werden lediglich wenige Ackerflachen so bewirtschaftet, dass die schutzbedirftige
Ackerbegleitflora und -tierwelt erhalten bleibt. Aus diesem Grund sollen, initiiert durch ein Vorhaben des
LfULG, auf geeigneten Standorten mit noch vorhandenem Potenzial an hochbedrohten Segetalarten
Schutzacker oder Feldflorareservate eingerichtet werden. Ziel des LfULG-Projektes ist es, auf der
Grundlage eines Suchraumkonzeptes (BUDER 2002) Erfolg versprechende Acker auszuwahlen und
sicherzustellen, dass diese langfristig gemal den Ansprichen der gefahrdeten Segetalarten
beziehungsweise Ackerwildkrautgesellschaften bewirtschaftet werden. Dabei soll zunachst fur alle in
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Sachsen gefahrdeten Ackerbiotoptypen (Sandacker, basenarmer Léss- und Lehmacker, basenreicher
Loss- und Lehmacker, Acker auf skelettreichem Silikatverwitterungsboden) mindestens ein Standort
etabliert werden. Das Netz der Feldflorareservate beziehungsweise Schutzacker soll méglichst so
ausgebaut werden, dass in ihm alle vom Aussterben bedrohten Arten der sachsischen Segetalflora
reprasentiert sind.

In ausgewahlten Gebieten (zum Beispiel Biospharenreservat) kann neben Schutzzielen des Artenschutzes
die Prasentation von kulturhistorisch bedeutsamen Bewirtschaftungsformen als weiterer Schutzaspekt
hinzukommen.

Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sind auch die Ackerflachen innerhalb der Suchraumkulisse
(BUDER 2002) als naturschutzfachlicher Belang in die Abwagung der Raumordnung einzubringen, da diese
Gebiete moglichst nicht von anderen Nutzungen (zum Beispiel Uberbauung, Aufforstung) in Anspruch
genommen werden sollen.

Ausgewahlite naturschutzfachlich wertvolle Acker sollen durch Kauf, Tausch, dingliche Sicherung oder
Langfristpacht in Obhut der 6ffentlichen Hand oder geeigneter anderer Trager gelangen und durch
langfristige vertragliche Bewirtschaftungsvereinbarungen gesichert werden. Die Finanzierung soll primar
aus Mitteln der Eingriffsregelung erfolgen (produktionsintegrierte Kompensation). Die Flachen kénnen
daher in Flachenpools oder Okokonten aufgenommen werden.

FZ 12 (Bezug zu G 4.1.1.13 und Z 4.2.1.3)

Die Versiegelung von Feldwegen ist zu minimieren. Vorhandene Wegraine sollen erhalten
werden. Die Anlage landschaftstypischer Wegraine oder von Randstreifen (zum Beispiel
Ackerrandstreifen, Bluhstreifen) ist anzustreben.

Es ist festzustellen, dass der Versiegelungsgrad insbesondere landlicher Wege in jingster Zeit weiter
angestiegen ist. In der Folge erhéht sich die Landschaftszerschneidung, die Lebensraumqualitat bis dahin
unversiegelter Wege geht verloren, die versiegelte Flache steht nicht mehr zur Versickerung von Wasser
zur Verfligung und das Landschaftsbild kann durch zunehmende Versiegelung beeintrachtigt werden. Um
eine gewisse Lebensraumqualitdt von Wegen zu erhalten (zum Beispiel begriinte Mittelstreifen, offene
Bodenstellen fir Wildbienen) und die Barrierewirkung zu reduzieren wie auch Verbundfunktionen zu
starken, sollen Wege nach Mdglichkeit gar nicht beziehungsweise so gering wie moglich (zum Beispiel
Fahrspuren mit Betongittersteinen) versiegelt werden. W eiterhin haben Feldraine hinsichtlich Anzahl und
Flachenanteil in der Agrarlandschaft stark abgenommen. Die verbliebenen, meist zu schmalen

Feldraine haben im Vergleich zu friher deutlich an Qualitat verloren, da sie zumeist stark eutrophiert und
durch Pflanzenschutzmittel und Dingemitteleintrag beeinflusst sind. Die standértliche Nivellierung und der
Nahrstoffeintrag betreffen in besonderer Weise die Feldraine, sodass sie als Habitate von Arten
nahrstoffarmerer Lebensraume und Standorte zunehmend verloren gehen.

Feld- und Wegraine kénnen bei entsprechender Qualitdt einen Ersatzlebensraum fur manche Arten der
Agrarlandschaft darstellen. Zusatzlich soll Gber naturschutzfachliche Beratung und das Angebot von
Férdermalnahmen darauf hingewirkt werden, dass Randstreifen entlang von Ackern entwickelt werden
(zum Beispiel Ackerrandstreifen, Blihstreifen).

Wald

FZ 13 (Bezug zu G 4.1.1.5, G 4.1.1.15 und Z 4.1.1.16)

Die groRBflachig naturnahen Waldkomplexe von landesweiter Bedeutung in Karte A 1.5 sind zu
erhalten, vor Beeintrachtigungen zu schiitzen und naturnah zu entwickeln. Angrenzende
Walder sollen nach Maglichkeit ebenfalls naturnah entwickelt oder umgebaut werden, um die
Flache der naturnahen Waldkomplexe langfristig zu erhohen.

Die Landschaftsrahmenplanung soll bei Vorliegen neuer Datengrundlagen die Abgrenzung
grofflachig naturnaher Waldkomplexe aktualisieren und weitere naturnahe Waldkomplexe
von regionaler Bedeutung festlegen und kartografisch darstellen.

Zusammenhangende, grofSere naturnahe Waldflachen sind in Sachsen nur noch selten zu finden. Solche
Flachen bedlrfen aufgrund ihrer groflen Bedeutung flr den Schutz der an Walder gebundenen
natirlichen biologischen Vielfalt, fir den Biotopverbund, als Anschauungs- und Studienobjekte flr
natirliche Waldgesellschaften, als Reproduktions- und Ausbreitungszentren fir typische Waldarten, far
die naturgebundene Erholung und so weiter eines besonderen Schutzes und einer behutsamen
naturnahen Entwicklung.

Eine Ubersicht der groRflachig naturnahen Waldkomplexe Sachsens (vergleiche Karte A 1.5) ist im
Zusammenhang mit der Beschreibung der potenziellen nattrlichen Vegetation Sachsens entstanden und
aus SCHMIDT et al. (2002: 115ff) entnommen. FUr die Auswahl der Gebiete waren im Wesentlichen die
Kriterien der Waldbiotopkartierung bestimmend, nach welcher die aktuelle, flaichenbezogene
Baumartenzusammensetzung (entspricht zu mindestens 80 Prozent der potenziellen natlrlichen
Vegetation) und das Alter der Bestande (mindestens die Halfte der Umtriebszeit) fir die Ermittlung seltener
naturnaher Waldgesellschaften herangezogen wurden. Des W eiteren waren Vorgaben des BfN hinsichtlich
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der FlachengréfRe von grofflachig naturnahen Waldkomplexen zu beachten (in waldreichen Gebieten
mindestens 100 ha, in waldarmen Gebieten mindestens 30 ha).

Die Landschaftsplanung soll einen Beitrag zur Erhaltung der naturnahen Waldkomplexe leisten, indem
diese zum Beispiel als Vorranggebiete Arten- und Biotopschutz gemals Z 4.1.1.16 und/oder als
Vorranggebiete zum Schutz des vorhandenen Waldes gemaB Z 4.2.2.2 vorgeschlagen werden. Daflr sind
auch neue Datengrundlagen, die insbesondere mit der Waldbiotopkartierung und der FFH-
Managementplanung beziehungsweise dem FFH-Grobmonitoring sowie der Bundeswaldinventur
entstehen, angemessen zu bericksichtigen. In den Landschaftsrahmenplanen sollen die in Karte A 1.5
dargestellten landesweit bedeutsamen, grof3flachig naturnahen Waldkomplexe durch regional bedeutsame
naturnahe Waldkomplexe erganzt werden.

Der gegenwartige Waldanteil Sachsens betragt 28,4 Prozent. Demgegenuber fallt der Anteil von Bestanden
der selektiven Biotopkartierung (zweiter Durchgang), die natlrliche Waldgesellschaften reprasentieren

(23 500 ha), mit 1,3 Prozent der Landesflache und 4,5 Prozent der Waldflache, gering aus. Dabei
dominieren bodensaure Buchenwalder (38 Prozent), gefolgt von Hainbuchen-Eichenwaldern (23 Prozent),
Auen- und Niederungswaldern (13 Prozent), bodensauren Eichenwaldern (8 Prozent), Moor- und
Bruchwaldern (7 Prozent), Schluchtwaldern (4 Prozent), mesophilen Buchenwaldern und Kiefernwaldern
(je 3 Prozent) sowie Fichtenwaldern (1 Prozent) (Datenbasis: LFUG 2000). Die Anteile der Gruppen von
flachigen Waldgesellschaften kommen denen der pnV-Einheiten nahe, Waldtypen schwer
bewirtschaftbarer Standorte (Auen, Moore, Schluchtwalder) sind jedoch deutlich starker vertreten, weil auf
diesen Standorten aufgrund ihrer erschwerten oder unrentablen Bewirtschaftbarkeit die Walder weniger
forstlich beeinflusst wurden.

Von den oben genannten naturnah erhaltenen Bestanden entfallt mehr als die Halfte (circa 14 360 ha)

auf 68 grol3flachige naturnahe Waldkomplexe (vergleiche Karte A 1.5). Zu den gréften gehdren die lang
gestreckten Hangwalder entlang der Elbe und osterzgebirgischer Flliisse (zusammen circa 3 800 ha), die
Sachsische Schweiz (1 575 ha), die Leipziger Auenwalder (1 063 ha) und das Dubringer Moor/Dubrjenske
bahno (771 ha). Auch hier wird ersichtlich, dass schwer bewirtschaftbare Standorte tUberwiegen. In einigen
Fallen handelt es sich um gréBere Vorkommen landschaftspragender, regionaltypischer
Waldgesellschaften wie um Olbernhau mit 515 ha Buchenwaldern oder im Kammereiforst mit 135 ha
Linden-Hainbuchen-Eichenwaldern (SCHMIDT et al. 2002). Karte A 1.5 vermittelt einen Uberblick zu
geographischer Lage und Groél3e, aber auch zur Fragmentierung der Bestande. Es ist auffallig, dass trotz
des relativ hohen aktuellen Waldanteils in weiten Bereichen des Vogtlandes, der Nordabdachung des
Erzgebirges und des Westlausitzer Berg- und Hugellandes grof3flachige naturnahe Walder fehlen.

Bergbaufolgelandschaften

FZ 14 (Bezug zu Z 2.1.3.2, Z 4.1.1.6)

Die 6kologische Funktionsfahigkeit der Bergbaufolgelandschaften ist wiederherzustellen. Es
ist darauf hinzuwirken, dass dafiir ein ausreichender Anteil der Bergbaufolgelandschaft in
den Braunkohlenrevieren als Flache fur den Naturschutz gesichert wird. Dabei ist zu prifen,
ob ausgewahlte Seen ausschlieBBlich naturschutzfachlichen Zielen gewidmet werden kénnen.

Bergbaufolgelandschaften weisen extreme und seltene Standortverhaltnisse auf. Charakteristisch sind
unter anderem nahrstoffarme Rohbdden und oligotrophe Gewasser. Auf diese speziellen Verhaltnisse
angewiesene Tier- und Pflanzenarten treten in den nivellierten und eutrophierten Landschaften sowohl in
Sachsen als auch bundesweit auRerhalb der ehemaligen Bergbaugebiete zumeist nur als Relikte auf, sofern
sie noch nicht ausgestorben sind. Angesichts des Klimawandels, der Zunahme von Extremereignissen und
wegen des geringen Vegetationspotenzials mit all seinen fur den Naturhaushalt bedeutsamen
Wechselwirkungen sind grof3flachige, vegetationsfreie Rohbodenstandorte auch kritisch zu sehen.

Neu entstandene dkologisch bedeutsame und seltene Lebensraume gefahrdeter Tier- und Pflanzenarten
sollen erhalten bleiben und - wie zum Beispiel Heideflachen - bei Bedarf gepflegt werden.

Es sind ausreichende Flachen der natirlichen Entwicklung (Prozessschutz) zu Uberlassen, damit sich
Sukzessionsmosaike von selbst entwickeln kénnen. Sie fUhren beispielsweise Uber offene Sandflachen,
Sand-Trockenrasen, Ginsterheiden, Geblsche und Vorwalder zu Laubmischwaldern, einem moglichen
Endstadium der Sukzession. Alle Entwicklungsstadien und -phasen weisen jeweils verschiedenartige
Standortbedingungen auf und bieten damit unterschiedlichen Arten geeignete Habitate. Durch natirliche
Stérungen kann die Sukzession immer wieder unterbrochen und zurtickgesetzt werden. Ebenfalls
bedeutsam und zu sichern sind natlrliche Sukzessionsablaufe in einem Teil der Feuchtbiotope und
Restseen mit ausgedehnten Flachwasserbereichen, die langfristig zur Entstehung neuer offener Moore
und von Moorwaldern fuhren kénnen.

Weiterhin sind moéglichst zusammenhangende Flachen zum Schutz sensibler/stérungsempfindlicher Arten
als Flachen fir den Naturschutz zu entwickeln.

Ausgewahlte naturschutzfachlich geeignete Seen wie zum Beispiel die kleinen Restseen sidlich von
Bockwitz, vor allem mit Flachwasserzonen, und deren Umfeld sind ganzlich von einer raumgreifenden
touristischen Nutzung auszunehmen, sie kénnen durch Aussichts- und Beobachtungspunkte erschlossen
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werden. Hier sollen vorrangig Ziele zum Schutz von Natur und Landschaft verfolgt werden. Bei der
Gestaltung des Seenreliefs sind ausreichend Flachwasserzonen vorzusehen. Dabei ist eine
gesetzeskonforme fischereiliche Bewirtschaftung zu berucksichtigen.

Siedlungen

FZ 15 (Bezug zu G 2.2.2.4 und G 2.2.2.5)

In Dorfern und Stadten sowie in ihrem Umfeld sollen naturnahe Lebensraume und
Griinflichen sowie die im Zuge der Uberpriagung durch menschliches Wirtschaften
entstandene naturschutzfachlich bedeutsame regionaltypische Naturausstattung erhalten
und entwickelt werden. Im Rahmen der kommunalen Landschaftsplanung ist daher ein
Konzept zu entwickeln, um vorhandene, fiir Arten und Lebensgemeinschaften und ihre
Lebensraume bedeutsame Flachen innerhalb von Siedlungen zu erhalten sowie Potenziale fiir
die Entwicklung neuer naturschutzfachlich bedeutsamer Flichen aufzuzeigen. Eine
Vernetzung mit Flachen des lokalen Biotopverbundes ist anzustreben. Diese Flachen sollen
bei der Siedlungsentwicklung von den Tragern der Bauleitplanung berucksichtigt und
gesichert werden. Dariiber hinaus soll in Rahmen der Landschaftsplanung aufgezeigt
werden, welche Moglichkeiten Eigentiumer privater Flachen und Verwaltungen kommunaler
Flachen haben, uber die Anlage und Pflege von Flachen und Gebauden Arten und Biotope zu
foérdern.

Es ist fUr die biologische Vielfalt von gro8er Bedeutung, auch in Stadten und Dérfern und deren Umfeld
naturnahe Lebensrdume und Grinflaichen sowie die im Zuge der Uberpragung durch menschliches
Wirtschaften entstandene naturschutzfachlich bedeutsame regionaltypische Naturausstattung zu erhalten
und zu entwickeln. Die verbliebenen naturnahen Biotope erhéhen die Biotop- und Artenvielfalt innerhalb der
Siedlungen und kénnen bei entsprechender Qualitat, FlachengréBe und Ausstattung eine Verbindung zu an
die Siedlung angrenzenden Biotopen der umgebenden Landschaft darstellen. Darlber hinaus sind in
Siedlungen spezielle Biotope, Lebensrdume und Habitate zu finden, die auch als Ersatz fur frihere
natdrliche Habitate oder als Rickzugsraume zum Beispiel fur Arten dienen kénnen, die friher ihren
Verbreitungsschwerpunkt in der Agrarlandschaft hatten. So haben zum Beispiel wenig verstadterte
Dorfer, wenn sie von einer intensiv genutzten Agrarlandschaft umgeben sind, eine hohe Bedeutung fur die
biologische Vielfalt. Auch die typischen Dorf-Ruderalfluren sind als wichtiger Bestandteil der traditionellen
Dorf-Kulturlandschaft zu erhalten, zumal verschiedene Arten (unter anderem Guter Heinrich, Echtes
Eisenkraut, Echtes Herzgespann) als Heil- und zum Teil altertimliche Zauberpflanzen eine hohe
kulturhistorische beziehungsweise volksmedizinische Bedeutung Uber Biodiversitatsaspekte hinaus
besitzen.

In den Dorfern ist es wichtig, einen hohen Anteil an Grun- und Freiflachen sowie des regionaltypischen
Gehdlzbestandes zu erhalten und die Qualitat der Grinflachen starker darauf auszurichten, dass die
biologische Vielfalt erhalten und entwickelt wird. Die Orientierung an der charakteristischen Eigenart der
jeweiligen Siedlung steigert zugleich die Attraktivitat der Kommunen und die Lebensqualitat fur die in ihnen
lebenden Menschen. In das Konzept sind die Potenziale von Brachflachen einzubeziehen (vergleiche

Kapitel 2.3), sei es durch Renaturierung, durch Eigenentwicklung (ungelenkte Sukzession) oder durch
Verknipfung von Nutzungen wie Erholung oder Kleingartenanlagen mit naturschutzfachlichen Aspekten.
Dabei ist vor der Durchfihrung von RenaturierungsmaBnahmen immer sorgfaltig zu prifen, ob die Flache
aufgrund der Ausstattung und des Entwicklungspotenzials nicht besser fir die Eigenentwicklung geeignet
ist. Es ist aufzuzeigen, wie Aspekte des Arten- und Biotopschutzes in Anlage, Pflege und Nutzung
inneroértlicher Freiraumanlagen einzubeziehen sind.

MaRnahmen kdnnen sein:

- Erhalt der flr den jeweiligen Siedlungstyp charakteristischen Freiraumstruktur (zum Beispiel
moglichst als Grinland ausgepragte oder zum Teil gehdlzbestandene Bachauen in
Waldhufendérfern, keine bauliche Nachverdichtung in den Bachauen, grof3e Wiesen oder Weiden
zwischen den Geho6ften von Waldhufenddrfern, Erhalt oder Wiederherstellung nicht oder gering
versiegelter Dorfanger),

- Renaturierung von Brachen und Entwickeln von naturnahen Biotopen (zum Beispiel Bachauen,
Waldrander, Hecken),

- Sanierung von Gewassern (Quellen, FlieB- und Standgewassern) in naturnaher Weise,
- Eigenentwicklung von Brachen oder anderer geeigneter Flachen,

- Integration von Aspekten des Arten- und Biotopschutzes in die Anlage und Pflege 6ffentlicher
Grunflachen, die auch oder primar der Erholung dienen (zum Beispiel Integration von Bereichen, die
der Eigenentwicklung tUberlassen werden, mdglichst geringer Versiegelungsgrad, Langgraswiesen,
Erhalt von H6hlenbaumen, zum Beispiel fuir Vdgel, Fledermause und Insekten),

- Erhalt beziehungsweise Wieder-/Neupflanzung von regionstypischen Straenbaumen (zum Beispiel
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die Vogelbeere im Erzgebirge),

- Verwendung eines Anteils heimischer und insbesondere gebietsheimischer Pflanzen auch in
Siedlungsbereichen (insbesondere in Dorfern und im Randbereich von Stadten),

- Berlcksichtigung der Anspriche von Gebaude bewohnenden Tierarten bei Neubau und Sanierung
von Gebauden (zum Beispiel Vdgel, Fledermause, Kleinsauger),

- Ersatz der im Rahmen von Rlckbau und energetischer Gebaudesanierung verloren gehenden
Habitate durch Schaffung geeigneter Ersatzwohnstatten flir Gebaude bewohnende Arten,

- Bau von Befestigungs- beziehungsweise Stlitzmauern vorwiegend in naturnaher Bauweise mit orts-
/regionstypischen Natursteinen.

Erneuerbare Energien

FZ 16 (Bezug zu Z 5.1.1, Z 5.1.3 und G 5.1.5)

Fur die Festlegung von Vorrang- und Eignungsgebieten fiir Windenergieanlagen sind durch
die Landschaftsrahmenplanung Belange des Artenschutzes, insbesondere des Vogel- und
Fledermausschutzes, einzubringen. Dafiir sind ausreichende Abstande zu regional und
uberregional bedeutsamen Zugkorridoren zu formulieren. Gleiches gilt fiir Vorkommen
ausgewahlter gefahrdeter sowie besonders geschiitzter und streng geschiitzter Tierarten,
die von Windenergieanlagen erheblich beeintrachtigt werden konnen.

Windenergieanlagen kénnen insbesondere den Erfordernissen des Vogel- und Fledermausschutzes
entgegenstehen. Aus Sicht des Artenschutzes existieren Standorte, an denen eine Windenergienutzung
aus artenschutzrechtlichen Grunden nicht genehmigungsfahig ist. Grinde hierfir liegen in dem
standortspezifischen hohen Kollisionsrisiko und dem eintretenden Lebensraumverlust. Einen besonderen
Stellenwert besitzt das Kollisionsrisiko fur geschltzte Arten, da betriebsbedingte tddliche Kollisionen
wesentlich starkere Auswirkungen auf Populationen haben kénnen als anlagenbedingte Habitatverluste
und Stérungen. Zur Konfliktminderung gegenuber Fledermausen kommen zusatzlich
fledermausfreundliche Betriebs-/Abschaltalgorithmen im Sinne von BRINKMANN et al. (2011) in Frage.
Belange des Landschaftsschutzes sind in Kapitel 2.1.2.1 dargestellt.

FZ 17 (Bezug zu Z 5.1.1, Z 5.1.7)

Beim Anbau von Biomasse (vor allem fiir Biogasanlagen) ist eine regionale Konzentration von
wenigen Energiepflanzenarten in der Landschaft zu vermeiden. Bei der Anlage von
Kurzumtriebsplantagen und anderen Biomasse-Dauerkulturen sollen Synergien mit dem
Natur-, Boden- und Gewasserschutz moglichst genutzt und Risiken fir die Schutzguter
vermieden werden.

Im Zuge von Genehmigungsverfahren flr Biomasseanlagen wird in der Regel nicht gepruft, welche
Auswirkungen der Anbau der Biomasse auf die Umwelt hat. Der umweltvertragliche Anbau
beziehungsweise die umweltvertragliche Bereitstellung der Biomasse sollte aus naturschutzfachlicher Sicht
trotzdem starker beachtet werden. Es soll ein nachhaltiger Anbau der Biomasse zur energetischen
Verwertung gewahrleistet werden. Konzentrationen von wenigen Pflanzenarten in der Landschaft fur die
Versorgung von Anlagen zur energetischen Verwertung von Biomasse, insbesondere von Mais, sind zu
vermeiden, weil sie erhebliche negative Effekte auf die Biodiversitat, den Boden, die Gewasser und das
Landschaftsbild haben kénnen.

Auch wenn in Sachsen durch die bisher relativ gleichmaBige Verteilung vorwiegend kleinerer und mittlerer
Biogasanlagen, haufig mit Anschluss an Landwirtschaftsbetriebe mit Tierhaltung (Nutzung der Giille),
Konzentrationen von Mais in der Landschaft beziehungsweise eine Zunahme des Maisanbaus noch nicht
landesweit zum Problem geworden sind, so gibt es diese negativen Folgen doch schon in weiten Teilen
Deutschlands. Diese Auswirkungen sollen vorsorgend im Freistaat Sachsen vermieden werden.

Die Anlage von Kurzumtriebsplantagen (KUP) auf Ackerstandorten kann vielfaltige Synergien haben, in
bestimmten Fallen aber auch den Natur- und Bodenschutz geféhrden. Das LfULG hat in dem
Forschungsverbund ,Untersuchung von Umweltaspekten beim Anbau Nachwachsender
Rohstoffe/Biomasse” (Laufzeit von 2006 bis 2011) Empfehlungen flir einen umweltgerechten Anbau von
Biomasse mit Fokus auf KUP und andere Biomasse-Dauerkulturen, aber auch unter Berlcksichtigung
einjahriger Biomassekulturen, erarbeiten lassen (vergleiche Schriftenreihe des LfULG, Heft 43/2011,
FELDWISCH 2011, https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/15109).

Synergien von KUP und anderen Biomasse-Dauerkulturen zum Bodenschutz kénnen sich beispielsweise
auf besonders erosionsgefahrdeten Standorten oder auf mit Schadstoffen belasteten Bdden ergeben,
Synergien zum Naturschutz zum Beispiel in der strukturierungsbedurftigen Agrarflur oder zur
Abpufferung von bestimmten Schutzgltern gegenlber Stoffeintragen. Fachliche Grundlagen und
landesweite Ubersichtskarten fiir Vorzugs- und Vorsorgeflachen aus Sicht des Boden- und
Naturschutzes hat das LfULG erarbeitet
(http://www.landwirtschaft.sachsen.de/landwirtschaft/23416.htm).
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FZ 18 (Bezug zu Z 5.1.1, Z 5.1.9)

Strommasten und Leitungsstrange fir Hochspannungsleitungen sind so zu gestalten, dass
Stromschlag und Anflugverluste bei GroBvogeln weitestgehend ausgeschlossen werden. In
besonders sensiblen Landschafts- und Siedlungsbereichen soll die Erdverkabelung gepriift
werden.

Energiefreileitungen kdnnen zu zahlreichen Todesfallen bei Végeln fihren. Sie gefahrden Végel auf zweierlei
Weise: Einerseits kommt es zur Kollision der Végel mit den Leitungsstrangen vornehmlich von
Hochspannungsleitungen, andererseits werden Vogel Opfer von Stromschlagen, wenn sie bei der
Beruhrung von spannungsfihrenden Teilen (relevant hauptsachlich bei Mittelspannungsleitungen) Erd-
oder Kurzschlisse verursachen. Betroffen sind in erster Linie GrofSvdgel, wie Stdrche, Greifvdgel, Eulen,
und Zugvogel.

Durch Verkabelung von Hochspannungsleitungen wird das Landschaftsbild geschont. Bei den sensiblen
Landschaftsbereichen handelt es sich um Gebiete, welche unter dem Aspekt des Schutzes des
Landschaftsbildes festgelegt werden (vergleiche Z 4.1.1.12) oder die kulturhistorische Raumstrukturen in
besonderer Weise bewahrt haben, oder um bedeutende Zug-, Rast- oder Brutflachen von Végeln. Bei den
sensiblen Siedlungsbereichen handelt es sich um regional bedeutsame Bereiche des baulichen
Denkmalschutzes (Umgebungsgebiete nach § 2 Abs. 3 Nr. 1 SachsDSchG) sowie um Gebiete mit
herausragender Beziehung von und zu einem sichtexponierten historischen Kulturdenkmal. Bei
anstehenden Entscheidungen im Hinblick auf Neubau und ErsatzmaRnahmen in sensiblen Landschafts-
und Siedlungsbereichen ist die Verlegung als Erdkabel in Betracht zu ziehen, sofern die
Beeintrachtigungen, die durch den Eingriff verursacht werden, nicht gréBer sind als der Nutzen und
sofern es unter technischen, wirtschaftlichen, 6kologischen und rechtlichen Gesichtspunkten
gerechtfertigt erscheint. Die Erdverkabelung ist daher fur den Héchstspannungsbereich in der Regel nicht
geeignet.

Militarische Nutzung

FZ 19 (Bezug zu Z 6.5.4)
Nach Ende der militarischen Flachennutzung soll ein ausreichender Flachenanteil fiir den
Naturschutz gesichert und entsprechend den Naturschutzzielen entwickelt werden.

Militarisch genutzte Flachen haben haufig wegen ihrer GroRflachigkeit, Unzerschnittenheit, teilweisen
Stérungsarmut, Nahrstoffarmut und der Entstehung von Rohbéden durch spezifische Stérungen der
Bodendecke eine hohe Bedeutung flr die naturliche biologische Vielfalt. Sie bieten einer Vielzahl von Arten,
die in der Normallandschaft keine oder sehr beschrankte Uberlebensmdglichkeiten haben, geeignete
Habitate. Die fir den Naturschutz wertvollen Bereiche wie Magerrasen, Heiden, Sukzessionsflachen,
Stillgewasser, Habitate geféahrdeter Arten sollen auch nach einer Aufgabe der militarischen Nutzung fur
Naturschutzzwecke erhalten bleiben. Dazu bedarf es teilweise besonderer Pflegemallnahmen zur
Offenhaltung der Flachen.

Flachenpools

FZ 20

Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung und der kommunalen Landschaftsplanung sind auf
der Grundlage von Flachenpoolkonzeptionen Gebiete festzulegen, in denen unvermeidbare
Beeintrachtigungen der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes,
insbesondere bei Eingriffen von uberoértlicher Bedeutung, an anderer Stelle als am Ort des
Eingriffs ausgeglichen oder ersetzt werden konnen.

Flachenpools bieten die Méglichkeit, kiinftig erforderliche Kompensationsmalnahmen und
Ausgleichszahlungen in ein sinnvolles Gesamtkonzept zur Entwicklung von Natur und Landschaft
einzubetten, die Flachenverfligbarkeit rechtzeitig zu klaren und geeignete Flachen zur Verfliigung stellen zu
kdnnen. In Verbindung mit einem Okokonto kénnen auch weniger umfangreiche Eingriffe zu gréReren
Kompensationsmallnahmen beitragen und Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen frihzeitig beziehungsweise
schon im Vorgriff realisiert werden.

Far Flachenpoolkonzeptionen bieten sich insbesondere Flachen an, die fir folgende Mallnahmen geeignet
sind:

- Sicherung der Koharenz des Biotopverbundes,

- Wiederherstellung von Eigenschaften, Funktionen und Eigenart der Landschaft (zum Beispiel durch
Renaturierung von baulichen Brachen),

- Schaffung von Extensivackern mit Arten oder Gesellschaften vom Aussterben bedrohter
Segetalarten und Tierarten,

- Schaffung von Wegrainen von mindestens 3 Metern Breite entlang landlicher Wege,
- Schaffung von Abstandsflachen entlang von Gewassern, die aus der ackerbaulichen Nutzung
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genommen werden,

- Schaffung von Streifen entlang von Gewassern, die deren eigendynamische Entwicklung
ermoglichen sollen,

- Entwicklung von FFH-Lebensraumtypen,
- Renaturierung entwasserter oder teilabgetorfter Moore.

Erlauterungen (Bezug zu Z 4.1.1.6 und Z 4.1.1.16)

Nachfolgend werden ausgewahlte, in der Begrindung zu Z 4.1.1.16 und Z 4.1.1.6 im Festlegungsteil
genannte Gebiete (mdgliche Gebiete fir die Festlegung von Vorrang-/Vorbehaltsgebieten Arten- und
Biotopschutz und Bereiche der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen) naher erlautert.

Schwerpunktgebiete der Verbreitung gefahrdeter Tier- und Pflanzenarten in Sachsen (Hot-Spots):

Die Karten A 1.3 und A 1.4 informieren auf der Basis von TK10-Rastern in abgestuftem MaRe Uber die
Verbreitung naturschutzfachlich wertvoller Arten. Rastereinheiten, die den artenreichsten Klassen
angehoren, reprasentieren Verbreitungsschwerpunkte gefahrdeter Tier- und Pflanzenarten. Sie dienen als
Indikatoren flr die Verteilung von Hot-Spots der Artenvielfalt in Sachsen. Auf die raumliche Verteilung von
Gefahrdungen und spezifischen Schutzerfordernissen einzelner Arten kann jedoch aus den vorliegenden
Karten nicht geschlossen werden.

FUr die Darstellung wurden Organismengruppen ausgewahlt, fur die ab 1990 sachsenweit Daten auf TK10-
Basis vorliegen. Von den Tieren sind das die Wirbeltiere (Fische, Lurche, Kriechtiere, Brutvogel, Saugetiere),
Libellen und Heuschrecken und von den Pflanzen die Farn- und Samenpflanzen sowie Moose. Die Daten
wurden in landesweiten Kartierungsprojekten erhoben. Die Analyse beschrankte sich auf die gefahrdeten
Arten (Rote Listen Sachsen, Kategorien 1, 2, 3, R, G), weil fur diese eine homogenere Datenbasis vorliegt
und es sich in der Regel um Arten mit speziellen 6kologischen Ansprichen handelt. Ubiquitare Arten mit
weniger spezialisierten Anforderungen und haufige Arten mit zahireichen Differenzen im Erfassungsgrad,
die zu einer Abschwachung der Aussage gefuhrt hatten, wurden somit nicht betrachtet.

Aus der Zentralen Artdatenbank beim LfULG wurde flr die betrachteten Organismengruppen die Zahl der
nachgewiesenen gefahrdeten Arten pro TK10-Raster ermittelt. Nach gruppenweisen Vorbetrachtungen
wurden die Werte flr die jeweiligen Tier- und Pflanzengruppen aggregiert. Da die mobilen Tiere gegenlber
den Pflanzen haufig komplexere Lebensanspriche (zum Beispiel Habitatwechsel im Entwicklungsablauf)
besitzen, wurden die Daten flr Tiere und Pflanzen aus Grinden der Transparenz nicht weiter
zusammengefasst.

Die Klassenbildung, wie in den Karten A 1.3 und A 1.4 dargestellt, erfolgte einheitlich nach Mengenanteilen
der betrachteten TK10-Raster. Die insgesamt 645 Raster wurden dazu nach der jeweils ermittelten
Artenzahl absteigend sortiert. Die Klasse A umfasst die obersten 5 Prozent der Raster mit der hdchsten
Artenzahl, die Klassen B beziehungsweise C jeweils die nachfolgenden 10 Prozent beziehungsweise

35 Prozent der Raster. Von den Klassen A bis C werden somit 50 Prozent der Raster in Sachsen belegt.

Bereiche der Landschaft von besonders hoher Naturnahe:

Unter Bereichen der Landschaft von besonders hoher Naturnahe sollen hier Flachen verstanden werden,
deren Vegetation von einer relativ geringen menschlichen Einflussnahme gepragt ist. Hier treten natirliche
Prozesse zunehmend in den Vordergrund. So kdnnen auch mittlerweile selten gewordene Arten auftreten,
die geringere Bewirtschaftungsintensitaten bendétigen. Um Bereiche der Landschaft von besonders hoher
Naturnahe zu bestimmen, sind unter anderem die groRflachig naturnahen Waldkomplexe heranzuziehen,
die in Karte A 1.5 dargestellt sind. Als weitere Grundlage kann die Hemerobie (vergleiche Karte Hemerobie,
http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/natur/26261.htm) verwendet werden. Es wird empfohlen, die
Stufen oligohemerob und fir Gewasser, Moore/Simpfe, Grinland,
Magerrasen/Felsfluren/Zwergstrauchheiden zusatzlich die Stufe mesohemerob einzubeziehen.

2.2.2.2 Biotopverbund

FZ 21 (Bezug zu G 4.1.1.15 und Z 4.1.1.16)

Die landesweite Biotopverbundplanung ist im Zuge der Landschaftsrahmenplanung und der
kommunalen Landschaftsplanung auf der Grundlage der aktuellen Fachkonzepte der
Naturschutzbehodrden zu konkretisieren. Auf der Basis der Gebietskulisse (Karte 7 im
Festlegungsteil) und den vom LfULG ermittelten Flaichen mit landesweiter Bedeutung fiir den
Biotopverbund sind entsprechend den in der Begriindung genannten fachlichen Kriterien und
aktuellen Empfehlungen des LfULG weitere fiir den Biotopverbund erforderliche Flachen zu
identifizieren und kartografisch darzustellen. Hierbei sind die Koharenzanspriche von

Natura 2000 zu beachten. Es ist zu priifen, ob fiir die Umsetzung des Biotopverbundes auf
regionaler Ebene geeignete Instrumente vorliegen, wie diese gegebenenfalls anzupassen
waren und ob gegebenenfalls neue Instrumente zu entwickeln sind.

Der Biotopverbund soll nach § 21 BNatSchG der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender
Tiere und Pflanzen einschlieBlich ihrer Lebensstatten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der
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Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfahiger ékologischer Wechselbeziehungen
dienen. AulBerdem soll er zur Verbesserung des Zusammenhanges des Netzes Natura 2000 beitragen.
Oberirdische Gewasser einschliellich ihrer Randstreifen, Uferzonen und Auen sind als wichtige
Bestandteile des Biotopverbundes so zu erhalten und weiterzuentwickeln, dass sie ihre Habitatfunktion fur
naturlich vorkommende Tier- und Pflanzenarten und ihre Vernetzungsfunktion auf Dauer erflllen kdnnen.
Auf regionaler Ebene sind insbesondere in landwirtschaftlich gepragten Landschaften zur Vernetzung von
Biotopen erforderliche lineare und punktférmige Elemente, insbesondere Hecken und Feldraine sowie
Trittsteinbiotope, zu erhalten und, wo sie nicht in ausreichendem MaRe vorhanden sind, entsprechende
MalBnahmen zu ergreifen (Biotopvernetzung).

Der landesweite Biotopverbund soll eine weitere Beeintrachtigung und Isolierung von Lebensraumen
verhindern, durch Sicherung oder Schaffung geeigneter Strukturen die Ausbreitung der heimischen Arten
fordern und ihnen die Besiedelung oder Wiederbesiedelung geeigneter Lebensraume ermdglichen. Dies ist
auch eine wichtige Anpassungsmaflnahme zur Erhaltung der naturlichen biologischen Vielfalt unter den
Bedingungen des Klimawandels. Dazu ist ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) zu schaffen, das
mindestens 10 Prozent der Landesflache umfassen soll (§ 20 Abs. 1 BNatSchG). Im Rahmen dieses
Biotopverbundes gilt es, Kerngebiete der biologischen Vielfalt durch Verbindungsflachen und
Verbindungselemente zu einem landesweiten zusammenhangenden System zu vernetzen. Damit
entspricht dies auch der allgemein gehaltenen Koharenzanforderung der FFH-Richtlinie (Artikel 3

RL 92/43/EWG). Die Grundsatze dazu wurden bereits mit der Erstellung der ,,Fachlichen Arbeitsgrundlagen
fur einen landesweiten Biotopverbund” (STEFFENS et al. 2007) entwickelt. Ausgehend von den
gesetzlichen Vorgaben hat das LfULG in diesen fachlichen Arbeitsgrundlagen Gebiete mit landesweiter
beziehungsweise Uberregionaler Bedeutung fur den Biotopverbund als sachlich-raumliche Schwerpunkte
des Biotopverbundes ermittelt.

Bei der Auswahl von Flachen fir den Biotopverbund in Sachsen soll vorrangig auf geeignete Flachen
zurlckgegriffen werden, die bereits rechtlich gesichert sind. Das sind unter anderem Flachen im
Nationalpark Sachsische Schweiz, im Biospharenreservat Oberlausitzer Heide- und
Teichlandschaft/Hornjotuziska hola a haty, in Naturschutzgebieten und Naturparken sowie in den
Schutzgebieten des europaischen dkologischen Netzes Natura 2000. Insbesondere auf regionaler Ebene
kénnen auch Flachennaturdenkmale und die nach § 30 BNatSchG oder § 21 SachsNatSchG besonders
geschitzten Biotope wichtige Bestandteile des Biotopverbundsystems sein. Darlber hinaus kann es
notwendig sein, weitere Flachen einzubeziehen, die aufgrund ihrer Habitat- oder Vernetzungsfunktion
und/oder Lage im Raum fur die 6kologische Funktionsfahigkeit des Biotopverbundes erforderlich sind.
Der Bund-Lander-Arbeitskreis ,Landerlibergreifender Biotopverbund legte im Jahr 2004 , Empfehlungen
zur Umsetzung des Biotopverbundes (BURKHARDT et al. 2004) vor, die auch Grundlage fur die
Biotopverbundkonzeption in Sachsen sind. Danach sind bei der Auswahl von geeigneten Kern-,
Verbindungs- und Entwicklungsflachen fur den Biotopverbund folgende Kriterien zu bericksichtigen:

- Qualitat der Gebiete (FlachengrdRe, Auspragung, Volistandigkeit von Biotopkomplexen,
Unzerschnittenheit),

- Lage im Raum (zum Beispiel Bestandteil von Verbundachsen des Biotopverbundes),
- Vorkommen von Zielarten fir den Biotopverbund,

- Entwicklungsfahigkeit/-potenzial,

- Reprasentanz mit Bezug auf den Naturraum.

Als Kernflachen sind Flachen zu verstehen, , die aufgrund ihrer aktuellen biotischen und abiotischen
Ausstattung geeignet sind, die nachhaltige Sicherung von (Teil)Populationen oder Individuen standort- und
naturraumtypischer Arten und ihrer Lebensraume zu gewahrleisten und die selbst Ausgangsbereiche fir
W iederbesiedlungsprozesse sein kdnnen” (BURKHARDT et al. 2004). Sie sind somit zentrale Elemente des
Biotopverbundes, die durch Korridore und Trittsteine (Verbindungsflachen und -elemente) verbunden
werden, womit letztlich ein landesweites funktionales Netzwerk entstehen kann.

DarUber hinaus wurden Kern- und Verbindungsbereiche an Hand der 2010 ersteliten Liste der Arten mit
bundesweiter Bedeutung flr den Biotopverbund (BURKHARDT et al. 2010) erganzt. Auf der Basis der dort
vorgegebenen Kriterien hat das LfFULG eine Landeszielartenliste erarbeitet, in der alle Zielarten mit bundes-
und landesweiter Bedeutung fiir den Biotopverbund enthalten sind. Flr diese Zielarten wurden
Habitatflachen von nationaler und landesweiter beziehungsweise Uberregionaler Bedeutung sowie in
Einzelfallen auch Habitatentwicklungsflachen identifiziert. Zur regionalen Untersetzung des
Biotopverbundes in den Regionalplanen kdnnen weitere Zielarten mit regionaler Bedeutung flr den
Biotopverbund berlcksichtigt werden. Das LfULG stellt auferdem Empfehlungen fur die Auswahl von
Zielarten und Flachen mit regionaler Bedeutung flr den Biotopverbund zur Verfigung und gibt einzelne
konkrete Hinweise zu regional bedeutsamen Zielarten sowie Kern- und Verbindungsflachen.

Vom LfULG sind alle Flachen mit nationaler und landesweiter beziehungsweise Uberregionaler Bedeutung
fur den Biotopverbund ermittelt und im Fachbeitrag zum Landschaftsprogramm dargestellt
(http://www.umwelt.sachsen.de/lumwelt/natur/22460.htm). Diese Flachen sind unverzichtbar fir die
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Funktionsfahigkeit des landesweiten Biotopverbundes. AuBerdem erarbeitet das LfFULG Empfehlungen fur
die Identifikation von Flachen mit regionaler Bedeutung fur den Biotopverbund. Auf dieser Grundlage sind
im Rahmen der Arbeiten fur die Landschaftsrahmenplanung in Zusammenarbeit mit den unteren
Naturschutzbehdrden weitere geeignete Verbindungs- und Entwicklungsflachen flr den Biotopverbund zu
ermitteln, die fur die Funktionsfahigkeit des Biotopverbundsystems erforderlich sind. Vorliegende regionale
Biotopverbundplanungen sind dabei zu berlcksichtigen.

Die Kernflachen, Verbindungsflachen und Verbindungselemente sowie Entwicklungsflachen fir den
Biotopverbund sind in den Landschaftsrahmenplanen kartografisch differenziert darzustellen und kénnen
bei Eignung durch die Regionalplanung als Vorrang- beziehungsweise Vorbehaltsgebiete Arten- und
Biotopschutz gesichert und als Biotopverbund gekennzeichnet werden (vergleiche Z 4.1.1.16).
Insbesondere alle Flachen, die nicht durch Erklarung zu geschutzten Teilen von Natur und Landschaft im
Sinne des § 20 Abs. 2 BNatSchG einem ausreichenden rechtlichen Schutz unterliegen, sind in die
Abwagung fur die Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Arten- und Biotopschutz
einzubringen. Weitere planungsrechtliche Sicherungen kénnen zum Beispiel im Rahmen der
Flachennutzungsplanung (vor allem als Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft) erfolgen. Biotopverbundkonzepte sind in
Flurneuordnungsverfahren zu bertcksichtigen. Flachen, die mit entsprechenden Mallnahmen belegt sind,
kdnnen in Flachenpools aufgenommen und bei Okokonten beriicksichtigt werden. Weiterhin bieten sich
Flachenkauf oder Flachentausch flr eine konkrete Realisierung des Biotopverbundes an.

Far ein funktionsfahiges Biotopverbundsystem sind neben der ausreichenden Verflgbarkeit und
rechtlichen beziehungsweise raumordnerischen Sicherung von geeigneten Flachen vor allem eine
naturschutzgerechte Nutzung dieser Flachen sowie die rechtzeitige Realisierung von notwendigen Pflege-,
Erhaltungs- und EntwicklungsmalBnahmen erforderlich. Ohne die erforderlichen MaBnahmen kénnen
aktuell bestehende Biotopverbundstrukturen nicht erhalten beziehungsweise zu entwickelnde Strukturen
nicht realisiert werden. Als praktische MaBnahmen zur Umsetzung des Biotopverbundes kommen
insbesondere angepasste Verfahren der land-, forst- und wasserwirtschaftlichen Nutzung sowie
MalBnahmen der Landschaftspflege in Frage.

Bei der Bereitstellung geeigneter Flachen sowie bei der Umsetzung von MaBnahmen zum Biotopverbund in
Sachsen soll der Eigeninitiative, der Freiwilligkeit der Akteure und der partnerschaftlichen Kommunikation
zwischen ihnen eine hohe Bedeutung zukommen. Die Bereitstellung von geeigneten Biotopverbund- oder
Tauschflachen flur zu entwickelnde oder zu erhaltende, fur die Vernetzung bendtigte Biotopverbundflachen
liegt in erheblichem MalSe auch in der Verantwortung der staatlichen Verwaltung (SIB, SBS, LTV). Die
Bewirtschaftung von Biotopverbundflachen in 6ffentlicher Hand sollte in Hinblick auf den Biotopverbund
vorbildlich erfolgen. Zuktinftig wird auch die Umsetzung von MaBnahmen aus den Managementplanen fir
die FFH- und Vogelschutzgebiete ein wichtiger Beitrag zur Erhaltung und Verbesserung der Qualitat und
Koharenz von Lebensraumen und damit auch zur Umsetzung des Biotopverbundes in Sachsen sein.
Durch die gezielte Lenkung von Férdermitteln und Kompensationsmaflnahmen (zum Beispiel im Rahmen
der Okokontoregelung) soll zukiinftig noch in starkerem MaRe die Funktionsfahigkeit des Biotopverbundes
verbessert werden. Die Landschaftsrahmenplanung soll dazu einen Beitrag leisten, indem sie die Gebiete
mit MaBnahmenbedarf fur den Biotopverbund darstellt und die MaBnahmen beschreibt.

Bei der Konkretisierung von Verbindungs- und Entwicklungsachsen sind zum Beispiel durch die Festlegung
von regionalen Griinziigen und Grinzasuren in den fur den Biotopverbund bedeutsamen Bereichen,
beispielsweise auch zwischen FFH-Gebieten zu deren Verbindung, Korridore frei zu halten. Beim Bau von
Verkehrstrassen und Bauwerken an Gewassern muissen die Beeintrachtigungen flr den Biotopverbund
durch verschiedene MaRnahmen so abgemildert werden, dass die Funktionsfahigkeit des
Biotopverbundsystems nicht gefahrdet wird.

Das LfULG erarbeitet ein Konzept zur Erhaltung und Wiederherstellung bedeutender Wildtierkorridore als
wichtiger Bestandteil des Biotopverbundsystems in Sachsen. Dabei werden die im Festlegungsteil

(Z 4.1.1.16 und Karte 8) dargestellten Wildtierlebensraume und Verbindungsflachen weiter prazisiert und
unter Bericksichtigung weiterer Zielarten erganzt. Im Rahmen dieses Konzeptes sollen auch erforderliche
MalBnahmen zur Wiedervernetzung dkologischer Systeme an Bundesfernstralfen aufgezeigt werden. Die
Darstellung der Wildtierkorridore sowie der erforderlichen MaBnahmen zur Wiedervernetzung an
Bundesfernstralen erfolgt im Fachbeitrag zum Landschaftsprogramm. Bedeutende Wildtierkorridore sind
in der Landschaftsrahmenplanung darzustellen und sollten in dem erforderlichen Umfang
planungsrechtlich gesichert werden. Weitere notwendige MaBnahmen an Verkehrstrassen und
FlieBgewassern zur Verbesserung des regionalen Biotopverbundes und zur Uberwindung von Barrieren
fur wandernde Tierarten sind von der Landschaftsrahmenplanung darzustellen.

2.2.2.3 Natura 2000

Erlduterung

Raumbedeutsame Planungen, wie zum Beispiel Renaturierungsvorschlage in fir die Regionalplanung
relevantem MaBstab, und im Rahmen der Landschaftsplanung relevante Erhaltungs- und Entwicklungsziele
der Managementplane fir FFH- und SPA-Gebiete sowie fachliche Aktualisierungen und aktuelle
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Informationen sind bei Festlegungen der Regionalplane erheblich. Die Landschaftsrahmenplanung
unterstitzt durch geeignete Festlegungen die Umsetzung solcher Planungen und Ziele.

Ziele und raumbedeutsame MalBnahmenansatze der FFH- und SPA-Managementplanung werden im
Rahmen der Landschaftsplanung dem Mal3stab entsprechend beachtet, MaRnahmen flr
Entwicklungsflachen sind hierbei eingeschlossen. Ihre Umsetzung wird insbesondere auf landeseigenen
Flachen befdrdert; dem Freistaat und seinen Behérden kommt hier eine Vorbildfunktion zu.

2.2.2.4 Schutzgebiete

FZ 22 (Bezug zu Z 4.1.1.16)

Das bestehende Schutzgebietssystem ist in seiner Reprasentativitat und Wirksamkeit
weiterzuentwickeln. Die Landschaftsrahmenplane sollen nach fachlichen Prioritaten
differenzierte Vorschlage enthalten, die sich an den aus landesweiter Sicht erforderlichen
Erganzungen des bestehenden Schutzgebietssystems orientieren.

Ein modernes Schutzgebietssystem setzt sich aus Schutzgebieten unterschiedlicher Kategorien in den
einzelnen Naturraumen in guter Auspragung und in hinreichend ausgewogener Anzahl, Flache und
raumlicher Verteilung - mdglichst mit vorteilhaften Wechselwirkungen - zusammen. Ein reprasentatives
System von Naturschutzgebieten hat hohe Bedeutung fur den Schutz der biologischen Vielfalt, fir die
Umsetzung von Natura 2000 sowie fur die Sicherung von Kernflachen fir den landesweiten
Biotopverbund. Flachen, deren Zustand bereits dem jeweiligen Schutzzweck entspricht, werden erhalten,
die anderen im Sinne der Schutzziele entwickelt. Fir bestimmte Pflanzen- und Tierarten, bestimmte
Gesellschaften des trockenen und nassen Grinlandes, der Niedermoore, der Trockengeblsche und -
saume sowie flur bestimmte FlieBgewassertypen sind unterstitzende MaBnahmen angezeigt. In diesem
Sinne sind die Mdglichkeiten einer verbesserten Pflege (zum Beispiel Vertragsnaturschutz) und im
Bedarfsfall auch die Unterschutzstellung einzelner neuer Flachen zu prifen. Von landesweit besonderem
Interesse sind dabei das Gimmlitztal oberhalb der Talsperre Lichtenberg unter Berlcksichtigung der
wasserwirtschaftlichen Funktion des Vorbeckens, die Elstersteilhange unterhalb Plauen, die NeiSeaue
unterhalb Gorlitz, der Dresdner Heller, die Weinske und Alte Elbe Elsnig, die Scheibenberger Heide,
Hohwald und Valtenberg, das Bobritzschtal unterhalb Naundorf, die Meuschaer H6he sowie
auszuwahlende Flachen in den Bergbaufolgelandschaften.

FZ 23

Veraltete Schutzgebietsbeschliisse werden schrittweise uberarbeitet. Dafiir sollen
vorhandene Schutzvorschriften auf ihre Aktualitat und Voliziehbarkeit tGiberpriift werden. Es
wird empfohlen, eine Rangfolge zu bilden, welche Schutzvorschriften zuerst angepasst oder
novelliert werden.

Zur Sicherung der flr den Erhalt der naturlichen biologischen Vielfalt und fur die Erholung wichtigen
naturschutzrechtlich festgesetzten Schutzgebiete bedarf es verstandlicher und effektiv anzuwendender
Regeln. Erhéhter Handlungsbedarf besteht insbesondere fur Gbergeleitete Alt-Schutzgebiete mit
Rechtsgrundlagen von vor 1991 und zur Anpassung an die FFH-Erhaltungsziele.

Erlauterung (Bezug zu Z 4.1.1.10)

Zur weiteren Gebietsentwicklung des Naturschutzgebietes ,Kdnigsbriicker Heide" ist die auf das Hauptziel
Prozessschutz ausgerichtete Fachplanung umzusetzen (Naturentwicklungszone) und die weiteren
Schutzfunktionen der umgebenden Zonen (Zone der gelenkten Sukzession, Pflegezone) sind zu
verbessern. Die Gebietsentwicklung ist durch ein langfristiges Monitoring zu dokumentieren.

2.3 Boden
2.3.Einfiihrung

Der Erhalt der B6den mit ihren natirlichen Bodenfunktionen ist insbesondere im Bodenschutzrecht (
Bundes-Bodenschutzgesetz, Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung [ BBodSchV] vom

12. Juli 1999 [BGBI. | S. 1554], zuletzt geandert durch Artikel 5 Abs. 31 des Gesetzes vom

24. Februar 2012 [BGBI. | S. 212, 262], Sachsisches Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz
[SachsABG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 1999 [SachsGVBI. S. 261], zuletzt geandert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 [SachsGVBI. S. 451, 469]) und im Naturschutzrecht (
Bundesnaturschutzgesetz, Sachsisches Naturschutzgesetz) verankert. Dartber hinaus beinhalten eine
Vielzahl weiterer Gesetzgebungen Teilaspekte zum Bodenschutz (zum Beispiel Klarschlammverordnung [
AbfKIarV ] vom 15. April 1992 [BGBI. I S. 912], zuletzt gedndert durch Artikel 5 Abs. 12 des Gesetzes vom
24. Februar 2012 [BGBI. | S. 212, 249], Baugesetzbuch, Bundesberggesetz [ BBergG] vom

13. August 1980 [BGBI. I S. 1310], zuletzt geandert durch Artikel 15a des Gesetzes vom 31. Juli 2009
[BGBI. I S. 2585, 2619], Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen und ahnliche Vorgange [ Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG] in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 [BGBI. |

S. 1274], zuletzt geandert durch Gesetz vom 2. Juli 2013 [BGBI. | S. 1943]). Neben den gesetzlichen
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Regelungen werden durch FérdermaRnahmen vor allem im landwirtschaftlichen Bereich
(Agrarumweltmaflinahmen) Anliegen des Bodenschutzes unterstitzt.

Im Rahmen der Regional- und Landschaftsplanung sind, neben den im Gliederungspunkt Il des
Landesentwicklungsplanes aufgefihrten Zielen und Grundsatzen der Raumordnung, die folgenden
Aspekte zum Schutz des Bodens malgeblich.

2.3.Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaBhahmen
2.3.2.1 Boden mit besonderer Funktionalitat

Erlauterung (Bezug zu Z 4.1.3.3)

FUr die Abgrenzung und kartografische Darstellung der Béden mit besonderer Funktionalitat - gemafk
Kapitel 4.1.3 zum Bodenschutz im Festlegungsteil - stehen im LfFULG Karten der bodenkundlichen
Landesaufnahme im Mal3stab von 1 : 50 000 (BK50), das Sachsische Bodenbewertungsinstrument sowie
Auswertungskarten mit fachlichen Informationen zum Schutz des Bodens zur Verfigung (vergleiche
http://www.boden.sachsen.de/ bodenfunktionen).

2.3.2.2 Flachenverbrauch, Bodenversiegelung

Erlauterung (Bezug zu G 2.2.1.1, Z 2.2.1.3, Z 2.2.1.5, Z 2.2.1.6, Z 2.2.1.7, Z 2.2.1.9,
G4.1.1.1,Z24.1.1.2,Z 4.1.1.3, G 4.1.1.18, G 4.1.1.19)

Fir eine Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme sollen Brachen, Baullicken und untergenutzte
Flachen des vorhandenen Siedlungsbestandes bei Bedarf vorrangig genutzt werden.

Als MaBnahmen fr eine effiziente Flachennutzung und Reduzierung der Flachenneuinanspruchnahme sind
die im Gliederungspunkt Il genannten Handlungsschwerpunkte (Festlegungen) beziehungsweise das
Sachsische Handlungsprogramm zur effektiven Flachennutzung (http://www.medienservice. sachsen.de/
medien/news/138434) heranzuziehen.

Informationen zur Lage, Gréf8e und Qualitat von Brachen und Baulandreserven sind im Freistaat Sachsen
unvollstandig vorhanden. In den Brachflachenkatastern der Landesdirektion Sachsen oder in
verschiedenen Brachflachenerfassungen von kommunalen und regionalen Planungsebenen kdnnen nach
Bedarf Flacheninformationen bereitgestellt werden. Diese Informationen sind fur eine Reduzierung der
Fldchenneuinanspruchnahme planerisch heranzuziehen und fir diese zu bewerten.

Bdden mit besonderer Bedeutung fur den Natur- und Wasserhaushalt sowie fr landwirtschaftliche
Nutzungen sollen vor Abgrabung und Versiegelung gesichert werden. Hinweise zu Informationen Gber
Bdden mit besonderer Bedeutung sind unter anderem Kapitel 2.3.2.1 im Anhang zu entnehmen.

Das ,Flachensparen” ist zu dokumentieren. Dazu soll ein ,Flachenmonitoring” ausgebaut und
weiterentwickelt werden.

2.3.2.3 Erosionsgefahrdete Boden

Erlauterung (Bezug zu Z 4.1.3.4 und Z 4.2.1.2)

Die auf Ackerland flachenhaft wirksame ErosionsschutzmaBnahme der ,,dauerhaft konservierenden
Bodenbearbeitung” wird vorrangig durch die landwirtschaftliche Beratung und Férderung etabliert.

Die gleichen ErosionsschutzmalRnahmen wirken auch auf winderosionsgefahrdeten Ackerflachen. Eine
,hohe" bis ,sehr hohe" standortabhangige Winderosionsgefahrdung nach DIN 19706 ist in Sachsen auf
circa 7 Prozent der Ackerflache verbreitet.

Etwa 1,5 Prozent der ackerbaulich genutzten Béden Sachsens entsprechen aufgrund ihrer ,,besonderen
Erosionsgefahrdung” dem im Kapitel 4.1.1 und 4.1.3 im Festlegungsteil genannten Kriterium fir die
Festlegung von ,,Sanierungsbedirftigen Bereichen der Landschaft”. Hierzu gehdéren Steillagen und
reliefbedingte Abflussbahnen (Abflusskonzentration in Hangrinnen, Tiefenlinien), in denen bei
vegetationsfreien Boéden Starkregenereignisse auRerordentlich hohe Erosionsraten auslésen. Auf diesen
Bdden sind dauerhafte Vegetationsformen, wie Dauergrinland, Staudenfluren, Gehdlze beziehungsweise
Wald, zu entwickeln. Eine Umnutzung dieser Ackerflachen hat vielfaltige positive Effekte zur
Biotopvernetzung und Biodiversitat in Agrarlandschaften sowie zum Landschaftsbild und kann zum Ziel
der Waldmehrung beitragen.

Generell fihren MaBnahmen gegen Bodenerosion zu einem verbesserten Wasser- und Nahrstoffrickhalt
in der Landschaft und sind demzufolge effektive MaBnahmen zur Erfullung der WRRL und des
Hochwasserschutzes. Durch geeighete Bewirtschaftung soll der Eintrag von Boden in die Gewasser
(FlieBgewasser und Talsperren, Hochwasserrtckhaltebecken und Speicher) ausgeschlossen
beziehungsweise auf ein Minimum zu reduziert werden.

FUr die Regional- und Landschaftsplanung stellt das LfULG Erosionsgefahrdungskarten zur Verfigung,
aus denen die unterschiedlichen Erosionsgefahrdungen der Béden hervorgehen (vergleiche
http://www.boden.sachsen.de/bodenfunktionen).

2.3.2.4 Boden mit erhohten Schadstoffgehalten

Erlauterung (Bezug zu Z 4.1.3.4)
Bdden mit Anhaltspunkten flr grof3flachig schadliche stoffliche Bodenveranderungen sind im Rahmen der
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Regionalplanung weiter zu konkretisieren und entsprechend Kapitel 4.1.1 und 4.1.3 im Festlegungsteil als
»Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” festzulegen.

Im Freistaat Sachsen finden sich Gebiete mit flachenhaft erhéhten Gehalten an Arsen und Schwermetallen
im Boden. Ursache daflr sind die geologische Ausstattung der Gesteine, die Bildung von
oberflachennahen Lagerstatten sowie die deshalb seit Jahrhunderten erfolgte bergbauliche und industrielle
Tatigkeit des Menschen.

Eine systematische Untersuchung der Schadstoffgehalte in Boden erfolgte durch das LFULG mit Hilfe von
Bodenmessnetzen. Auf dieser Grundlage konnten geochemische Ubersichtskarten erstellt werden
(http://www.umwelt.sachsen.de/lumwelt/boden/11646.htm). Die Bereiche mit Anhaltspunkten fur
grof3flachig schadliche stoffliche Bodenveranderungen umfassen die Bergbau- und Huttenregionen im
Erzgebirge und Vogtland und die Auen der diese Gebiete entwassernden FlieRgewasser.

Nach landesweiten Auswertungen des LfULG finden sich auf etwa 100 000 ha landwirtschaftlich genutzter
Flache Anhaltspunkte fur das flachenhafte Auftreten schadlicher Bodenveranderungen aufgrund erhéhter
Konzentrationen an Arsen, Cadmium und Blei. Die Gefahrenabwehr im Bereich der Landwirtschaft wird
zumeist durch Schutz- und Beschrankungsmafnahmen sichergestellt. Auch Flachennutzungen innerorts
sind von den Belastungen betroffen; in den Kernregionen der Bergbau- und Huttentatigkeit werden hier
zumeist besonders hohe Konzentrationen angetroffen. Spielflachen und Wohngebiete sowie Park- und
Freizeitflachen sind dabei ebenso zu betrachten wie zum Beispiel Kleingartenanlagen und Wohngarten, in
denen neben dem moglichen direkten Kontakt des Menschen mit dem belasteten Boden auch der Transfer
in die dort angebauten und nachfolgend verzehrten Nahrungspflanzen zu Risiken fihren kann. Die
Aufgaben zum Gefahrenmanagement werden sowohl im Bereich der Landwirtschaft als auch im
Siedlungsbereich dauerhaft verbleiben; vorhandene und gegebenenfalls neue Informationssysteme sind
daran auszurichten.

Damit die Ziele aus Kapitel 4.1.1 und 4.1.3 im Festlegungsteil im Hinblick auf Béden mit groRflachigen
schadlichen stofflichen Bodenveranderungen erreicht werden kénnen, ist unter anderem Folgendes
erforderlich:

- Untersuchung und Konkretisierung des Gefahrenverdachtes von Schadstoffen im Boden
entsprechend den bodenschutzrechtlichen Regelungen in den auf Grund von Anhaltspunkten
abzugrenzenden Gebieten (gegebenenfalls sind Manahmen zur Gefahrenabwehr beziehungsweise
Vorsorge vorzunehmen),

- Sanierungsmaflnahmen in Abhangigkeit von Art und Intensitat der Schadstoffbelastung und den
betroffenen Pfaden, zum Beispiel durch langzeitige Bodenbedeckung mit Vegetation, gegebenenfalls
Bodenversiegelung, Bodenaustausch beziehungsweise -lUberdeckung,

- Vermeidung beziehungsweise Reduzierung von (weiteren) Schadstoffeintragen durch Anpassen der
Nutzung und Bewirtschaftung der Béden auf gartnerisch, land- oder forstwirtschaftlich genutzten
Flachen,

- Sicherstellung einer Erzeugung von, mit Blick auf die Belastung, unbedenklichen Lebens- und
Futtermitteln auf schwermetallbelasteten Flachen. Wo dieses nicht sichergestellt werden kann, ist
eine Aufgabe der Nutzung fur die Erzeugung von Lebens- und Futtermitteln erforderlich; eine
Alternative bietet der Anbau von nachwachsenden Rohstoffen, zum Beispiel Biomasse zur
energetischen Nutzung.

2.4 Wasser
2.4.FEinfuhrung

In Sachsen besteht ein dichtes FlieRgewassernetz mit einer Gesamtlange von circa 23 770 km. Davon
entfallen circa 180 km auf die Elbe (Bundeswasserstralle) und circa 2 900 km auf Gewasser 1. Ordnung.
617 FlieRgewasser-Wasserkdrper unterliegen der Uberwachung und Berichtspflicht nach der EU-
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) (in der Regel Einzugsgebiet von mindestens 10 km 2 beziehungsweise
Abschnittslange von mindestens 5 km).

Grolere natlrliche Stillgewasser glazialer Herkunft (zum Beispiel Seen) fehlen in Sachsen. Es gibt aber eine
Vielzahl an kleinen, auch natlrlich (zum Beispiel Moorgewasser) entstandenen Stillgewassern
Entsprechend der Bestandsaufnahme nach der WRRL und der Biotoptypen- und Landnutzungskartierung
(BTLNK, Befliegung 2005) existieren in Sachsen 34 Standgewasser-Wasserkdrper mit einer Grof8e von
mindestens 50 ha (zusammen circa 5 600 ha), die der Berichtspflicht der WRRL unterliegen, weitere 37
Bergbaufolgeseen mit einer Flache von mindestens 50 ha (zusammen circa 14 500 ha), die aber noch
nicht der Berichtspflicht der WRRL unterliegen, sowie circa 28 000 Standgewasser, die jeweils kleiner als
50 ha sind (zusammen circa 14 500 ha). Darunter sind circa 1 000 temporare Kleingewasser und Tumpel
sowie circa 22 300 Gewasser mit jeweils weniger als 1 ha GroRe, weiterhin circa 1 400 Teiche zwischen 1
und 50 ha GréRe. Sachsen zahlt in Deutschland zu den Bundeslandern mit den meisten Stauanlagen,
insbesondere Talsperren. So ist die LTV fur rund 140 Stauanlagen (einschlieBlich Vorsperren und
Vorbecken) mit circa 600 Milionen Kubikmetern bewirtschaftetem Gesamtstauraum verantwortlich.
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In Abhangigkeit von den hydrogeologischen Verhaltnissen sowie von Niederschlagen und
Oberflachengestalt gehoért der gréfSte Teil Sachsens (70 bis 80 Prozent), insbesondere im Berg- und
Hugelland, zu den grundwasserarmen Gebieten. Dort, wo pleistozane Schotter verbreitet sind, findet man
reiche Grundwasservorkommen. Die Grundwasservorkommen der Talauen besitzen neben den Talsperren
des Erzgebirges hohe Bedeutung fur die Trinkwasserversorgung. In Sachsen sind im Zuge der Kartierung
nach der WRRL 83 Grundwasserkdrper nach geologischen, hydrologischen und geohydraulischen
Kriterien abgegrenzt worden. Davon befinden sich 70 Grundwasserkoérper in sachsischer
Bewertungszustandigkeit, da der Hauptanteil dieser Grundwasserkorper auf sachsischem Gebiet liegt.

Die Gewasser besitzen eine sehr grofSe dkologische und wirtschaftliche Bedeutung, unter anderem:

- fur die Regulierung des Landschaftswasserhaushaltes und des lokalen/regionalen Klimas,
- als Lebensraum fur spezifisch angepasste Biozonosen,

- fur den Biotopverbund,

- fur Landschaftscharakter, -gliederung und -bild,

- fur Erholung, Sport und Freizeit,

- fur die Trink- und Brauchwasserversorgung von Bevdlkerung, Industrie und Landwirtschaft,
- fur den Hochwasserschutz und -abfluss,

- fur die Bewasserung,

- fur die Fischerei,

- fur die Energiegewinnung,

- fur die Schifffahrt,

- fur die Wiederherstellung eines ausgeglichenen Wasserhaushaltes in den
Braunkohlenbergbaugebieten,

- fur die Gewahrleistung der Mindestwasserfihrung und die Steuerung der FlieBgewasserqualitat im
Lausitzer Braunkohlenrevier.

Bereits diese Aufzahlung, die keine Rangfolge oder Gewichtung beinhaltet, macht deutlich, dass es eine
grofBe Herausforderung darstellt, die verschiedenen Anspriiche an die Gewasser miteinander in Einklang
zu bringen. Die im Jahr 2000 in Kraft getretene WRRL hat sich dies zum Ziel gesetzt und den Zustand der
Oberflachengewasser sowie des Grundwassers in den Mittelpunkt gertickt. Bis 2015 beziehungsweise mit
Fristverlangerung auch spater bestehen fir Oberflachenwasserkérper die Ziele, einen guten ékologischen
Zustand beziehungsweise ein gutes okologisches Potenzial (fur alle erheblich veranderten und klinstlichen
Gewasser) und einen guten chemischen Zustand, fur die Grundwasserkérper einen guten
mengenmalfiigen und einen guten chemischen Zustand zu erreichen.

Auf der Grundlage von wasserkdrperbezogenen Bewertungen wurden Bewirtschaftungsplane und
MalBnahmenprogramme fir die Flussgebietseinheiten Elbe und Oder erarbeitet. Mit ihrem Inkrafttreten
zum 22. Dezember 2009 existieren behérdenverbindliche Planungen zur Bewirtschaftung von Grund- und
Oberflachenwasserkdrpern in hydrologischen Flussgebietseinheiten, die dazu dienen, die WRRL-
Umweltziele an allen Grund- und Oberflachenwasserkorpern im Freistaat Sachsen bis 2015, 2021

oder 2027 zu erreichen.

Voraussetzung flr die Erreichung der WRRL-Umweltziele fir Oberflachenwasserkdrper (OWK) bilden
neben den MaBnahmen im gewasserstrukturellen Bereich auch SanierungsmaRnahmen im stofflichen
Bereich (zum Beispiel Verringerung von Nahr- und Schadstoffeintragen aus den Einzugsgebieten der OWK
oder Verminderung beziehungsweise Beseitigung braunkohlenbergbaublrtiger Stoffeintrage) sowie in
anderen Bereichen mit Einfluss auf den Gewasserzustand (zum Beispiel Wiederherstellung eines sich
weitgehend selbst regulierenden Wasserhaushaltes in den Braunkohlenbergbauregionen).

Da es zwischen der Umsetzung der MaRnahmen zur Erreichung der Ziele der WRRL und
naturschutzfachlichen Belangen vielfaltige Wechselwirkungen und Synergien gibt, ist deren Umsetzung
auch im Interesse des Biodiversitatsschutzes in und an Gewassern. Dies erfordert eine Abstimmung
zwischen Gewasserschutz/-entwicklung und Naturschutz, zum Beispiel ein Abgleich der MaSnahmen zur
Umsetzung der WRRL und der FFH-RL. W eitere Informationen zu Bewertung, Zielen und Manahmen sind
auch den zugehdrigen sachsischen Hintergrunddokumenten zur Umsetzung der WRRL zu entnehmen.
Durch die Ergebnisse der Uberwachungsprogramme zur Umsetzung der WRRL sowie durch die
Ersterfassung und das Monitoring nach der FFH-RL haben sich die Kenntnisse zum dkologischen und
chemischen Zustand sowie zu den Lebensraumtypen und Arthabitaten der Gewasser in den letzten Jahren
immens erweitert. Ausfihrliche Informationen dazu kénnen auf den Internetseiten des Sachsischen
Landesamtes flir Umwelt, Landwirtschaft und Geologie im Portal Umwelt auf den Seiten Wasser,
Wasserwirtschaft (hier insbesondere Europaische Wasserrahmenrichtlinie) sowie auf den Seiten Natur,
Biologische Vielfalt (hier insbesondere Natura 2000) eingeholt werden.

Von den 651 OWK wurden 487 (75 Prozent) als naturliche, 144 (22 Prozent) als erheblich veranderte und
20 (3 Prozent) als kunstliche Wasserkoérper eingestuft. Im Zusammenhang mit der WRRL wurde eine
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bundesweite Typologie flr natlrliche FlieBgewasser beziehungsweise -abschnitte erstellt, wobei flr
Sachsen 14 FlieRgewassertypen zu unterscheiden sind. In der Okoregion Mittelgebirge dominieren
beziglich der Anzahl die Silikatischen Mittelgebirgsbache, gefolgt von den Silikatischen Mittelgebirgsflliissen,
in der Okoregion Flachland die Sandgepragten Tieflandsbache, gefolgt von den Lehmgepragten
Tieflandsbachen.

Grundlage fir die Einstufung des dkologischen Zustandes der Gewasser sind die vier biologischen
Qualitatskomponenten Benthische Invertebraten (sichtbare Wirbellosenfauna des Gewasserbodens),
Fische, Phytoplankton (im Wasser schwebende pflanzliche Organismen) und Makrophyten/Phytobenthos
(héhere Wasserpflanzen, Moose und Armleuchteralgen/am Gewasserboden lebende Algen, insbesondere
Kieselalgen) sowie bestimmte Schadstoffe mit 6kotoxikologischer Wirkung (zum Beispiel Arsen, Kupfer
oder bestimmte Pflanzenschutzmittel).

Wegen der groflen Bedeutung der Gewasserstruktur flr die Habitatauspragungen der
Gewasserbiozdénose wurde in den Jahren 2006 bis 2008 in Sachsen eine detaillierte Kartierung der
Gewasserstruktur nach dem LAWA-Vor-Ort-Verfahren fur alle WRRL-relevanten FlieRgewasser
durchgefihrt. Der chemische Zustand wird anhand bestimmter, fir die Umwelt besonders gefahrlicher
Schadstoffe (zum Beispiel Metalle wie Cadmium, Industriechemikalien wie Weichmacher in Kunststoffen,
Pestizide, andere Schadstoffe wie ausgewahlte Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und
Nitrat) beurteilt. Flr die betreffenden Schadstoffe wurden europaweit geltende Umweltqualitatsnormen
und Orientierungswerte festgelegt.

Die oben genannten Gewasserstrukturkartierung erbrachte fur die WRRL-relevanten Gewasser (circa

7 000 km kartierte FlieBgewasserstrecke) folgendes Ergebnis: Insgesamt wurden nur circa 4 Prozent der
kartierten Gewasserstrecken als ,unverandert” (nur 0,4 Prozent) beziehungsweise ,gering verandert”
(3,6 Prozent) eingestuft, rund 12,5 Prozent als ,mafig verandert”, rund 48 Prozent als ,deutlich” bis
LSstark verandert” und 26 Prozent als ,,sehr stark” bis , volistandig verandert” (Rest zu 100 Prozent: keine
Daten, trocken oder Standgewasser).

Unter die 26 Prozent, die als ,,sehr stark” und ,vollstandig verandert” kartiert wurden, fallen insbesondere
Gewasserabschnitte in dicht besiedelten Gebieten und in Bergbauregionen des Braunkohlentagebaus. Die
Bewertung bringt zum Ausdruck, dass es unter den fur die WRRL relevanten FlieBgewassern in Sachsen
nur noch sehr wenige Gewasserabschnitte gibt, die bezliglich der Struktur ,,unverandert” (nur circa

26 km) und ,gering verandert” (circa 275 km) sind. Diese wenigen noch naturnah erhaltenen
Gewasserabschnitte bedurfen eines besonderen Schutzes. Die Zahlen bringen dartber hinaus zum
Ausdruck, dass es einen erheblichen Bedarf fiUr MaBnahmen zur Aufwertung der Gewasserstrukturen
gibt. Diese MaRBnahmen sollten dort, wo es die Nutzungsanforderungen gestatten, konsequent
vorangetrieben werden, um die Ziele der WRRL und FFH-RL erreichen zu kénnen.

Die Gewasserstruktur und -durchgangigkeit wird durch zahireiche Querbauwerke in den FlieRgewassern
beeintrachtigt. Dazu zahlen Staumauern, Wehre und Abstlrze, die verschiedene Funktionen erflllen, so
unter anderem das Aufstauen der Gewasser in Talsperren zur Trink- und Brauchwasserbereitstellung,
Rickhaltebecken zum Hochwasserschutz und Wasserkraftanlagen zur Energieerzeugung, aber auch zur
Stabilisierung der Gewassersohle in begradigten Gewasserabschnitten. Viele, aber langst nicht alle
Querbauwerke sind fur die aktuellen Gewassernutzungen notwendig. Die sachsische Wehrdatenbank
umfasst (Stand Januar 2011) Uber 2 600 Querbauwerke, wovon circa 2/3 fur Fische im Aufstieg als nicht
passierbar bewertet werden. Inzwischen gibt es zwar auch tGber 300 Fischaufstiegsanlagen, die aber
wiederum nur circa zur Halfte als voll funktionsfahig eingeschatzt werden konnten (HAHN 2011). Die
weitere Verbesserung der Gewasserdurchgangigkeit der sachsischen Flisse und Bache herzustellen,
unter anderem durch die weitere Umsetzung des Gewasserdurchgangigkeitsprogramms, bleibt auch
zukinftig eine der wichtigsten Aufgaben zur Verbesserung des dkologischen Zustandes der
FlieBgewasser.

Im Ergebnis der Bewertung des Zustandes der WRRL-relevanten Gewasser ist festzuhalten, dass die
meisten Gewasser das Ziel eines guten Zustandes beziehungsweise eines guten Potenzials bis 2015 noch
nicht erreichen kdnnen und dafir eine Fristverlangerung bis 2021 oder 2027 bendtigen. Ursachlich daftr
sind vor allem morphologische Veranderungen insbesondere zwischen circa 1850 und circa 1970 (zum
Beispiel Begradigung, Eintiefung und Befestigung) und Abflussregulierungen (Querbauwerke), Nahr- und
Schadstoffeintrage aus diffusen Quellen (Landwirtschaft, Siedlungen) und Punktquellen (Klaranlagen,
Altbergbau, Altlasten) sowie komplexe Belastungen durch den Braunkohlenbergbau und die vielen
Anlageneigentiimern fehlenden finanziellen Kapazitaten zur Wiederherstellung der 6kologischen
Durchgangigkeit.

Im Jahr 2009 befanden sich 4 Prozent der FlieRgewasser-Wasserkorper, 32 Prozent der Standgewasser-
Wasserkdrper und 49 Prozent der Grundwasserkoérper in einem guten Zustand. Bei weiteren 7 Prozent
der FlieBgewasser-Wasserkdrper wurde abgeschatzt, dass der gute Zustand bis 2015 erreicht werden
kann, wenn die notwendigen MalBhahmen umgesetzt beziehungsweise positive naturliche Entwicklungen
nicht gestért werden (LfULG 2010).

In Sachsen kommen vier FFH-LRT der Stillgewasser und zwei FFH-LRT der FlieRgewasser vor, wovon die

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 170 von 194



Landesentwicklungsplan 2013

FlieBgewasser mit Unterwasservegetation (LRT 3260) entsprechend der Berichtspflicht 2001 bis 2006 aus
landesweiter Sicht einen unzureichenden Erhaltungszustand aufweisen. Zahlreiche weitere FFH-LRT sind
an Quellbiotope (zum Beispiel 7220 Kalktuff-Quellen), Uberflutung in Auen (zum Beispiel 91EO Erlen-,
Eschen- und Weichholzauenwalder) und/oder hohen (Grund-) Wasserstand gebunden, zum Beispiel die
LRT der Moor- und Sumpfbiotope. Einige von ihnen weisen einen unzureichenden (zum Beispiel 91E0 Erlen-
, Eschen- und Weichholzauenwalder, 91F0 Hartholzauenwalder, 7110 Lebende Hochmoore) oder sogar
schlechten Erhaltungszustand (zum Beispiel 7210 Kalkreiche Simpfe, 91D0 Moorwalder) auf. Ursachlich
daflr sind nicht zuletzt Veranderungen im natirlichen Wasserhaushalt und in der Uberflutungsdynamik
durch anthropogene bauliche Veranderungen der Gewéasser und direkte Entwésserungen. Ahnlich wie bei
der WRRL sind auch hier MaBnahmen notwendig, um einen gunstigen Erhaltungszustand dieser an
Gewasser beziehungsweise das Grundwasser gebundenen Biotope herzustellen, wobei sich die
MaRnahmen fir die konkreten FFH-Gebiete aus den jeweils aktuellen Managementplanen ableiten.

Neben den FFH-Lebensraumtypen sind auch viele Arten der Anhange Il und IV der FFH-Richtlinie
unmittelbar an flieBende oder stehende Gewasser oder an Feucht- und Auenbiotope gebunden. Zu nennen
sind hier insbesondere die Vertreter der Fische/Rundmauler (zum Beispiel Groppe, Lachs), Amphibien (zum
Beispiel Rotbauchunke, Kammmolch) und Libellen (zum Beispiel Grine Keiljungfer), aber auch Saugetiere
(Biber, Fischotter) und Pflanzen (zum Beispiel Scheidenblitgras, Froschkraut). Auch hier besitzen mehrere
einen landesweit unzureichenden oder schlechten Erhaltungszustand, was ErhaltungsmalBnahmen zur
Verbesserung ihrer Habitate erfordert.

Der Freistaat Sachsen war auch in der jungeren Vergangenheit (zum Beispiel in den Jahren 2002

und 2010) auBergewdhnlichen Hochwasserereignissen ausgesetzt. Eine Reaktion auf diese Ereignisse
stellte die Aufstellung von Hochwasserschutzkonzepten und ihre Integration in
Hochwasserrisikomanagementplane dar. In Umsetzung dieser Konzepte und Plane finden derzeit verstarkt
auch MaBnahmen des technischen Hochwasserschutzes an Gewassern 1. und 2. Ordnung statt, die von
der LTV beziehungsweise den Gemeinden durchgeflihrt werden. Dazu zahlen vor allem der Neubau
mehrerer Hochwasserrickhaltebecken, die Ertiichtigung und der Neubau von Deichen sowie Uberwiegend
innerértliche Hochwasserschutzmauern. Dabei treten nicht selten Konflikte mit den Umweltzielen der
WRRL und FFH-RL auf, die es zu managen und zu minimieren gilt, um den vielfaltigen Anforderungen an
die Gewasser gerecht zu werden. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind insbesondere die Standortwahl fir
solche Anlagen sowie die MaBnahmen zur Minimierung und zum Ausgleich der Beeintrachtigungen von
Interesse, auch in Verbindung mit der Durchflihrung von MaRnahmen der Eigenvorsorge und von
vorbeugenden (nichttechnischen) MaBhahmen des Hochwasserschutzes, denen unter Abwagung aller
betroffenen Schutzguter, wo immer maoglich, ein Vorrang eingeraumt werden sollte.

Ein bemerkenswertes historisches und hydrographisches Landschaftselement stellen Teiche dar, deren
Anlage und Nutzung bis in das 13. Jahrhundert (meist aber 15. bis 16. Jahrhundert) zurlickgeht.
Teichgebiete finden sich in allen Teilen des Freistaates Sachsen. Ein besonderer Vorkommensschwerpunkt
liegt im Oberlausitzer Heide- und Teichgebiet/Hornjotuziska hola a haty mit zahlreichen, zum Teil eng
beieinander liegenden Teichgruppen. Die sachsischen Teiche erflllen nicht nur Nutzungsfunktionen,
sondern stellen haufig auch naturschutzfachlich wertvolle Lebensraume fur Tiere und Pflanzen dar, die es
zu erhalten und zu entwickeln gilt, was am besten im Einklang mit ihrer Bewirtschaftung erfolgen kann.
Aus der Sicht des Vogelschutzes bemerkenswerte Bereiche auRerhalb der Oberlausitz sind zum Beispiel
die Moritzburger Teiche, das Wermsdorfer Teichgebiet und die Eschefelder Teiche. Ein grofSer Teil der
sachsischen Karpfenteichgebiete ist Bestandteil des SPA-Netzes der Europaischen Vogelschutzgebiete.
Tagebaurestseen und Baggerseen sind im Zusammenhang mit Bergbau auf Braunkohle oder Kies
entstanden beziehungsweise im Entstehen begriffen. Rdumliche Schwerpunkte bilden dabei das Lausitzer
Braunkohlenrevier und das Mitteldeutsche Revier. Hier sind ganze Seen-Landschaften in Entwicklung, die
das Landschaftsbild und den regionalen Landschafts(wasser)haushalt, aber auch das Nutzungspotenzial
erheblich verandern. Der aktive Braunkohlenbergbau und die Rekultivierung ausgekohlter Tagebaue hat
massive Veranderungen der Gewasserlebensraume und grundwasserabhangigen Biotope zur Folge,
indem Gewasser verlegt, Grundwasser abgesenkt und Simpfungswasser eingeleitet wurden/werden. Im
Zuge der Wiedernutzbarmachung kénnen durch die Flutung und den Grundwasserwiederanstieg dann
neue Gewasserlebensraume entstehen oder werden bewusst geschaffen

2.4.Fachliche Ziele, Erfordernisse und Mahahmen

Karten: Grund- und Oberflachenwasserkoérper, die gemals WRRL die Umweltziele noch nicht
vollumfanglich erreicht haben, sind im Internet in den interaktiven Karten ,Zustand der
Grundwasserkoérper (Stand 12/2009)“ und ,Zustand der Oberflachenwasserkoérper
(Stand 12/2009)" dargestellt (http://www.umwelt. sachsen.de/lumwelt/wasser/9117.htm).

FZ 24 (Bezug zu G 4.1.1.5)

Gewasser mit ihren Ufer- und Auenbereichen sollen in ihrer naturraumtypischen Auspragung
als wesentliche Komponenten des Naturhaushaltes, als Lebensraume von Pflanzen und
Tieren und als landschaftspragende Bestandteile unter Beachtung der Erfordernisse des
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Biotopverbundes geschiitzt, entwickelt und, wo erforderlich und moglich, wieder hergestelit
werden.

Gewasser erflllen als ,Lebensadern der Landschaft” sehr vielfaltige Funktionen. Durch dynamische
Prozesse wie Uberflutung, Erosion und Sedimentation haben sie vielfaltig strukturierte Auenlandschaften
geschaffen, die ebenso wie die Gewasser selbst Lebensraume spezifischer Artengemeinschaften
darstellen. Die Nutzung des Wassers als Nahrungsgrundlage, Transportmedium und Energiequelle spielt in
der kulturellen und technischen Entwicklung Sachsens eine zentrale Rolle. Gerade die linearen
FlieBgewasser sind fur viele Organismen Wander- und Ausbreitungskorridore und haben damit eine
wichtige Biotopverbundfunktion. Gemeinsam mit gewasser- und auentypischen Biotopen und
Nutzungsformen pragen sie in vielfaltiger Weise das Landschaftsbild und beeinflussen das lokale/regionale
Klima (zum Beispiel Kaltluftabfluss in Talrdumen der Gewasser). Intakte Gewasser verflgen Uber die
Fahigkeit zur natidrlichen Selbstreinigung.

Im Laufe der Zeit wurden die Gewasser vielfaltig verandert, teilweise auch neue Gewasser geschaffen
(zum Beispiel Fischteiche, Talsperren, Bergbaufolgeseen) oder Gewasser verlegt beziehungsweise
beseitigt, um sie den Nutzungserfordernissen der Schifffahrt, Fischerei, Energiegewinnung,
Braunkohlengewinnung, Trinkwasserversorgung, Bewasserung, Entwasserung, des Sports und der
Erholung anzupassen.

Durch die umfassenden Nutzungsansprlche an die Gewasser unterliegen diese auch vielfaltigen
Gefahrdungen, zum Beispiel durch naturferne Verbauungen, Querbauwerke, Stoffeintrage, Ausbreitung
von Neobiota. Insbesondere die noch verbliebenen naturnahen Gewasser und die mit ihnen funktional
verbundenen Ufer und Auen bedlrfen deshalb eines besonderen Schutzes vor negativen
Strukturveranderungen und Beeinflussungen der Gewasserdynamik (vergleiche Z 4.1.1.3). Bereits
veranderte Gewasser sollen, wenn es die Nutzungsanforderungen erlauben, moéglichst naturnah entwickelt
werden (vergleiche Z 4.1.2.3). Beseitigte Gewasser sollen nach Mdglichkeit wieder hergestellt werden. Eine
naturnahe Gewasserentwicklung braucht vor allem Raum flr dynamische Prozesse, weshalb ein
besonderes Augenmerk auf eine entsprechende Flachenverflgbarkeit entlang von prioritaren
Gewasserabschnitten zu richten ist.

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie

FZ 25

Um die Umweltziele der WRRL erreichen zu konnen, sind Gewasser okologisch zu unterhalten
und durch geeignete MaBnahmen in einen naturnaheren Zustand zu bringen. Durch
angepasste Bewirtschaftungsformen, insbesondere auf landwirtschaftlichen Flachen, sind
die Eintrage von Nahr- und Schadstoffen aus dem Einzugsgebiet weiter zu verringern.

Die Zustandigkeit fir die Unterhaltung der Gewasser ist gesetzlich geregelt. In innerértlichen
Gewasserabschnitten sowie Bereichen, in denen der Abflussquerschnitt zuzuwachsen droht, beschrankt
sich die Unterhaltung der Gewasser oftmals auf die Gewahrleistung des schadlosen Wasserabflusses, was
in der gangigen Praxis bedeutet, dass die Gewassersohle regelmaliig berdumt beziehungsweise
entkrautet, das Ufer gemaht und entstandene Uferschaden beseitigt werden. Damit werden die
grundlegenden Anforderungen des Sachsischen Wassergesetzes erflllt. MaBnahmen zur ékologischen
Entwicklung des Gewassers oder des gesetzlich festgelegten Gewasserrandstreifens erfolgen zumeist
nicht, da insbesondere die Gemeinden als Unterhaltungslasttrager der Gewasser zweiter Ordnung die dazu
notwendigen finanziellen Mittel und ausreichend qualifiziertes Personal nicht zur Verfigung haben. Ein
weiteres Problem besteht in der Flachenverflugbarkeit fir die Umsetzung von MaBnahmen.

Eine unzureichende Gewasserunterhaltung kann Hochwassersituationen 6rtlich verscharfen. Ziel der
zukunftigen Unterhaltung beziehungsweise des Ausbaus der Gewasser muss daher die naturnahe
Entwicklung der Gewasser sein, da dadurch auch die Umweltziele der WRRL erreichbar sind.

Folgende Aktivitdten sind dazu geeignet:

- Okologischere Ausrichtung der Gewasserunterhaltung (zum Beispiel Anpflanzung standortgerechter
gebietsheimischer Gehdlze im Gewasserrandstreifen), insbesondere durch Anwendung
ingenieurbiologischer Bauweisen, mit dem Ziel, eine eigendynamische Entwicklung der Gewasser
und, dort wo mdglich, der Gewasserrandstreifen zu befdrdern, um Unterhaltungskosten zu
minimieren und vorbeugenden Hochwasserschutz zu betreiben,

- Férderung der natlrlichen Gewasserentwicklung, um die ,flieBende Retention” zu erhéhen, die bei
maandrierenden Gewassern erheblich héher ist als bei eingetieften und begradigten Gewassern,

- Nutzung der Hochwasserschadensbeseitigung zur naturnaheren Gestaltung der
Gewasserabschnitte, zum Beispiel durch Ersatz von hartem Uferverbau durch ingenieurbiologische
Bauweisen.

FZ 26 (Bezug zu Z 4.1.2.3)

Auch fir Quellbereiche sowie kleine FlieR- und Standgewaisser, die keiner Uberwachung oder
Berichtspflicht nach der WRRL unterliegen, soll ein sinngemaR guter 6kologischer und guter
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chemischer Zustand erreicht sowie eine entsprechende Lebensraumfunktionalitat erhalten
oder entwickelt werden.

Die Umweltziele der WRRL gelten prinzipiell fiir alle Gewéasser. In den Uberwachungsprogrammen und
Berichtspflichten, ebenso in den MaRnahmenprogrammen, kénnen aus organisatorischen Grunden in der
Regel jedoch nur groRere Gewasser Beachtung finden. So werden Stillgewasser erst ab einer GréRe

von 50 ha bewertet, die Gewasserstrukturgute flr FlieBgewasser erst ab einem oberirdischen
Einzugsgebiet von 10 km 2. Dieses Vorgehen folgt den Empfehlungen und fachlichen Leitlinien der EU und
der LAWA, wonach FlieBgewasser-Wasserkérper der WRRL im Regelfall ein Einzugsgebiet von mindestens
10 km 2 beziehungsweise eine Abschnittslange von mindestens 5 km und Standgewasser-Wasserkdrper
eine Wasseroberflache von mindestens 50 ha aufweisen sollen. Viele Quellbereiche und kleine
FlieBgewasser sowie die Uberwiegende Mehrzahl der Stillgewasser werden nicht durch die Messnetze zur
Umsetzung der WRRL Uberwacht. Beispielsweise gibt es entsprechend der BTLNK mit Befliegungsdaten
von 2005 in Sachsen circa 28 000 Stillgewasser, die kleiner als 50 ha sind (vergleiche Kapitel 2.4.1).
Insgesamt nehmen diese kleinen Stillgewasser unter 50 ha GrofSe eine Gesamtflache in Sachsen von circa
14 500 ha ein. Im Rahmen der laufenden Umsetzung der MaBnahmenprogramme werden aber auch
kleinere, nicht WRRL-berichtspflichtige Gewasser mit betrachtet, wenn dort MaBnahmen umgesetzt
werden kénnen, die zu einer 6kologischen Aufwertung des eigentlichen WRRL-relevanten Gewassers
fUhren kénnen.

Quellbereiche und kleine Gewasser sind naturschutzfachlich ebenfalls sehr bedeutsam und weisen, wie
groBere Gewasser auch, sehr unterschiedliche Zustande auf. Neben naturnahen Auspragungen gibt es
viele anthropogen Uberpragte kleine Gewasser, die ihre naturhaushaltlichen Funktionen nur noch
eingeschrankt erflllen. Zusatzlich zu den WRRL-relevanten groBeren Gewassern sollen deshalb auch diese
kleinen Gewasser naturnah erhalten oder, wo notwendig und in Abwagung mit den
Nutzungserfordernissen moglich, wieder naturnah gestaltet werden.

Folgende MaBnahmen sind in Quellbereichen und an kleinen Gewassern unter anderem erforderlich:

- Identifikation besonders bedeutsamer kleiner Gewasser und Quellbereiche durch die
Landschaftsrahmenplanung,

- Wiederherstellung naturlicher Quellgebiete beziehungsweise Quellbereiche,

- Sicherung oder Wiederherstellung des naturlichen Wasserhaushaltes, zum Beispiel durch
Vermeidung UbermaBiger Wasserentnahmen,

- naturnahe Gestaltung verrohrter oder anderweitig naturfern ausgebauter kleiner Gewasser, sofern
nicht zwingende Grinde der Gewassernutzung und des Hochwasserschutzes entgegenstehen
(vergleiche Z 4.1.2.3),

- Offnung nicht mehr benétigter Dranagen und Wiederherstellung verrohrter Gewasser in der
Agrarflur, soweit mdglich (vergleiche Z 4.1.2.3),

- Wiederherstellung der 6kologischen Durchgangigkeit kleiner Gewasser,

- Erhaltung beziehungsweise Entwicklung funktionsfahiger Gewasserrandstreifen mit
standortgerechter gebietsheimischer Vegetation,

- Minimierung der Beeintrachtigung der Gewasser mit Schad- und Nahrstoffen (punktuelle und diffuse
Eintrage), unter anderem durch angepasste Landnutzung im unmittelbaren Gewasserumfeld,
gegebenenfalls Entmillung.

Warmebelastung der Gewasser

FzZ 27
Die Warmebelastung der Gewasser soll so begrenzt werden, dass deren Funktion als
Lebensraum erhalten bleibt.

Warmebelastungen von Gewassern entstehen zum Beispiel durch die Einleitung von Kuhlwasser aus der
Industrie und der Energieerzeugung. Sie sind in zunehmendem MaRe als Folge des Klimawandels zu
erwarten und werden vor allem dadurch auch in Sachsen an Bedeutung gewinnen. Ausgepragte
Hitzeperioden, die mit langeren niederschlagsarmen oder -freien Witterungsabschnitten zusammenfallen,
kdnnen in den Gewassern, vor allem bei den dann niedrigen Wasserstanden, eine starke Erwarmung
bewirken. Solche Extremsituationen sind in der Vergangenheit schon vorgekommen, zum Beispiel im
Hitzesommer 2003, als kleinere Gewasser teilweise sogar vollig ausgetrocknet sind. Durch niedrige
Wasserstande und hohe Wassertemperaturen von bis zu 30 °C verandern sich die physikalisch-
chemischen Wasserparameter (zum Beispiel Sinken des Sauerstoffgehaltes) und damit die
Lebensbedingungen flr die aquatische Fauna und Flora. Fisch- und Muschelsterben sowie die schnellere
Verbreitung von Krankheiten kénnen die Folge sein, aulRerdem ein starkes Wachstum von Algen (unter
anderem Blaualgen) und Makrophyten. Um auch bei extremen Witterungsbedingungen nachteilige
Auswirkungen auf die Gewasserbiozonosen durch hohe Warmebelastung und sehr niedrige Wasserstande
zu begrenzen, sollen in den Landschaftsrahmenplanen fur die besonders gefahrdeten Gewasser
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beziehungsweise Gewasserabschnitte geeignete MaRnahmen der Pravention und der
Schadensbegrenzung aufgefihrt werden. MaRnahmen kdénnen unter anderem sein:

- Ermittlung besonders sensibler Gewasser in vom Klimawandel besonders betroffenen Regionen,
- Ergreifen von MaBnahmen zur Stabilisierung des Landschaftswasserhaushaltes in solchen Regionen,

- gegebenenfalls Vorsorge durch ausreichende Beschattung der Gewasser in Form von
Ufervegetation (zum Beispiel Erlen-Eschen- oder Weiden-Auenwald),

- Wiederherstellung des FlieBgewasserkontinuums in aufgestauten warmelastbeeinflussten
Abschnitten, wenn dem nicht besondere Nutzungsanforderungen entgegenstehen,

- Begrenzung der Wasserentnahme und der Einleitung von aufgewarmtem Brauchwasser in Zeiten
sehr niedriger Wasserstande in Kombination mit Hitzeperioden.

2.4.2.1 Grundwasser, grundwasserabhingige Okosysteme und Biotope

FZ 28 (Bezug zu Z 4.1.1.6 und G 4.1.1.19)

Grundwasser ist als natirliche Ressource und als Standortbedingung fir
grundwasserabhidngige Okosysteme und Biotope moglichst flichendeckend vor schadlichen
Beeinflussungen zu sichern, sodass ein anthropogen weitgehend unbeeinflusster Zustand
erhalten bleibt beziehungsweise wiederhergestelit wird.

Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sollen Gebiete, die hohe Anteile vom
oberflachennahen Grundwasser abhangiger Landékosysteme in naturnaher oder
entwicklungsfahiger Auspragung aufweisen, kartografisch dargestellt werden. In den
Landschaftsrahmenplanen sind MaBnahmen zum Schutz und zur Entwicklung der Flachen mit
grundwasserabhingigen Landékosystemen zu formulieren.

Die naturlichen Grundwasservorkommen als Komponente des Landschafts(wasser)-haushaltes sind
unverzichtbare natlrliche Lebensgrundlagen, nicht nur flr die Wasserversorgung der Bevdlkerung,
sondern auch fur die natirliche biologische Vielfalt. Das fachliche Ziel soll deshalb insbesondere dem
Schutz von naturraum- beziehungsweise landschaftstypischen Biotopen mit standdrtlicher Bindung an
oberflachennahes Grundwasser vor Beeintrachtigungen dienen. Vom oberflachennahen Grundwasser
abhangige Lebensraume wie Moore, Simpfe, Auen und andere Feuchtgebiete, die bei intaktem Zustand
meist sehr artenreiche Lebensraume darstellen, sollen durch den Schutz des Grundwassers
beziehungsweise eine angepasste Grundwassernutzung in ihrem Bestand erhalten und entwickelt werden.
Bei entsprechender Notwendigkeit und Eignung sollen sie renaturiert (Erhéhung der Naturnahe) und/oder
revitalisiert (unter anderem Schaffung der Voraussetzungen fir naturliches Torfwachstum in Mooren,
Erméglichung eines natirlichen Uberflutungsregimes in Auen) werden (vergleiche FZ 8). Dazu ist der
Erhalt beziehungsweise die Verbesserung der Standortbedingungen (Wasserregime, -menge und -
beschaffenheit) flr die vom Grundwasser abhangigen Arten und Biotope erforderlich, insbesondere eine
Begrenzung von Veranderungen des Wasserregimes durch Grundwasserentnahmen, -absenkungen und
flachenhafte Entwasserungen sowie die Vermeidung schadlicher Stoffeintrage. Bei bestehenden und
geplanten Wasserentnahmen ist zu verhindern, dass naturschutzfachlich wertvolle Gebiete mit
gewassergebundenen oder an hohen Grundwasserstand angepassten Biotopen und
Lebensgemeinschaften zerstdrt oder nachhaltig beeintrachtigt werden. Eine Verschlechterung der direkt
vom Grundwasser abhangigen Landdkosysteme und Feuchtgebiete durch anthropogene Einflisse ist zu
vermeiden. Die Abwehr von Gefahren oder eingetretenen Schaden, die aus hohen Grundwasserstanden
resultieren, soll als grundsatzlich vorrangige Aufgabe so durchgefihrt werden, dass
grundwasserabhangige Landdkosysteme und Feuchtgebiete so weit wie mdglich geschont werden.

Die Revitalisierung gestorter, aber renaturierbarer Moorbereiche und anderer Feuchtgebiete besitzt aus
Grinden des Arten- und Biotopschutzes sowie des Klimaschutzes eine besondere Bedeutung. Sie sollte
unter Beachtung der Erfordernisse der Trinkwasserqualitat konsequent vorangetrieben werden (vergleiche
dazu FZ 8).

2.4.2.2 FlieBgewasser mit ihren Einzugsgebieten und Auen

Erlauterung (Bezug zu Z 4.1.1.3 und G 4.1.1.4)

Der Zustand eines Flusses mit seinen Ufer- und Auenbereichen ist in dem MaRe als ,naturnah” zu
bezeichnen, in dem er der naturraumtypischen Auspragung entspricht. Die Bewertung des
Gewasserzustandes erfolgt unter Beachtung seiner 6kologischen Funktionsfahigkeit unter
Berlicksichtigung der engen Wechselbeziehungen zwischen FlieBgewasser und angrenzenden
Auenbereichen. Ist der Zustand eines Gewassers insgesamt nur geringflgig oder nicht nachteilig vom
Menschen gepragt, sodass das Gewasser seine gesamten dkologischen Funktionen zu erfillen vermag,
wird dieser Gewasserzustand als ,,(bedingt) naturnah” eingestuft (siehe Tabelle 2).

Tabelle 2: Merkmale und Auspragungen zur Beurteilung der Naturnahe von FlieBgewasser(-auen) und -
landschaften (verandert nach BASTIAN & SCHREIBER 1999)
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Naturlich Naturnah Bedingt naturnah
e vielfaltiger, den e einem naturlichen Gewasser in e begradigte
naturrdaumlichen Quer- und Langsprofil Gewasserabschnitte
Gegebenheiten vergleichbar, aber bereits vorhanden
entsprechender Verlauf erkennbar (geringfugig) vom e naturnahe Elemente wie Flach-
e vom Menschen nicht Menschen beeinflusst [Tiefwasserzonen mit
erkennbar verandert e naturnahe unterschiedlichen
e gut reliefierte Sohle, Bdschungsgestaltung Sohlensubstraten noch
wechselnde Wassertiefen, (asymmetriSCheS Profil, I’egelmaBIg ausgeprégt
natlirliches Gefalle, naturbelassene Elemente, e insgesamt noch
variierende Breiten, Lebendverbauung) vergleichsweise gering
Fischunterstande e standortgerechte ausgebaut und/oder durch
e naturbelassene, strukturierte Geholze/Stauden, hierzu auch: UnterhaltungsmafRnahmen
Béschung, standortgerechte, anthropogen unveranderte verandert
iberwiegend Gewasser, an denen aber die ¢ reichhaltig ausgebildete
gebietsheimische Ufergehoize entfernt wurden Uferstruktur, Gehdlze
Gehdlze/Stauden ¢ Durchgangigkeit in Uberwiegend standortgerecht
e Aue mit natiirlicher FlieBrichtung gegeben (keine o purchgangigkeit nicht mehr
Wasserstandsdynamik, nicht Storung des Auf- und fir alle Gewasserorganismen
(mehr) genutzten Abstiegs von oder nur abschnittsweise
Feuchtgebieten (einschlieRlich Fischen/Wasseroganismen) gegeben
Auwalder) entsprechend der e teilentwasserte Aue mit e (teil)lentwasserte Aue mit
pnV, natlrliche Altgewasser extensiv genutzten reguliertem Wasserstand,
(Altarme und Altwasser) oder Feuchtgebieten (Grinland mit Mosaike, vor allem aus
breite, mit standortgerechten, standorttypischen extensiv und intensiv
Uberwiegend Flurelementen, Auwaldreste, genutztem, zum Teil
gebietsheimischen Gehdlzen Altarme und Altwasser zum renaturiertem Griinland mit
bestandene Pufferzonen zur Teil erhalten, zum Teil Flurelementen (vor allem
genutzten Aue reliktisch), Aufforstungen aus Auengehdlze), Altgewasser
e Hangwalder mit naturnaher Auwaldgeholzen, sekundare meist nur noch reliktisch,
Baumartenzusammensetzung Feuchtgebiete (zum Beispiel gehélzbestandene
ohne oder mit nur Lachen in Abbauflachen) oder Puffersaume zur genutzten
gelegentlichen sehr mit standortgerechten Aue
extensiven Nutzungen Gehdlzen bestandene e Hangwalder mit gréBeren
Puffersdume zur genutzten Anteilen naturnaher
Aue Baumartenzusammensetzung
L4 HangWélder mit UberWiegend Nutzungen mit
naturnaher unterschiedlicher Intensitat

Baumartenzusammensetzung,
+/- extensiv genutzt

Die Bewertung der Gewasser erfolgt unter Beachtung der Kriterien Einheit (zwischen aquatischen,
amphibischen und terrestrischen Lebensraumen), Vielfalt, Dynamik, Durchgangigkeit, Funktionsfahigkeit,
Seltenheit und Gefahrdung sowie Reprasentanz. Fur die Beurteilung der Naturnahe von FlieRgewassern
sind gleichfalls die Ergebnisse der Strukturgltekartierung nach dem LAWA-Vor-Ort-Verfahren
heranzuziehen (vergleiche Kapitel 2.4.1 und http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/wasser/7121.htm).
Ergebnisse liegen fir die WRRL-relevanten sachsischen FlieBgewasser vor, wobei ,natlrliche”
FlieBgewasser im Bereich der als ,,unverandert” (LAWA-Vor-Ort-Verfahren) kartierten Gewasserabschnitte,
,haturnahe” im Bereich der ,,gering veranderten“ und ,bedingt naturnahe” im Bereich der ,,mafig
veranderten” Gewasserabschnitte hinsichtlich der Gewasserstruktur zu erwarten sind.

Erlauterung (Bezug zu Z 4.1.2.2)

Die Elbe ist ungeachtet ihres Ausbaus als Bundeswasserstrale hinsichtlich ihrer natlrlichen Lebensraum-
und Biotopverbundfunktion von herausragender Bedeutung fUr das koharente europaische 6kologische
Netz Natura 2000. Sie ist der langste Strom in Mitteleuropa, dessen Fliessgewasserkontinuum auf einer
erheblichen Lange seines Laufes nicht durch Querverbauungen unterbrochen wird. Die ununterbrochene
FlieBstrecke zwischen dem Stauwehr Schreckenstein auf tschechischer Seite und der Staustufe
Geesthacht bei Hamburg betragt rund 625 km. Die gesamte Elbe ist nicht zuletzt deshalb ein besonders
schitzenswertes Okosystem von internationaler Bedeutung. Seit 1990 ist eine erhebliche Verbesserung
der Gewassergute in der Elbe eingetreten, die auch zu einer Verbesserung der Existenzbedingungen flur
zahlreiche Fischarten gefuhrt hat.
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Die Fischartengemeinschaft im sachsischen Elbelauf entwickelt sich zunehmend in Richtung der fir diesen
Abschnitt der Elbe charakteristischen Barbenregion mit einer deutlichen Zunahme rheophiler
(stromungsliebender) Fischarten, wie der Leitfischart Barbe und ihrer Begleitarten (zum Beispiel Zahrte,
Nase, Hasel, Ddbel, Aland). Die Wiederansiedlung des Lachses (anadromer, das heiSt im Salzwasser
lebender, zum Laichen ins SiBwasser aufsteigender Langdistanzwanderfisch) in der Elbe zeugt von ihrer
Durchgangigkeit und verbesserten Wassergute.

Bei der Planung und Umsetzung von MalBnahmen muss das Stromsystem der Elbe als 6kologisch
funktionale Einheit betrachtet werden. Sachsen tragt eine hohe Verantwortung dafur, den einzigartigen
Lebensraum Elbe mit seiner spezifischen Fischartengemeinschaft und seiner besonderen Funktion im
Biotopverbund (unter anderem als Uberregionaler Verbindungskorridor fir Saugetiere wie Biber und
Fischotter sowie fUr Pflanzenarten der grofRen Flussauen) zu erhalten und zu schitzen. Bisherige
Schiffbarkeitsbedingungen der Elbe sollen deshalb mit lokalen Strombaumalnahmen gesichert werden.
Darlber hinausgehende Mallnahmen haben sich nach den Erfordernissen aus Naturhaushalt und
Wasserwirtschaft (einschlieBlich Hochwasserschutz) zu richten. Ein Bau von Staustufen steht der
Erreichung der Umweltziele der WRRL fur die sachsischen OWK der Elbe entgegen und ist wegen der
damit verbundenen erheblichen Eingriffe in die Flusslandschaft Elbe im Freistaat Sachsen ausdrlcklich
nicht vorzusehen.

Gewasserdurchgangigkeit

FZ 29 (Bezug zu Z 4.1.1.3 und Z 4.1.2.3)
Die Durchgangigkeit der FlieBgewasser soll erhalten beziehungsweise wiederhergestellt
werden.

Die FlieBgewasser stellen von Natur aus miteinander vernetzte Lebensraume dar. Querbauwerke wie
Wehranlagen, Abstirze, Rickhaltebecken und Talsperren sowie Wasserentnahmen stéren den Transport
von Geschiebe und die biologische Durchgangigkeit im Hauptstrom. Fische und andere im Gewasser
lebende Tierarten sind dadurch in ihrem Wanderverhalten beeintrachtigt und kénnen sich oft nur noch
begrenzt ausbreiten. Sachsens FlieRgewasser weisen mit wenigen Ausnahmen wie zum Beispiel der Elbe
zahlreiche Querbauwerke auf (siehe Kapitel 2.4.1). Diese sind noch nicht vollstandig systematisch erfasst.
Die in der sachsischen Wehrdatenbank aufgefiihrten Gber 2 600 Querbauwerke wurden zu circa einem
Drittel als durchgangig fur die Wanderung von Fischen eingeschatzt.

Aber auch die als ,,durchgangig” bewerteten Querbauwerke kénnen zum Teil nur von leistungsstarken
Fischen und einem Teil des Makrozoobenthos passiert werden. Der Fischabstieg ist bisher kaum
berlcksichtigt und kann beim Regelbetrieb (Laufwasserkraftwerke) trotz Rechen zu erheblichen Verlusten
von Fischen (vor allem von Langdistanzwanderfischen wie dem Aal) in Turbinen fihren. Der
abschnittsweise Aufstau der FlieBgewasser fuhrt zu einer Veranderung der Abflussdynamik und des
Sedimentationsgeschehens. Die naturliche Strémungscharakteristik als pragender und ékologisch
wirksamster Faktor in FlieBgewassern kommt mehr oder weniger zum Erliegen. Der Aufstau hat neben
einer Erhéhung der Wassertemperatur im aufgestauten Bereich eine erhdhte Ablagerung von Geschiebe
und organischer Substanz zur Folge, die ihrerseits eine Sauerstoffzehrung und Eutrophierung bewirken
kénnen und die Habitatbedingungen fur flieBgewassertypische Fische (zum Beispiel Beschaffenheit des
Gewassergrundes als Laichhabitat) verschlechtern.

Eine Verbesserung der Situation ist durch die Umsetzung der MaBnahmen aus der WRRL und durch das
Programm zur Wiederherstellung der Durchgangigkeit sachsischer FlieBgewasser bereits zu verzeichnen.
Die weitere Verbesserung und Wiederherstellung der Durchgangigkeit der FlieBgewasser bleibt aber nach
wie vor eine wichtige und aktuelle Aufgabe in Sachsen. Generell ist fir die Wiederherstellung der
Durchgangigkeit beziehungsweise fur den Rickbau eines nicht mehr benoétigten Wehres der Eigentimer
zustandig. Problematisch sind die oftmals ungeklarten Eigentumsverhaltnisse der Querbauwerke und die
hohen Kosten flr die Wiederherstellung der Durchgangigkeit oder den Rlckbau eines Wehres.

Folgende MalBnahmen sind unter anderem erforderlich:

- Ruckbau nicht mehr benétigter Querbauwerke in FlieBgewassern und Renaturierung des
betreffenden Gewasserabschnittes,

- Planung und Umsetzung (gegebenenfalls Nachristen) von Einrichtungen (zum Beispiel
Fischaufstiegsanlagen wie Fischtreppen oder Umgehungsgerinne) und MaBnahmen an bestehenden,
weiterhin benétigten Querbauwerken und Wasserkraftanlagen, welche die 6kologische
Durchgangigkeit sowohl gewasseraufwarts als auch -abwarts ermdglichen und die Schadigung der
gewassergebundenen Fauna vermeiden oder zumindest so weit wie méglich minimieren,

- weitgehender Verzicht auf Neubau von Querbauwerken, bevorzugt Nutzung vorhandener
Querbauwerke unter 6kologischer Aufwertung hinsichtlich Durchgangigkeit und Umfeldgestaltung
beziehungsweise Reduzieren des Neubaus von Querbauwerken auf das absolut notwendige
Minimum unter Beachtung der 6kologischen Anforderungen an Durchgangigkeit und
Gewasserstruktur,
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- Umbau kinstlicher oder durch menschliche Tatigkeit entstandener Abstlrze in Sohlgleiten.
Wasserkraftanlagen

FZ 30 (Bezug zu Z 4.1.2.5 und Z 5.1.1)

Die Nutzung von Wasserkraft hat so zu erfolgen, dass die vielfaltigen Funktionen der
Gewadsserdkosysteme, unter anderem als Lebensraume fur charakteristische
Lebensgemeinschaften und fir den Biotopverbund, wiederhergestellt (Gewahrleistung
Mindestwasserfiihrung, Fischauf- und Fischabstieg) und dauerhaft aufrechterhalten werden.

Die Wasserkraftanlagen (WKA) fihren zu einer Beeintrachtigung der Gewasserlebensraume, wenn
beispielsweise durch die Ableitung des Wassers zur Energieerzeugung die Mindestwassermenge in der
Ausleitungsstrecke unterschritten und dadurch die 6kologische Funktionsfahigkeit des Gewassers nicht
mehr gewahrleistet wird (oder das Gewasser hier gar zeitweise trockenfallt). Beeintrachtigungen ergeben
sich weiterhin, wenn die Querverbauung fur flussaufwarts wandernde Arten nicht durchgangig ist,
flussabwarts wandernde Arten (zum Beispiel Aal, Lachs) in den WKA-Turbinen in populationsrelevanter
Menge getotet werden kénnen, naturferne Verbauungen der Gewasserufer und Ausleitungsstrecke
vorhanden sind, sich physikalisch-chemische Wasserparameter (zum Beispiel Wassertemperatur,
Sauerstoffgehalt) durch die Unterbrechung des Gewasserkontinuums und die Beeinflussung der
FlieBgeschwindigkeit nachteilig fir die naturraumtypische Gewasserbiozénose verandern.

Damit die FlieBgewasser ihre vielfaltigen Funktionen im Naturhaushalt erflillen kdnnen und die Ziele der
WRRL und der FFH-RL erreicht werden, ist es notwendig, bestehende WKA in ihrer Betriebsweise und
Bauart naturvertraglich zu gestalten und neue WKA nur dann zuzulassen, wenn sie an bestehenden
Querbauwerkstandorten errichtet werden und einen bedeutsamen Beitrag zum Klimaschutz (zum Ausbau
der Erneuerbaren Energien) leisten kdnnen sowie die 6kologischen Anforderungen erfullt werden.
Insbesondere kleine WKA weisen haufig ein ungtinstiges Verhaltnis zwischen ihrem Beitrag zum Ausbau
der Erneuerbaren Energien und ihren negativen Umweltwirkungen auf. Folgende MaRnahmen sind unter
anderem erforderlich:

- Festlegung und Gewahrleistung eines 6kologischen Mindestwasserabflusses flir bestehende und
wieder in Betrieb zu nehmende Wasserkraftanlagen,

- naturnahe Gestaltung der Ausleitungsstrecken hinsichtlich der Gewasserstruktur,

- Ergreifen von Mallnhahmen, die zur Minimierung der Verluste flussabwarts wandernder Fischarten
beitragen,

- Herstellung der Durchgangigkeit fur flussaufwarts wandernde Arten, soweit hoch nicht gegeben,

- weitere Umsetzung des Programms zur Wiederherstellung der Durchgangigkeit sachsischer
FlieRgewasser,

- Rickbau von wasserwirtschaftlich nicht mehr bendtigten Querbauwerken gemaR § 35 Abs. 3 WHG
in FlieBgewassern,

- in der Regel keine Zulassung von Wasserkraftanlagen an neuen Standorten sowie von Anlagen mit
einer Leistung von weniger als 100 kW, sondern nur noch ,ersetzende” Flusskraftwerke an
Altstandorten mit einer elektrischen Nennleistung ab 100 KW.

Nach § 35 Abs. 3 WHG hat die zustandige Behdrde zu prifen, ob an Staustufen und sonstigen
Querverbauungen, die am 1. Marz 2010 bestehen und deren Ruckbau zur Erreichung der
Bewirtschaftungsziele nach MaBgabe der §§ 27 bis 31 WHG auch langfristig nicht vorgesehen ist, eine
Wasserkraftnutzung nach den Standortgegebenheiten mdglich ist. Erst wenn die Notwendigkeit des
Rlckbaus von Querverbauungen, die am 1. Marz 2010 bestehen, zur Erreichung der
Bewirtschaftungsziele nach §§ 27 bis 31 WHG nicht gesehen wird, soll geprift werden, ob diese flir eine
wirtschaftliche Wasserkraftnutzung unter Bericksichtigung der ékologischen Anforderungen geeignet
sind. Das Ergebnis der Prifung wird der Offentlichkeit in geeigneter Weise zuganglich gemacht.

Wasserrickhaltevermogen und Versickerung

Erlauterung (Bezug zu G 4.1.2.4)

Die Verringerung und Steuerung des Direktabflusses von Niederschlagswasser hat verschiedene
Vorteilswirkungen fur Natur und Umwelt. So dient sie der Sicherung der Grundwasserneubildung, was in
Anbetracht des Klimawandels in Regionen mit angespanntem Wasserhaushalt zuklinftig noch an
Bedeutung gewinnt. Daruber hinaus wird ein wirksamer Beitrag zum Hochwasserschutz geleistet, wenn
der Oberflachenwasserabfluss reduziert und verzégert wird, was besonders in den
Hochwasserentstehungsgebieten von Bedeutung ist. Bei kleineren Gewassern kann die Einleitung von
zeitlich begrenzten, aber extrem hohen Niederschlagswassermengen aus der Siedlungsentwasserung zu
einem enormen hydraulischen Stress flhren, der die Gewasserfauna und -flora nachhaltig beeinflusst.
Weiterhin kdnnen zu hohe Einleitemengen von Niederschlagswasser aus Starkniederschlagen in Ortslagen,
die die naturliche Abflusskapazitat des Gewassers Uberschreiten, zu massiven Schadigungen der
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Gewasserstruktur, zum Beispiel durch unkontrollierte und unnaturliche Erosion der Ufer und der
Gewassersohle, beitragen. Die Einleitung auch von nicht oder nur gering verschmutztem
Niederschlagswasser sollte daher gedrosselt erfolgen, um den hydraulischen Stress flr das
beziehungsweise die aufnehmenden Gewasser zu reduzieren. Dies kann insbesondere durch Schaffung
von Retentionsraumen (natirlich oder kinstlich) erreicht werden (vergleiche dazu auch LEP, Begriindung
zu G 4.1.2.4).

FZ 31 (Bezug zu G 4.1.2.6, Z 4.1.2.7, G 4.1.2.8 und Z 4.1.2.9)

In den Auen und Einzugsgebieten der FlieBgewasser soll das naturliche
Wasserrickhaltevermogen als Beitrag zum vorbeugenden (nichttechnischen)
Hochwasserschutz erhalten und, wo immer méglich, auch durch Deichriickverlegung oder
Deichéffnung vergroBRert werden. In den Landschaftsrahmenplanen sind vorbeugende
MaBnahmen des (nichttechnischen) Hochwasserschutzes aufzuzeigen, die den
Wasserriickhalt in der Flaiche und die Grundwasseranreicherung beziehungsweise die
Abflussverzégerung unterstiitzen.

Die Erhaltung und Wiederherstellung natlrlicher Retentionsraume in Auen sowie die Erhaltung und wo
mdglich Erhéhung des Wasserrickhaltevermdgens in den Einzugsgebieten der FlieBgewasser leistet einen
wichtigen Beitrag zum Hochwasserschutz. Dadurch wird ein verzégerter Hochwasseranstieg und -abfluss
erreicht, was Anliegern an den Gewassern in vielen Fallen wertvolle Zeit fir SchutzmalBnahmen verschafft.
Naturgemald hat der vorbeugende Hochwasserschutz aber auch Grenzen, etwa bezlglich des
Rickhaltevermogens bei sehr intensiven oder groRflachigen Niederschlagsereignissen (wie zum Beispiel
im August 2002) in Gebirgslandschaften mit potenziell kleinen Retentionsraumen und flachgrindigen
Bdden. Die Erweiterung der Retentionsraume in den gréBeren Auen scheitert zudem oft am Widerstand
der Landnutzer und einer fehlenden oder sehr begrenzten Flachenverflgbarkeit und kommt deshalb nur
langsam voran.

Weil die vorbeugenden MaRnahmen des Hochwasserschutzes die naturvertraglichste Variante des
Hochwasserschutzes darstellen und zahlreiche Synergien und Mehrfachnutzen aufweisen (zum Natur-,
Boden-, Gewasser-, Klimaschutz), sind diese konsequent zu beférdern. Somit kdnnen auch gegebenenfalls
notwendige technische Hochwasserschutzeinrichtungen so gering wie mdglich dimensioniert werden.
Technische HochwasserschutzmalRnahmen wie Deiche und Rlckhaltebecken greifen erheblich in die
Gewasserlebensraume ein und verandern diese nachhaltig. Insbesondere werden die naturliche
Gewasserdynamik und damit die funktionale Verbundenheit der FlieBgewasser und ihrer Auen gestort. Da
im dicht besiedelten Sachsen viele Siedlungen und Infrastruktureinrichtungen in Gewasserauen liegen und
somit hochwassergefahrdet sind, ist zum Schutz von Menschen, Infrastruktur oder bedeutenden
Sachwerten eine Erganzung der vorbeugenden HochwasserschutzmalBnahmen durch technische
Anlagen des Hochwasserschutzes teilweise erforderlich. Im Sinne des vorbeugenden
Hochwasserschutzes sowie zur Erreichung der Ziele der WRRL und der FFH-RL soll der Schutz
landwirtschaftlicher Nutzflachen dem Erhalt und der Schaffung von naturlichen Retentionsraumen nicht
entgegenstehen. Ebenso muss sich die Dimensionierung von Deichen oder Rickhaltebecken konsequent
an dem erforderlichen Schutz von Menschen, Infrastruktur und bedeutenden Sachwerten orientieren.
Ackerbauliche Nutzung in haufiger Gberfluteten, natirlichen Rickhalteraumen birgt ein sehr hohes Risiko
fur Bodenabtrag und Eintrag von Nahrstoffen und Pflanzenschutzmitteln in die Gewasser. In
Uberflutungsbereichen der Auen ist neben den natirlichen Auenwaldern auch die Griinlandnutzung mit
den Zielen des Hochwasserschutzes und Naturschutzes vereinbar.

Folgende MaBRnahmen sind unter anderem zu prufen:

- Erhalt der Funktionsfahigkeit naturlicher Auen als Abfluss- und Retentionsraum in und an
FlieBgewassern,

- Reaktivierung natiirlicher Uberflutungsgebiete, vor allem in Flussauen mit ihren Auenwaldern,
Auengrinland und Altarmen,

- Deichriickverlegung oder Deich6ffnung zur Schaffung neuer Retentionsraume, wo immer maéglich,

- Erlaubnis fur genehmigungspflichtige Flachennutzungsanderungen in
Hochwasserentstehungsgebieten und Uberschwemmungsgefahrdeten Gebieten nur erteilen, wenn
sie das Retentionsvermoégen nicht verschlechtern und einem gefahrlosen Hochwasserabfluss nicht
entgegenstehen,

- Ausgleich des Verlustes an Retentionsraum durch nicht vermeidbare neue bauliche Anlagen, durch
Gewinnung neuer Retentionsflachen und/oder durch andere, vorzugsweise nichttechnische
MaBRnahmen mit positiver Wirkung auf den Hochwasserrtckhalt,

- Erhaltung naturraumtypischer Auenwalder (und anderer auentypischer Biotope),
- Begrindung von Auenwaldern an geeigneten Standorten in den gréf3eren Flussauen,
- Erhalt des bestehenden Grlinlandes,
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- Umwandlung von Acker in Dauergrinland in Gberflutungsgefahrdeten oder sehr stark
erosionsgefahrdeten Bereichen,

- Umbau nicht standortgerechter Waldbestande in standortgerechte Mischwalder zur Erh6hung der
Infiltrationsrate und des Wasserruckhaltes in den Einzugsgebieten,

- Waldumbau nicht standortgerechter Walder in den Auen in standortangepasste
Uberflutungstolerante Walder,

- angepasste land- und forstwirtschaftliche Nutzung in Hochwasserentstehungsgebieten und in stark
erosionsgefahrdeten Bereichen,

- Renaturierung von Mooren, Feuchtwiesen, Quellgebieten und kleinen FlieBgewassern sowie der
Oberlaufe groRerer FlieBgewasser, insbesondere in Einzugsgebieten mit hoher
Starkregenwahrscheinlichkeit und Erosionsgefahrdung,

- Restrukturierung der Landschaft in den Gebieten mit hoher Niederschlags- und Abflussintensitat
(Entwicklung von Saumen, Hecken, Gehdlzen und so weiter),

- weitgehende Realisierung einer méglichst ganzjahrigen Bodenbedeckung auf Ackerflachen (zum
Beispiel durch Zwischenfrichte und Untersaaten oder mehrjahrigen Feldfutteranbau mit Ackergras,
Luzerne, Kleegras),

- Freihalten von Entwicklungskorridoren der Gewasser unter Nutzung der gesetzlich festgelegten
Gewasserrandstreifen (§ 38 WHG/§ 24 SachsWG).

Waldmehrung und WaldumbaumaBnahmen sollen gezielt im Bereich der Quell- und Einzugsgebiete der
Nebenflisse der grof3en Fllsse erfolgen. Des Weiteren sind Aufforstungen im Bereich tUberwiegend
ackerbaulich genutzter Hochflachen in den mittleren Gebirgslagen des Erzgebirges und im Sachsischen
Lésshugelland zur Dampfung hoher Abflussintensitaten sinnvoll, sofern andere MaRnahmen (zum Beispiel
dauerhaft konservierende Bodenbearbeitung, Direktsaat, Dauerkulturen) zur Zielerreichung nicht
ausreichend geeignet sind.

Technischer Hochwasserschutz

FZ 32 (Bezug zu G 4.1.2.6, Z 4.1.2.10)

Technische Anlagen des Hochwasserschutzes sind so zu planen, baulich zu gestalten und zu
betreiben, dass die 6kologische Durchgangigkeit, Lebensraum- und Biotopverbundfunktion
sowie Dynamik der betroffenen FlieBgewasser und ihrer Auen so wenig wie moglich
beeintrachtigt werden.

Sachsen war in der jingeren Vergangenheit von mehreren groflen Hochwasserereignissen betroffen. Der
Freistaat reagierte darauf durch die Aufstellung von Hochwasserschutzkonzepten. Die Inhalte dieser
Konzepte werden auch in die Hochwasserrisikomanagementplane gemal der HWRM-RL eingehen. Da die
vorrangigen, weil 6kologisch vertraglicheren vorbeugenden MaRnahmen des nichttechnischen
Hochwasserschutzes teilweise nicht ausreichen, um bei Siedlungen und wichtiger Infrastruktur das
allgemein angestrebte Schutzziel des HQ 100 zu sichern, setzt der Freistaat Sachsen verstarkt technische
HochwasserschutzmaBBnahmen um (Hochwasserschutzinvestitionsprogramm). Aufgrund der erheblichen
Eingriffe in die Gewasserlebensraume (vergleiche die Begriindung zu FZ 31) sollen technische Anlagen des
Hochwasserschutzes nur dann errichtet werden, wenn sie auch unter dem Aspekt eines Vorrangs
vorbeugender Mallnhahmen des Hochwasserschutzes unvermeidbar sind. Die 6kologische
Durchgangigkeit, die Lebensraum- und Biotopverbundfunktion (Koharenz) sowie die Dynamik der
betroffenen FlieBgewasser und ihrer Auen ist fir den Bereich der technischen Anlagen selbst (hier aber
nur eingeschrankt mdglich) und insbesondere fir die oberhalb und unterhalb von Stauanlagen (zum
Beispiel Hochwasserrickhaltebecken) gelegenen Abschnitte der FlieBgewasser zu gewahrleisten.

Dies ist auch deshalb notwendig, um die Ziele der WRRL (guter dkologischer und guter chemischer
Zustand) und der FFH-RL (glnstiger Erhaltungszustand der relevanten Lebensraumtypen und Arten)
erreichen zu kénnen.

Folgende MalBnahmen sind unter anderem erforderlich:

- Sicherung der Durchgangigkeit (zum Beispiel durch ,Okostollen” bei Hochwasserriickhaltebecken),

- Regulierung der Einstau- und Abstauereignisse so, dass eine hinreichende Gewasserdynamik (unter
anderem Geschiebetransport, Uberflutungsregime) gewahrleistet bleibt,

- Dimensionierung der technischen Anlagen unter Beachtung und Ausschépfung der Moéglichkeiten
des vorbeugenden Hochwasserschutzes im Einzugsgebiet,

- Freihaltung besonders naturnaher und wertvoller Gewasserabschnitte von technischen
GrolB3projekten,

- bezlglich der Koharenz- und AusgleichsmalBnahmen Planung und Umsetzung vorzugsweise
zusammenhangender Renaturierungsprojekte (ebenfalls mit Pilotcharakter und groBer Dimension)
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anstelle verstreuter Einzelmalnahmen.

Die aus naturschutzfachlicher Sicht prioritar zu schiitzenden, besonders naturnahen und wertvollen
FlieBgewasser(abschnitte) ergeben sich insbesondere aus der Kulisse strenger Schutzgebiete (NSG, FND,
Kern- und Pflegezone BR, NLP), der Gebietskulisse Natura 2000 (hier Kartierung und Bewertung der LRT
und Arthabitate entsprechend den aktuellen Managementplanen) sowie der Ubersicht der Kernflachen des
landesweiten Biotopverbundes.

FlieBgewasser und Bergbau

FZ 33 (Bezug zu Z 4.1.2.1, Z 4.1.2.5)

Die nachbergbauliche Beeinflussung der FlieBgewasser durch den Braunkohlenbergbau, wie
beispielsweise durch den diffusen Ubertritt von stofflich belastetem, saurem Grundwasser
nach Abschluss des Grundwasserwiederanstieges, ist zu vermeiden oder weitgehend zu
reduzieren.

Die Beeinflussung der FlieBgewasser durch die Hinterlassenschaften des stillgelegten
Braunkohlenbergbaus hat in den letzten Jahren deutlich zugenommen und kann auch weiterhin noch
zunehmen. Die Prognosen gehen zum Beispiel fir Sulfat von einem hohen Belastungsniveau fir die
kommenden Dekaden aus. Danach wird eine langfristige, langsam abnehmende Belastung der betroffenen
FlieBgewasser prognostiziert.

Folgende Eintragsquellen fir Sulfat sind im Zusammenhang mit dem Bergbau relevant: Eintrag uber
Sumpfungswasser aus Tagebauen; Eintrag aus Tagebaurestseen, die zum Teil auch zur
Wasserspeicherung genutzt werden; diffuser Eintrag Uber Grundwasser aus Tagebaugebieten. Dartber
hinaus gelangt Sulfat anthropogen bedingt auch Gber den atmospharischen Schwefeleintrag (Verbrennung
fossiler Brennstoffe) sowie durch direkte (zum Beispiel Klaranlagen) und diffuse Eintrage (Bodenerosion,
Eintrage aus der Landwirtschaft) in FlieBgewasser.

Eine hohe Sulfatkonzentration in den FlieBgewassern stellt die Trinkwassergewinnung aus Uferfiltrat vor ein
Problem, da der Trinkwasserindikatorwert von 240 mg/l Sulfat insbesondere aus technischen Grinden
eingehalten werden muss, um gesundheitlichen Risiken vorzubeugen. In gewasserdkologischer Hinsicht
kénnen erhdhte Sulfatkonzentrationen eutrophierungsférdernd wirken und die Gewasserbiozdénosen
beeinflussen. Sulfat kann auch zur Mobilisierung von im Sediment festgelegtem Phosphor fihren.

Fir andere braunkohlenbergbaublurtige Stoffe liegen bisher keine Prognosen vor. Beispiele, wie der
Unterlauf der Kleinen Spree, der Unterlauf des Wasserkérpers Spree-4 und die Pleil3e, zeigen aber, dass
der Eiseneintrag so erheblich sein kann, dass es zu einer starken Braunfarbung des Wassers und zur
Ablagerung von Eisenhydroxid kommt.

Beide Erscheinungen bewirken eine deutliche Reduzierung der biozénotischen Vielfalt im Gewasser und
verhindern einen guten ékologischen Zustand beziehungsweise gutes 6kologisches Potenzial. Ursache flr
diese Entwicklung ist die Pyritverwitterung in den entwasserten und bellifteten, auch nicht devastierten
geologischen Schichten, die zur Bildung von Schwefelsaure, Sulfat und Eisen fuhrt. Diese Stoffe werden
nach Grundwasserwiederanstieg mit dem Grundwasser diffus in die FlieBgewasser eingetragen und
bewirken eine starke Verschlechterung der Wasserqualitat. Da es sich um einen flachenhaften und
diffusen Ubertritt der belasteten Grundwaésser in die FlieRgewésser handelt, sind effektive MaRnahmen
sehr umfangreich, vielgestaltig und sehr kostenintensiv, sodass die VerhaltnismaBigkeit von Malhahmen
nach WRRL eingehend geprlft werden muss.

2.4.2.3 Standgewasser

FZ 34 (Bezug zu Z 4.1.1.12, G 4.1.1.15 und Z 4.1.1.16)

Die sachsischen Teichlandschaften sollen als wesentliche Bestandteile der sachsischen
Kulturlandschaft und Zentren der Biodiversitat mit ihren vielgestaltigen Lebensraumen
gefahrdeter Arten und Biotope sowie als Produktionsstandort gesunder Nahrungsmittel
geschiitzt, gepflegt und entwickelt werden.

Teichgebiete sind wesentliche Bestandteile sachsischer Kulturlandschaften und zugleich mit ihren
reichhaltigen Biotopmosaiken Zentren der Biodiversitat. In deutschlandweit einmaliger Dichte pragen sie im
Oberlausitzer Heide- und Teichgebiet/Hornjotuziska hola a haty das Landschaftsbild. Von tberregionaler
Bedeutung sind beispielsweise weiterhin der grofRe Torgauer Teich, die Teichgebiete von Moritzburg,
Wermsdorf, Eschefeld und GroBhartmannsdorf. Der naturschutzfachliche Wert eines Teiches steigt bei
nicht zu hoher Bewirtschaftungsintensitat in der Regel mit seiner Strukturvielfalt durch vielgestaltige Ufer,
Flachwasserbereiche und ausgepragte Verlandungszonen (submerse Vegetation, Réhrichte, Rieder,
Briche).

Die sachsischen Teiche sind teilweise bereits vor Gber 600 Jahren zur Aufzucht von Fischen, tUberwiegend
Karpfen, und als Bergwerksteiche angelegt worden und haben zum Zwecke der Fischproduktion bis heute
Uberdauert, dienen teilweise aber auch der Brauch- und Rohwasserbereitstellung und dem
Hochwasserschutz. Zu ihrer Erhaltung hat die kontinuierlich fortgesetzte Bewirtschaftung durch gut
ausgebildete Fachleute beigetragen. Da es sich bei den Teichen um kinstliche Stillgewasser handelt, kann
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ihr Fortbestehen nur durch PflegemaRnahmen gesichert werden. Am besten lassen sich diese durch die
Beibehaltung einer den 6kologischen Werten gerecht werdenden ordnungsgemafien Teichbewirtschaftung
umsetzen. Dabei spielen unter anderem der Umgang mit Fischkrankheiten, der Einsatz von Anlagen zur
hochintensiven Fischproduktion im Teich, die Kormoranvergramung, der Fischbesatz und die Kalkung von
Teichen eine entsprechende Rolle.

Bei ausgewahlten, flr Naturschutz und Landschaftspflege besonders wertvollen Teichen, insbesondere in
Natura 2000-Gebieten und NSG, gehen die naturschutzfachlichen Anforderungen teilweise Uber eine
ordnungsgemalie Teichbewirtschaftung hinaus und erfordern eine naturschutzgerechte
Teichbewirtschaftung beziehungsweise -pflege. Diese ist Gegenstand von Vereinbarungen im Rahmen der
Naturschutzférderung, die auch zukunftig eine wesentliche Voraussetzung fur die Umsetzung von
Naturschutzzielen an Teichen und in Teichgebieten ist. Bei der Entwicklung der Teichlandschaften sollen
auch der projizierte Klimawandel und die zu beflirchtende Verknappung der Wasserressourcen in einigen
Regionen Sachsens berlcksichtigt werden. Bei der Teichbespannung aus FlieBgewassern sind
Beeintrachtigungen der FlieBgewasser, die zu Konflikten mit den Umweltzielen der WRRL fiihren kénnen,
moglichst zu vermeiden.

2.5 Klima, Luft, Larm
2.5.Einfiihrung

Aus Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes beziehungsweise der Landschaftsplanung sind hinsichtlich
der Schutzguter Klima und Luft sowie - bezogen auf das Themenfeld Larm - der Schutzglter Mensch und
biologische Vielfalt insbesondere die flr das Siedlungsklima bioklimatisch und lufthygienisch wirksamen
Ausgleichsraume, der Klimawandel und seine Folgen sowie landschaftsplanerische Aspekte der Luftqualitat,
Luftreinhaltung und Larmvermeidung von Bedeutung.

Siedlungsklima

Gesundheit, Wohlbefinden und Leistungsfahigkeit werden durch das Bioklima, also die Gesamtheit aller auf
lebende Organismen wirkenden Faktoren des Klimas, mitbestimmt. Belastungen treten vor allem in
austauscharmen Becken- und Tallagen mit haufigen Inversionsereignissen auf und werden in
Ballungsgebieten durch Luftschadstoffe noch weiter verstarkt. Aus klimadkologischer Sicht wird zwischen
Wirkungsraumen und Ausgleichsraumen unterschieden. Wirkungsraume sind bebaute und versiegelte
Raume, in denen besonders haufig klimabedingte Belastungen auftreten. Dabei handelt es sich zum
Beispiel um Warme- und Schadstoffbelastungen aufgrund der Auswirkungen strahlungsreicher
Hochdruckwetterlagen mit hoher Lufttemperatur bei geringer Luftbewegung sowie mit resultierender
Akkumulation von Immissionen. Ausgleichsrdume sind den Wirkungsraumen raumlich-funktional
benachbarte beziehungsweise zuordenbare, unbebaute beziehungsweise gering versiegelte Rdume. Sie
besitzen ein klimadkologisches und lufthygienisches Ausgleichsvermdégen, vor allem durch die Kaltluft- und
Frischluftproduktion und deren Abfluss.

Die Landschaftsplanung soll dazu beitragen, die bioklimatisch und lufthygienisch wirksamen
Ausgleichsrdume sowie die Abflussbahnen fur Frisch- und Kaltluft in die Siedlungen hinein funktionsfahig
zu erhalten. Bei Bedarf sollen neue Ausgleichsraume entwickelt werden. Von Bedeutung ist in diesem
Zusammenhang auch die Sicherung und gegebenenfalls Neuentwicklung raumlich naher sogenannter
»Klimadkologischer Komfortinseln“ als Erholungsflachen vor allem aus gesundheitlicher Sicht, am besten
benachbart oder in der Nahe der Wirkungsraume.

Klimawandel und Biodiversitat

Das Klima auf der Erde, in Deutschland und in Sachsen verandert sich durch den anthropogen bedingten
Klimawandel. In Sachsen liegt der Anstieg der Jahresmitteltemperatur im Zeitraum 1980 bis 2009 oberhalb
von 1 °C. Fur die Temperaturverteilung in Sachsen bedeutet dies, dass sich die Isothermen der
Jahresmitteltemperatur (Linien, die Orte gleicher Temperatur miteinander verbinden) innerhalb von nur drei
Jahrzehnten um circa 200 m in héhere Lagen verschoben haben. Am deutlichsten sind die Anstiege der
Temperaturen im Frihjahr und Sommer ausgepragt. Der Temperaturanstieg im Sommer betragt seit Mitte
der 1980er-Jahre bereits circa 1,5 °C. Auch im Frihjahr gibt es in Sachsen seit Beginn der 1980er-Jahre
einen kontinuierlichen Temperaturanstieg um circa 1,8 °C. Frihjahr und Sommer sind damit deutlich aus
dem Temperaturbereich der letzten 200 Jahre herausgetreten. Der Beginn der Vegetationszeit hat sich
bereits um etwa einen Monat nach vorn verschoben (BOBETH et al. 2010).

Der Niederschlag und seine Trends sind zeitlich und rdumlich sehr variabel. Im Zeitraum 1901 bis 2006
war fur Sachsen von allen Bundeslandern im Vergleich der deutlichste Trend eines
Niederschlagsriickganges zu verzeichnen, und zwar ein Rickgang um -5,7 Prozent. AuBer Brandenburg (-
1,4 Prozent) wiesen alle anderen Bundeslander in diesem Zeitraum eine Zunahme der mittleren
Jahresniederschlage auf (Schleswig-Holstein +12,6 Prozent). Niederschlagszunahmen im Winter fallen in
Sachsen so abgeschwacht aus, dass die Niederschlagsabnahmen im Zeitraum 1901 bis 2006 in den
anderen drei Jahreszeiten nicht mehr ausgeglichen werden. In Sachsen traten 1976 bis 2000 im Vergleich
zu 1951 bis 1975 einheitliche Niederschlagstendenzen der Abnahme im Sommer und der Zunahme im
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Winter auf. Rdumlich gesehen bestehen im Sidwesten Sachsens Zunahmetendenzen beim mittleren
Jahresniederschlag, wahrend in den anderen Regionen Abnahmen vorherrschen (BOBETH et al. 2010).
Auch die GroRBwetterlagen verandern sich. Hierbei treten insbesondere Sidwestlagen und Troglagen
(markante Nord-Sud-orientierte Zirkulationsmuster) haufiger und zum Teil lang anhaltend auf. Sie haben in
den vergangenen Jahren in zunehmendem MalSe Abweichungen des Temperatur- und
Niederschlagsgeschehens zur Folge und verursachen eine Zunahme von Extremereignissen in
Mitteleuropa mafBigeblich mit (zum Beispiel lang andauernde sommerliche Hitzeperioden oder lange und
starke Niederschlagsperioden).

Die Abschatzung zukunftig moglicher klimatischer Entwicklungen erfolgt durch Klimaprojektionen auf der
Grundlage von Klimamodellen. Die Ergebnisse sind grundsatzlich nicht als Vorhersage des zukinftigen
klimatischen Geschehens zu verstehen, sondern beschreiben anhand von verschiedenen,
gleichberechtigten Szenarien (Wenn-Dann-Prinzip) alternative Entwicklungsmaglichkeiten. So bewegt sich
die von IPCC (2007) projizierte Erhdhung der globalen Mitteltemperatur bis zum Ende des 21. Jahrhunderts
in Abhangigkeit vom Treibhausgas-Emissionsszenario zwischen 1,1 und 6,4 °C. Eine zu erwartende
Temperaturerhdhung fur Mitteldeutschland wird von allen Modellen wiedergegeben, insofern ist dieses
Signal eindeutig, nur die Starke (ob 2 °C oder bis zu 6 °C bis 2100) noch unsicher.

Flr Sachsen liegen regionalisierte Klimaprojektionen unter anderem anhand der Modelle WEREX
beziehungsweise WETTREG vor, die Projektionsreihen bis zum Jahr 2100 umfassen. Stark
zusammengefasst ergeben sich die folgenden projizierten Klimasignale (BOBETH et al. 2010):

- kontinuierlicher Temperaturanstieg in allen Jahreszeiten, nach WETTREG 2010 am starksten im
Winter und Sommer,

- bei einem durch ungebremste THG-Emissionen weiterhin forcierten Klimawandel ist in Sachsen auch
eine Erwarmung uber 4 °C hinaus nicht auszuschlieBen (nach WEREX Il circa 3 °C, WEREX IV
2 bis 3 °C, WETTREG 2010 3 bis 4 °C in der Periode 2071 bis 2100 warmer als in der
Vergleichsperiode 1961 bis 1990),

- beziglich des Niederschlages ist fir den Sommer und damit die Hauptwachstumszeit ab Mitte des
21. Jahrhundert mit einem starken Rlckgang der Niederschlage um etwa 20 Prozent sowie einer
anschlieBenden Stabilisierung auf niedrigem Niveau zu rechnen (Klimasignal ,Sommertrockenheit”),

- von einem Niederschlagsrickgang sind nach dem Regionalisierungsmodell WETTREG 2010
insbesondere Regionen in Nord- und Ostsachsen betroffen,

- in Kombination mit den erhdhten Temperaturen (Zunahme der Verdunstung) verscharft sich die
Klimatische Wasserbilanz und somit die Wasserverflgbarkeit in der Vegetationszeit teilweise
erheblich.

Diese Klimaveranderungen, in Kombination mit einer Zunahme von Extrem-W etterereignissen, wie Hagel,
Tornados, Starkniederschlage, Sturme und Hitze, wirken sich auf alle Belange von Natur und Landschaft,
Wasser, Boden, die Landnutzungen und die menschliche Gesellschaft aus (Klimafolgen). Um die
Klimafolgen im ertraglichen Rahmen zu halten, sind an erster Stelle MaBnahmen zum Klimaschutz und
parallel Anpassungsstrategien und -malRnahmen an den nicht abwendbaren Klimawandel unerlasslich.
Damit die Auswirkungen des Klimawandels einigermafen beherrschbar bleiben, miissen neben der
umgehenden Reduktion des AusstoBes an Treibhausgasen die Okosystemdienstleistungen zum Schutz
des Klimas optimiert werden. Dazu sollen auch die Raumordung und Landschaftsplanung beitragen, zum
Beispiel indem Moglichkeiten der Reduktion von Treibhausgasen bei raumbedeutsamen Planungen beachtet
werden und Okosysteme mit herausgehobener Funktion als Speicher und Senken von Kohlenstoff
gesichert, renaturiert beziehungsweise neu entwickelt werden. Daflir sind die raumlichen und planerischen
Voraussetzungen zu schaffen. Zu nennen sind hier insbesondere naturnahe Walder, Moore und andere
Feuchtgebiete sowie Grinland. Darlber hinaus missen auch die bestehenden Landnutzungen hinsichtlich
ihrer 6kologischen Leistungsfahigkeit fir den Klimaschutz geprift und bei Erfordernis diese
Leistungsfahigkeit verbessert werden.

Fur die gleichzeitig notwendigen Klimaanpassungsmalnahmen im Bereich Biodiversitat und Naturschutz
sind folgende Kernthesen zu benennen:

- Biodiversitatsveranderungen infolge des Klimawandels werden in Zukunft auch in Sachsen an
Bedeutung gewinnen.

- Okosysteme und Arten sind bereits vielfaltigen Beeintréchtigungen ausgesetzt. Klimawandel als
zusatzlicher Wirkfaktor kann demgegeniber einerseits von geringerer Relevanz sein, andererseits
aber auch die letztlich entscheidende Beeintrachtigung darstellen.

- Neben den direkten Effekten des Klimawandels werden Okosysteme und Arten kiinftig mit Effekten
durch eine veranderte Landnutzung zum Schutz des Klimas (Energiegewinnung aus Biomasse,
Wind- und Wasserkraft) beziehungsweise in Anpassung an den Klimawandel (zum Beispiel
Beregnung bei Sonderkulturen in der Landwirtschaft) konfrontiert. Dadurch kénnen zusatzliche
Konkurrenzen und Gefahrdungen (Grundwasserhaushalt, Bodenversalzung und so weiter)
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entstehen, die entsprechende Vermeidungsstrategien (Anpassungen) erfordern.

- Viele Arten und Lebensraumtypen werden Veranderungen ihrer Haufigkeiten und Areale aufgrund
von Klimaveranderungen erfahren. Diese Veranderungen kénnen sowohl zu Abnahme bis hin zu
regionalem Aussterben als auch zu Zunahme oder Neueinwanderung flhren.

- Der Klimawandel wird direkte physiologische Wirkungen und indirekte 6kologische Wirkungen
entfalten. Diese werden sich beispielsweise in vermehrtem oder verringertem Wachstum, friheren
phanologischen Terminen und veranderter Konkurrenzfahigkeit widerspiegeln. Durch sich
verschiebende Phanologien werden sich bestehende Nahrungsnetze desynchronisieren/entkoppeln.

- Als langfristig besonders gefahrdet durch den Klimawandel gelten Arten und Biotope, deren Habitate
beziehungsweise Standorte verschwinden oder starken Veranderungen beziehungsweise
Fragmentierungen unterliegen. Das ist beispielsweise flr solche Arten und Biotope zu erwarten, die
an kihle und feuchte Bedingungen angepasst sind (zum Beispiel Moore, hochmontan-subalpine
Florenelemente). Bei warmeliebenden und an Trockenheit angepassten Arten ist dagegen eher eine
Ausbreitung nach Norden und in hdhere Lagen der Gebirge wahrscheinlich (wenn geeignete
Lebensraume vorhanden sind beziehungsweise entstehen) und teilweise schon zu beobachten (zum
Beispiel bestimmte Libellen- und Heuschreckenarten).

- Die Geschwindigkeit des Klimawandels (bersteigt flr eine Vielzahl von Arten und Biotopen deren
Ausbreitungs- beziehungsweise Anpassungsfahigkeit.

- Durch die unterschiedlichen Reaktionsgeschwindigkeiten beziehungsweise Ausbreitungsfahigkeiten
kommt es wahrscheinlich zu einer raumlichen und zeitlichen Entmischung bisher bestehender
Artengemeinschaften und damit zur Herausbildung neuartiger Lebensgemeinschaften. Hierzu
werden auch Arten beitragen, die gegenwartig in Deutschland noch nicht einheimisch sind, deren
Areale sich aber als Folge der Klimaveranderung verschieben. Besondere Beachtung erfordern
Neobiota, die bewusst oder unabsichtlich vom Menschen eingefuhrt/eingeschleppt wurden
beziehungsweise zukinftig werden. Mit ihnen kdnnen Gefahren, aber auch Chancen verbunden sein.
Gerade das Auftreten ,jungerer Neobiota” ist haufig kritisch zu beurteilen.

- Je nach Lage der einzelnen Regionen, der dort projizierten Klimaveranderungen und der
vorhandenen Artenpools sind die Auswirkungen des Klimawandels unterschiedlich einzuschatzen.
Vieles ist im Hinblick auf die Folgewirkungen fur die Biodiversitat noch nicht genau bekannt. Deshalb
soliten die Auswirkungen des Klimawandels auf Arten, Biotope und Lebensgemeinschaften zukulnftig
verstarkt untersucht (zum Beispiel im Rahmen eines entsprechenden Monitorings) und hinsichtlich
ihrer Bedeutung abgeschatzt werden.

- Ferner ist mit dem Auftreten neuer Schadorganismen und deren Folgewirkungen zu rechnen.

- Mit der Anderung der Biodiversitét ist eine Anderung bestimmter Okosystemdienstleistungen
wahrscheinlich, wie zum Beispiel Wasserdargebot und Selbstreinigungsfunktion, genetische Vielfalt,
Landschaftsbild, Landnutzung und Erholungswert.

- Bestimmte Okosysteme, wie zum Beispiel W alder, wachsende Moore, Grinlander, kénnen eine
bedeutende Funktion als Speicher und Senken von Kohlenstoff Gbernehmen. Ihre Erhaltung ist
wesentlich zur Vermeidung zusatzlicher COz-Emissionen.

- Auch vor dem Hintergrund des Klimawandels kommt einer hohen Artenvielfalt zunehmende
Bedeutung zu.

Luftqualitat

Die Luftqualitat in Sachsen wird durch ein stationares Luftmessnetz kontinuierlich Gberwacht. Die
Belastungen durch Luftschadstoffe sind zwischen 1990 und 2010 deutlich zurtickgegangen. Trotzdem
sind nach wie vor, auch zum Schutz von Natur und Landschaft und zum Erhalt der Erholungsfunktion der
Landschaft, weitere MaBnahmen zur Luftreinhaltung erforderlich (vergleiche unter anderem die jahrlichen
Immissionsberichte auf http://www.umwelt.sachsen.de/umwelt/luft/5693.htm, Schlutow et al. 2010).

Die Emissionen von Versauerungs- und Eutrophierungsgasen (SOz, HCI, NO , und NHs) haben seit 1990

bereits um circa 92 Prozent beziehungsweise um circa 44 Prozent abgenommen. Betrachtet man den
Zeitraum der letzten 20 Jahre (1990 bis 2010), so sind fast alle untersuchten nassen Depositionen (Eintrag
von Luftschadstoffen in Okosysteme durch den Niederschlag) riickldufig (mit Ausnahme von Na+). Die
Schwefeldepositionen haben sich seit 1995 (Mittelwert von 1991 bis 1995) um mehr als 60 Prozent
reduziert. Die frheren, zum Teil sehr hohen Immissionen wirken sich aber noch nachhaltig auf Boden,
Wasser und davon ausgehend auf die Vegetation aus. Insbesondere die Béden verfligen Uber ein
».Langzeitgedachtnis“, sodass ihre regionsweise starke Versauerung anhalt (zum Beispiel in
Nadelwaldokosystemen der oberen Lagen des Berglandes, in der ndrdlichen Oberlausitz und in der
Dubener Heide). Nach einem leichten Anstieg Mitte der 1990er-Jahre reduzierten sich die Gesamtstickstoff-
Depositionen (aus Nitrat- und Ammoniumionen) in den letzten 20 Jahren um reichlich 10 Prozent

(PAUSCH 2011). Trotzdem sind die Stickstoffeintrage, die seit Jahren zu einer fortschreitenden
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schleichenden Eutrophierung der Okosysteme fiihren, auf hohem Niveau und liberschreiten

auf 99 Prozent der Rezeptorflache die Critical Loads (Belastungsgrenzen) der Okosysteme (SCHLUTOW &
SCHEUSCHNER 2009). Hohe Belastungen durch Stickstoffverbindungen mit eutrophierender Wirkung auf
Okosysteme betreffen insbesondere das Erzgebirgsvorland, das Erzgebirge (vor allem Heiden und
Grinland auf nahrstoffarmeren Standorten im Osterzgebirge), die Sachsische Schweiz sowie die
Waldreviere der Dresdner Heide, des Tharandter Waldes und der Dibener Heide.

Der Luftschadstoff Ozon bereitet nach wie vor Probleme. Belastungen durch hohe Ozonkonzentrationen
treten auch fernab von Emissionsquellen der Vorlaufersubstanzen (VOC, CO, NO ,) auf und fahren unter

anderem zu Schaden an der Vegetation in naturnahen Gebieten (obere Lagen und Kammlagen des
gesamten Erzgebirges, des Vogtlandes sowie des Zittauer Gebirges). Zum Beispiel werden sie
mitverantwortlich gemacht flr neuartige Waldschaden. Die Zielwerte zum Schutz der menschlichen
Gesundheit und zum Schutz der Vegetation werden nach wie vor bei bestimmten Wetterlagen (lang
anhaltende Hochdruckwetterlagen mit hohen Temperaturen und Gberdurchschnittlicher
Sonneneinstrahlung) vor allem bei den landlichen Messstationen tberschritten (PAUSCH 2011).

Einen besonderen Schutz vor Schadstoffbelastungen bendtigen siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche
gemal Z 4.1.4.1, Erholungs- und Kurgebiete sowie Vorkommen von besonders schutzwurdigen Arten,
Biotopen und Pflanzengesellschaften. Zu den Erholungs- und Kurgebieten zahlen Schutzgebiete nach
Bundesnaturschutzgesetz mit einem vorrangigen Schutzzweck Erholung (Landschaftsschutzgebiete,
Naturparke), Freirdume flr naturverbundene Heilung und Erholung im Umfeld von Kliniken, Bade- und
Kureinrichtungen, kulturhistorisch attraktive Erholungsgebiete zum Beispiel im Bereich von Ferienstral3en,
siedlungsnahe Gebiete flir die Nah- und Kurzzeiterholung, bereits bestehende und in Entwicklung
begriffene Erholungsgebiete in der Bergbaufolgelandschaft sowie Vorrang- und Vorbehaltsgebiete
Kulturlandschaftsschutz gemals Z 4.1.1.12. Zu den aus Naturschutzsicht besonders wertvollen und vor
hohen Schadstoffbelastungen zu schitzenden Bereichen zahlen Schutzgebiete nach
Bundesnaturschutzgesetz, das Netz Natura 2000 sowie weitere Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Arten-
und Biotopschutz gemalt Z 4.1.1.16.

Neben den technischen und administrativen MaBnahmen zur Luftreinhaltung ist auch die Einhaltung der
spezifischen 6kologischen Belastungsgrenzen (Critical Loads) fur Luftschadstoffe zum Schutz von
Okosystemen (zum Beispiel Moore, Walder, Magerrasen und Heiden) erforderlich.

2.5.Fachliche Ziele, Erfordernisse und MaBhahmen
2.5.2.1 Siedlungsklima

Erlduterungen und Kriterien (Bezug zu Z 4.1.4.1)

Die Karte ,Bioklimatisch und lufthygienisch wirksame Raume* gibt einen Uberblick zu den
siedlungsklimatisch bedeutsamen Bereichen aus landesweiter Sicht (http://www.umwelt.sachsen.de/
umwelt/natur/26256.htm).

Insbesondere sind Gebiete mit hohem Grinlandanteil fur die Entstehung und den Abfluss von Kaltluft
(weiBe Flachen in der Karte; Pfeile bezeichnen Flachen mit dominierendem, starkem Kaltluftfluss) und
gréBere Waldgebiete (grine Signatur, relevant flr die Entstehung von Frischluft) als bioklimatische und
lufthygienische Ausgleichsraume von Bedeutung.

Hohe sommerliche Warmebelastungen, verbunden mit der Haufigkeit austauscharmer W etterlagen
(Inversionslagen), sind vor allem fir das dicht besiedelte stidliche Elbtal im Ballungsraum von MeiRen tber
Dresden bis Pirna zu verzeichnen. DarUber hinaus kommen sie auch im Leipziger Raum, den
Industriestadten im Erzgebirgsbecken, in den unteren Lagen des Erzgebirges und deren Vorland sowie im
Raum Zittau haufiger vor.

Aus bioklimatischer Sicht wichtige Gebiete flr die Entstehung und den ungehinderten Abfluss von Kaltluft
sind unbewaldete Freiflachen des Elstergebirges, Vogtlandes, Erzgebirges und Lausitzer Berglandes. Die
Abfllisse dieser Kaltluft verlaufen dann Uber die Talsysteme sowie Uber Grinlandflachen. So sind
beispielsweise flur die Dresdner Elbtalweitung die stdlichen (linken) Seitentaler der Elbe und die
rechtselbischen Taler/Hochflachen fir die Kalt- und Frischluftzufuhr in den Ballungsraum unverzichtbar.
W eitere regional bedeutsame Kaltluftbahnen verlaufen zum Beispiel in den Talern von Spree (fir den Raum
Bautzen) und Lausitzer Neile (von Zittau bis Gorlitz).

In der Karte sind auBerdem (mit blauen Signaturen) Kaltluftsammelgebiete und Gebiete mit Kaltluftstau
dargestellt. In weiten Bereichen des nordsachsischen Tieflandes, in Teilen des Losshlgellandes sowie in
Talsohlen bilden sich Kaltluftsammelgebiete heraus, wenn bei fehlender oder geringer Hangneigung die
Kaltluft nicht abflieBen kann. Wird die Kaltluft in Flusstalern durch abriegelnde Bebauung oder dichte
Bewaldung im weiteren Abfluss behindert, entstehen Kaltluftstaus (zum Beispiel in Talabschnitten der
Zwickauer und Freiberger Mulde, Weisen Elster, Zschopau, FIdha, Spree). In Kaltluftsammelgebieten und
Bereichen mit Kaltluftstaus kénnen sich bei austauscharmen W etterlagen Luftschadstoffe besonders aus
bodennahen Emissionsquellen anreichern.

Die landesweite Ubersichtskarte ,Bioklimatisch und lufthygienisch wirksame Raume” hat maRstabs- und
darstellungsbedingt Grenzen in der Aussagefahigkeit, was bei Verwendung der Karte im Zuge der
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Landschaftsrahmenplanung zu beachten ist. So wirkt beispielsweise das Elbtal teilweise auch als Gebiet mit
Kaltluftfluss (Ausgleichsraum). Aber auch im Siedlungsraum gibt es Kaltluftentstehungs- und somit
Ausgleichsraume, was in der Karte nicht im Detail darstellbar ist.

Eines besonderen Schutzes bedtirfen die fir das Siedlungsklima bedeutsamen Grinflachen (vor allem
Griunland, Gehodlze, Walder, Gewasserauen) in den Ballungsraumen und Stadten sowie in deren
unmittelbarem Umfeld.

Bei der Auswahl von Flachen zur Festlegung siedlungsklimatisch bedeutsamer (groRflachiger) Frisch- und
Kaltluftentstehungsgebiete im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sollen folgende Kriterien Beachtung
finden:

- gesicherter Kaltluftabfluss,

- keine bedeutenden Emittenten im naheren Umfeld,
- keine stark befahrenen StraRen,

- geringe Grundbelastung,

- gute bodennahe Durchliftungsverhaltnisse.

Far die Sicherung/Optimierung regional und Uberregional bedeutsamer Leitbahnen flr Kalt- und
Frischluftflisse als Ausgleichsraume fiir den Luftaustausch gelten folgende Kriterien:

- unversiegelte Flachen mit geringer Rauhigkeitslange,

- gegebenenfalls Nutzungsanderung zur Erhdhung der Durchlassigkeit (zum Beispiel Entsiegelung als
Kompensationsmallnahme),

- Mindestbreite 300 m,
- Leitbahnquerschnitt ohne abriegelnde Hindernisse,
- Ausrichtung auf Wirkungsraume.

Zwischen Gebieten mit erhéhter oder zunehmender Immissionsbelastung sind ausreichende Freiflachen
als Entstehungs- und Abflussgebiete fur Kalt- beziehungsweise Frischluft zu erhalten und zu sichern. Bei
der Planung und Durchfihrung von Bauvorhaben sollen Beeintrachtigungen der klimatischen
Ausgleichsleistungen vermieden werden. In Luftaustauschbahnen, die der Frischluftversorgung von
Siedlungsgebieten dienen, haben alle MaBnahmen zu unterbleiben, die sie in dieser Funktion
beeintrachtigen wirden. Insbesondere ist die Ansiedlung luftverunreinigender Betriebe zu vermeiden.
Die lufthygienischen Verhaltnisse (Kalt- beziehungsweise Frischluftentstehungs- und -abflussgebiete,
Luftleitbahnen, Teilrdume mit hoher Luftbelastung oder Uberwdrmungsgefahr) sind bei Planungen,
insbesondere fur GroBBprojekte wie emissionsintensive Betriebe, verstarkt zu berlcksichtigen.

2.5.2.2 Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel

FZ 35 (Bezug zu G 4.1.1.19)

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen sind die Mdglichkeiten zur Erhaltung
und Erhéhung der C-Senken- und -Speicherkapazitat der Landschaft besonders zu
beriicksichtigen.

Damit der Freistaat Sachsen zum Klimaschutz beitragen kann, missen neben der weiteren Reduzierung
der Emissionen von klimaschadlichen Treibhausgasen bei allen raumbedeutsamen Planungen und
MaRnahmen auch die Méglichkeiten zur Erhaltung und Erhéhung der C-Senken- und -Speicherkapazitat der
Landschaft beziehungsweise der Okosysteme besonders berlicksichtigt werden, unter anderem durch:

- verstarkte Aufstellung und Berlcksichtigung von Treibhausgasbilanzen zur Bewertung von
raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen,

- besondere Bericksichtigung der Wirkungen als Senke oder Quelle fur Treibhausgase (vor allem
COCO:2) bei der Planung und Genehmigung von Landnutzungsanderungen,

- verstarkte Beachtung von natlrlichen C-Senken und -Speichern, zum Beispiel durch Erhaltung und
Entwicklung naturnaher Moore, durch Wiedervernassung revitalisierbarer organischer Béden, durch
strikte Begrenzung der Umwandlung von Grun- in Ackerland, durch Waldmehrung, eine
ordnungsgemalfSe Waldbewirtschaftung unter Beachtung 6kologischer Grundsatze und
Okologischen Waldumbau.

In die Umweltprifungen und die Bewaltigung der Eingriffsregelung bei Planungen und
Genehmigungsverfahren sind daher Klimachecks zu integrieren, die mégliche Wirkungen von Planungen
und MalBnahmen auf die klimatischen Verhaltnisse untersuchen.

FZ 36 (Bezug zu Z 4.2.1.2, Z 4.2.2.3 und Z 5.1.1)

KlimaschutzmafRnahmen, vor allem die Ausweitung des Anteils der Erneuerbaren Energien,
und KlimaanpassungsmaBnahmen an die erwarteten Folgen des Klimawandels, zum Beispiel in
der Land-, Forst- und Wasserwirtschaft und beim Hochwasserschutz, sollen so konzipiert
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und umgesetzt werden, dass sie im Einklang mit den Zielen und Anforderungen des
Naturschutzes stehen.

Nicht nur der Klimawandel selbst, sondern auch die Klimaschutz- und Klimaanpassungsmalnahmen der
Gesellschaft und Landnutzungen kdnnen mit erheblichen Auswirkungen auf die natlrliche biologische
Vielfalt verbunden sein. Darunter fallen auch die MaBnahmen zur Ausweitung des Anteils der Erneuerbaren
Energien, insbesondere Windkraft, Biomasseanbau und Photovoltaik (vergleiche Kapitel 5.1 im
Festlegungsteil). Der Ausbau der Erneuerbaren Energien ist einerseits notwendig, um die Emission von
Treibhausgasen und damit den Temperaturanstieg einigermalen zu begrenzen. Die Anlagen wie zum
Beispiel Windparks (vergleiche dazu FZ 16), die Anderungen in der Landwirtschaft zugunsten des
Biomasseanbaus (vergleiche dazu FZ 17) oder der Bau neuer Hochspannungsleitungen (vergleiche dazu
FZ 18) kdnnen erhebliche negative Wirkungen auf die Biodiversitat haben, die es durch die Standortwahl,
AusgleichsmaBBnahmen oder Anforderungen an die Betreiber/Landnutzer (zum Beispiel
fledermausfreundliche Betriebsalgorithmen bei Windenergieanlagen, Nachhaltigkeitsanforderungen flr den
Biomasseanbau) zu begrenzen gilt.

Darilber hinaus sind Anpassungen der Landnutzungen an die erwarteten Auswirkungen des Klimawandels
geplant, so unter anderem in den LEP-Plansatzen Z 4.2.1.2 und Z 4.2.2.3. Diese Anpassungen sollen zum
Beispiel Ertragsausfalle in der Landwirtschaft vermeiden oder die Erhéhung des Anteils standortgerechter
und klimaangepasster Baumarten (Waldumbau) in der Forstwirtschaft umfassen. Bezuglich der
Anpassungsmaflnahmen des Hochwasserschutzes an die zunehmenden Extremereignisse sind es
insbesondere die technischen Anlagen wie Hochwasserrickhaltebecken, welche mit nachteiligen
Auswirkungen flr den Biodiversitatsschutz verbunden sein kénnen.

Beregnungen sollen nicht die Problematik eines im Zuge des Klimawandels angespannten
Grundwasserhaushaltes oder eine geringere Wasserflihrung von Oberflachengewassern in
Trockenperioden weiter verscharfen, ansonsten wirken sie ebenso wie der Anbau besonders
bewasserungsbedurftiger Kulturen in vom Klimawandel stark betroffenen Regionen kontraproduktiv fr
den Schutz der an Gewasserlebensradume gebundenen Arten und Biotope.

Waldmehrung und Waldumbau sollen aus Sicht des Naturschutzes mit jeweils hinreichend hohen Anteilen
von Baumarten der natlrlichen Waldgesellschaften und standortheimischen Baumarten erfolgen. Eine
Beimengung standortgerechter fremdlandischer Baumarten - auch in der Landschaftspflege - sollte im
Interesse einer erhdéhten Anpassungsfahigkeit (Artenvielfalt) nicht generell ausgeschlossen werden.

FZ 37 (Bezug zu G 4.1.1.15, Z 4.1.1.16, G 4.1.1.18 und G 4.1.1.19)

Nachteilige Auswirkungen des Klimawandels fiir den Schutz der natiirlichen biologischen
Vielfalt sollen durch eine entsprechende Anpassung der Naturschutzstrategien, -konzepte
und -maBBnahmen so weit wie moglich vermieden beziehungsweise abgepuffert werden.

Zu erwartende und schon eingetretene Folgewirkungen des Klimawandels auf die Biodiversitat wurden
bereits in der Einleitung des Kapitels 2.5 beschrieben.

Die Landschaftsplanung soll einen Beitrag zur Anpassung an den Klimawandel entsprechend ihrer
Maoglichkeiten leisten. Flr den Bereich Biodiversitat, Natur und Landschaft sind dabei vor allem folgende
Anpassungsstrategien und -maBnahmen relevant:

- Es sind vor allem solche naturschutzfachlichen AnpassungsmaRnahmen zu planen und umzusetzen,
die auch aus anderen Grinden notwendig und sinnvoll sind (zum Beispiel Biotopverbund) und
gleichzeitig die Anpassungsfahigkeit der Natur an den Klimawandel weiter erhdhen (no regret-
Strategie).

- Ebenso bedeutend sind Strategien, die mégliche Synergien zwischen Klimaanpassung, Klimaschutz
und anderen Schutzanforderungen, wie dem Natur-, Boden- und Gewasserschutz, konsequent
nutzen. Klimaschutz und Anpassung sollten sich erganzen (win-win-Strategie). Ein herausragendes
Beispiel dafir ist die Renaturierung von Mooren. Notwendig ist auch eine naturschutzvertragliche
Strategie zum notwendigen Ausbau der Onshore-Windenergie und der Ubertragungsnetze.

- Die Biotopverbundplanung ist unter Bertcksichtigung der Erfordernisse, die sich durch den
Klimawandel ergeben, konsequent weiterzuentwickeln. Es ist ein funktionsfahiger Biotopverbund zu
etablieren, um Ausweich- und Wanderungsbewegungen der Arten in bioklimatisch zusagende
Raume zu gewahrleisten, deren Habitate sich durch den Klimawandel verschieben.

- Der Wasserhaushalt von Mooren, Auen und anderen Feuchtgebieten ist zu stabilisieren und zu
verbessern, um diese als Lebensraume von spezialisierten Lebensgemeinschaften klimasensitiver
Arten zu erhalten und ihre Speicher- und Senkenleistung fir Treibhausgase zu sichern, zu erhéhen
oder wiederherzustellen. Naturnahe Moore und andere wassergepragte Lebensraume sind von der
Landschaftsrahmenplanung als Vorranggebiete Arten- und Biotopschutz einzubringen (vergleiche
Z 4.1.1.16). Moore, die sich fir MaBnahmen zur Renaturierung besonders eignen, sind aus der
Suchraumkulisse in Karte A 1.2 auszuwahlen (vergleiche G 4.1.1.19 und FZ 8).
Renaturierungsbedurftige Moore sind von der Landschaftsrahmenplanung als
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»Sanierungsbedurftige Bereiche der Landschaft” vorzuschlagen (vergleiche Z 4.1.1.6).

- Die Instrumente Biotopschutz und Schutzgebiete sind durch Anpassung der Schutzziele und
Managementmallnahmen differenziert und flexibel weiterzuentwickeln (vergleiche FZ 22).

- Naturentwicklungsraumen und der Nutzung von Naturprozessen muss unter dem Aspekt des
Klimawandels eine héhere Prioritat eingerdumt werden. Prozessschutzflachen, die verstarkte
Integration von natlrlichen Entwicklungen in die Landnutzung, die Entwicklung von
Ausweichhabitaten sowie die Bereitstellung ausreichend grofRer (Puffer)Flachen und Zeithorizonte
fur dynamische Anpassungsprozesse fordern die eigendynamische Anpassung von Populationen
und Okosystemen an die sich durch den Klimawandel &ndernden Umweltbedingungen (vergleiche
G 4.1.1.18).

- Es sind Konzepte fur einen sinnvollen und pragmatischen Umgang mit Neobiota zu entwickeln, die
aktuell oder als Folge des Klimawandels invasiv auftreten kdnnen und Schutzguiter des
Naturschutzes gefahrden kdnnen. Die in diesen Konzepten entwickelten ManagementmalRnahmen
sind umzusetzen.

- Flr die Anpassung an den Klimawandel sind die Naturschutzinstrumente weiterzuentwickeln (zum
Beispiel Biotopverbund, Ex situ-Artenschutz), neuartige Konzepte zu erproben (zum Beispiel
Okosystemmanagement, das heilt Schutz funktions- und anpassungsfahiger dynamischer
Okosysteme anstatt bestimmter Arten) und MaRnahmen zur Anpassung an den Klimawandel
durchzufihren (zum Beispiel Umsetzung des Biotopverbundes, Umsiedlung von Arten).

- Erhaltung alter Laubwaldbestdnde Gber die Umtriebszeit hinaus (zum Beispiel alter Buchen- und
Eichenmischwalder), die mit ihrem selbstgeschaffenen Innenklima die Effekte eines Klimawandels fur
viele Arten abpuffern (Sicherung als Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Arten- und Biotopschutz oder
zum Schutz des vorhandenen Waldes, vergleiche auch Karte A 1.5 sowie Z 4.1.1.16, Z 4.2.2.2 und
FZ 13).

2.5.2.3 Lufthygiene und Larmschutz

FZ 38 (Bezug zu Z 4.1.4.1)

Waldgebiete mit Funktion als lufthygienisch und bioklimatisch wirksame Ausgleichsraume
sowie mit Larmschutzfunktion sind besonders in Nachbarschaftslage zu urbanindustriellen
Ballungsraumen zu erhalten, bei Bedarf hinsichtlich der Waldstruktur zu erneuern und
gegebenenfalls zu erweitern. Zur Abschirmung und Pufferung von besonders gefahrdeten
Wirkungsraumen, vor allem von Wohngebieten, sind Gehélze mit Immissionsschutzfunktion
zu erhalten, bei Bedarf zu erweitern beziehungsweise neu anzulegen.

Die entsprechenden Waldgebiete beziehungsweise Geholze, die zu erhaken sind, sowie
Bereiche, in welchen Geholze mit Immissionsschutzfunktion neu angelegt werden soliten,
sind in den Landschaftsrahmenplanen darzustellen.

Waldbestande und Gehdlze sind grundsatzlich dazu geeignet, Funktionen als lufthygienisch und
bioklimatisch wirksame Ausgleichsraume sowie Larmschutzfunktionen zu erflllen. Bedeutsam sind diese
Funktionen insbesondere in oder in unmittelbarer Nachbarschaft zu Siedlungen (vor allem zu
Wohngebieten) oder zu den Emissionsquellen (zum Beispiel Anlagen der Tierhaltung). Im Mittel kann davon
ausgegangen werden, dass Depositionen in Waldstrukturen die 1,3- bis 2,2fache Hohe der Freilandwerte
erreichen (SMUL 2005), das heil3t Walder beziehungsweise Gehdlze filtern Luftschadstoffe und kénnen
Immissionen eingrenzen. Die Baumartenzusammensetzung, Waldstruktur (inklusive Waldrandstruktur)
und -bewirtschaftung sowie die Lage und BestandsgroRe beeinflussen die erzielbaren positiven
Waldfunktionen fur Klima, Luft und Larm maRgeblich, was bei der Anlage und Pflege entsprechender
Walder und Gehdlze zu beachten ist. Zusammenfassend kénnen die Funktionen von Wald und Gehdlzen
beziglich Klima, Luft und Larm wie folgt benannt werden:

- sie fUhren zur Entstehung von gréReren Kaltluftvolumina gegentber Flachen mit niedriger
Vegetation (zum Beispiel Grinland), kbnnen den Kaltluftabfluss unter Umstanden aber auch etwas
behindern,

- schitzen nachgelagerte Flachen vor Windeinwirkung,

- férdern den Luftaustausch und tragen damit zu einer Verbesserung des Bioklimas im
Siedlungsbereich bei,

- verbessern die Luftqualitat durch Verstarkung der Thermik und Turbulenz, was zu einer intensiveren
Luftdurchmischung beitragt,

- verbessern die Luftqualitdt durch die Absorption von Luftverunreinigungen und stellen damit ein
Senkengebiet fur anthropogene Schadstoffemissionen dar,

- mindern Verkehrs- und Industrielarm durch verstarkte Schallabsorption.
Bezuglich der Waldflachen kann die Lage von Waldern mit besonderen Schutzfunktionen im Bereich
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Luft/Larm aus der aktuellen Waldfunktionenkartierung entnommen werden. Relevant sind hier die Walder
mit besonderer Klimaschutzfunktion, die Walder mit besonderer Immissionsschutzfunktion und die Walder
mit besonderer Larmschutzfunktion beziehungsweise die Walder mit gesetzlich vorgegebenen Funktionen
(Schutzgebiete) als Klimaschutzwald, Immissionsschutzwald oder Larmschutzwald (hach dem Waldgesetz
flr den Freistaat Sachsen als Schutzwald ausgewiesen) (SBS 2010).

Die Landschaftsplanung kann dazu beitragen, vorhandene Walder und Gehdlze mit besonderen Klima-,
Immissions- oder Larmschutzfunktionen zu sichern und Bereiche mit Bedarf zur Neuanlage solcher
Walder und Gehdlze zu ermitteln und im Landschaftsrahmenplan darzustellen. Hierbei besteht eine
Verbindung zu den Zielen der Waldmehrung (vergleiche Z 4.2.2.1).

Folgende MaRnahmen sind unter anderem im Zuge der Landschaftsrahmenplanung einzubringen:

- Erhaltung und gegebenenfalls Optimierung vorhandener Walder und Gehodlze mit besonderer Klima-,
Immissions- und/oder Larmschutzfunktion,

- Sicherung solcher Walder und Gehélze durch Ausweisung als Schutzgebiete und -objekte nach
Naturschutzrecht (vor allem Landschaftsschutzgebiet, Geschitzter Landschaftsbestandteil),
Integration in Frischluftentstehungsgebiete entsprechend Z 4.1.4.1, Integration in andere
schutzbezogene Vorrangausweisungen (zum Beispiel Arten- und Biotopschutz gemaR Z 4.1.1.16,
Schutz des vorhandenen Waldes gemal Z 4.2.2.2 oder regionale Grinzlge und Grinzasuren
gemal Z 1.5.4 und Z 2.2.1.8),

- angemessene Pflege und Bewirtschaftung der entsprechenden Walder und Gehoélze, damit
Strukturen erhalten oder entwickelt werden, welche die Schutzfunktionen férdern; im Interesse des
Schutzes der natlrlichen Biodiversitat vorzugsweise Verwendung gebietsheimischer Gehélzarten,
soweit zur Funktionserfullung geeignet,

- Ermittlung von Flachen, auf denen Walder und Gehdlze neu angelegt werden sollten, um durch
Immissionen, Larm oder Klimaeinfliisse besonders gefahrdete Siedlungsbereiche zu schitzen und
Darstellung solcher Flachen im Landschaftsrahmenplan und kommunalen Landschaftsplan; dabei
auch Beachtung der ,Sanierungsbedirftigen Bereiche der Landschaft” gemaR Z 4.1.1.6, die
aufgrund des Kriteriums , lufthygienisch belastete Gebiete” festgelegt werden,

- bedarfsweise Anlage beziehungsweise Ausweisung von Immissionsschutz-, Klimaschutz- oder
Larmschutzwald nach dem Waldgesetz fir den Freistaat Sachsen zur Abwehr oder Verhitung der
durch Luftverunreinigung oder Larm bedingten Gefahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen
Belastigungen, zur Kaltluftproduktion sowie zum Beispiel zur Verbesserung der
Versickerungsleistung und des vorbeugenden Hochwasserschutzes als Beitrag zur Anpassung an
den Klimawandel.

FZ 39

In Gebieten, die uberwiegend zu Wohn- oder Erholungszwecken genutzt werden, in ruhigen
Gebieten nach § 47d Abs. 2 BImSchG oder in Gebieten, in denen besonders larmempfindliche
Schutzgiuter der Biodiversitat vorkommen, soll ein Neubau von larmintensiven
Verkehrswegen grundsatzlich unterbleiben. Im Zuge der Landschaftsrahmenplanung sollen
Gebiete ausgewahlt und abgegrenzt werden, in denen besonders larmempfindliche
Schutzgiiter der Biodiversitat vorkommen.

Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und Ergebnissen der Larmkartierung nach
Umgebungslarmrichtlinie ist lauter Verkehr erwiesenermafen eine der Hauptlarm- und -belastungsquellen.
Die Bekampfung von Larm ist im Nachhinein nicht oder nur mit grolem technischen und finanziellen
Aufwand mdglich. Deshalb tragt Verkehrsvermeidung erheblich zur Larmminderung bei. Durch eine
entsprechende vorausschauende Bauleit- und Verkehrswegeplanung (zum Beispiel Schaffung
verkehrsberuhigter Gebiete bei Bestandsnutzungen), die sich an den Orientierungswerten fir die
stadtebauliche Planung ausrichten, kdnnen gesundheitsgefahrdende Belastungen und auch Larmkonflikte
von vornherein vermieden werden. Bestandteil der Planungen soll die Schaffung und Erhaltung
verkehrsberuhigter Gebiete sein. DarUber hinaus tragen verkehrslenkende MaBhahmen erheblich zur
Larmminderung bei.

Larm als Belastungsfaktor hat eine hohe gesundheitliche Relevanz. Laut Sondergutachten des Rates von
Sachverstandigen flir Umweltfragen (Deutscher Bundestag, Drucksache 14/2300) liegt der kritische Wert
fur erhebliche Belastigung bei Mittelungspegeln von 65 dB(A) (aul3en, tagstber). Dieser Wert sollte aus
Grunden des vorbeugenden Gesundheitsschutzes vor Wohngebauden nicht tUberschritten werden. Dies
entspricht auch den Empfehlungen der WHO. Oberhalb eines Gerauschpegels von 65 dB(A) steigt nach
medizinischen Erkenntnissen bei dauerhafter Exposition das Herzinfarktrisiko signifikant an. Bei
Mittelungspegeln Uber 55 dB(A) wahrend der Nacht ist ein ungestérter Nachtschlaf nicht mehr
gewahrleistet und es drohen ebenfalls gesundheitliche Beeintrachtigungen bei Langzeiteinwirkungen. So
steigt beispielsweise das Bluthochdruckrisiko.

Die gesetzlich vorgeschriebene Larmvorsorge nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz beim Neubau
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von StralBen kann allein die Probleme nicht I6sen. Ein grof8es Problem stellen viele bestehende StralRen dar,
fur die keine Immissionsrichtwerte greifen. Hier ist bei wachsendem Verkehr eine stetige Zunahme der
Belastung anzutreffen. Mit einer durchdachten Verkehrs- und baulichen Entwicklung in den Gemeinden
kann von vornherein Larmbelastung verhindert werden.

Larm beeintrachtigt nicht nur die Menschen, sondern auch larmempfindliche Tierarten. Besonders
larmempfindliche Arten enthalten die Artengruppen der Végel sowie der Gro3- und Mittelsduger. Durch die
Larmwirkungen kénnen Tiere in ihrem Verhalten beziehungsweise ihren Lebensweisen gestoért werden,
was zu Flucht- und Meidereaktionen fuhrt. AuBerdem kann die artspezifische Kommunikation
beeintrachtigt werden. Dabei kommt es zu einer Uberlagerung von Kommunikationssignalen durch Larm,
was zum Beispiel zu Beeintrachtigungen bei der Partneranlockung und Partnerwahl, bei der
Revierabgrenzung, der Kommunikation zwischen Jung- und Alttieren, der Feindwahrnehmung und so
weiter fihren kann. Anhaltender starker Larm kann zur vélligen Verdrangung larmempfindlicher Tiere aus
den beeintrachtigten Teilhabitaten (zum Beispiel Brutplatzen, Fortpflanzungsstatten, Nahrungshabitaten,
Ruhestatten, Rast-, Mauser- oder Uberwinterungsgebieten) fihren. Auch zeitlich begrenzter, impulsartiger
Larm wie zum Beispiel von Feuerwerken kann larmempfindlichen Tierarten schaden.
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Anlage
zu Karte A 1.5

Grofflachig naturnahe Waldkomplexe

Die folgenden grof3flachig naturnahen Waldkomplexe sind in der Karte A 1.5 dargestellt.

A) Gebiete mit Dominanz von Mischwaldkomplexen aus mesophilen Buchenwaldern,
Edellaubbaumwaldern und Linden-Hainbuchen-Eichenwaldern
Basaltberge der Oberlausitz mit anspruchsvollen Waldgesellschaften, wobei die heute naturnah
erscheinenden Edellaubbaum- und Hainbuchen-Eichenbestande teilweise durch historische
Waldnutzungen aus fruheren Buchenwaldern hervorgegangen sind.

Nr. 38 NSG Rotstein und Umgebung 37 ha
Nr. 39 NSG Landeskrone 53 ha
Nr. 42 Lébauer Berg 57 ha
B) Gebiete mit Dominanz von bodensauren Buchenwaldern

Hainsimsen-Buchenwalder und Fichten-Buchenwalder in montaner und hochmontaner Stufe;
vegetationskundlich eigenstandig sind planare Vorkommen in der DiUben-Dahlener Heide (Nr. 1,
11). Vergesellschaftung von Buchen- und Kiefernwaldern sowie hohe Anteile offener Felsbereiche
(> 15 %) auf Standortmosaiken des Sandsteins pragen die Waldgebiete im Zittauer Gebirge und in
der Sachsischen Schweiz (Nr. 53, 55).

Nr.1 Dubener Heide 6stlich von Séllichau 205 ha
Nr. 11 Dahlener Heide zwischen Lausa und Taura 96 ha
Nr. 18 NSG Dornreichenbacher Berg 6stlich von Wurzen 52 ha
Nr. 26 NSG Hohe Dubrau und Umgebung westlich von Niesky 160 ha
Nr. 30 Kénigshainer Berge 54 ha
Nr. 49 NSG Hengstberg und Umgebung 43 ha
Nr. 53 NLP Sachsische Schweiz 1575 ha
Nr. 55 Zittauer Gebirge

(mit NSG Jonsdorfer Felsenstadt) 269 ha
Nr. 56 Waldbereiche stidwestlich Schmiedeberg

(mit NSG Hofehlbel Barenfels) 67 ha
Nr. 57 Hirschsprung westlich Barenstein

(mit NSG Weicholdswald) 81 ha
Nr. 58 Hemmschuh bei Rehefeld-Zaunhaus

(mit NSG Hemmschuh) 89 ha
Nr. 59 Hangwalder der Zwickauer Mulde

(mit NSG Hartensteiner Wald) 189 ha
Nr. 60 Walder um Olbernhau

(mit NSG Rungstock, Hirschberg-Seiffener Grund) 515 ha
Nr. 61 Rauschenbachtal dstlich Neuhausen 205 ha
Nr. 63 Burkhardtswald bei Lauter 125 ha
Nr. 64 Buchen-Hangwalder bei Niederschmiedeberg 57 ha
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Nr. 66 Buchenwalder um Steinbach

(mit NSG Steinbach) 217 ha
Nr. 68 NSG Zweibach und Umgebung 94 ha
Q) Gebiete mit Dominanz von Mischwaldkomplexen aus Buchen- und Eichenwaldern

Meist Waldkomplexe an Steilhangen der hochkollinen und submontanen Stufe, die neben
bodensauren Hainsimsen-Buchenwaldern in hohem Anteil Farberginster-Traubeneichenwalder,
Linden-Hainbuchen-Traubeneichenwalder, Schluchtwalder oder Waldmeister-Buchenwalder
enthalten. Deutlich heben sich eichenreiche Bestande (Nr. 5) im nordostsachsischen Tiefland ab,
die Schattenblimchen-Buchenwaldern und Waldreitgras-Kiefern-Traubeneichenwaldern
zuzuordnen sind.

Nr. 4 Dubener Heide dstlich Roitzsch 108 ha
Nr.5 Oberer Park Bad Muskau, weitere Walder Richtung Sagar 132 ha
Nr. 23 Grimmaer Stadtwald, Bahrener Muldeschleife, NSG Débener Wald 238 ha
Nr. 24 Wermsdorfer Wald

(mit NSG An der Klosterwiese) 118 ha
Nr. 29 NSG SeuRlitzer Grund bei Diesbar-Seul3litz 129 ha

Nr. 33 Taler der Freiberger Mulde
(NSG Scheergrund, Hochweitzschener Wald, Kirstenmuhle-Schanzenbachtal, Eichberg,

Maylust, Staupenbachtal) 311 ha
Nr. 34 NSG GroRholz 35 ha
Nr. 35 Elbtalgebiet zwischen MeiRen und Dresden (mit NSG Elbleiten) 627 ha
Nr. 36 Hangwalder im L6Rnitzgrund nérdlich Radebeul 39 ha
Nr. 40 NSG PrieRnitz norddstlich von Frohburg 61 ha
Nr. 41 Buchenwalder im Hohwald nordéstlich und sidlich von Neustadt 489 ha
Nr. 45 Talhange von Freiberger Mulde zwischen Siebenlehn und Reinsberg 120 ha
Nr. 48 Elbhangwalder zwischen Dresden und Graupa (mit NSG Dresdner Elbtalhange) 365 ha
Nr. 50 NSG WeiReritztalhange und NSG Rabenauer Grund 435 ha
Nr. 51 Eichen- und Buchenwalder im NSG Windberg Freital 22 ha
Nr. 54 Hangwaldkomplexe an der Elbe bei Pirna und in den Flusssystemen von Muglitz und

Gottleuba

(mit NSG Spargriinde bei Dohna, Trebnitzgrund, Oelsen, Hochstein-Karlsleite, Muglitzhang

bei Schlottwitz,Mittleres Seidewitztal) 1927 ha
D) Gebiete mit Dominanz von Linden-Hainbuchen-Traubeneichenwaldern grundwasserferner

Standorte

Meist in ackerbaulich intensiv genutzten Regionen gelegen und deshalb heute nur noch relativ
selten groRflachig naturnah; oft an schwer bewirtschaftbaren Steilhangen.

Nr. 14 NSG Kleiner Berg Hohburg 48 ha
Nr. 22 Curtswald und Umgebung nordwestlich Grimma 86 ha
Nr. 28 Oberholz stdlich Leipzig 118 ha
Nr. 32 Tiergarten 6stlich von Colditz 80 ha
Nr. 37 NSG Georgewitzer Skala 40 ha
Nr. 43 NSG Streitwald und NSG Hinteres Stoéckigt 224 ha
Nr. 44 Hangwalder der Freiberger Mulde westlich Nossen 88 ha
Nr. 46 Hangwalder westlich Helbigsdorf-Blankenstein 58 ha
Nr. 47 Hangwalder bei Niederpesterwitz und Délzschen westlich Dresden 66 ha
Nr. 52 Hangwalder im Lockwitzgrund stdwestlich Dresden 85 ha
E) Gebiete mit Dominanz von Linden-Hainbuchen-Stieleichenwaldern malig vernasster Standorte

Uberwiegend im Hiigelland auf maRig vernassten Standorten, zum Teil in gréReren Auen (Nr. 15,
25), hier mit hdheren Anteilen an Traubenkirschen-Erlen-Eschenwaldern. Herauszuheben ist der
Kammereiforst (Nr. 9), der das landschaftstypische Standortgeflige gut reprasentiert. Beispielhaft
flr Auen sind die Bestande an der Réder.

Nr. 6 NSG Sprdde 6stlich Delitzsch 86 ha
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Nr. 9 Kammereiforst nordwestlich Eilenburg 135 ha
Nr. 13 ,Tannenwald” nérdlich Lindenthal 86 ha
Nr. 15 Réderaue bei Pulsen

(mit NSG Rdderauwald Zabeltitz) 187 ha
Nr. 17 Schulholz und Umgebung westlich Wurzen 71 ha
Nr. 21 Threnebruch und Schlangenwinkel bei Naunhof 105 ha
Nr. 25 NSG Auwald und Eisenberg Guttau und Umgebung 40 ha
Nr. 31 GrofSes Flrstenholz und Schildholz westlich Bad Lausick 62 ha
F) Gebiete mit Dominanz von Fichtenwaldern

In den oberen Lagen des Erzgebirges dominieren bei hohem Anteil mooriger Standorte Torfmoos-
Fichtenwalder, gefolgt von Moorkiefern-Moorgehdlzen und Fichten-Moorwaldern. Wollreitgras-
Fichtenwalder unvernasster Standorte treten dagegen kleinflachig, Waldversumpfungen nur lokal
auf. Planare Kiefern-Fichtenwalder auf Nassstandorten reprasentierte das vom Braunkohletagebau
betroffene Gebiet nahe WeiBwasser (Nr. 8). Da dieses dem Tagebau Nochten zum Opfer fallt,
wurde es bereits aus der Karte der gro3flachig naturnahen Waldkomplexe entfernt.

Nr. 8 Jagdschloss WeiBwasser und Umgebung 168 ha
Nr. 65 Kihnhaider Moorwaldkomplex (mit NSG Mothauser Heide) 293 ha
Nr. 67 Fichtenwalder bei Hammerbrucke

(mit NSG Am alten FloRgraben) 95 ha
G) Gebiete mit Dominanz von Auenwaldern

Insbesondere in Westsachsen noch groBflachig erhaltene Eichen-Ulmen-Auenwalder, bei
ausbleibender oder unzureichender Uberflutung teilweise im Ubergang zu Stieleichen-Hainbuchen-
Eichenwaldern. Weichholz-Auenwalder als Zeiger freier Flussdynamik sind kaum noch vorhanden.

Nr. 10 Lauch bei Thallwitz an der Mulde 71 ha
Nr. 12 Nordlicher Leipziger Auenwald

(mit NSG Burgaue, Luppeaue) 762 ha
Nr. 20 Sldlicher Leipziger Auenwald

(mit NSG Elster- und PleiSe-Auenwald) 301 ha
Nr. 27 Auenwald bei Zwenkau 110 ha
H) Gebiete mit Dominanz von Bruch- und Moorwaldern sowie Vegetationskomplexen waldfreier Moore

In Abhangigkeit von Trophie und Nassegrad entweder GroBseggen-Erlen-Bruchwalder oder
Komplexe aus offenen Zwischen- und Niedermooren sowie W aldkiefern- oder Moorbirken-
Moorwaldern. Erlen-Moorbirken-Bruchwalder sind selten.

Nr. 2 Muldeaue zwischen Tiefensee und Wellaune 49 ha
Nr. 3 Zadlitz-/Wildenhainer Bruch

(NSG Presseler Heidewald und Moorgebiet) 310 ha
Nr.7 NSG Gruna 56 ha
Nr. 16 NSG Dubringer Moor 771 ha
Nr. 19 Daubaner Wald westlich Férstgen 101 ha
1) Gebiete mit Dominanz von warmegepragten Hangwaldkomplexen aus Edelaubbaum-

Hangschuttwaldern und Eichenwaldern
Warmegepragte Steilhange auf Diabas, in denen Ahorn-Linden-Hangschuttwalder dominieren,
begleitet von Thermophilen Farberginster-Traubeneichenwaldern.

Nr. 62 Walder der WeilRen Elster
(mit NSG Triebtal, Elsterhang bei Rottis) 114 ha

Stand: 25. September 2012
Quelle: SCHMIDT et al. (2002): Potentielle Natlrliche Vegetation Sachsens mit Karte 1 : 200 000, Materialien
zu Naturschutz und Landschaftspflege 2002, S. 115 ff.

1 Hinweise:

e Eine Verletzung von Rechtsvorschriften gemaR § 12 Abs. 5 des Raumordnungsgesetzes (
ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom
31.Juli 2009 (BGBI. | S. 2585, 2617) geandert worden ist, und § 8 Abs. 2 SachsLPIG wird
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unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkiindung des
Landesentwicklungsplanes 2013 schriftlich gegenliber dem Sachsischen Staatsministerium des
Innern als oberste Raumordnungs- und Landesplanungsbehdrde unter Darlegung des die
Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

e Der Landesentwicklungsplan 2013 wird mit Begriindung, einschlieflich des Umweltberichts,
der zusammenfassenden Erklarung gemals § 11 Abs. 3 ROG und der Aufstellung der
Uberwachungsmalnahmen nach § 9 Abs. 4 Satz 1 ROG bei der obersten Raumordnungs- und
Landesplanungsbehdérde, der oberen Raumordnungsbehérde (Landesdirektion Sachsen), den
Regionalen Planungsverbanden, den Landkreisen und den Kreisfreien Stadten zu jedermanns
Einsicht bereitgehalten und unter der Adresse www.landesentwicklungsplan.sachsen.de in das
Internet eingestellt. Dort ist auch eine Liste mit den Adressen der Auslegungsstellen verflgbar.

e Der Landesentwicklungsplan besteht aus den textlichen und zeichnerischen Festlegungen -
den Zielen und Grundsatzen der Raumordnung. Die Begrindung ist nicht Gegenstand des
Landesentwicklungsplanes 2013, sondern diesem nur beigefligt.

2 (bei Z 6.3.4 und 6.3.5) Nach der Zweiten Verordnung des Sachsischen Staatsministerium fur
Kultus zur Anderung der Schulordnung Mittel- und Abendmittelschulen vom 20. Februar 2013
(SachsGVBI. S. 123) fUhren die Schulen der Schulart Mittelschule ab 1. August 2013 die
Bezeichnung Oberschule.

3 (bei Z 6.3.4) Aufgrund der zu erwartenden Veranderung des Ubergangsverhaltens von der
Grundschule zu den weiterfihrenden Schulen infolge der gednderten Bildungsempfehlung ist bis
einschlieBlich des Schuljahres 2014/2015 von Mitwirkungsentzigen bei Mittel-/Oberschulen gemaf
Landtagsbeschluss vom 15. Dezember 2010, Drucksache 5/4498 zu Drucksache 5/4251
(Schulmoratorium), abzusehen.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 31.08.2013 Seite 194 von 194


https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/332/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=15891

	Verordnung  der Sächsischen Staatsregierung  über den Landesentwicklungsplan Sachsen  (Landesentwicklungsplan 2013 – LEP 2013) 1
	§ 1  Landesentwicklungsplan
	§ 2  Inkrafttreten und Außerkrafttreten
	Anlage
	Landesentwicklungsplan 2013

	Einleitung
	I.  Leitbild für die Entwicklung des Freistaates Sachsen als Lebens-, Kultur- und Wirtschaftsraum
	II.  Neue Herausforderungen für die nachhaltige Raumentwicklung des Freistaates Sachsen
	III.  Ziele und Grundsätze der Raumordnung
	IV.  Zusammenfassende Erklärung zur Umweltprüfung des LEP 2013
	Verzeichnis der im Plan und im Landschaftsprogramm verwendeten Abkürzungen
	Glossar zu Fachbegriffen der Raumordnung
	Anhang A 1  zum Landesentwicklungsplan 2013
	Fachplanerische Inhalte des Landschaftsprogramms
	Literaturverzeichnis
	Karten
	Anlage   zu Karte A 1.5
	Großflächig naturnahe Waldkomplexe


